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Erſte Sitzung

verhandlungen
Die Landesſynode hat ihre Verhandlungen durch die von ihr beſtellte n Schriftführer und durch Stenographen aufzeichnenlaſſen . Hiernach erfolgte die nachſtehende Bearbeitung der Verhandlungen .

Die Landesſynode tagte im Bibelheim Bethanien in Langenſteinbach .

Erſte öffentliche Gitzung

Langenſteinbach , Montag , den 16 . Oktober 1950 , 16 Uhr .

Tagesordnung

Eröffnung der Synode durch den Herrn Präſidenten .

II .
Bekanntgabe der Entſchuldigungen .

III .
Bekanntgabe von Veränderungen im Beſtand der Synode .

*
Verpflichtung der neueintretenden Synodalen.

32
Anſprache des Herrn Landesbiſchof.

Bekanntgabe und Verteilung der Eingänge .

VII .
Ergänzung der Ausſchüſſe und des Büros der Synode .

VIII .
Geſchäftsordnung : Reden im Plenum vom Pult aus .

4
Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Abgeordneter Mondon ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident Dr. Umhauer : Meine verehrten Herren Syno⸗
dalen , liebe Brüder ! Was ich vorhin ſchon inoffiziell getan
habe, möchte ich hiermit offiziell wiederholen . Ich begrüße Sie

herzlich und freue mich , daß entgegen der Befürchtungen , die
ich vor Tiſch hatte , doch ſo viele von Ihnen wieder hierher
gefunden haben . Wir freuen uns , daß wir in dieſem ſchönen
Heim wieder einen Platz finden und danken dem Hauſe für
ſeineGaſtlichkeit.

Wir haben in dieſer Tagungsperiode ſehr wichtige Auf⸗
gaben , die insbeſondere auf finanziellem Gebiet liegen . Es
wäre äußerſt erwünſcht , daß wir bis am Freitag abend mit
unſeren Beratungen fertig würden . Wir hatten deshalb im
Alteſtenrat beſchloſſen , daß die Ausſchüſſe ihre Aufgaben
möglichſt heute Nachmittag noch nach Beendigung der

Plenarſitzung aufnehmen und morgen und übermorgen zu
Ende führen ſollten . Es war der Wunſch geäußert worden ,
daß die Beratungen des Hauptausſchuſſes und des Finanz⸗
ausſchuſſes nicht gleichzeitig ſein ſollten , damit möglichſt viele
der Synodalen auch an den Beratungen des Finanzaus⸗

ſchuſſes wenigſtens als Zuhörer teilnehmen könnten . Die
Herren Vorſitzenden der Ausſchüſſe werden miteinander hier⸗
wegen ins Benehmen treten

II .
Es wird hierauf die Anweſenheit der Mitglieder der Lan⸗

desſynode feſtgeſtellt . Infolge Krankheit oder anderweitiger
dienſtlicher Verpflichtungen haben ſich entſchuldigt die Syno⸗dalen Birk , Rudi , D. Dr . Schlink , Weber . ( Die SynodalenD. Dr . von Dietze , Heib , D. Dr . Ritter , Dr . Schlapper konn⸗
ten bei der erſten Sitzung nicht teilnehmen , ſind aber im Laufder Tagung eingetroffen . )

III .
Präſident Dr . Umhauer : Seit unſerer letzten Tagung ſind

folgende Veränderungen eingetreten : Herr Lic . Mülhaupt iſt
ausgeſchieden ; an ſeiner Stelle wurde Herr Dekan Dürr
gewählt . Herr Philipp Trautmann iſt gleichfalls zurück⸗
getreten ; an ſeiner Stelle iſt Herr Oberſtudiendirektor Eugen
Meyer gewählt worden . Herr Studienrat Uhl iſt zurückge⸗
treten ; an ſeine Stelle tritt Herr Oberſtudiendirektor
Dr . Friedrich Lampp . Anſtelle von Herrn Profeſſor D. Hup⸗
feld iſt Herr Profeſſor Dr . Hahn getreten ( Herr Profeſſor
D. Hupfeld nimmt als beratendes Mitglied an der Synode
teil ).

V .
Es erfolgt die Verpflichtung der neugewählten bzw. neu⸗

ernannten Synodalen Dürr , Dr . Hahn , Dr . Lampp , Meyer .

V.
Landesbiſchof D. Bender : Verehrte , liebe Brüder ! Laſſen

Sie mich zum Beginn unſerer Arbeit , wie ich es für meine
Pflicht halte , mit einigen kurzen Strichen die Lage unſerer
Kirche zeichnen . Ich kann es am beſten tun , indem ich auf
ſolche Vorgänge hinweiſe , die für das Leben unſerer evange⸗
liſchen Kirche von Bedeutung ſind .

Zu dieſen Vorgängen gehört die Bewegung der Theologie
der Gegenwart . Zwar ziehen Ereigniſſe wie der Kirchentag
von Eſſen und die Auseinanderſetzungen über die Fragen
um die Wiederaufrüſtung den Blick ſtärker auf ſich, aber dieſe
Dinge haben nur aktuellen Charakter . Was auf dem Gebiet
der Theologie geſchieht , geht in die Blutbahn der Kirche . Und
was geht hier vor ſich ? Ein großes Fragen , aber ein Fragen ,
das oft beängſtigend iſt , weil es eine Unſicherheit — oder
beſſer eine Ungewißheit über das Fundament des Glaubens
bekundet . Wenn Calvin mit ſeinem Satz : verbum basis fidei
est , d. h. „ das Wort iſt das Fundament des Glaubens “ wirk⸗
lich recht hat , und er hat recht , dann befindet ſich unſere
Theologie in einer Kriſis . Nicht als ob Chriſten keine Fragen
im Blick auf das Wort der Schrift hätten oder habendürften,
aber das Fragen deſſen , der glaubt , unterſcheidetſich ſpezifiſch
von dem Fragen deſſen , der nicht , noch nicht , nicht mehr
glauben kann . Der eine fragt , wie das Wort der Schrift in
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dieſem oder jenem Zug zu verſtehen ſei , der andere fragt ,
ob und was Wort Gottes überhaupt ſei , und ob wir nicht

bisher zu harmlos , zu naiv , vielleicht auch zu furchtſam dem

Wort der Schrift gegenübergeſtanden wären . Ehrliches Fra⸗

gen ſoll nicht verdächtigt werden . Ich weiß um das Gewicht
der Fragen , die uns mit der Geſchichtlichkeit der Offenbarung
aufgegeben ſind , d. h. die uns aufgegeben ſind mit der Tat⸗

ſache , daß unſer Glaube nicht auf religiöſen Ideen und

Idealen ruht , ſondern auf der Perſon Jeſu Chriſti , geboren
in Bethlehem , geſtorben in Jeruſalem und nach drei Tagen
aus ſeinem Grab auferſtanden , und auf dem Zeugnis , das

Menſchen — aber Menſchen getrieben vom hl. Geiſt — von

dieſem unſerem Herrn Jeſus Chriſtus gegeben haben . Aber

ebenſo muß in einer Kirche , die Chriſti Namen trägt , die

Verantwortung dafür vorhanden ſein , daß die theologiſche
Arbeit — um mit dem Apoſtel zu ſprechen , „ aus Glauben in

Glauben “ geſchieht und nicht „ außerhalb des Glaubens aus
dem Glauben hinaus “ . Wenn in einem jüngſt erſchienenen
Aufſatz über die Bedeutung der hiſtoriſch - kritiſchen Methode
am Schluſſe vorbeugend davor gewarnt wird , daß man den

kirchlichen Auswirkungen dieſer hiſtoriſch⸗kritiſchen Theologie
nicht mit dem Verdikt des Rationalismus und Liberalismus
oder gar dem Ruf nach einem Ketzergericht begegnen möchte ,

ſo möchte ich meinerſeits dazu einfach und deutlich ſagen : Die

Kirche ehrt die theologiſche Wiſſenſchaft , ſolange und ſofern

ſie Gottes Wort und ſeine gottſeligen Geheimniſſe ehrt und

nicht Sklavin eines diesſeitigen Wiſſenſchaftsbegriffes wird .
Die Kirche iſt ihren theologiſchen Lehrern , die ſie zur Selig⸗
keit weiſen , herzlich zugetan und dankbar , aber ſie kann und

darf ſich nicht einer Theologie ausliefern , die einreißt ſtatt
zu bauen . Wenn dieſer Standpunkt gleichgeſetzt werden ſollte
mit einer —ich zitiere — „ Simplifizierung durch Drängen
auf pietiſtiſche Erbaulichkeit “ , dann müßte die Kirche dieſen
Vorwurf lieber tragen als den , daß ſie Gottes Wort nicht
behalten hat . Gott bewahre uns davor , daß die Gemeinde

Jeſu Chriſti und die theologiſche Wiſſenſchaft nocheinmal ſo
auseinandertreten und gegeneinander geſtellt werden , wie das
im vergangenen Jahrhundert weithin der Fall war . Mehr
in dieſem Augenblick zu ſagen , iſt nicht nötig und auch nicht
möglich , ſolange die angekündigten „kirchlichen Auswirkun⸗

gen “ dieſer eben ſkizzierten Theologie nicht greifbarer hervor⸗
treten , d. h. ſolange nicht z. B. ein nach dieſen hiſtoriſch —
kritiſchen Grundſätzen und Erkenntniſſen revidierter Bibel⸗

text vorgelegt wird . Für uns alle aber iſt die innere Auf —
merkſamkeit gefordert , daß wir nicht im verbotenen Sinne

„richten “ und mit der Weitſchaft des Glaubens uns den

Fragen ſtellen , die an uns gerichtet werden , daß wir aber
einer Tyrannis der Problematik die Herrſchaft in uns und
in der Kirche um des einen wahren Herrn der Kirche willen
nicht verſtatten .

Von den kirchlichen Ereigniſſen muß an erſter Stelle der
Eſſener Kirchentag genannt werden . Allen Berichten von
Teilnehmern nach war dieſer Kirchentag eindrucksvoll , nicht
nur im Blick auf die ſtarke Teilnahme aus allen Kirchen —
gebieten des Weſtens — die Teilnahme aus der ruſſiſch
beſetzten Zone war infolge der Paßſchwierigkeiten faſt ganz
unterbunden . Es wurde auf dem Kirchentag gearbeitet . Es
iſt intereſſant zu ſehen , wie in den ſog. Arbeitsgemeinſchaften ,
denen einzelne Sachgebiete zur Bearbeitung aufgegeben
waren , neue Formen kirchlicher Beratung ſich bilden . Das

große Poſitivum dieſes Kirchentages , dem man mit manchen
Fragen entgegenſehen mußte , iſt wohl dieſes , daß er nicht zu
einem evangeliſchen Maſſenaufmarſch nach politiſchem
Muſter , ſondern zu einer Verſammlung der Gemeinde wurde ,
weil Gottes Wort im beherrſchenden Mittelpunkt geſtanden
hat . Wichtiger als die Entſchließungen zu den einzelnen
Unterthemen des Kirchentages , die eine ſpezifiſch evangeliſche
Konturierung nicht beſitzen , waren gewiß die perſönlichen

Anregungen zum Nachdenken über die heute bewegenden

Fragen , die die Teilnehmer empfangen haben .
Was unſere Kirche heute am ſtärkſten bewegt und bedroht ,

ſind die Fragen , die um die ſog . Remilitariſierung kreiſen .

Ich ſage , dieſe Frage bewegt nicht nur unſere Kirche , ſon —
dern bedroht ihre Einheit , denn über das vorſichtige und der

Schwere des Problems nach allen Seiten hin rechnung⸗

tragende Wort des Rates der ER D vom Auguſt d. J . hinaus

hat ein Kreis innerhalb der Bekennenden Kirche in einem

Brief an den Bundeskanzler und neuerdings in einem Auf⸗

ruf an die Gemeinden ſeine ablehnende Stellung gegen eine

Beteiligung an der militäriſchen Sicherung des Weſtens gegen
einen Angriff von Oſten bis hin zur Aufforderung zur
Kriegsdienſtverweigerung kundgetan . Außerdem hat Kirchen —

präſident Niemöller in einem offenen Brief an den Bundes⸗

kanzler dieſen zu einer Volksabſtimmung über die Frage der

Remilitariſierung reſp . zu einer Auflöſung und Neuwahl
des Bundestages aufgefordert .

Dazu möchte ich ſagen : Die Frage , ob die weſtdeutſche
Republik Anſpruch auf ſtaatliche Souveränität erheben kann

ohne die Bereitſchaft , ihren Staat gegebenenfalls gegen
Terror von außen oder innen zu ſchützen , iſt auf jeden Fall
eine ſchwere , weil beſonders für Weſtdeutſchland komplexe
Frage . Es iſt eine verſchiedene Entſcheidung in dieſer Frage
durchaus möglich , aber ich halte es nicht für möglich , die eine

Entſcheidung als Gehorſam gegen Gott , die andere als Un⸗

gehorſam gegen Gott anzuſehen . Dies letztere wäre nur mit
einer grundſätzlichen Ablehnung von ſtaatlicher Gewalt —

anwendung zu rechtfertigen . Eine ſolche Ablehnung iſt aber

durch Gottes Wort nicht zu begründen und würde , radikal

geübt , zur Auflöſung des Staates überhaupt führen .
Ich bedaure , daß durch die offenen Briefe von Kirchen⸗

präſident Niemöller und des vorhin erwähnten Kreiſes von

Pfarrern in unſerem Volk der Eindruck entſteht , als ob hier
die evangeliſche Kirche geſprochen hätte , und ich bedaure , daß
Kirchenpräſident Niemöller als Mitglied des Rates der EKD

nicht mit den Brüdern des Rates zuſammen eine Stellung⸗
nahme zu dieſer Frage geſucht hat . Wozu haben wir eine
EK und einen Rat der EKD , wenn in ſo ſchwierigen poli⸗
tiſchen Fragen einzelne ihren eigenen Weg gehen . Das wäre

doch nur dann geboten , wenn eine gemeinſame Urteilsbildung
nicht möglich wäre . So wird der Welt gegenüber das Bild
einer in einer ſo wichtigen Entſcheidung uneinigen evang .
Kirche geboten werden .

Durch die im Vordergrund ſtehende Auseinanderſetzung
über die politiſche Frage einer evangeliſchen Beteiligung
Deutſchlands am Schutze Weſteuropas droht die eigentlich
kirchliche Frage nach den Brüdern und Schweſtern in der
Oſtzone verdeckt zu werden . Die Not der Kirche drüben iſt
die Not des evangeliſchen Gewiſſens . Wer nicht von Herzen
das Weſen des Staates und Staatsregiments bejahen kann ,
iſt in die Gewiſſensnot geſtoßen , denn es iſt den Menſchen
drüben nicht erlaubt , zu ſchweigen , ſie müſſen reden und
wer nicht ſo redet , wie es der Staat meint , iſt Staatsfeind . Auf
die Frage , ob ein Chriſt heute noch mit unverletztem Gewiſſen
drüben Lehrer , Beamter , ja auch nur Schüler ſein kann ,
wurde mir mit Achſelzucken geantwortet . Tief bewegt hat
mich die Nachricht , daß Superintendent Ringhandt von See⸗
low in der Mark Brandenburg , ein tapferes Mitglied der
Bekennenden Kirche in der vergangenen Zeit vor 14 Tagen
abgeholt worden iſt , ſein Verbleib iſt unbekannt .

Es zeichnet ſich immer deutlicher die Kirchenpolitik der
SEd abz; ſie ähnelt völlig der des Nationalſozialismus und
der in Polen , Tſchechoſlowakei , Ungarn , Rumänien , Bul⸗
garien betriebenen Kirchenpolitik des kommuniſtiſchen Staa⸗
tes . Neuerdings haben die Regierungen vom Land Sachſen
und von Brandenburg verſucht , einen Keil in die Pfarrer⸗
ſchaft zu treiben . Nur verſchwindend wenige Pfarrer haben
ſich zum Vorſpann der SED gegen ihre Kirchenleitungen



machen laſſen . Offenbar trägt ſich der Staat mit der Abſicht ,
die Kirche zu „demokratiſieren “ , d. h. durch Neuwahl der
kirchlichen Körperſchaften die ihnen im Wege ſtehenden

jetzigen Kirchenleitungen „ wegwählen “ und mit progreſſiven
Chriſten beſetzen zu laſſen . Nachdem die politiſchen Wahlen
am 15. Oktober durchgeführt ſind , wird der Staat drüben
wohl mehr als bisher aus ſeinen Reſerven gegenüber der
Kirche heraustreten . Um ſo mehr wollen wir der Gemeinden
in der abgetrennten Zone gedenken und für ſie beten , daß
Gott ſie bewahre in der Lage , die wir hier im Weſten nicht
einmal ganz nachdenken können .

Zuletzt muß ich noch ein Wort über die katholiſche Kirche
ſagen . Wie Sie wohl alle wiſſen , wird der Papſt beim dies

jährigen Allerheiligenfeſt den neuen Glaubensſatz von der
leiblichen Himmelfahrt der Maria verkündigen . Dieſes neue
Dogma hat eine lange Vorgeſchichte , die bis ins ſechſte Jahr —
hundert zurückreicht . Es iſt dieſe Lehre innerhalb der katho
liſchen Kirche nicht unumſtritten , aber der römiſche Stuhl hat
die Fragen und Bedenken beiſeitegeſchoben . Was geſchieht am
30. Oktober dieſes Jahres , wenn das neue Dogma von der
leiblichen Himmelfahrt der Maria veröffentlicht wird ? Es
kommt damit jener Prozeß zum Abſchluß , durch den Maria
aus der Unterordnung unter Chriſtus in die Nebenordnung
neben Chriſtus gerückt wird . Wie Chriſtus ohne Sünde , weil
durch den hl. Geiſt empfangen , ſo iſt auch Maria , ſeine Mut⸗
ter, ſündlos empfangen worden , — hat die römiſche Kirche
1854 durch die Bulle „Deiparae virginis “ verkündigt . Wie
Chriſtus in ſeiner verklärten Geiſtlichkeit aufgenommen
wurde in die Herrlichkeit Gottes , ſo auch Maria —wird ſie jetzt
verkündigen. Damit ſchrumpft der Abſtand Marias von Gott
ſelbſt zu einem nicht mehr wahrnehmbaren zuſammen , vor
allem für die praktiſche Frömmigkeit . Dafür wird der Ab⸗

ſtand zur Wahrheit der Schrift hin noch weiter als bisher .
Es iſt aber wichtig , daß wir als Synode einer evangeliſchen

Kirche die Ablehnung dieſes neuen katholiſchen Dogmas nicht
nur ausſprechen , ſondern auch richtig begründen . Es liegt
dem Beſtreben , Maria aus der Sphäre der ſündigen Menſch⸗
heit heraus zu ſondern , das religiös verſtändliche Anliegen
zu Grunde , Chriſtus ſelbſt zu ehren . Es hat ja ein katho⸗

liſcher Theologe unſerer Tage es geradezu ausgeſprochen , daß
Mariologie eigentlich Chriſtologie ſei . Fällt nicht ein Schatten

auf Chriſtus , wenn ſeine Mutter in Sünden empfangen iſt

wie wir alle ? Gott breitet um Chriſtus nicht nur im Himmel ,
ſondern auch auf Erden den Mantel der Reinheit und Heilig⸗
keit. Darum iſt es ein Poſtulat der Ehre Chriſti , daß ſeine
Mutter an ſeiner Heiligkeit teilhabe , und es erfordert die

königliche Macht und Liebe des Sohnes , daß er auch das

lezte, ſeine Himmelfahrt mit der Mutter teile . Es ſoll — das

müſſen wir der römiſchen Kirche glauben — Maria kein

eigenes Licht beſitzen , aber über ſie ſoll die volle Glorie des

Sohnes ſtrahlen — zur Ehre des Sohnes .
Muß man , wie die katholiſche Schuldogmatik zu ſagen

pflegt, eine ſolch wirklich fromme Intenſion , muß , ja darf
man eine ſolche , wenn auch indirekte Ehrung Chriſti wirklich
ablehnen ? Ja , und nocheinmal ja . Gott fragt nicht nach
unſerem Ohpfer , ſondern nach dem Opfer , das er ſelber
gebracht hat . Gott fragt nicht nach den Gaben unſeres guten

Villens , ſondern nach den Gaben des Gehorſams . „ Gehorſam
iſt beſſer als ſelbſterwählte Opfer “ , und Chriſtus ſoll nicht ſo
geehrt werden , wie Menſchen es ſich, wenn auch mit noch

ſo gutgemeinten Gedanken , zurechtlegen , ſondern ſo, wie Er
es will . Nach dem Geſamtverſtändnis des Neuen Teſtaments
aber wird durch dieſe Nebenordnung Marias nicht Chriſtus
geehrt, ſondern im Gegenteil : es wird ihm ſein Ruhm , der
Heiland aller Menſchen zu ſein , genommen . Indem Maria

neben den Sohn erhöht wird , wird in Wahrheit Chriſtus er⸗
niedrigt . So lehrt uns das Zeugnis der Schrift , und das iſt

4 letzte zuſammenfaſſende Grund , den wir dieſem neuen
Dogma Roms entgegenhalten : durch dieſes Dogma wird die
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Geltung der Hl. Schrift beiſeitegeſchoben zugunſten einer

unkontrollierbaren Tradition und einer frommen Eigen⸗
mächtigkeit . Dieſes Dogma widerſpricht dem „sola gratia“ wie
es dem „sola scriptura “ widerſpricht , dem „allein aus Gnaden “
und der alleinigen Autorität der Hl. Schrift .

Es ſoll aber dieſer Bericht nicht enden mit dem Blick auf
die Nachbarkirche und ohne uns die Frage darzulegen , was

es für die Kirche der Reformation bedeutet , daß nach 400⸗

jährigem Zuſammenleben die römiſche Kirche dieſes Dogma
überhaupt verkündigen kann ? Es werden auf evangeliſcher

Seite für dieſes neue römiſche Dogma mancherlei Gründe
geſucht und gefunden werden , Gründe , die ſicherlich etwas
richtiges an ſich haben , z. B. daß die römiſche Kirche den
Graben zwiſchen ſich und allen anderen Kirchen noch breiter
machen müſſe , um allen ökumeniſchen Brückenſchlag unmög⸗
lich zu machen . Wir aber ſind durch dieſe Entwicklung des
katholiſchen Dogmas in Wirklichkeit tief gedemütigt . Hat das

reformatoriſche Zeugnis von der Alleinherrlichkeit Jeſu Chriſti
ſo wenig Glanz in den vergangenen vier Jahrhunderten be⸗
ſeſſen , hat es den katholiſchen Brüdern ſo wenig in die Augen
und ins Herz geſtrahlt , daß ſie dieſen Weg gehen konn⸗
ten ? Es wird gut ſein , wenn wir zu dem Verwerfungs⸗
urteil über die Lehre von der leiblichen Himmelfahrt , das

„Herr , erbarme dich über uns “ hinzufügen , über unſere
evangeliſche Kirche , über unſere evangeliſchen Pfarrer und
bitten : Laß doch Dein Licht auslöſchen nicht bei uns allhier

auf Erden , „ damit die evangeliſche Wahrheit ſtärker ſtrahle
und allen leuchte , die im Hauſe ſind “.

Präſident Dr . Umhauer : Wir danken dem Herrn Landes⸗

biſchof für ſeine außerordentlich intereſſanten Ausführungen .
( Auf Wunſch der Synodalen ſoll — wenn es zeitlich mög⸗

lich iſt — an einem Abend eine Ausſprache über die in dem

Referat des Herrn Landesbiſchof aufgeworfenen Fragen ſtatt⸗

finden . )
VI .

Der Präſident gibt die Eingänge und Vorlagen bekannt ,
die den einzelnen Ausſchüſſen überwieſen werden . Ein An⸗

trag Dr. Lampp , im Auftrag der Bezirksſynode Weinheim

geſtellt :
„ Das Ev. Diakoniſſenmutterhaus Frankenſtein / Schleſien

Wertheim Main⸗Reinhardshof erbittet von der Landes⸗

ſynode der Vereinigten Evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

die Bewilligung einer Kirchenkollekte für das Kirchenjahr
1950/51 “

wird , da es nicht Sache der Landesſynode iſt , Kirchenkollekten

zu bewilligen , ohne Diskuſſion dem Evang . Oberkirchenrat

überwieſen .
VII .

Anftelle von Studienrat Uhl wird Pfarrer Zitt zum

Schriftführer der Synode gewählt ( 1 Stimme dagegen , 1 Ent⸗

haltung ) .
In den Hauptausſchuß werden auf Vorſchlag des Alteſten⸗

rats gewählt anſtelle von Studienrat Uhl : Oberſtudien⸗

direktor Dr . Lampp , anſtelle von Pfarrer Lic . Mülhaupt :

Dekan Dürr , anſtelle von Prof . D. Hupfeld : Prof . Dr . Hahn .

Präſident Dr . Umhauer : Im Alteſtenrat wurde geltend
gemacht , es wäre insbeſondere gegenwärtig , wo es ſich um

Entlaſtung der Großſtadtgemeinden von den ſchweren Laſten ,

die der Krieg auf ihre Schultern gelegt hat , handelt, er⸗

wünſcht , wenn mehr Vertreter von Großſtadtgemeinden im FA

wären . Man hat gemeint , es wäre zweckmäßig , wenn von

Freiburg und Mannheim je ein weiterer Abgeordneter und

außerdem ein Vertreter von Pforzheim dazukämen . Herr
Bürgermeiſter Schneider als Vorſitzender des Ausſchuſſes
war leider nicht da, an ſeiner Stelle wirkte Herr Odenwald
als ſtellvertretender Vorſitzender mit . Ich weiß nicht, ob er

auch die Wünſche und Intenſionen des Herrn Bürgermeiſter

Schneider gekannt und entſprechend geltend gemacht hat .
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Jedenfalls hat der Alteſtenrat ſich damit einverſtanden er⸗
klärt . Ich wäre aber , bevor ich über eine Zuwahl abſtimmen
laſſe , dafür dankbar , wenn Herr Bürgermeiſter Schneider
ſeine Meinung äußern würde . ( Als neue Ausſchußmitglieder
werden genannt die Synodalen Kühlewein , Joeſt , Specht . )

Abgeordneter Schneider : Ich habe an und für ſich nichts
dagegen , weil ja eine Majoriſierung nicht ſtattfinden kann .
Ich finde es nur etwas eigenartig —ich bitte das zu ent⸗
ſchuldigen — daß man gerade jetzt , wo ein Sonderantrag
mit weitgehenden finanziellen Folgerungen ſeitens der Groß⸗
ſtadtgemeinden geſtellt wird , man eine Mehrheit der Groß —
ſtadtgemeinden zu ſchaffen ſucht . Ich perſönlich habe nichts
dagegen — wir werden das prüfen — wenn man dieſe drei
Mitglieder zuwählt , oder aber ſie werden in den Ausſchuß
als beratende Mitglieder gewählt ; das wäre vielleicht das
gegebene . Mir aber iſt jede Regelung gleich . Aber ich nehme
an , es wird nachher im Plenum entſchieden werden .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich habe ſelbſt auch nichts
dagegen . Es gilt für dieſen Ausſchuß dasſelbe wie fürs
Plenum . Es iſt nämlich verſchiedentlich von dieſen ſchwer
betroffenen Gemeinden die Zuſammenſtellung der Synode
kritiſiert worden mit ihrem Anteil von Land und Stadt . Ich
habe ſchon gefühlsmäßig gemeint , daß ein ſolches Bedenken
unnötig iſt . Und ich habe mir einmal einen überblick gemacht
über die zahlenmäßige Zuſammenſetzung . Ich habe ſie jetzt
nicht hier . Sie hat mich darin beſtärkt , daß, dieſes Bedenken
unnötig iſt .

Abgeordneter Schneider : Ich würde vorſchlagen , daß wir
es bei der jetzigen Zuſammenſetzung des Finanzausſchuſſes
belaſſen ; denn je größer um ſo ſchwieriger die Arbeit . — Wir
wollen aber von uns aus zu den Beratungen des Ausſchuſſes
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die drei Herren dazunehmen , im allgemeinen aber die Größe
des Ausſchuſſes laſſen .

Präſident Dr . Umhauer : Alſo ſind Sie der Meinung , die
drei Herren ſollen nur beratende , nicht beſchlußfähige Mit⸗
glieder Ihres Ausſchuſſes ſein .

Abgeordneter Schneider : Und nur zu dieſem jetzt vor⸗
liegenden Antrag .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Nur zu dieſem Antrag der Groß —
ſtadtgemeinden , bei beſonderer Berückſichtigung im Haushalt .

Der Vorſchlag des Abgeordneten Schneider wird zum An—
trag erhoben und gegen 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen
angenommen .

VIII .

Präſident Dr . Umhauer : Der Alteſtenrat war der Mei⸗

nung , wir ſollten grundſätzlich unſere Reden vom Redner —
pult aus halten , und zwar mit Rückſicht auf die Stenographen
und die Schriftführer , denen es ſonſt ſehr ſchwer fällt , die
Ausführungen feſtzuhalten , wenn aus irgend einer Ecke ge—
ſprochen wird . Der Alteſtenrat iſt auch der Meinung , daß
eine ſolche Maßnahme erzieheriſch wirke , inſofern ſich die
Redner präziſer und kürzer faſſen , ſo daß die Verhandlungen
weniger lange dauern , als wenn ſie in ein Hin - und Herreden
ausarten .

Der Präſident ſtellt feſt , daß der Wunſch des Alteſtenrats
einſtimmig gebilligt wird .

Nach kurzer Ausſprache ſtellt der Präſident feſt , daß die
Synodalen damit einverſtanden ſind , wenn die Steuerſynode
auf Donnerstag , den 19. Oktober angeſetzt wird .

Die Sitzung wird ſodann mit Gebet , das Pfarrer Specht
ſpricht , geſchloſſen .

Zweite öffentliche Gitzung

Langenſteinbach , Donnerstag , den 19. OSkttober 1950 , 9 Uuhr

Tagesordnung

Steuerſynode

Voranſchlag der Vereinigten Evangeliſch - proteſtantiſchen
Landeskirche Badens für die Rechnungsjahre 1951 , 1952 ,

und 1953 .

Berichterſtatter : Bürgermeiſter Schneider .

Präſident Dr . Umhauer : Die heutige Sitzung der Landes⸗
ſynode iſt gleichzeitig eine Sitzung der Steuerſynode . Ich er —
kläre ſie für eröffnet .

Abgeordneter Joeſt ſpricht das Eingangsgebet .
Präſident Dr . Umhauer : Ich begrüße die Herren Vertreter

der beiden Unterrichtsminiſterien , Herrn Miniſterialdirektor
Dr. Fleig und Herrn Oberregierungsrat Kiefer von Frei⸗
burg , Herrn Oberregierungsrat Silber und Herrn Landrat
Baer aus Karlsruhe . Wir erblicken in Ihrem Erſcheinen
nicht nur die Ausübung eines Ihnen geſetzlich zuſtehenden
Rechts , ſondern wir glauben , darin auch den Ausdruck Ihres
Intereſſes für unſere Arbeit erblicken zu dürfen . Seien Sie
uns herzlich willkommen !

Miniſterialdirektor Dr . Fleig : Herr Landesbiſchof ! Herr
Präſident ! Hohe Synode ! Als wir vor kurzem die Einladung
für hier bekamen , da ſchaute ich meinen Kollegen Kiefer in Frei⸗
burg groß an und ſagte ihm : Schon wieder ein Jahr vorbei !
Denn tatſächlich war unſere Teilnahme an der letztjährigen
Tagung ſo einprägſam geweſen , daß es mir iſt , wie wenn es
erſt kürzlich geweſen wäre . Es überſtürzen ſich ja allerdings

auch die Ereigniſſe . Aber es geht daraus doch hervor , wie
unter der Vielfalt alles deſſen , was auf uns einſtürmt , eine
ſolche Tagung für einen Eindruck uns hinterläßt . Nun iſt es
uns ja gerade innerſtes Anliegen , hier beiwohnen zu können ,
wo doch die Grundlage dafür wieder geſchaffen wird , daß
wir unſere Jugend , insbeſondere aber auch unſer ganzes Volk
auf dem Chriſtusweg halten . Und wenn heute die Steuer⸗
beratung ſtattfindet , ja , dann möchte ich doch an das Wort
des großen Heiligen Auguſtin von Hippo erinnern , der leider
zu Recht geſagt hat : „Nächſt der Gnade Gottes iſt nichts ſo
wichtig wie das Geld . “ Und wir müſſen auch hier natürlich
darum kämpfen , daß wir alle Mittel , auch alle materiellen
Mittel , zur Verfügung ſtellen können , um das höchſte Ziel ,
das wir auf Erden haben , zu verwirklichen , in allen unſeren
Herzen Chriſtus lebendig zu erhalten . In dieſem Sinne
unſere beſten Wünſche für den weiteren Erfolg !

Oberregierungsrat Silber : Herr Landesbiſchof ! Herr Prä⸗
ſident ! Hohe Synode ! Im Auftrag von Herrn Miniſterial⸗
direktor Pr . Franz danke ich Ihnen für die Einladung und
überbringe ſeine beſten Wünſche für den Verlauf Ihrer
Sitzung . Es iſt mir perſönlich eine hohe Freude , daß ich zum
erſten Mal auch in Ihrer Mitte weilen kann , und es iſt mir
ein Bedürfnis , hier dabei zu ſein ; denn nicht nur eine Pflicht
ruft uns hierher , ſondern das Bedürfnis mitzuhelfen , der
Kirche den Weg zu bereiten . Jeſus Chriſtus , der Eckſtein , an
dem ſich das Schickſal von jedem einzelnen , das Schickſal auch
unſeres ganzen Volkes entſcheidet . Es iſt eine Tragik , daß wir

zur Erfüllung unſerer Aufgaben , der geiſtlichen Aufgaben ,
auch des materiellen Gewandes bedürfen . Und ich wünſche



Ihnen , daß Sie hier in Ihren Beratungen den Weg finden ,

der den Weg auch frei macht für das Wirken des Geiſtes , auch

dort , wo das Materielle ihm entgegenſtehen will . Meine

beſten Wünſche auch für Ihre Beratungen !

Präſident Dr. Umhauer : Herr Miniſterialdirektor Dr . Fleig ,
Herr Oberregierungsrat Silber , ich danke Ihnen namens der

Landesſynode für die freundlichen Worte , die Sie uns und

unſerer Aufgabe gewidmet haben .

Laſſen Sie uns nun in die ordentliche Tagesordnung ein

treten . Es ſteht zur Verhandlung der Bericht des Finanzaus
ſchuſſes über den Haushaltsplan . Berichterſtatter Herr Bür

germeiſter Schneider . Ich bitte ihn , das Wort zu nehmen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Liebe Brüder !

Der vor uns liegende Voranſchlag trägt nach wie vor an ſich
die Merkmale der noch allgemein ungeklärten wirtſchaftlichen
Verhältniſſe wie auch der beſonderen Notlage , in der ſich die
Kirche befindet . Es kommt uns gerade an dieſen äußeren
materiellen Dingen immer wieder zum Bewußtſein , wie ſehr
unſer Stehen in der Welt unſicher und täglich bedroht iſt ,
während wir doch ſo gerne alles auf Jahrzehnte ſichern und
unterbauen möchten .

Es iſt ein geheimes Angeſprochenwerden von Gott her ,
wenn wir als „Ungeſichert “ im Leben ſtehen müſſen , ein An⸗
geſprochen⸗werden , welches uns zum täglichen „ Auf Gott
werfen der Sorgen und der Nöte “ ruft . Wer dieſes Ange —
ſprochenwerden in ſeinem perſönlichen Leben gehört hat und
im Gehorſam befolgt , erfährt das Wunder , daß er damit eine

viel größere Sicherheit , als Geld und Gut ſie bieten , emp⸗
fängt , und noch mehr als das , nämlich das Getroſtſein und
den Frieden des Herzens .

Auch die Kirche darf und ſoll dieſes Angeſprochenſein hören
und ſoll ihren Haushalt auch mit dem Wiſſen aufſtellen und
prüfen , daß auch für ihre finanzielle Grundlage das Ja von
Gott her kommen muß .

In unſeren Beratungen iſt nun mit Ernſt um eine klare
und gründliche Überprüfung gerungen worden . Die Aus⸗

gangspunkte waren mannigfach und oft aus örtlichen Ver —

hältniſſen beſtimmt . Ebenſo ſtark war aber auch die Erkennt⸗

nis der Geſamtlage , welche in ihrem ganzen Ernſt ſich in der
Tatſache eines Jahresdefizits in Höhe von rund 1,4 Mil⸗

lionen DM, das unſer Haushalt ausweiſt , ausdrückt .

Dieſes Defizit gab Anlaß , bei jeder einzelnen Ausgabe⸗
poſition zu prüfen, ob nicht eine Kürzung möglich wäre . Da⸗

hei mußte feſtgeſtellt werden , daß der allergrößte Teil der
Ausgaben in Gehalts⸗ , Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenen⸗

ungenbeſteht , die nicht mehr verkürzt werden können .

3 Opfer unſerer Bedienſteten der Landeskirche , die 6 “ ige
Gehaltskürzung , welche ſchon vor über Jahresfriſt bei Staats⸗
und Gemeindebeamten und Angeſtellten aufgehoben wurde ,

noch weiterhin zu verlangen , iſt einfach unmöglich . Der
Finanzausſchuß ſtimmte deshalb der vom Erw . Oberkirchen⸗
rat veranlaßten Aufhebung der Kürzung auch im Bereich der

Kirche ab 1. Oktober d. J . zu.
Die Einſparungsverſuche mußten ſich deshalb auf wenige

ondergebiete des kirchlichen Dienſtes beſchränken , wobei

55 ſehr enge Begrenzung ſichtbar wurde . 41 400
Männer⸗ und Frauenwerk und der Jugendarbeit

Aren das ganze Ergebnis , deſſen Auswirkung übrigens auf
dieſewichtigen Arbeitsgebiete ſich nicht überſehen läßt .

Gerade bei dieſen Poſitionen der kirchlichen Werke fand
eine grundſätzliche Ausſprache ſtatt , bei der das Problem
reie kirchliche Arbeit oder Verbeamtung ernſt und eingehend ,
Ia, wir wollen offen ſagen , auch mit gewiſſen Spannungen
erortert wurde . Es iſt keine Frage , daß bei all dem Dienſt

8 Werke das Ideal ſein muß , durch freiwillige ehrenamt —

lihs⸗
aus der Gemeinde herausgewachſene Kräfte den Dienſt

zu tun . Wir leben aber vielleicht noch alle aus der Vor⸗
ſtellung unſerer Jugendjahre , die uns in blühenden bün⸗
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5 Organiſationen Gemeinſchaft und chriſtliche Heimat
doten .

Nun aber einfach das wieder kopieren oder erzwingen zu
wollen , was damals war und möglich wurde , wäre derſelbe
Trugſchluß, wie wenn Politiker einfach wieder an 1933 an⸗
knüpfen wollten , als wäre inzwiſchen nichts geſchehen.

Evangeliſcher miſſionariſcher Dienſt und Gemeinſchaft bil⸗
dender Zuſammenſchluß hat heute andere äußere Voraus⸗
ſetzungen als damals . Das Zerſchlagenwerden ſo mancher
unſerer Organiſationen im Dritten Reich unterbrach die
natürliche Entwicklung des Mitarbeiternachwuchſes unſerer
kirchlichen Werke . Revolutionäre Übergangszeiten brauchen
notwendig eine klare zentral geſteuerte Ausrichtung der Ar⸗
beit . Die Umſtellung auf vermehrte freiwillige Mitarbeit
braucht Zeit und innere Entwicklung . Der FA beſchloß daher ,
die angeregten Kürzungen bei den Werken der Kirche erſt ab
1. 4. 1952 durchzuführen , dieſe aber jetzt ſchon den Werken
mitzuteilen , damit die Ubergangszeit zur Neugliederung und
zur Heranziehung freiwilliger Kräfte ausgenützt werden
kann .

Die Bauaufgaben im Bereich der Landeskirche waren vor
allen Dingen auf Grund eines Antrages der Städtekonferenz
der evang . Großſtadtgemeinden Gegenſtand eingehender hef⸗
tiger Debatten . Es wurde vor allen Dingen bemängelt , daß
die im Haushalt 1949/50 vorgeſehenen 500 000 DM Bau⸗

beihilfen nur zu knapp einem Drittel zur Auszahlung ge⸗
langten .

Als Begründung hierfür gab Herr OK Dr. Bürgy bekannt ,
daß die Kaſſenlage keine Vollausſchüttung geſtattet habe und

man bei der Entſcheidung : Gehälter oder Bauhilfe den
erſteren den Vorzug geben mußte . Die Anregung , den fehlen⸗
den Differenzbetrag bei ſpäterer beſſerer Kaſſenlage noch

nachzubezahlen , wurde angenommen . Die Bauhilfe mit jähr⸗
lich 500 000 DM bleibt auch weiterhin eingeſetzt . Sie kann

aber mit dieſem Betrag in keiner Weiſe auch nur den

dringendſten Baubedürfniſſen im Bereich der Landeskirche

genügen . Es wurde deshalb eingehend der Vorſchlag , 5 Mil⸗

lionen Kredit für Bauzwecke aufzunehmen , beſprochen und

gutgeheißen . Entſprechender Antrag an die Synode wird

vorgelegt .

Auch die Frage der Rücküberweiſungen an die Gemeinden

aus dem Einkommenſteueraufkommen wurde lebhaft disku⸗

tiert . Das ganze Problem bedarf einer eingehenden Über⸗

prüfung . Als vorläufige Verbeſſerungen für die Gemeinden

wurde empfohlen , im Falle von Überſchüſſen aus vermehrten

Steueraufkommen den Rückvergütungsſatz mit 25 “ bei den

Überſchüſſen anzunehmen ſtatt dem Durchſchnitt von 16,7 ?

bei der allgemeinen Überweiſung .

Die Frage des Steueraufkommens wurde eingehend be⸗
ſprochen . Wohl läßt die Entwicklung der allgemeinen Wirt⸗
ſchaftslage die Annahme zu, daß der Rückſchlag , welchendie
16 %ige Einkommenſteuerermäßigung ab 1. 1. d. J . auch uns
im laufenden Rechnungsjahr brachte , wieder ausgeglichen
werden kann . Es darf aber nicht überſehen werden , daß in

der allgemeinen Lohn⸗ und Sozialpolitik das Beſtreben z. Zt .

ſichtbar wird , ein höheres Lohnniveau zu erreichen , und vor

allen Dingen , daß auch die ſeit dem Jahre 1928 unverändert
gebliebenen Anſätze der Beamtenbeſoldung erhöht werden

ſollen . Dies würde angeſichts der Tatſache , daß der aller⸗
größte Teil der Ausgaben unſeres Haushaltes aus Gehältern ,
Ruhegehalts - und Hinterbliebenenbezügen beſteht, unſerem

Etat aufs neue eine ungeheure Belaſtung bringen und zwar

zu dem jetzt noch beſtehenden Defizit von rund 1,4 Millionen.
Dieſes Defizit kann auf die Dauer gewiſſensmäßig einfach
nicht mehr verantwortet werden . Der FA hat deshalb mit
großem Bedauern davon Kenntnis genommen , 88

Wunſch und Antrag der Herbſtſynode 1949, der OK
bei den zuſtändigen ſtaatlichen Stellen eine Erhöhung des
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Steuerfußes von 8 auf 10 %“ vorſchlagen und dort erwirken ,
von dieſen abgelehnt wurde . Ich habe laut Sitzungsprotokoll
bei der Beratung des letzten Voranſchlages unter Zuſtim⸗
mung der Hohen Synode vor einem Jahr folgendes aus—⸗

geführt :

„ Der Finanzausſchuß iſt der Auffaſſung , daß eine ge⸗
ordnete Haushaltplanung auf der Grundlage des jetzigen
Steuerfußes mit 8 v. H. nicht möglich iſt . . . Es muß doch
grundſätzlich heute ſchon die abſolute Notwendigkeit einer

Steuerfußerhöhung feſtgeſtellt werden , — ſagte ich vor
einem Jahr — wenn die Kirche ihre ſtets wachſenden Auf⸗
gaben nicht vernachläſſigen ſoll . Wir verkennen die Trag⸗
weite eines ſolchen Schrittes nicht , wenn auch darauf hin⸗
gewieſen werden muß , daß früher auch ſchon höhere Steuer —

ſätze beſtanden . — Und wir ſagten auch damals , und ich
darf es heute wiederum zu unſeren Gäſten von den ſtaat⸗
lichen Behörden ſagen — wir bitten beſonders die Herren
Staatsvertreter , die heute unter uns weilen , dafür Ver⸗

ſtändnis aufzubringen , daß gerade die Kirche in heutiger
Zeit mehr denn je ihre Arbeit tun muß , nicht nur in Frei⸗
heit , ſondern auch in beſcheiden geſicherter wirtſchaftlicher
Exiſtenz . Wenn die chriſtliche Botſchaft dem Volke ver⸗
kündigt , dem Kaiſer zu geben , was des Kaiſers iſt , dann
iſt wohl die Bitte an den Staat — ſeitens der Kirche —

nicht unbeſcheiden , auch die Fortſetzung dieſes Wortes
gelten zu laſſen , nämlich Gott zu geben , was Gottes iſt
und das dadurch zu praktizieren , daß der Staat wenigſtens
die Genehmigung gibt , daß die Glieder der Kirche dieſe
wirtſchaftlich tragen können . “

Dieſer damals gegebene eindringliche , offen und ehrlich
gemeinte Appell iſt leider unberückſichtigt geblieben . Die ſtaat⸗
lichen Behörden haben einen Antrag des Oberkirchenrats , den
Steuerfuß von 8 auf 10⸗%7 zu erhöhen , abgelehnt . Ja , man
iſt ſelbſt dem Begehren auf Wiederinkraftſetzung des Art . 13
des Ortskirchenſteuergeſetzes vom 30. 6. 1922 , das eine ganz
reale Wiedergutmachungsforderung iſt , nicht nachgekommen .
Damit es uns klar wird , worum es hier geht bei dieſer
Wiedergutmachungsforderung , möchte ich ebenfalls noch ein⸗
mal unſeren Antrag , den wir vor Jahresfriſt geſtellt haben ,
hier zur Verleſung und in Erinnerung bringen . Er lautete :

„ Die Landesſynode nahm mit Genugtuung Kenntnis
von dem Antrag des OK vom 26. 10. 1949 an die zuſtän⸗
digen ſtaatlichen Stellen von Nord - und Südbaden , den
Art . 13 des Ortskirchenſteuergeſetzes vom 30. 6. 1922 über
Erhebung der Bauſteuer von ſog. Ausmärkern , juriſtiſchen
Perſonen uſw . wieder in Kraft zu ſetzen .

Es handelt ſich dabei um eine eindeutige Wiedergut⸗
machungsforderung , da die ſeinerzeitige Aufhebung dieſes
Steuerartikels eine einſeitige , gegen die Kirche bewußt ge⸗
richtete Maßnahme des nationalſozialiſtiſchen Staates war
und dieſe Aufhebung ſ. Zt . auch offen damit begründet
wurde , daß er mit den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen
nicht in Einklang ſtehe .

Die Synode weiß um die wirtſchaftliche Not unſerer Ge⸗
meinden gerade zufolge ihrer notwendigen Bauaufgaben .
Sie erſucht die ſtaatlichen Stellen dringend um beſchleu⸗
nigte Wiederherſtellung des alten Rechtes und hat das Ver⸗
trauen , daß der heutige Staat dieſe berechtigte Wiedergut⸗
machungsforderung umgehend erfüllt . “

Man ſagt oft , man ſolle ſeine Rede nicht im voraus
machen , und ich habe mir vorhin , als Herr Miniſterialdirek⸗
tor Dr . Fleig ſprach , überlegt , ob ich dieſen Abſchnitt meines
Berichts noch verleſen ſoll . Aber es war ja gut , wenn man
ihn in Erinnerung rief . Nun möchte ich aber doch hinzufügen ,
daß auch ein ſehr gutes Wort geſprochen wurde , das es mir
erlaubt , meine Fortſetzung , die davon ſprach , daß unſer Ver —
trauen enttäuſcht worden iſt , ein wenig anders zu formu⸗

Sitzung

lieren . Sie haben , ſehr verehrter Herr Miniſterialdirektor ,
geſagt , nächſt der Gnade Gottes iſt nichts ſo wichtig als das
Geld . Dr . Fleig : Auguſtins Wort ! ) Der Gnade Gottes ge—
tröſten wir uns , aber wegen des Geldes wenden wir uns an

Sie , Herr Miniſterialdirektor !
Ich kann nicht eindringlich genug die Herren Staatsver⸗

treter auch heute noch einmal bitten , dieſe unſere dringend⸗
ſten Steueranliegen , — Erhöhung des Steuerfußes und

Wiedergutmachung durch Aufhebung der durch den naziſti⸗
ſchen Staat erfolgten Sperre des Art . 13 — ſich vor Augen
zu führen . Die Synode und das evangeliſche Kirchenvolk
wird an der Stellungnahme des Staates gegenüber dieſen
dringendſten Anliegen , die wir erneut ſtellen und erheben ,
das Intereſſe feſtſtellen , welches man unſerer evangeliſchen
Kirche entgegenbringt . Wir wollen dieſe Hilfe beſtimmt nicht ,
um Geld zu horten , ſondern um unſeren Haushalt in Ord —

nung zu bringen und der Kirche die wirtſchaftliche Grundlage
zu ihrer ja auch von Ihnen anerkannten wichtigen Arbeit zu

geben .
Wir bitten auch den Oberkirchenrat , mit allem Nachdruck

die Verhandlungen mit den ſtaatlichen Stellen weiterzu⸗
führen ; und wir bitten die Herren Staatsvertreter , in den

zuſtändigen Miniſterien ihrerſeits das Verſtändnis für unſere
Anträge zu wecken und eine baldige entgegenkommende Rege —
lung zu erwirken .

Es ſoll dann mit Dank vermerkt werden , daß durch den

Oberkirchenrat rechtzeitig der Haushaltvoranſchlag vorgelegt
wurde , d. h. in der Herbſtſeſſion der Synode vor Beginn des

Haushaltjahres am nachfolgenden 1. April . Das iſt eine Er⸗
ſcheinung , die man ſonſt ſehr ſelten , ſei es in Staat oder Ge⸗
meinde , findet . Über die Laufzeit des Haushalts wurde ein⸗
gehend beraten . Auch der FA wünſcht , daß baldmöglichſt die
in der Verfaſſung unſerer Bad . Landeskirche vorgeſehene drei —
jährige Friſt wieder eingeführt werden kann . Für dieſen
Haushaltsvoranſchlag war man aber der Meinung , daß der
noch ungeklärten wirtſchaftlichen Verhältniſſe wegen nur eine
zweijährige Laufzeit durch das Geſetz feſtgelegt werden ſoll
mit dem Hinweis , daß , falls keine weſentlichen Verände⸗

rungen in dieſen zwei Jahren eintreten , die Verlängerung
um 1 Jahr erfolgen ſoll .

Wir wünſchen und hoffen , daß der jetzt vorliegende Vor⸗
anſchlag der Übergang zu Zeiten einer geſicherteren Exiſtenz⸗
grundlage unſerer Kirche werden darf . So ſehr wir darum
wiſſen , daß letzten Endes auch die äußeren Dinge der Kirche
Gabe Gottes ſind , haben wir uns doch darum bemüht , nach
beſtem menſchlichen Ermeſſen die wirtſchaftlichen Grundlagen
entſprechend den heutigen Möglichkeiten zu ordnen , damit
die Kirche ihren Dienſt zum Segen unſeres Volkes tun kann .

( Auf Vorſchlag des Präſidenten unterbricht Abgeordneter
Schneider an dieſer Stelle den Bericht , um erſt ſpäter zu den
einzelnen Poſitionen des Haushaltplanes Stellung zu
nehmen . Der Präſident eröffnet die Generalausſprache . )

Abgeordneter Dr . Schmechel : Liebe Herren und Brüder !
Unſer Freund Schneider hat uns in ſeiner Berichterſtattung
einen guten Überblick über die Hauptfragen gegeben , die uns
bewegen im Blick auf den Voranſchlag , und ich kann mich
infolgedeſſen beſchränken auf die Herausſtellung einiger Ge⸗
ſichtspunkte , die zweckmäßig den Überlegungen über die
Einzelteile des Voranſchlags vorausgeſchickt werden . Bei der
Anführung oder Erläuterung dieſer Geſichtspunkte will ich
möglichſt wenig Zahlen bringen , aber einige Zahlen laſſen ſich
nicht vermeiden , um das klar darzuſtellen , um was es uns bei
dieſem erſten Punkt , den ich anführe , gegangen iſt . Sie er⸗
innern ſich gewiß daran , daß der Voranſchlag der Landes⸗
kirche 1949/50 abſchloß mit Mehrausgaben in Höhe von
1660 000 DM . Und Sie erinnern ſich daran , daß vor einem
Jahr und auch ſchon vorher ſehr ernſte Erwägungen an⸗
geſtellt wurden im Hinblick auf die kommende Steuerreform
und die damit verbundene Minderung der Steuereinkünfte .



Heute wiſſen wir , daß dieſe Sorge nur allzu berechtigt war .
Wir wiſſen durch den Finanzreferenten , daß allein in den
Monaten April / September 1950 eine Differenz , eine außer
ordentliche Differenz entſtanden iſt allein aus dem Unter

ſchied von Ablieferung der Finanzämter und Beſoldungs
aufwand , nämlich die außerordentliche Ziffer : ich will die

Zahl nennen — Beſoldungsaufwand 3 870 000 DM , Abliefe
rung der Finanzämter von April / September 2 197 000 DM ,
alſo ein Unterſchied von über 1 Million . Dazu die Mehr
ausgaben nach dem Voranſchlag mit 1660 000 DM , ins
geſamt alſo über 2,7 Millionen DM . Eine Kataſtrophe , nicht
wahr ! Gehälter wurden eingeſtellt , mußten eingeſtellt wer
den. Oder hat man eine große Anleihe aufgenommen ? oder
hat der Staat einen großen Überbrückungskredit gegeben , um
das zu vermeiden ? Nichts von alledem , gar nichts davon . Was
iſt geſchehen ? Der Fehlbetrag von 1949/50 von faſt 1,7 Mil
lionen DM hat ſich verwandelt in einen Uberſchuß von 11
Millionen DM, was eine Differenz von faſt 2,8 Millionen
DM ausmacht gegenüber den urſprünglichen Überlegungen .

Ein kurzer Blick auf dieſen Betrag iſt wichtig für unſere
Praxis bei der Haushaltsüberlegung . Nun müſſen wir gleich
ſagen : Es iſt ſelbſtverſtändlich keine Schande , wenn man vor⸗
ſichtig iſt in ſeinen Annahmen . Wie es auch gar keine Schande
iſt, wenn man ſagt , daß dieſer Überſchuß nicht ſo ganz von
ſelbſt entſtanden iſt , ſondern dadurch , daß Droſſelungen vor⸗
genommen wurden bei den Ausgaben in Höhe von 854 000
DM. Wobei unſererſeits dann geſagt wird : Das war ja
eigentlich unſer Wunſchtraum ; das iſt der Wunſchtraum jedes
Finanzausſchuſſes ! Droſſeln ! Wir haben nicht an 800 000 DM
gedacht, aber wenigſtens etwa 200 000 DM zu droſſeln , hat
uns vorgeſchwebt . Wir haben vorhin von unſerem Freunde

Schneider gehört , das gelinge faſt nie . Wer ſollte ſich nicht
freuen , daß es tatſächlich gelungen iſt , 854 000 DM zu droſ⸗
ſeln! Warum führe ich das an ? Ich tue es deswegen ſo aus⸗
führlich , weil ſich bei näherer Durchſicht doch herausſtellt , daß
das nicht ganz ſo gegangen iſt , wie wir uns das gedacht
haben und wie wir uns das vorſtellten , wenn wir hätten
droſſeln können . Es hat ſich nämlich ergeben , daß von dieſen
gedroſſelten 854000 DM leider faſt 400 000 DM Gelder ſind ,
die nach unſerer Meinung unter keinen Umſtänden hätten ge⸗
droſſelt werden dürfen . Es ſind nämlich faſt 400 000 DM evon
jenen Aufbaumitteln für die zerbombten Städte , von denen wir
glauben, daß ſie ein Herzſtück des ganzen Etats bilden . Denn
es iſt doch ſo: Der Punkt , an dem das ganze Elend unſerer

Zeit, die ganze Kataſtrophe des verlorenen Krieges , von dem
man immer ſagt , der Dreißigjährige Krieg ſei ein Kinder⸗

ſpiel dagegen, ſich konzentriert und ſichtbaren Ausdruck findet ,
das ſind unſere Trümmerkirchen und ⸗Pfarrhäuſer .

Und ausgerechnet an dem Punkt iſt nun gedroſſelt worden ,
ſo daß der Wiederaufbau völlig ſtockt . Man kann eben nicht
ſagen, das liegt an den Verhältniſſen , da war nichts zu

machen! Nun ich führe das nicht an , um zu ſagen , da hat der
Oberkirchenrat einen ganz großen Fehler gemacht ! Der Fehler
liegt auch bei uns , bei der Synode ! Wir hätten das früher
merken müſſen und uns nicht damit abfinden ſollen . Das ſind
eben die Verhältniſſe . Der Antrag des Städtetages , von dem
vorhin unſer Freund Schneider ſprach , betr . der Fünf⸗

millionenanleihe hat Bewegung in dieſe Lage gebracht , aber
esiſt doch ſo, daß die Schwierigkeit , langfriſtige Darlehens⸗
mittel zu erhalten , kein Grund hätte zu ſein brauchen , einen

ſolchen Antrag nicht auch ſchon früher zu ſtellen . Die Ge⸗
neinden haben ja darum erſucht . Wenn die Geldbeſchaffung
letzt aufgehört hat , ſo nicht deswegen , weil keine Darlehens⸗
mittel zu bekommen waren , ſondern weil Mannheim ſagte ,

mehr als eine Million DM und Pforzheim mehr als eine
halbe Million Dm können wir nicht aufnehmen , weil wir
leine Sicherheit mehr bieten können . Wir müſſen nun ſagen :
Zweifellos iſt dem Oberkirchenrat das Kompliment zu
machen , er iſt über dieſe ſchauerliche Situation außerordent⸗
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lich elegant hinweggekommen , aber mit einer Eleganz , die
einen Pferdefuß hat . Das iſt meine Meinung .

Ganz kurz noch ein Wort darüber , warum dieſer Wieder⸗
aufbau außerordentlich wichtig iſt . Könnte man nicht lang⸗ſam und

ſicher ſich den Möglichkeiten anpaſſen ? Warum muß
gebumpt ſein ? Können wir von dem, was uns übrig bleibt ,
nicht peu à peu die Sache machen ? — Das geht nicht . Die
Ruinen bleiben nicht ewig wiederaufbaufähig . Ich bin über⸗
zeugt , daß der Winter 1950/51 eine ausſchlaggebende Rolle
ſpielt , und daß im nächſten Frühjahr viel verloren ſein wird
von dem, was hätte gerettet werden können . Zwei weitere
Punkte : 1. Das Bauen war 1949/50 ſo günſtig , wie es nie⸗
mals wieder werden wird . Das wird uns noch zum Bewußt⸗
ſein kommen . Wir werden bereuen , daß wir nicht großzügiger
vorgelegt haben , wenn wir nun in pekuniäre Schwierigkeiten
beim Wiederaufbau kommen . 2. Man kann nicht von einer
wirklichen Aktivierung des kirchlichen Lebens ſprechen , wenn
dabei eben einkalkuliert werden muß , daß wir unter freiem
Himmel tagen müſſen , weil die Räume fehlen . Das geht
auf die Dauer nicht !

Wenn wir auf ſolche Dinge kommen , dann merken wir ,
daß uns etwas gefehlt hat , nämlich eine vorausſehende Pla⸗
nung . Das ſage ich nicht anklagend , ſondern ich ſtimme Ober⸗
kirchenrat Dr . Bürgy zu, daß das , was vielleicht bisher noch
entſchuldbar war , in Zukunft nicht mehr entſchuldbar ſein
wird . Es muß an eine größere Planung im Blick auf die
Voranſchlagsverhältniſſe gedacht werden . Ich ſtimme Ober⸗
kirchenrat Dr . Bürgy zu, wenn er ſagt : Unter allen Um⸗
ſtänden muß angefaßt werden : Anderung des Kirchenſteuer⸗
geſetzes und des Ortskirchenſteuergeſetzes . Dieſe ſind nicht in
Ordnung . Sie ſind zu einer ungünſtigen Zeit gemacht worden
und nicht ſo, wie ſie hätten gemacht werden müſſen . Es iſt
unbedingt erforderlich der Finanzausgleich zwiſchen Landes⸗
kirche und den Kirchengemeinden . Es iſt kein Menſch in der
Kirche heute mehr mit der gegenwärtigen Verteilung des
Aufkommens der Einkommenſteuer einverſtanden . Das muß
grundlegend angefaßt werden . Auch anſcheinend kleine Dinge ,
die doch von Wichtigkeit ſind : Die 47ige Verwaltungsgebühr ,
die dem Staat gegeben wird für die Erhebung der Kirchen⸗
ſteuer , kann zu einem erheblichen Teil eingeſpart werden
durch unmittelbare Abführung der Lohnkirchenſteuer an die

Landeskirchenſteuerkaſſe . Das muß vorbereitet werden , das

muß propagiert werden . Eine Vereinfachung des kirchlichen
Kaſſen - und Rechnungsweſens iſt ja ſchon im Gange . Dieſe
muß tatkräftig zu Ende geführt werden . Die ſyſtematiſche
Bearbeitung des Wiederaufbaus kirchlicher Gebäude erfordert
ja viel mehr Zeit , als bisher daran geſetzt werden konnte .
Die Bearbeitung der Kreditfrage nimmt eine ganz außer⸗
ordentliche Zeit in Anſpruch . Wenn heute geſagt wird , da

und da wäre Geld zu kriegen , warum habt ihr es nicht ge⸗
nommens , ſo iſt zu ſagen : Es wird überſehen , daß Zeit und
Einblick in die beſtimmten Verhältniſſe dazu gehören , die nicht
immer aufgebracht werden konnten . Alſo , ich bin ganz der
Meinung von Oberkirchenrat Bürgy , daß es höchſte Zeit iſt ,
die Dinge energiſch anzufaſſen . Ich kann ihn verſtehen , wenn

er ſagt , daß er ſich jedes Jahr mit einem neuen Voranſchlag
herumplagen muß und nun einen dreijährigenVoranſchlag
von uns genehmigt haben will . Freilich, ſo berechtigt dieſer

Wunſch iſt , es ſtehen auch dringende Gründe dem entgegen .
Ich ſchließe mich dem Berichterſtatter an, wenn ich ſage , die
Situation iſt noch reichlich unüberſichtlich , ſo daß man für
drei Jahre wohl noch nicht gut planen kann. Ich ſtehe W0
an zu ſagen , daß eben die Einbehaltung dieſer 400 000 DWM. ⸗

der Wiederaufbauhilfe doch ſo etwas wie böſesBlut gemacht
hat , obwohl dies eigentlich gar nicht berechtigt iſt ; denn wir

hätten das viel eher ſelber merken müſſen und uns wehren.
Es iſt nicht damit getan , daß wir uns iett entrüſten ——5
hin , Tatſache iſt , daß hier ein gewiſſes Mißtrauen 85 en

iſt , und ich glaube nicht , daß wir es anders machen können ,



—

—
—

8 Zweite Sitzung

als höchſtens eine zweijährige Laufzeit dem Voranſchlag

geben .
Aber ich darf meine Bemerkungen nicht zu weit aus⸗

dehnen . Ich möchte nur folgendes auf Grund dieſer Situa⸗

tion ſagen : Wir hätten in der Synode ruhig etwas aktiver

ſein können , wenn ich auch immer wieder die Entſchuldigung

höre , daß die Situation unüberſichtlich war , und daß es

heute leichter iſt , am 19. Oktober , als vor zwei Monaten .

Eine gewiſſe Planung und Vorſicht hätten wir haben können .

Zwei Punkte , die realiſierbar ſein könnten , ſehe ich. Ich

führe ſie nur als Beiſpiele an und nicht deshalb , daß man

auf ſie beſchränkt ſein ſollte —: Man ſollte in Ruhe weiter⸗

verfolgen den Weg , den wir im FA begonnen haben , indem

wir einmal uns mit den Fragen der Droſſelung der Aus⸗

gaben mehr befaſſen . Ich nenne das hervorragende Beiſpkel
des Oberkirchenrats , indem es ihm gelungen iſt , abgeſehen

von der Wiederaufbauhilfe 450600 DM einzuſparen . Wir

ſollten das noch einmal unter ſeiner Anleitung probieren
und unter der Anleitung früherer ſparſamer Jahrgänge .

Wir haben einen ſolchen herausgepickt , und zwar den

Jahrgang 1933 und haben ſehr brauchbare Ergebniſſe
gefunden , zum Beiſpiel : —ich will keine ermüdenden Zahlen

mehr nennen , ich will nur kurz antippen — im Jahre 1933

wurden im Voranſchlag vorgeſehen 5000 RM für Porto und

Fracht . Augenblicklich iſt dieſer Betrag nicht das Doppelte
10 000 DM , auch nicht das Dreifache ⸗15 000 DM oder

das Vierfache ⸗ 20 000 DM , ſondern das Fünffache ⸗

25000 DM . Vielleicht gibt es noch andere Poſitionen , die

man ſich einmal anſehen müßte , um feſtzuſtellen , ob viel⸗

leicht nicht irgendwo gedroſſelt werden könnte . Ich hörte , daß
unſer Freund Odenwald einen Antrag einbringen will ,

einen Rechnungsprüfungsausſchuß — ſo wird er es wohl ge⸗

nannt haben — von Fachleuten Odenwald , Ilzhöfer , Siegel

zu beſtimmen , um die Rechnungsergebniſſe und die Fonds⸗
rechnungen nachzuprüfen . Dieſe könnten bei der Gelegenheit

Einblick nehmen in dieſe Poſition , und vielleicht kommt auch

da etwas dabei heraus . Vielleicht iſt ſchon die Tatſache eines

ſolchen Prüfungsausſchuſſes geeignet , den Oberkirchenrat ,
die leitenden Herren , die ja ſicher guten Willens ſind , darin

zu unterſtützen . Die gute Abſicht allein genügt manchmal

nicht , eine entſprechende Handhabe muß eben auch da ſein .

Dann noch etwas über ein Schlagwort , das in der letzten

Zeit plötzlich unter uns umgegangen iſt . Sie ſehen es an den

Ausſprachen über die Werke in den vergangenen Jahren .

Dieſe Ausſprachen ſtanden alle unter der Überſchrift : Es iſt

doch — mit meinen Worten geſagt — großartig , daß wir

die Werke haben , daß es eine junge Front gibt , einen akti⸗

viſtiſchen Teil , die Kirche kommt in Schwung —ich drücke

mich einmal maſſiv aus — und plötzlich hat ſich ein Schlag⸗
wort eingeſtellt , das gar nichts mit dieſer Begeiſterung zu
tun hat : „ Aufblähung dor Werke “ . Nun iſt eine Beſinnung
im Gange , von der unſer Freund Schneider geſprochen hat :

Männerwerk , Jugendwerk , Frauenwerk . Es iſt zu überlegen ,
was an dieſem Schlagwort dran iſt . Dazu möchte ich kurz

»einiges ſagen . — Ich glaube , daß das noch in den allge⸗
meinen Teil der Debatte hineingehört . — Wenn wir uns

klar werden wollen , was iſt da zu ſparen , dann iſt es doch

ſo, es geht im letzten um die Frage : freie kirchliche Tätigkeit
oder ſchlagwortmäßig ausgedrückt „ Verbeamtung “ . Wir ſind
uns alle darin einig , wir brauchen ſo etwas wie eine Anreger⸗

tätigkeit der Werke , wir brauchen einen aktiven Mobiliſie⸗

rungstrupp , der vor dem Gros , das ein bißchen ſchwerfällig

iſt , oder vor der noch ſchwerfälligeren Nachhut —das gibt es

ja auch im kirchlichen Leben — aktiv vorſtößt , die ſchnellen

Einheiten gegenüber dem Heeresgros , vielleicht Panzer⸗

truppen in der Kraft des Glaubens .

Aber nun wiſſen wir alle , daß ja auch eine Befürchtung

Platz greift , nämlich , daß die Stäbe zu ſtark anwachſen . Es

ſind manchmal mit einem Mal große Stäbe da. Dieſe Gefahr

wird geſehen , und ſie iſt vielleicht nicht ganz von der Hand

zu weiſen . Alſo , wir müſſen ganz ehrlich überprüfen , nach⸗

dem dieſe Sache einige Jahre im Schwung iſt — im Jahre

1946 war es ein Fünftel , dann zwei Fünftel , jetzt iſt es fünf

mal ſo viel im Stab — ob der Apparat nicht etwas zu ſtark

angewachſen iſt , ob nicht zuviel Stenotypiſtinnen da ſind .

Überall , wo die Zahl der Stenotypiſtinnen anwächſt , lauert

die Gefahr . Das ſollte man nun aber nicht im Affekt machen ,

das ſollte man in Ruhe überdenken und nicht einer vor⸗

ſchnellen Stimmung nachgeben . Der Berichterſtatter hat das

beſondere Verdienſt , daß er uns im Finanzausſchuß in

ruhiger , ſachlicher Weiſe geführt hat . Wir werden das in

den Werken jetzt betreiben , beſonders auch unter dem Ein⸗

druck von Eſſen , wo uns deutlich geworden iſt , der Wille zur
Mitarbeit bei Laien iſt da, er muß nur richtig gelenkt

werden .
Damit bin ich am Schluß . Es iſt ein ganz wichtiger Punkt ,

daß wir erkennen , es iſt der Wille zur Mitarbeit da, wenn

dieſer Wille richtig gelenkt wird . Darin ſcheint mir das

Hauptproblem der Pfarrerarbeit und der kirchlichen Arbeit

zu liegen , daß es gelingt , Pfarrer und hauptamtliche Mit⸗

arbeiter in den richtigen Kontakt und die richtige Zuſammen⸗

arbeit mit den nebenamtlichen , ehrenamtlichen Mitarbeitern

zu bringen . Das Entſcheidende iſt wohl , daß irgendwelche
Aktivität auch z. B. im Männerwerk keinen Sinn hat , wenn

es nicht gelingt , die Pfarrer mit einzubeziehen . Jede Männer⸗

woche und wenn ſie noch ſo groß aufgezogen iſt , iſt zum

Scheitern verurteilt , wenn die Arbeit nicht geſchehen iſt in

Tuchfühlung mit dem Pfarrer . Wir haben kürzlich wieder

etwas gehört , wo ſich das gezeigt haben könnte . Es muß bei

den Laien und den Pfarrern innerſtes Anliegen ſein , zu

dieſer engen Zuſammenarbeit zu kommen .

Wir haben uns ſehr freundlich , mitunter auch ſehr heftig
und impulſiv unterhalten im Finanzausſchuß . Ich glaube

aber , wir haben im großen und ganzen die Linie dabei ge⸗

wahrt , die ich für unerläßlich halte , die in abgeänderter Form

hier für die Synode gilt wie für Männerwerk , Frauenwerk
und Jugendwerk , daß bei aller nüchternen Kritik , die not⸗

wendig iſt , eben nicht bloß aus Oppoſition geredet und ver⸗

handelt wird , ſondern daß wieder in gegenſeitigem Vertrauen

gearbeitet wird , indem dabei einkalkuliert wird , daß nicht

bloß der andere ſchuld iſt , ſondern ich vielleicht auch mit

ſchuld bin , und daß ich mich bemühe , in ein Geſpräch mit ihm

zu kommen .
Ich könnte mir denken , wenn das beachtet wird , was ich

verſucht habe darzulegen , daß es dann auch gelingt , der

ſchweren Fragen Herr zu werden , die vor uns ſtehen , und daß
es dann auch gelingt , uns die Freude an der Arbeit im

Finanzausſchuß und in der Synode an den Voranſchlags⸗

beratungen zu erhalten .
Abgeordneter Dr . Uhrig : Liebe Herren und Brüder ! Fürch⸗

ten Sie nicht , daß ich Ihre Aufmerkſamkeit zu lange in An⸗

ſpruch nehmen muß . Aber es ſcheint mir nötig , daß auch

Nichtmitglieder des Finanzausſchuſſes zu Wort kommen . Sie

wiſſen , ich gehöre dem Hauptausſchuß an , aber was im

Finanzausſchuß behandelt worden iſt , das bedarf doch auch
der Unterſtützung , der Kräftigung , der Stellungnahme der

Synode . Man könnte ja nun ſagen , beim Finanzausſchuß
war alles in beſter Ordnung , der FA war hervorragend ge—
leitet . Ich glaube , Sie zeihen mich keiner Indiskretion , Herr

Präſident , wenn ich hier ſage , geſtern haben der Präſident
und ich uns dahin geeinigt , daß der FA mit ganz bewunders —
werter Geſchicklichkeit geleitet worden iſt , daß wir es aber

nicht nur der Erfahrung zuſchreiben , die unſer Bruder

Schneider hat , es auch nicht auf das Konto Routine ſetzen ,
ſondern daß wir — und das begründet unſer Vertrauen , das
wir zu ihm haben —feſtſtellen dürfen , er hat nun in der

Kenntnis und in der ſachlichen reifen Abgewogenheit des Ur⸗
teils über das kirchliche Leben und über das , was kirchlich



möglich iſt, dieſe Verhandlung geleitet und iſt ſtets Herr der

Lage geweſen ; auch wo ein kleines Flämmlein züngeln wollte ,
hat er es raſch ausgepatſcht . Wir danken ihm . Ich darf als
einer , der nicht dem Finanzausſchuß angehört , das ſagen ,
ein Dank an den Vorſitzenden iſt im FA nicht ausgeſprochen
worden . Ich glaube , vielleicht wäre das auch eine ganz gute
Übung, aber , wenn ich mich recht entſinne , haben wir es
geſtern Abend im Hauptausſchuß um 10 Uhr auch vergeſſen .
Das ſei übrigens an dieſer Stelle hiermit nachgeholt .

Die Außerungen unſeres Freundes Schmechel würden mich
auch auf den Plan gerufen haben . Ich bin ihm dankbar , daß
er ſich zum Mund der Städte - Konferenz gemacht hat ; denn
aus ſeinem Munde iſt es mir möglich zu hören , was die
Städte⸗Konferenz hier vorbringt . Es war nicht immer ſo, daß
ich auf das, was die Städte⸗Konferenz in unſerer Landeskirche
ſagte, gut hören konnte . Es iſt mir oft ſehr ſchwer gefallen .
Und man darf vielleicht auch daran erinnern , daß aus dem
Kreiſe der Städte⸗Konferenz vor 20 —30 Jahren die Sache
ſo dargeſtellt worden iſt : Landeskirche , das ſind wir . Wir
zahlen 50, 70 oder noch mehr Prozent Landeskirchenſteuer . Es
iſt auch einmal 1919 das böſe Wort gefallen von dem Paga
nismus auf dem Lande . Das ſteckt mir noch in der Erinne
rung als einem , der an dem Leben der Landeskirche ſchon

ſeit langem inneren Anteil nimmt . Und darum bin ich froh ,
daß das, was die Städte⸗Konferenz nun forderte , von un
ſerem Freund Schmechel hier vertreten worden iſt .

Ich kann nicht ſagen , daß ich den Überſchuß des Rechnungs
jahres 1949/50 begrüße . Ich möchte allerdings auch nicht
ſagen, ich bedaure ihn ; denn wo wären wir , wenn nicht dieſer
Überſchuß damals erwirkt worden wäre . Es iſt Ihnen eben
geſagt worden , 2 Millionen etwa fehlen , klaffen zwiſchen den
Bedürfniſſen der Landeskirche vom 1. April bis zum heutigen
Tage und dem wahren Einkommen . Der Herr Oberkirchenrat
Bürgy , wo wäre er, wenn er dieſen Überſchuß nicht erzielt
hätte . Ich kann alſo nicht ſagen , ich bedaure es. Ich habe

allerdings das zu ſagen , man müßte es, wenn es nicht — ich
möchte ſagen — providentiell ſo gekommen wäre , tatſächlich
bedauern; denn zweifellos ſind Abſtriche , Droſſelungen , ſehr
tarker Art vorgenommen worden und gewiß nicht immer an
Dingen , wo wir es ohne weiteres ruhigen Herzens das
konnte ja vielleicht überhaupt nicht in Frage kommen — hin

s iſt doch ſo, daß der Voranſchlag ſcharf durch —nehmen. E
geprüft worden iſt . Das Ergebnis war , daß für das kom⸗
mende Jahr keine Abſtriche möglich ſind. So iſt doch die Lage ,
auch wenn 1952/53 110 000 DM wegfallen , knapp 107 , nein
8 der Lücke, die klafft . Es iſt ein Fehlbetrag in unſerem
Haushalt .

Ich muß auf die Ausführungen unſeres Freundes Schnei —
der zurückkommen über die Wünſche , die wir an den Staat
haben. Der Fehlbetrag iſt da, und ein ſorgſamer Hausvater
hat rechtzeitig dafür zu ſorgen , daß er befeitigt wird . Eine
andere Möglichkeit als die , daß uns die Erhöhung des Steuer
ſußes geſtattet wird , ſehe ich nicht , und — ich bin in voller
Übereinſtimmung mit Ihnen , Herr Bürgermeiſter — die
Sache iſt doch die, im Dritten Reich hat man Ortskirchen⸗
ſteuer und Landeskirchenſteuer in einen Topf geworfen . Zweck
derUbung war Herabſetzung der Steuer , des Steuerfußes ,
Beſchränkung der Kirche auch auf dem finanziellen Gebiet .
Wir haben dann noch das Glück der Finanzabteilung ge
noſſen , und dann kommt die Steuergeſetzgebung von 1946
hinzu. Dieſe Steuergeſetzgebung , die ja nicht vom Staat er⸗
laſſen worden iſt , die hat natürlich wiederum zu einer Herab —
etzung des Kirchenſteuerfußes geführt ; denn die Steuerſätze
waren o exorbinat hoch, daß die Kirche nun natürlich weſent —
lich herabgehen mußte . Aber die Steuerfeſtſetzung iſt ja nun
uns wieder übergeben , und die ſtaatlichen Sätze ſind einiger —
maßen herabgemindert . Jetzt muß der Kirche die Freiheit
wieder gegeben werden auf finanziellem Gebiet , deren ſie
bedarf und die zweifellos auch der Staat ihr gewähren will .
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DerSteuerfuß muß erhöht werden , und wenn eine Zeitlang
wohl hauptſächlich wirtſchaftliche Bedenken im Blick auf die
Geſamtwirtſchaft unſeres deutſchen Volkes dagegen geſtanden
ha ben mögen , ſo iſt doch andererſeits zu ſagen , unſere Landes⸗

kirche muß mit der Trümmerbereinigung beginnen , der
Trummer , die aus den letzten Jahren ſtammen , vor dem
Krieg , während des Krieges — ich meine nicht die Trümmer ,
die in unſeren Großſtädten liegen , ſondern die Trümmer im
geſamten Kirchengebiet im übertragenen Sinn — und dieſe
Trümmerbereinigung muß nun eben der Kirche ermöglicht
werden . Darum ergeht die herzliche Bitte an den Staat , die
geſamten wirtſchaftspolitiſchen Bedenken nach Möglichkeit
zurückzuſtellen . Es wird ja auch ſo ſein , wenn auf dem Ge⸗
biet der Kirche die Ordnung wieder herrſcht , die in finan⸗
zieller Hinſicht herrſchen muß , daß dann eben auch ein Stück
zur Konſolidierung des geſamten Lebens unſeres Volkes ge⸗
leiſtet iſt . Wenn wir feſtſtellen , die Schwierigkeiten auf finan⸗
ziellem Gebiet liegen vor allem darin begründet , daß wir
noch nicht den Steuerfuß haben , den wir brauchen , ſo iſt da⸗
mit ſchon ein weſentlicher Punkt gegeben , insbeſondere auch
für unſere Großſtadtgemeinden , der ihnen erklärt , warum
die Landeskirche ihnen nicht mehr geben kann , als das der
Fall iſt und als ſie wünſchen .

Ich habe ſchon davon geſprochen , daß ich ſehr mißtrauiſch
bin —oder war , will ich ſagen — gegen das , was die Städte⸗
Konferenz uns gelegentlich zu bieten wußte . Das hängt wohl
auch damit zuſammen , daß hier von Rechten der Kirche die
Rede war . Ich kann nicht zugeben , daß es Rechte in der
Kirche gibt ! — Es gibt die Ordnung des Rechts ! — Ja !
Gewiß , und es iſt ganz klar , daß alles , was in der Kirche
geſchieht , in Ordnung zu geſchehen hat ; aber darauf kommt es
eben an ! Es darf nicht ſo ſein , daß etwa die Synode erklärt ,
„ wir haben die oberſte Macht , wir haben die letzte Entſchei⸗
dung “ . Wir haben einen Dienſt zu leiſten .

Liebe Konſynodalen ! Wir wollen der Kirche den Dienſt
leiſten , den ſie von uns zu fordern hat . Gewaltentrennung in
der Kirche ? Nein ! Aber Ordnung ! Wir haben auch den Aus⸗
druck Verfaſſung durch „ Grundordnung “ erſetzt . Das iſt kein
Wortſpiel , ſondern hat ſeinen tiefen Sinn . Es iſt damit , daß
ich ſage , Rechte gibt es nicht , vielleicht auch ſchon klar ge—
worden , daß ich anders denke in Bezug auf die bisher zum
Ausdruck gebrachten Meinungen in der Frage des vorläu —
figen kirchlichen Geſetzes zur Aufhebung der ſechsprozentigen
Kürzung . Der Beſchluß der Synode , daß im Herbſt , alſo in
dieſem Herbſt , die Synode wieder entſcheiden wolle , ob die

Kürzung wieder aufgehoben werden könne , hatte doch
nicht ihre Spitze gegen den Oberkirchenrat . Hier iſt nicht
unterſagt , dieſe Kürzung aufzuheben , wenn es möglich iſt ,
ſondern es ſollte bloß den Beamten und Angeſtellten , die an
die Synode herangetreten ſind , die Verſicherung gegeben
werden : Ihre Anliegen ſtehen bei uns in guter Erinnerung,
wir werden ſeinerzeit darauf zurückkommen . Es ſollte nicht
ausgeſchloſſen ſein nach meiner Meinung — und ich habe zwei
Mitglieder des Erweiterten Oberkirchenrats geſprochen, die

mir darin beipflichteten — daß der Erw . Oberkirchenrat ,
wenn er die Mittel dazu hat , den Beamten und Augeſtellten
die 605 wieder geben ſoll . Ich möchte ſagen , die Mitglieder
des Erw . Oberkirchenrats haben ja dieſem Beſchluß, ſoweit

ich unterrichtet bin , alle zugeſtimmt . Das ſynodale Element
war vertreten . Und die ſynodalen Mitglieder ſind zweifellos

auch bereit , die Verantwortung für dieſenBeſchluß zu tra⸗
gen . Sie iſt auch leicht zu tragen , denn es ging nicht um die
Tatſache ſelbſt , ſondern nur um die Frage des Zeitpunktes .

Ich hoffe , daß etwaige Differenzen, die hier entſtehen könn⸗

ten , im Keime erſtickt werden können, durch
die ich geſtern im Privatgeſpräch gab , Herrn Oberkirchenra
Dr Bürgy zu veranlaſſen , in dringenden Fällen den Finanz⸗

8 Karlsruhe zu rufen . Es hat natürlich nachausſchuß nach Karlsruhe zu ruf s h 5
meiner Meinung keinen Sinn gehabt , im Auguſt die Finanz⸗
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kommiſſion nach Karlsruhe zu rufen , um die 67ige Kürzung

aufheben zu laſſen . Die ſynodalen Mitglieder des Oberkirchen —
rats genügen nach meinem Ermeſſen dafür . Ich ſehe alſo hier
keinen Kompetenzkonflikt und möchte ſagen : Ich bin dem

Erw . Oberkirchenrat dankbar , daß er ſo gehandelt hat .
Das Hauptanliegen der Städte - Konferenz , das bejahe ich

durchaus . Es iſt der Wiederaufbau der Kirchen . Ich möchte

jetzt noch etwas ſagen , was ich aus Ihrem Munde gerne ge—
hört hätte , Freund Schmechel . Der Hauptgrund liegt mit

darin , daß wir den Großſtadtgemeinden das Evangelium

ſchuldig ſind und daß in der Tat eine Gottesdienſtſtätte , die

ihre Mängel hat , nicht genügt . Ich denke da an die Säle und

Barackenkirchen und was es ſonſt noch gibt , ich kenne ſie von

Karlsruhe ( Zuruf : die überhaupt fehlen ) — das iſt ein furcht⸗
barer Notbehelf . Es handelt ſich darum , daß wirklich die

Kirche den Auftrag hat , auch unſere Landeskirche , möglichſt

ſchnell zu bauen . Und nun , die finanziellen Möglichkeiten ſind

beſchränkt . Die 500 000 DM eim jährlichen Voranſchlag ſind
ein Tropfen auf einen heißen Stein . Auch dieſe 5⸗Millionen⸗

Anleihe , die wir nachher beſchließen werden , iſt es nicht min⸗

der , obwohl wir ſie ja noch gar nicht haben . Wir haben ſie

noch nicht , und es iſt noch keineswegs ausgemacht , wir ſind

nicht zu ſehr Optimiſten , daß wir ſie kriegen . Hoffen wir es.

Und nun darf ich noch ein ganz kurzes Wort ſagen zu den

Kollekten . Sie hängen ganz eng mit dem bisher Behandelten

zuſammen . Unſere Kollekten müſſen in der Häufigkeit , wie ſie
erbeten werden , bleiben . Wir dürfen ſie unſeren Gemeinden

nicht erſparen . Ich habe geſtern im Ausſchuß als Zaungaſt
davon geredet , daß hier ein ganz weſentliches Mittel zur Er —

ziehung unſerer Gemeinden beſteht . Unſere Gemeinden

müſſen zur Gebefreudigkeit erzogen werden ; denn ihr Chri⸗

ſtentum hat ſich darin zu bewähren , daß der eine des andern

Laſt zu tragen hat nach der Meinung des Apoſtels Paulus .
Ich möchte zu den Ausführungen des Herrn Landesbiſchofs

hierzu , für die ich außerordentlich dankbar bin , noch einiges

hinzufügen . Der Wert und die Bedeutung der Kollekten iſt
vor allem auch anzuſehen als Gelegenheit zu einem Dank⸗

opfer . In aller Stille kann der Chriſt ſein Dankopfer in den

Kaſten legen . Und „ Wer Dank opfert , der preiſet mich ; und

da iſt der Weg , daß ich ihm zeige das Heil Gottes “ . Auf die

Bedeutung der Kollekte für einen uns niemals erwünſchten ,
aber gewiß eines Tages einmal — niemand kann ſagen wann
—aufgezwungenen Übergang zur Freiwilligkeitskirche habe

ich geſtern hingewieſen . Ich wiederhole den Hinweis , und wir

ſind nun hier in der Frage der Kollekte mitten an einem Be⸗

reich innerſten Lebens der Landeskirche angekommen , und es

zeigt ſich, daß eben das Leben der Landeskirche nicht beſteht
im Dividieren und im Finanzgebahren einerſeits — däs liegt
weit ab von allem andern kirchlichen Leben . Daß es ſo nicht

gehandhabt wird , dafür bin ich unſerem Freund Schneider

herzlich dankbar . Es wird uns klar : Wir haben jetzt unſere

Mahlzeiten hier in dieſem Saal eingenommen : „ Der Menſch
lebt nicht vom Brot allein “; „ Wirket Speiſe , die nicht ver⸗

gänglich iſt “, wie wir es hier leſen . Und wir werden dann

daran erinnert an den Herrn der Herrlichkeit , der von ſich

ſelbſt ſagt : „ Ich bin das Brot des Lebens “ . Darin liegt ſein

Anſpruch an uns , darin liegt ſeine Herrlichkeit und Gnade .

Daß wir in ſeinem Dienſt ſtehen dürfen , das iſt doch etwas ,
was uns immer wieder froh und freudig machen muß . Wir

wollen auch weiter freudig in ſeinem Dienſt ſtehen und wollen

uns als rechte Hausväter erweiſen und haushalten mit den

mancherlei geiſtlichen Gaben , die uns gegeben ſind .
Abgeordneter Kühlewein : Ich muß nach den ausführlichen

grundſätzlichen Erwägungen , die wir jetzt gehört haben , zu⸗
rücklenken zu den ganz einfachen Dingen unſeres Voran —

ſchlages und möchte nur zu einer Frage Stellung nehmen ,
nämlich zu dem Beſchluß des FA, daß die Haushaltperiode
für 2 Jahre beſchloſſen werden ſoll . Dieſer Beſchluß iſt im

Grunde ein Kompromiß , nämlich zwiſchen dem Vorſchlag des

OK einer dreijährigen und dem Wunſch einiger Synodaler
und auch der Städtekonferenz nach einer einjährigen Periode .
Nun muß ein Kompromiß ſelbſtverſtändlich ganz und gar
nicht etwas Schlechtes ſein . Aber trotzdem erheben ſich die

größten Bedenken gegen eine zweijährige Laufzeit des Vor⸗

anſchlags . Das würde ja bedeuten , daß wir bis zum Früh⸗

jahr 1953 heute ſchon feſtlegen würden , welche Ausgaben zu
tätigen ſind . Zwei Gründe möchte ich dagegen anführen : Ein⸗

mal , daß tatſächlich die Lage ſo ungeſichert iſt , daß wir heute

ja nicht ſagen können , wie es dann ausſehen wird , und wenn
dem entgegengehalten wird , man kann nachträglich ändern
und Zuſätze anbringen , dann iſt ſolches Flickwerk m. E. nicht

ſo gut , als wenn man dann wirklich einen völlig neuen Vor —

anſchlag hat . Die Synode muß es ſich doch ſehr überlegen , ob

ſie ſich auf ſo lange Zeit heute ſchon feſtlegen will . Und der

andere Grund iſt meiner Anſicht nach noch dringlicher : Wir

haben ſchon gehört in dem, was Dr . Schmechel geſagt hat ,

daß der Ausgleich zwiſchen Landes - und Ortskirchenſteuer

unbedingt kommen muß , und zwar iſt das — ich muß hier
leider Herrn Uhrig widerſprechen — wirklich eine rechtliche

Sache . Die Kirchengemeinden haben ein Anrecht darauf , daß

ſie dieſen Anteil haben , der ja in den Kirchenſteuergeſetzen
verankert iſt . ( Abg. Uhrig : Das habe ich nicht beſtritten . )

Wenn für 2 Jahre der Voranſchlag beſchloſſen wird , alſo
die ganze Sache bis Frühjahr 1953 ſo läuft wie bisher , dann

ſchiebt ſich der Ausgleich wieder für lange Zeit hinaus . Und

es iſt unſer dringender Wunſch , im Intereſſe aller Gemein —

den , nicht nur der betroffenen und kriegsgeſchädigten , daß

dieſer Ausgleich baldigſt kommt , daß wir die Möglichkeit
haben , hier mit feſten Beträgen zu rechnen , nämlich mit dem

Aufkommen aus der Steuer , die der einzelnen Gemeinde zu⸗
ſteht . Wenn geſagt wird , das ſei nur möglich , wenn der Vor⸗

anſchlag für lange Zeit jetzt ſchon beſchloſſen wird , dann

möchte ich meinen , daß bei der Zahl der Verwaltungs —⸗
beamten es möglich ſein muß , da der Rahmen des Vor⸗

anſchlags feſtliegt , auch einen Voranſchlag zu machen , ohne
daß der Finanzreferent ſo ſehr dafür in Anſpruch genommen
wird . Ich möchte alſo bitten , daß wir noch einmal uns über⸗

legen , ob wir uns nicht begnügen ſollten , dieſen Voranſchlag
für ein Jahr zu beſchließen .

Abgeordneter Zitt : Hohe Synode ! Liebe Herren und Brü⸗
der ! In dem Bericht iſt dargelegt worden , daß die Verhand⸗
lungen des Finanzausſchuſſes dieſes Mal mehr als bisher in
einem ſtarken Ringen und zum Teil in heftigen Diskuſſionen
ſich bewegt haben . In dieſem Zuſammenhang wurde geſagt ,
daß die Standpunkte , die von den ſog. Stürmern vertreten
worden ſind , von den örtlichen Verhältniſſen mitbeſtimmt
worden ſeien . Damit legt ſich der Verdacht nahe , als ob dieſe
Außerungen der Ausdruck einer mehr oder weniger begrenz⸗
ten Perſpektive geweſen ſeien . dem muß nun mit aller Ent⸗

ſchiedenheit entgegengetreten werden . „ Wenn ein Glied

leidet , dann leiden alle Glieder mit . “ Es kann gar kein

Zweifel beſtehen , daß der Mangel an Kirchen und würdigen
Gottesdienſträumen in Großſtädten eine offene Wunde am
Leib unſerer Kirche iſt , an der ſie unter Umſtänden verbluten
kann . Alle geſchichtlichen Entſcheidungen fallen an beſtimmten
Schwerpunkten , in welchem Bereich es auch immer ſei , ob
im Krieg , ob in der Kirche oder in der Kultur - und Geiſtes⸗
geſchichte . Und dieſe Schwerpunkte in der Moderne ſind die

Großſtädte . Das hat gar nichts zu tun mit irgendeiner demo⸗

kratiſchen Zahlenarithmetik , ſondern das iſt geſchichtliche
Dynamik . Der Anſpruch der Städtekonferenz ſollte darum

gehört und mit einem beſonderen Gewicht vernommen wer⸗
den . Er entſpringt in gar keiner Weiſe „demokratiſch “ be⸗

gründeten Rechtsanſprüchen , ſondern der Einſicht in die ge⸗
ſchichtliche Wirklichkeit . Es wird genügen , wenn ich daran

erinnere , daß der Nazismus in dem Augenblick geſiegt hatte ,
als er die Stadt erobert hatte . Und wenn es uns nicht ge⸗
lingt , der Verödung des modernen Menſchen in der Stadt



zu ſteuern , dann wird uns morgen der Kommunismus auf⸗
gefreſſen haben , ob Amerika ſeinen Schild vor uns hält oder
nicht . Wenn in einem Organismus ein wunder Punkt iſt ,dann konzentriert der Körper ſeine ganzen Kräfte auf deſſen
Heilung . Wenn wir darum in den Diskuſſionen des Finanz⸗
ausſchuſſes ſo einſeitig eingetreten ſind für dieſes „ Thema 1“
des Wiederaufbaues unſerer Kirchen , dann erklärt ſich das
aus der Erkenntnis , daß unſere Kirche ihre geſamte innere
und äußere Kraft auf dieſen wunden Ort am Leib unſerer
Kirche lenken muß . Und es gilt hier wirklich der Aufruf
Bodelſchwinghs : „Nicht ſo langſam , Brüder , ſie ſterben ſonſtdarüber . “

Ich bedaure darum erneut , daß ſich ein Geſetz für kirch —
lichen Laſtenausgleich nicht ſchaffen und verwirklichen ließ .Wir müſſen dann aber den Haushalt unſerer Kirche ſo ein⸗
richten , daß es praktiſch auf einen ſolchen Laſtenausgleich
hinauskommt . Denn , liebe Brüder , die Kirche hat in dieſerWelt zwei „ Mandate “ : ſie hat ſich einzuſetzen für die rechte
Anbetung Gottes und für die rechte Geſtaltung des Gemein⸗
ſchaftslebens . Sie verhalten ſich zueinander wie zwei Pole ,die mit gleicher Kräftigkeit ihre Wirkungen in das Kraftfeld
der Kirche hinausſenden müſſen . Nur in dem Maße , wie die
Anbetung der Kirche in Ordnung iſt , kann auch die Geſtal⸗
tung des Gemeinſchaftslebens in Ordnung ſein . Und um⸗
gekehrt ! Beachten wir , welche Anſtrengungen die Kirche ge⸗
macht hat , unſerem ſo ſchwer notleidenden Gemeinſchafts⸗leben zu helfen . Da ſind die jährlichen Sammlungen für die
Innere Miſſion ; da ſind die jährlichen Sammlungen für das
Evang . Hilfswerk . Aber ich frage , hat die Kirche bis heute
dieſelben Anſtrengungen gemacht , die Mittel aufzu⸗
bringen , um ihre Gottesdienſträume und Kirchen wieder
aufzubauen ? Ich ſtelle dieſe Frage ohne Zorn und Eifer . Ich
weiß , daß mancherlei getan worden iſt , und es iſt uns von
Oberkirchenrat DPr. Bürgy in den Ausſchußſitzungen eindrück⸗
lich gemacht worden . Aber wir haben das Recht , Ihre Blicke
auf das zu lenken , was noch nicht getan iſt . Und das iſt ſehr ,
ſehr viel mehr ! Für alle ſozialen Maßnahmen und für jeden
ſozialen Einſatz findet die Kirche auch jederzeit das Verſtänd⸗
nis und die Anerkennung des Staates . Aber auch hier ſtelle
ich die Frage ohne Zorn und falſchen Eifer , ob der Staat für
das Mühen der Kirche um rechte Anbetung dasſelbe Ver⸗
ſtändnis hat wie für ihren ſozialen Einſatz , und ob er auch
ſeinerſeits das Seine getan hat bis zur Stunde ? Er hat nach
chriſtlicher Sicht für die äußere Ermöglichung der rechten
Anbetung mitzuſorgen . Und hat der Staat wirklich alles
getan , was in ſeinen Kräften und Machtbefugniſſen liegt ,
wenn wir feſtſtellen müſſen , daß in den heutigen Großſtädten
die Kinos in größerer Zahl vorhanden ſind als 1939 , und
wenn in einer Stadt das Theater hergerichtet und betriebs⸗
fähig iſt und mit beachtlichen Zuſchüſſen , die ſo oder ſo der
Volksgemeinſchaft entzogen werden , betrieben wird , während
in derſelben Stadt noch zwei Kirchen völlig in Trümmer
liegen und darum Tauſende und Abertauſende von Seelen
keine Möglichkeit zur rechten Anbetung haben ?

Aber , liebe Brüder , die Kirche hat auf dieſem Weg dem
Staat voranzugehen , ſie hat ihm ein unüberſehbares Bei⸗
ſpiel zu geben , daß es ſich hier wirklich um eine Lebens⸗ und

Exiſtenzfrage nicht nur der Kirche , ſondern des modernen
Menſchen überhaupt handelt . Von da her bitte ich es zu ver⸗
ſtehen, wenn wir „ Stürmer “ uns dafür eingeſetzt haben ,
daß der Haushaltsplan mehr und mehr ein Geſicht bekommt ,
das dieſer zentralen Aufgabe des Wiederaufbaus unſerer
Kirchen Rechnung trägt . Mein Vorvorredner meinte , daß im
Haushaltsplan keine weſentliche Abſtriche möglich geweſen
ſeien . Immerhin haben wir es doch möglich gemacht , Aus —
gaben von rund 100 000 DM zwar nicht zu ſparen , — ſo
möchte ich gar nicht verſtanden ſein — ſondern ſie zu ver —
lagern ; darum ging es mir : ſie zu verlagern auf den Etat⸗
poſten „ Wiederaufbau “ . Ich muß Ihnen für meine Perſon
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bemerken , daß das auf dieſer Synode erſt ein erſter Vorſtoßgeweſen iſt . Ich muß darum meinem unmittelbaren Vor⸗
redner , ſo ſehr wir ſonſt eines Herzens und auch eines Sinnes
ſind ( Abg. Schneider : Auch Stürmer ! ) , an einem Punkte
widerſprechen . Ich bin für eine zweijährige Periode des
Haushaltsplanes , damit nämlich dieſe Einſparungen , die fürdas zweite Jahr der Haushaltsplanperiode eingeſetzt ſind ,
ſofort durch Beſchluß verankert werden ; anderenfalls können
wir es erleben , daß wir vor der nächſten Haushaltsberatungvom Jugendwerk , vom Männerwerk , vom Frauenwerk —
davor fürchte ich mich am meiſten — her einem Sturm⸗
angriff ausgeſetzt und in dieſem erſten Schritt der Aus⸗
gabenverlagerung beirrt werden . Und wenn mir Gott das
Leben erhält und ich nicht indes zwiſchen den Mühlſteinen
zerrieben werde , daß ich zwar der Vertreter eines ländlichen
Kirchenbezirks bin , aber heute eine „theologiſche Exiſtenz “ als
Großſtadtpfarrer führe — wenn ich alſo bei der nächſten
Steuerberatung ſein werde , dann —ich möchte unſeren ſehr
verehrten und tüchtigen Vorſitzenden des Finanzausſchuſſes
beizeiten darauf vorbereiten — wird der Sturm noch heftiger
ſein .

Abgeordneter Hauß : Verehrte Herren ! Liebe Brüder ! Die
Stimme unſeres Freundes Zitt iſt ſchon im Vorjahr ſehr
beweglich erſchollen , und das Protokoll gibt ja Zeugnis da⸗
von . Aber was für eine Wirkung hat ſie gehabt ? Deshalb
möchte ich nicht haben , daß er eine Stimme eines Predigers
in der Wüſte bleibt , alſo ein Einzelfall , über den man ſichbald wieder beruhigt . Ich halte es für meine Pflicht , das ,
was unſere beiden Vorredner geſagt haben , noch einmal ſtark
zu unterſtreichen und zu unterſtützen : Es ſind die Mittel , die
von der Synode beſchloſſen waren , die 500000 DM , nur zu
einem kleinen Teil ausbezahlt worden , und die Zentrale
unſerer Landeskirche hat ihren ſchwer gefährdeten Etat da—
durch im Gleichgewicht erhalten , daß ſie hier an der Aufbau⸗
ausgabe unſerer zertrümmerten Großſtadtkirchen geſpart hat .
Ich bin mit meiner Gemeinde im Kirchenbau davon un⸗
mittelbar betroffen worden . Ich habe unſere arme Arbeiter⸗
und Eiſenbahnergemeinde dazu bewegen können , einen
Kirchenbauring , einen Opferring , zu gründen , der mit
eigenen Sammelergebniſſen in den beiden erſten Jahren ſeines
Beſtehens etwa 48 000 DM aufgebracht hat . Wir waren da⸗
durch , daß die Kirchengemeinde keinerlei Mittel hatte , an⸗
gewieſen , das übrige , was wir inzwiſchen verbauen konnten ,
zu leihen . Wir haben eine Schuld von 80 000 DM auf uns
geladen . Unſere Kirche hat jetzt drei Mauern , die bis zum
Dach reichen . Das Dach muß unbedingt vor dem Winter auf
die Kirche geſetzt werden , ſonſt iſt der ganze Bauaufwand um⸗
ſonſt geweſen . Was war das für ein Schlag , als wir im
April d. J . die Bauarbeiten einſtellen mußten , weil einfach
keinerlei Mittel zu bekommen waren , eben dadurch , daß die
beſagten 500 000 DM zu drei Viertel geſpart wurden , um
den Etat zu balancieren und es bedurfte ſehr großer Mühe ,
die Opferwilligkeit der Gemeinde in Gang zu halten , wenn
ein halbes Jahr überhaupt nichts geſchafft wird am Kirchen⸗
bau und nichts geſchafft werden konnte . Wir haben kleine
Leute , Arbeitsloſe , Kleinrentnerinnen mit 50 DM Monats⸗
einkommen , die 50 Pfg . geben jeden Monat und für ihre
Kirche opfern .

Meine Freunde , wenn ſolche Opfer von den Kleinſten ge⸗
bracht werden , dann muß das eine anſteckende Wirkung
haben für die ganze Kirche , daß ſie auch mit opfert. Ich bin
ſehr betrübt darüber , daß die Vertreter unſerer Synode im
Erw . Oberkirchenrat ſo gleich und ſo leicht über dieſe Not
hinweggegangen ſind und ihre Zuſtimmung dazu gaben , daß
dieſe 400 000 DM nicht ausbezahlt worden ſind und nicht
irgendwie auf dem Anleiheweg beſchafft worden ſind, um den
Haushaltsplan auszubalancieren , was ausdrücklich von der
Synode genehmigt worden war . Ich möchte ſehr darum
bitten , daß die Vertreter der Synode im Erw . Oberkirchen —
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rat auch die Beſchlüſſe der Synode durchzuführen ſuchen und
mit ihrer Stimme dafür eintreten , ob die Schwierigkeiten
groß oder klein ſind .So darf das nicht weitergehen ! Um der

Wahrheit , um der Gerechtigkeit , um der Sache willen iſt auch
manchmal ſcharfe Kritik nötig . Und um dieſe Kritik bemühe
ich mich . Ich möchte nicht haben , daß meine Brüder Zitt und

Kühlewein als Einzelfälle , gewiſſermaßen zur Erheiterung
der gemeinſamen Beſprechungen , zur Kenntnis genommen
werden , und es bleibt alles beim alten . Und wenn wir in
einem Jahr wieder zuſammenkommen , fängt die Klage
wieder an , und man ſchämt ſich, faſt jedes Jahr immer das

gleiche ſagen zu müſſen . Wir wollen hoffen , wenn wir in
einem Jahr wieder zuſammenkommen , daß die Synode auf⸗
gewacht iſt , die Kirche aufgewacht iſt und ein allgemeiner
Opferwille erwacht iſt . Alle haben daran mitzuwirken . Wenn

unſere Landgemeinden ihre Glockenwünſche befriedigt haben ,
hoffen wir , daß ſie ihre Opferfreudigkeit und ihre Geldmittel
dem Wiederaufbau unſerer Großſtadtkirchen zur Verfügung
ſtellen .

Dann noch ein Zweites : Es erfüllt uns mit Sorge , daß
eine Zentraliſation unſerer kirchlichen Mitarbeiter , unſerer
kirchlichen Werke , immer mehr überhand nimmt , während
die Gemeinden geſchwächt werden . Es iſt die Tendenz , Auf⸗
gaben , die eigentlich der Ortskirchengemeinde oder einem

freien Werk gehören , auf die Zentrale zu nehmen . Das iſt in
mancher Hinſicht für eine Verwaltung bequemer , aber be⸗

dauerlich und ſchädlich. Macht die Ortsgemeinden ſtark und

gebt ihnen Mittel !Sie haben von der Ortskirchenſteuer , die

früher gang und gäbe war , Mittel gehabt , ſich ſelbſt zu ver⸗
walten . Wenn die Ortsgemeinden keine Mittel mehr haben ,
und alles bei der Zentrale erbitten müſſen , erlahmt ihre Mit⸗
arbeit . Dann muß die Arbeit zentraliſiert werden , und dieſe
Zentraliſation iſt ſchädlich und ſehr teuer . Machen wir die
Gemeinden auch ſteuerlich ſtark und wälzen wir kirchliche
Aufgaben auf ſie ab ; denn am Ort können dieſe Aufgaben
beſſer und mit mehr Überſicht und mit mehr Einblick erfüllt
werden , als wenn ſie von einer Zentrale ausgeführt werden
müſſen . Deshalb werde ich ſehr ſtark dafür eintreten , daß die
ſog. Werke in ihrer finanziellen Baſis etwas beſcheidener
werden und ihre Aufgaben auf die Gemeinden gelegt werden .
Alſo auch hier keine Zentraliſierung . Es handelt ſich alſo
nicht darum , daß wir etwa weniger Mittel aufwenden wollen
für alle dieſe Aufgaben . Wir wollen ſie mehr örtlich anſetzen ,
weil dieſe Verteilung der Laſt doch für den Effekt der Arbeit
erſprießlicher iſt . Vor allem kommt es uns darauf an , frei⸗
willige Mitarbeiter zu erwecken und Beamten zu ſparen.

Ich bin nun am Schluß mit meinen Ausführunge n, und ich
hoffe , daß die Frucht dieſer Beſprechung in den kommenden
Jahren in dem Wiederaufbau unſerer Kirchen und in der
Stärkung unſerer Ortsgemeinden ſichtbar werden kann .

Landesbiſchof D. Bender : Das Schwergewicht der Erwä⸗
gung , die diesmal die Erörterungen über die Finanzlage und
Finanzgebarung der Kirche beherrſcht hat , war die Not der
Großſtadtgemeinden mit ihren zerſtörten Kirchenräumen .
Und es iſt von dorther —ſie haben ſich ſelber als „ Stürmer
und Dränger “ bezeichnet — ein Ton an unſer Ohr gekom⸗
men , den man in das Wort überſetzen kann : Ich klage an !
Es ſoll keinem Hungrigen das Recht verwehrt ſein , nach
Brot zu ſchreien . Aber , liebe Brüder , wer in dieſem Zuſtand
ſich befindet , ſteht in der großen Gefahr , nicht mehr billig
und gerecht zu denken . Und es ſcheint mir , daß wir dieſer
Gefahr nicht ganz entgangen ſind . Nicht daß hier ſehr kon⸗
kret die Wirtſchaftsgebarung der Kirche unter die Lupe ge⸗
nommen wird ; das iſt Ihre Pflicht , und wir erhoffen davon
auch eine Hilfe . Wir ſind ſehr dankbar , wenn uns von der
Synode und von ernſten Gliedern unſerer Kirche ein guter
Rat gegeben werden kann . Allerdings nicht ein Rat ins all⸗
gemeine , der nützt nichts , ſondern dann muß konkret ge⸗
ſprochen werden . Denn , ſehen Sie , verehrte Brüder , das

Sitzung

Allergefährlichſte , das , was eine Kirche von innen heraus
vergiftet , das ſind jene Hohlräume , die bei der Erörterung
etwa der Finanzlage und - frage irgendwie faſt mit einem

Vorbedacht ausgeſpart bleiben , und in dieſen Hohlräumen
bilden ſich dann jene gefährlichen Stimmungen . Zu dieſen

Hohlräumen gehören Fragen wie die : hat die Kirche genug
getan für den Wiederaufbau ? Hätte ſie nicht , — wobei unter

Kirche ſelbſtverſtändlich die Kirchenleitung gemeint iſt —

hätte die Kirchenleitung nicht energiſcher und rechtzeitiger
und früher für die Bereitſtellung von Mitteln Sorge tragen
müſſen , um wenigſtens einmal hier dieſer Not , die jedermann
ſieht , Abhilfe zu ſchaffen . Ich muß mich darauf verlaſſen ,
was mir unſer Finanzreferent ſagt , und er hat auf die Frage ,
ob eine 5⸗Millionen⸗ Anleihe , wie ſie die Städtekonferenz ins

Auge gefaßt hat , zu einem früheren Zeitpunkt möglich ge⸗
weſen wäre , geantwortet : „Sie war nicht nur zu keinem

früheren Zeitpunkt , ſondern ſie iſt heute noch nicht möglich . “
Und , liebe Brüder⸗ wenn wir ſo etwas hören , dann müſſen
wir uns das ſagen laſſen ; es ſei dennn , es würde jemand
von Ihnen kommen und ſagen : ich weiß , wo wir dieſe 5 Mil⸗
lionen kriegen können . Wenn das aber nicht der Fall iſt , dann

dürfen wir nicht anklagen . Klagen ja , aber nicht anklagen .
In dieſe gefährlichen Hohlräreme, in denen ſich die Stim⸗

mungen bilden , die dann hinausgehen ins Land , in die

Kirchengemeinden , ins Bewußtſein unſerer Kirchengliedder ,
gehören Fragen wie die, ob nicht die Werke einer gewiſſen
Aufblähung unterworfen ſind . Wir haben ja darüber uns

reichlich ausgeſprochen , und daß hier Gefahren ſind , aber ,
liebe Brüder , Gefahren , die ja nicht nur bei den Werken
ſind , die doch ebenſo , ſagen wir , bei einem Verwaltungs⸗
apparat des Oberkirchenrats , bei der Verwaltung einer

ſtädtiſchen vorhanden ſind . Denn es iſt ein

geheimnisvolles Geſetz ,daß , ſowie ein Verwaltungsapparat
ſich irgendwo feſtgeſetzt hat , er immer neue Aufgaben ſieht ,
und er zur Bewältigung dieſer neuen Aufgaben ſich ver⸗
größert , und das iſt eine Schraube ohne Ende . Undes iſt oft
gar nicht ſo ganz leicht , zu ſagen , wo dieſe Schraube nun auf⸗
hören muß . „ Aufblähung der Werke , auch ihrer Büros bis

hin zu den Stenotypiſtinnen “ , wurde geſagt . Da muß ich
fragen : welchen Wert hat es gehabt , daß wir Bruder Herr⸗
mann gebeten haben , hierher zu kommen und uns zu ſagen ,
wieviel Männer er auf dem Büro hat und wieviel Frauen ,
wenn wir dieſen Angaben zuſtimmen mußten und dann nach⸗
her trotzdem ſo ins allgemeine von der Aufblähung des Ju⸗
gendwerks reden . Ich nenne das die Hohlräume , die wir nicht
ganz exakt mit unſeren Blicken durchforſchen und in denen
ſich dann dieſe nicht klaren Gedanken oder Stimmungen
bilden .

Wenn geſagt worden iſt , es ſei hier ein Zentralismus deut⸗
lich konſtatierbar : die Kirche wolle die Aufgaben an ſich
ziehen , die beſſer bei den Gemeinden aufgehoben ſind , ſo hat
mir nur leid getan , daß das nicht wenigſtens an ein , zwei ,
drei , vier Beiſpielen konkret und präzis verdeutlicht worden
iſt . Mit ſolchen allgemeinen Andeutungen iſt uns im Grunde
wenig gedient . Man kann ſich natürlich ſelber täuſchen , wenn
man an dieſer Stelle ſteht , aber ich glaube nicht , daß wir
dieſem Zug zum Zentralismus unterliegen , ſondern daß wir
durchaus bereit ſind abzugeben . Ich erinnere nur an das
Faktum des neuen Pfarrwahlgeſetzes .

Nirgends iſt es ſo ſchwer , die innerſte geiſtliche Haltung zu
wahren als gerade bei der Erörterung von Finanzfragen .
Denn die Finanzen haben etwas von dem Elementar⸗
gewicht von Hunger und Durſt an ſich, und wenn dieſe
Gewalten drängen , dann kann es leicht ſein , daß auch
die Dämme der geiſtlichen Haltung ins Wanken geraten .
Es iſt ſo ſchwer , billig zu denken , wenn man hungrig

ich möchte all den Brüdern von den ausgebombten
Städten wohl ſagen : ſo iſt es doch nicht , daß der Wieder⸗
aufbau dieſer zerſtörten Kirchen nur darum unterblieben iſt ,

iſt , aber



weil es dem Oberkirchenrat , der geſamten Kirche , den un
geſchädigten Gemeinden an der nötigen Aufmerkſamkeit und
am guten Willen gefehlt hätte . Liebe Brüder , wenn wir dieſe
Theſe verfechten , und ſie wird eigentlich unausgeſprochener
maßen verfochten , ſonſt müßte der Ton in manchen Reihen
anders ſein , ſtellen wir uns vor : Dieſe Frage aus dem
kirchlichen Raum in den Staat hinausprojiziert z. B. auf die
Flüchtlingsfrage . Da iſt derſelbe Vorwurf : „ Es fehlt den
Deutſchen im Weſten die wahre Bereitſchaft zum helfen , es
fehlt nur am guten Willen , endlich einmal die Notzu ſtillen ,
in die wir 8- —10 Millionen Entwurzelte und Heimatloſe und
Vertriebene geraten ſind . “ Daß es in vielen Stücken gefehlt
hat, iſt ganz ſicher . Aber ich bedaure , und das würde ich
auch den Vertretern des Staates ſagen — ich bedaure , daß
ſelbſt der Staat für mein Gefühl nicht den Mut hat zu ſagen ,
es gibt Not, die zu lindern über die Kraft geht .

Wenn geſagt worden iſt , es iſt nicht recht , daß man den Ge
Brot genommen hat und hat es der Landes

kirche gegeben, es iſt nicht recht , daß man die 500 000 DM
für die zerſtörten kirchlichen Gebäude nicht voll zur Aus
zahlung gebracht hat , es iſt nicht recht , daß die Landeskirchen
ſteuer nicht in dem wünſchenswerten Ausmaß den Orts

meinden zugekommen iſt , dann möchte ich nur ſagen : ich
ja ein Laie in dieſen ganzen Finanzfragen , aber ſo viel

iſt mir deutlich , daß wir die Bedürfniſſe der Kirche ins

geſamt addieren müſſen ; was die Kirche als Ganzes zu
leiſten hat, muß ſie eben leiſten . Und wenn dann geſagt wor
den iſt, warum hat man dann nicht die 500000 DM aus

zahlt und Schulden gemacht , dann kommt man an die
Frage, die eingangs erörtert wurde : Manchmal möchte man

Schulden machen , aber man kann nicht , mit dem beſten
Villen nicht, weil man niemand findet , der einem leiht . Das
war unſere Lage.
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Liebe Brüder ! Wir wollen und müſſen , ſelbſt wenn es
ſchwer fällt , die Not der zerſtörten Gemeinden wirklich aufs
Herz nehmen ; das iſt bei der letzten Synode auch zum Aus⸗

druck gebracht worden , aber wir wollen , ſo gut wir können ,
in dieſer Situation der Gefahr widerſtehen , aus dieſer Not
heraus unrichtig zu denken . Hier muß ſich der Chriſt von
der Welt unterſcheiden . Am Beiſpiel des Nationalſozialis⸗

wurde nachgewieſen , welche Bedeutung heute den

Städten zukomme . Die Städte ſeien die Ausgangspunkte der

politiſchen Bewegung geweſen ; ſie würden es auch für kirch
liche Erneuerung ſein . Darum baut Kirchen in den Städten ,
wurde uns zugerufen . Demgegenüber muß aber bedacht wer

den, daß es in der Zeit des aufkommenden Nationalſozialis⸗
mus nicht an Kirchen in den Städten gefehlt hat . Wir wollen

Alerdem Klagen um die zerbombten Kirchen nicht vergeſſen ,
daß über uns und unſer Volk und unſere Städte ein Gottes⸗
gericht gegangen iſt , ſo ſchwer , daß wir es nicht ſo ſchnell
kompenſieren können , wie wir ſonſt die Gottesgerichte in
unſerem perſönlichen Leben möglichſt raſch zu kompenſieren

verſuchen . Wenn wir ſchon anklagen , liebe Brüder , dann ſei
es eine ernſte Frage : wen zuerſt und wen zuletzt ?

Abgeordneter Bernlehr : Hochverehrte Herren ! Meine lie⸗
ben Brüder ! Es kommt darauf an , mit welchen Augen man
eimen Voranſchlag betrachtet ! Wenn jemand die Geſamt
ſümme der Ausgaben in Höhe von 11807 744 DM anſieht ,
namentlich draußen im Lande — könnte er erſchrecken . Ich

12 5 eines unterſtreichen , was von Herrn Bürger

it : In 5 854 in ſeinem Bericht ſchon angedeutet worden
ret 5 Summe ſtecken nicht nur die Gehälter für die

und ürchlic Alanslehrer , Gemeindehelferinnen , für Beamte
ſtecen 5 Bedienſtete uſw . , ſondern in dieſer Summe

8 0 große Soziallaſten der Kirche .

* — 78USoziallaſten aufführen : Da ſtecken u. .
69 300 Dbl 0 DM Ruhegehälter ; für Unterſtützungen :Dus, für Hinterbliebenenverſorgung 947 000 DM .
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Soziallaſten unddie erhöhte Hinterbliebenenver⸗
eine Folge des Krieges ſind , muß unſere Kirche

5 Sie zuſammen : 2 296 300 DM. Rechnet man
dazu noch andere Leiſtungen der Kirche , die unumgänglich
ſind, ſo die Umlage der EK mit 65 124 DM , die 4 ige
Hebegebühr der Finanzämter an den Staat mit 280 000 DM,
von der wir herzlich und dringend wünſchen , es möge er⸗
wogen werden , ob dieſe von ſeiten des Staates nicht auf
259 herabgeſetzt werden könnte , da könnten 140 000 DM ge⸗
ſpart werden , wo wir in der Synode um jede Mark kämpfen ,
um irgendwie tauſend Mark ſparen zu können , — da könnte

vom Staat geholfen werden , wenn die Hebegebühr ermäßigt
würde im Blick auf die wichtige Aufgabe der Kirche ! —
rechnet man zu dieſer bereits genannten Summe von
2 296 300 DM noch die bereits genannte Umlage an die
Eͤ und die 45ßige Hebegebühr hinzu , ſo erhöht ſich der
Betrag auf 2641424 DM . Alſo eine unumgängliche Lei⸗
ſtung , die unſere Kirche leiſten muß ! Dann muß die Landes⸗
kirche abführen an die Kirchengemeinden : ( S. 1 des Vor⸗
anſchlags ) : 1171000 DM . Mit dieſer Summe erhöht ſich
der Betrag auf 3 812 424 DM . Rechnet man dazu den Auf⸗
wand für die Gemeindeſeelſorge im allgemeinen , Gehälter
für die Pfarrer , Aufwand für den Religionsunterricht —
die letzten Poſten zuſammen mit 5 506 500 DM —ſo kommt
man auf die beträchtliche Summe von 9318 924 DM ebei
einer Geſamtausgabenſumme von 11807 744 DM .

Nun geht man an die Werke und ſagt , hier könne geſtrichen
werden ! Ich möchte kurz ein Wort ſagen zu den Werken , die
uns alle ſo ſehr am Herzen liegen : Wir vom Lande ſind un⸗
endlich dankbar für den Dienſt , den die Werke tun , den ſie
in zweifacher Hinſicht tun , nämlich einmal zur Verlebendi⸗

gung unſerer Gemeinden und dann weiter zur Gewinnung
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen . Was bedeutet es,
wenn von einer Frauenfreizeit Frauen zurückkommen , nicht
nur äußerlich erholt , ſondern innerlich lebendig gemacht , und

wenn ſie ſich dann , wie vorhin gewünſcht wurde , freiwillig in

den Dienſt in der Gemeinde ſtellen ! Was bedeutet es, wenn

durch Freizeiten angeregt , junge Menſchen zurückkommen und

ganz anders in ihrem Jugendkreis ſtehen und wirken wie

bisher ! Die Freizeiten der Werke können nicht nur von frei⸗

willigen Helfern gehalten werden . Hier wird Rettungsdienſt

getan an unſerer Männerwelt im Männerwerk , an den

Frauen durch das Frauenwerk , für die Jugend im Jugend⸗

werk . Und wer von uns möchte die Ev. Akademie miſſen ? Es

iſt hier in den letzten Fahren ein Geſpräch der Kirche zu⸗

ſtandegekommen , der Kirche mit den Ständen . Alſo , bei allem
Hinweis auf die Gefahren , die da möglich ſind , möchte ich
bitten , dieſen Rettungsdienſt zu erhalten . Jawohl , wir müſſen

ſparen . Wir haben darum gerungen . Wenn die Rettungsboote
hinausfahren in die wild bewegte See von heute und das

aufgeregte Meer unſerer Zeit , um zu retten , ſei es durch den
Dienſt der Akademie , ſei es durch den Dienſt des Landes⸗
jugendpfarramtes , Männerwerk , Frauenwerk uſw. laſſen
wir dieſe Rettungsboote weiter hinausfahren ! Die . Kirche
weiß ſehr wohl , das Hauptgewicht liegt in der Predigt und
in der Seelſorge . Ich glaube , daß in jeder Predigt etwas

geſchieht , wenn der heilige Geiſt wirkt! Ich 110
daß etwas geſchieht durch den Dienſt unſerer 5
daß Menſchen zugerüſtet werden zum Werk des

wie es im Epheſerbrief ſteht . Ich möchte bitten , dieſe Seite

auch zu beachten . 5
Zum Schluſſe ſei noch einmal erinnert an die Ausgabe⸗

ſumme von über 9 Millionen Mark für Gehälter und un
Wi iſſ. 85 eine Ver —

umgängliche Soziallaſten . Wir wiſſen , daß da keine Ver
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lagerung erfolgen kann . Wir ſind dankbar , daß uns die Not

der Kirchengemeinden , die kriegszerſtörte Kirchen haben , ge⸗

zeigt wird . Wenn der Geiſt der erſten Zeugen immer mehr

erwacht , und auch durch die Volksmiſſion aufgerufen wird ,
werden wir Mittel und Wege finden , um auch hier der bren⸗

nenden Not zu ſteuern !

Abgeordneter Frank : Als einer , der in ſeiner Gemeinde

Donaueſchingen 4 / Jahre der Kirche entbehrte und ſie nun

ſeit knapp einem Jahr — Gott ſei Dank — wieder haben

darf , möchte ich hier ein Wort ſagen . Damit möchte ich mich

nicht in die Reihe der Stürmer , meiner Freunde , einreihen ,
weil ich fürchte , daß ich das Tempo nicht ganz mithalten
würde ( Heiterkeit ! ) . Mit dem, was ich ſagen will , möchte ich

mich aber doch auch als ein ſtiller Mahner hinter ſie ſtellen .
Es iſt gewiß eine der ganz großen Nöte unſerer Kirche : die

Not der zertrümmerten Kirchen in den größeren Städten .

Und die 130 000 DM , von denen wir gehört haben , ſind nicht
nur einige Tropfen auf einen heißen Stein , ſondern — ich

glaube ſogar — ein Tropfen in einen brennenden Wald . Aber

niemand wird das ſchmerzlicher mitempfinden als gerade die

Kirchenleitung und unſer Finanzreferent zuſammen mit

all den Pfarrern , die um dieſe Not ganz beſonders wiſſen .
Weit ſchlimmer als die äußeren Trümmer und Ruinen , die

uns in den großen Städten begegnen , ſind doch die menſch —⸗

lichen Seelen , die irgendwie ausgebrannten Kratern gleichen .
Denn ohne Gottes Wort und ohne das Sakrament nehmen
eben Menſchen Schaden an ihren Seelen . Das wiſſen wir aus

der Erfahrung der eigenen Gemeinde . Aber ich möchte doch

zum andern ſagen , daß doch jeder Pfarrer im Lande , der in

ſeinem Orte den Dienſt des Evangeliums treibt und als

ſolcher ja auch aus den Mitteln der Kirche beſoldet wird , in

irgendeiner Weiſe auch an dieſer Front arbeitet mit dem

Ziel , die inneren Trümmer zu beſeitigen . Wir wollen uns
darum hüten , vor einer einſeitigen Überſpitzung dieſer Sache
allein in den Großſtädten .

Ich möchte aber gleichzeitig von dieſer Stelle aus die herz⸗
liche Bitte an die Vertreter des Staates richten , uns im

Dienſt der Kirche zu helfen , daß auch dieſe Not der äußeren
Trümmer beſeitigt werde und dadurch auch gleichzeitig an
der inneren Trümmerbeſeitigung weitergearbeitet werden
kann . Helfen Sie uns mit , daß Schleuſen geöffnet werden ,
und daß der brennende Wald zu einem Stückweit gelöſcht
werden kann . Und wenn das geſchieht , wird auch von dort

her unſerer Kirche dazu geholfen , gerade im Blick auf ihren
Haushaltsplan wieder zu dem zurückzukehren , daß er drei —

jährig aufgeſtellt werden kann , nicht nur um den Referenten
zu entlaſten , und nicht nur um zu den geſetzlichen Ordnungen
zurückzukehren , ſondern um auch die Synode zu entlaſten
von dieſer Aufgabe ; denn es iſt nun ſo, daß wir in jedem
Jahr 1 —2 Tage belaſtet ſind mit dieſen äußeren Aufgaben ,
und daß andere Aufgaben immer wieder zurückgeſtellt werden
müſſen und zurückgeſtellt werden , weil dazu nicht genügend
Zeit und Raum iſt . Ich nenne nur drei Aufgaben , die mir

wichtig erſcheinen : das Geſangbuch , die Lebensordnung und
die Grundordnung der Kirche .

Aber nun möchte ich den Blick noch ein klein wenig in eine
andere Richtung lenken im Blick auf den Wiederaufbau der

zerbombten Kirchen . Wenn allgemein von den rund 130 000

DM , die von ſeiten der Landeskirche kriegsgeſchädigten Ge—
meinden zugewendet wurden , geſprochen wird , ſo könnte drau —
ßen im Lande ein falſches oder ein verkürztes Bild von dem

entſtehen , was bisher vom Oberkirchenrat und von der Landes —
kirche für diejenigen Gemeinden getan wurde , die durch den

Krieg ihre Kirchen und Gemeindehäuſer verloren haben .
Fernerſtehende könnten ſagen , daß es kümmerlich iſt , was
eine ganze Landeskirche bisher für dieſe Gemeinden getan
hat . Und darum möchte ich der Gerechtigkeit wegen auf ein
dreifaches hinweiſen :

Sitzung

1. Seit Jahren wurden und werden kriegsgeſchädigten Ge—

meinden Landeskollekten gewährt , die jeweils ein

beachtliches Ergebnis haben .
2. Für viele Gemeinden hat die Landeskirche bei Aufnahme

von Darlehen die Bürgſchaft übernommen und

ihnen dadurch geholfen .
3. Einer ganzen Reihe von Gemeinden wurden aus dem

von der Kommunalen Landesbank zur Verfügung geſtellten
Globalkredit größere Darlehen gewährt . So wurde — nur

um Ihnen ein Beiſpiel zu nennen — unſerer Donaueſchin⸗

ger Gemeinde zur Wiederinſtandſetzung ihrer ſchwer geſchä —

digten Kirche mit einem Geſamtkoſtenaufwand von über

100 000 DM ein Darlehen von 35 000 DM aus dem Global⸗

kredit zur Verfügung geſtellt , ohne das wir unſer Vorhaben

nicht hätten durchführen können .

Vielleicht gibt der Herr Referent der Synode einmal eine

Auskunft darüber , in welcher Höhe die Landeskirche Bürg⸗

ſchaften übernommen und Darlehen gewährt hat .
Und dann zum Schluß noch ein Wort : Es iſt ja nicht Uſus

unter Männern , die im Dienſte der Kirche und der Gemeinde

Jeſu ſtehen , Dankesworte auszuſprechen . Es dürfte aber doch

wohl im Einverſtändnis mit ſehr vielen der Synodalen ge⸗
ſchehen , wenn ich es an dieſer Stelle einmal ausſpreche : Wir

ſind dankbar dafür , daß wir die Finanzen unſerer Kirche ver —
trauensvoll in den Händen unſeres Finanzreferenten , Herrn
OK Dr. Bürgy , wiſſen dürfen . ( Bravol ) Denn wir ſehen in

ihm einen Mann , der in ſchweren kritiſchen Jahren aus der

Sicht vom Evangelium her in großer Sachkenntnis und

immer neuer Einſatzbereitſchaft das Schiff der Kirche in

finanzieller Hinſicht an manchen gefährlichen Klippen vorbei⸗

geſteuert hat . Wir möchten wünſchen , daß ihm dies auch

weiterhin , auch in der Zuſammenarbeit mit der Synode ,
geſchenkt werde .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Meine Herren ! Der Sturm ,
der heute mit noch größerer Heftigkeit losgebrochen iſt wie

in den Sitzungen des Finanzausſchuſſes , erfüllt mich mit

Sorge . Die Ausführungen der Herren Pfarrer Zitt , Kühle⸗
wein und Hauß haben einen großen Eindruck auf mich ge⸗
macht ; denn ich weiß , daß hinter dieſen Ausführungen eine

genaue Kenntnis der Verhältniſſe in den Großſtadtgemeinden
ſteht und eine ehrliche Sorge . Ebenſo großen Eindruck hatten
ſchon die Ausführungen von Herrn Pfarrer Zitt in der letz⸗
ten Synode auf mich gemacht . Die Sorge , die ich gegenüber
dieſem Sturm empfinde , iſt deshalb ſo groß , weil ich auf der
einen Seite die rieſengroße Aufgabe ſehe , die geſtellt iſt , und

auf der anderen Seite die leere Kaſſe , die ich zu verwalten

habe und die ſehr , ſehr beſchränkten finanziellen Möglich⸗
keiten , die uns zur Verfügung ſtehen . Die Herren , die den

Beratungen des Finanzausſchuſſes zugehört haben , haben
ſchon von der Feſtſtellung Kenntnis genommen , die ich da

getroffen habe , daß nach unſerer letzten Gehaltszahlung noch
200 000 DM in der Kaſſe ſind , daß von dieſen 200 000 DM
in dieſen Tagen 90000 DM ean Steuern , Notopfer , Sozial⸗
beiträgen uſw . abgeführt werden müſſen und daß ferner in

dieſem Betrag von 200 000 DM noch die ſog . Fremdgelder
ſchwimmen , d. h. diejenigen Beträge , die die Landeskirche
wieder an die Deſtinatäre abführen muß , z. B. Kollekten⸗
gelder an die Gemeinden und Werke , für die ſie erhoben
wurden . Iſt das alles wieder weg , dann iſt praktiſch nichts
mehr in der Kaſſe , und wir ſehen wieder mit Zittern und

Zagen dem nächſten Termin entgegen , an dem die Gehälter
bezahlt werden müſſen . Das iſt die Kaſſenlage .

Der FA hat die große Not der Großſtadtgemeinden er⸗
kannt und will ihr ſteuern . Er wird der Synode einen Be —
ſchluß zur Genehmigung vorlegen , nach welchem von der

Landeskirche ein Darlehen von 5 Millionen DM aufgenom⸗
men werden ſoll , um damit den Großſtadtgemeinden zu
helfen . Ich wurde gefragt , ob ich dieſer Darlehensaufnahme
mit gutem Gewiſſen zuſtimmen könne . Ich habe mit Ja ge⸗



antwortet , obwohl ich mir die nicht leicht zu beantwortende
Frage vorlegen muß , ob es möglich ſein werde , die Ver
zinſung und Tilgung dieſes Darlehens durch die Landes
kirche zur gegebenen Zeit auch durchzuführen . Die Mitglieder
der Städtekonferenz haben immer wieder darauf hinge
wieſen, daß wir von dem im Haushaltsplan der Landeskirche
vorgeſehenen Betrag für Beihilfen an Kirchengemeinden im
Jahre 1949/50 nur einen verhältnismäßig kleinen Teil aus
geſchüttet hätten . Dazu hat uns die Kaſſenlage gezwungen .
Der Erw. Oberkirchenrat war einverſtanden . Nun aber wird
verlangt , daß wir die Verzinſung und Tilgung eines Kredits
von 5 Millionen DM uübernehmen . Der FA limitiert den
Zinsſatz , zu dem wir das Darlehen aufnehmen dürfen , auf
696. Sechs Prozent ergeben für dieſes Kapital 300 000 DM
Zinſen. Wenn wir nur 200 000 DM ean dem Darlehen tilgen ,
dann haben wir jährlich die halbe Million , die wir jetzt in
dem Etat als Beihilfe drin haben , für Verzinſung und Til
gung des Kredits aufzuwenden . Solange wir aus Etats
mitteln Beihilfen gewähren , können wir in einer kritiſchen
Situation die Auszahlung unterlaſſen . Handelt es ſich aber
um die Verzinſung und Tilgung von bei Banken aufge
nommenen Geldern , dann wird uns eine Jahresſchuld von
500000 DM unter Umſtänden lähmen , dieſer Betrag von
500000 DWMWmuß terminsgemäß an die Bank gezahlt wer
den. Wenn ich trotzdem zu der Darlehensaufnahme Ja ge
ſagt habe, dann deswegen , weil ich mich der optimiſtiſchen
Grundhaltung des Finanzausſchuſſes hinſichtlich der Entwick
lung des Steueraufkommens in den kommenden Jahren an
geſchloſſen habe. Entwickelt ſich aber dieſes Aufkommen nicht
0 günſtig wie wir annehmen —und in einer labilen Wirt
ſchaft muß man auch mit Rückſchlägen rechnen — dann iſt
die Aufnahme eines Kredits von 5 000 000 DM für den

landeskirchlichen Etat eine gefährliche Angelegenheit . Alſo :
Ich ſehe einerſeits das berechtigte Anliegen der Großſtadt
gemeinden — ich werde durch meine Beſuche immer wieder
an ihre Notlage erinnert , und ſie dürfen verſichert ſein , der

Wiederaufbau der Großſtadtgemeinden iſt dem Oberkirchen —
rat ein genau ſo ernſtes Anliegen wie ihnen auch und ich
ſehe andererſeits die Grenzen , die dem Willen zu helfen

geſteckt ſind. Wenn dem Anliegen der Großſtadtgemeinden
nicht in dem Umfang entſprochen wurde , wie es nötig ge

weſen wäre , dann ausſchließlich aus dieſer Begrenzungunſerer Möglichkeiten .
Ich möchte aber zu einem anderen Punkte noch eine kurze

Bemerkung machen : Es hat bereits im FA zu Kritik Anlaß
gegeben, daß unſer Voranſchlag 1949/50 mit einem Fehl⸗
betrag von 1,5 Millionen DM abgeſchloſſen hat und daß die5

echnung mit einer Mehreinnahme von 1,1 Millionen DM
abgeſchloſſen hat . Herr Dr . Schmechel hat , wenn ich mich
recht erinnere, den erſteren Umſtand als eine ſchauerliche

Situation bezeichnet und bemerkt , daß wir mit „ Eleganz “
0 dieſe hinweggekommen ſeien : Richtig : Daß wir jenen

Voranſchlag mit einem Fehlbetrag von 15 Millionen DM
aufſtellen mußten , war eine gefährliche Situation , genau ſo

gefährlich iſt auch die jetzige Situation wieder . Herr Br . Uhrig
hat geſagt , er bedauere es, daß die Rechnung mit einer Mehr —
ennahme abgeſchloſſen hat . Ich nehme an , er meint durch
dieſen Abſchluß ſei ein falſcher Eindruck bei der Synode ent⸗
ſtanden . Mit dieſer Meinung hat er recht und weil dieſer
Aide Eindruck bei der Synode entſtanden iſt und weil er

Iunt e auch bei den Herren Staatsvertretern entſtehen
umahme

ich 5 dieſer Stelle noch einmal auf dieſe Mehr⸗
gehen

nach dem Abſchluß der 1949/50er Rechnung ein⸗

35 Rechnung hat auf 31. März 1950 mit einer Mehrein⸗
bornheabgeſchloſſen. Von dieſer Mehreinnahme müſſen von
aushube,di

in Abzug gebracht werden , einmal eine Mehr⸗
N die wir aus dem rückliegenden Rechnungsjahr von

ährungsreform an mitſchleppften , andererſeits

Z3weite Sitzung
15

Rückahlungen in dem auf 31. März 1950 abgeſchloſſenenRechnungsjahr, die nicht in der laufenden Rechnung , ſon⸗dern in der ſog. Grundſtocksrechnung bewirkt wurden . Es
handelt ſich um die Rüctzahlung des Reſtes des Staats⸗
kredits, den wir aufgenommen haben , um über die Kaſſen⸗kriſe nach der Währungsreform wegzukommen . Und es han⸗
delt ſich weiter um die Anlage von rund 100 000 DM auf
ein Sonderkonto zu Gunſten der Errichtung eines Prediger⸗
leminars , insgeſamt um rund 400 000 DM . —Geſtatten
Sie, daß ich jetzt mit runden Zahlen operiere , denn ich habedie genauen Zahlen nicht bereit — Dieſe 400 000 DM wur⸗
den in der Grundſtocks rechnung verausgabt , wurden
unſerer Kaſſe entnommen , haben alſo deren Beſtand ge⸗mindert , ſie ſind aber nicht durch die la ufende Rechnung
gegangen , deren Abſchlußergebniſſe Ihnen im Haushaltsplan⸗
entwurf vorliegen . Um diefen Betrag muß deshalb die rech⸗
nungsmäßige Mehreinnahme vermindert werden . Als
Drittes kommt hinzu , daß nach Rechnungsabſchluß die
Auswirkung des Geſetzes über die Anderung des Einkommen⸗
ſteuergeſetzes und des Körperſchaftsſteuergeſetzes bei uns
fühlbar wurde . Ich habe Ihnen im Finanzausſchuß dar⸗
gelegt und Herr Dr . Schmechel hat es vorhin auch nochmals
betont , daß die Einnahmen an Landeskirchenſteuer in den
Monaten April bis September , alſo für 6 Monate , über
1 Million geringer waren als in den entſprechenden Mona⸗
ten des Vorjahres und daß ſie über 1 Million geringer waren
als der Aufwand , den wir nur für Beſoldungszwecke zu be⸗
ſtreiten hatten . Dieſe Mehrausgabe an Beſoldung muß aber
irgendwo herkommen . Wir haben kein Geld aufgenommen,
ſondern unſere Mehreinnahmen aus dem Jahre 1949/50
wurden aufgezehrt von den Mehrausgaben im laufenden
Rechnungsjahr und das Endergebnis iſt , was ich vorhin mit
dürren Worten kennzeichnete , eine leere Kaſſe .

Während der Ausſprache wurde mehrfach darauf hin⸗
gewieſen , daß der ſog. Finanz⸗ und Laſtenausgleich eine nicht
mehr aufſchiebbare Aufgabe der Landeskirche ſei und des⸗
wegen einer längeren Dauer des Voranſchlags als 1 Jahr
nicht zugeſtimmt werden könne . Daß es ſich hier um eine
vordringliche Aufgabe handelt , ſteht feſt . Und dieſe vordring⸗
liche Aufgabe wird auch in Angriff genommen . Ich kann aber
nicht einſehen , daß die Inangriffnahme dieſer Aufgabe
irgendetwas mit der Dauer der Voranſchlagsperiode zu tun
haben ſoll . Um was handelt es ſich bei der Frage des Laſten⸗
ausgleichs oder des Finanzausgleichs ? Doch einmal darum ,
daß im Jahre 1937 und dann wieder im Fahre 1946 die
frühere Ortskirchenſteuer vom Einkommen und die Landes —
kirchenſteuer vom Einkommen zuſammengelegt wurden zu
einer gemeinſamen Kirchenſteuer vom Einkommen und daß
dieſe Zuſammenlegung einen Finanzausgleich zwiſchen Ge—
meinden und Landeskirche notwendig machte .

Dieſer Finanzausgleich wurde im Jahre 1937 bereits auf
eine beſtimmte Grundlage geſtellt und zwar auf Grund einer
Anordnung des damaligen Miniſters des Kultus und Unter⸗
richts . Nach dieſer Anordnung wurde ein Schlüſſel gebildet
und nach dieſem wird noch heute das Aufkommen an dieſer
gemeinſamen Kirchenſteuer vom Einkommen verteilt. Nun
ſagen die Gemeinden , was im Jahre 1937 richtig war , das
iſt unter den heutigen veränderten Verhältniſſen eben nicht
mehr richtig . Die Verhältniſſe haben ſich bei den Gemeinden
und bei der Landeskirche geändert . Wenn man dieſe Tatſache
berückſichtigt , dann wird mindeſtens die Schwere des Pro⸗
blems des Finanzausgleichs zwiſchen Landeskirche und
Kirchengemeinden klar werden . Im Jahre 1937 , als —
gemeinſame Kirchenſteuer vom Einkommen geſchaffen wurde ,
wurde aus den Hebeſätzen ein einheitlicher Hebeſatz für die
gemeinſame Kirchenſteuer vom Einkommen
damals haben die Vertreter des 18 1
gegenüber , der dieſen Hebeſatz verfügt hat, deut ich ün 1druck gebracht , daß er nicht genüge . Es war nicht möglich ,
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mit dieſem damals gebildeten Hebeſatz für die gemeinſame

Kirchenſteuer vom Einkommen das Aufkommen an Kirchen —

ſteuer zu erzielen , das erzielt worden wäre , wenn die Kirchen —

gemeinden nach ihren Hebeſätzen und die Landeskirche nach

ihrem Hebeſatz hätten Kirchenſteuer vom Einkommen erheben

können . An dieſer unzulänglichen Höhe des Hebeſatzes für die

gemeinſame Kirchenſteuer vom Einkommen krankt die Rege⸗

lung von 1937 und krankt auch diejenige von 1946 . Der Staat
hat ſich aber unſeren Einwendungen verſchloſſen und er⸗

klärt : Der genehmigte Hebeſatz muß ausreichen . Begreif⸗

licherweiſe haben an dem Finanzausgleich , der dann konſtru⸗
iert worden iſt , weder die Landeskirche noch die Gemeinden

eine Freude gehabt . Die Kirchengemeinden fühlen ſich auf

Schritt und Tritt benachteiligt . Und die Landeskirche ? Sie

muß aus dem gegenüber 1937 rückläufigen Ertrag der Lan⸗

deskirchenſteuer Ausgaben beſtreiten , die allgemein größer

geworden ſind und Ausgaben , die zu den alten neu hinzu⸗

getreten ſind . Von den größer gewordenen Ausgaben will ich

nur die erwähnen , die ſich auffällig verändert haben . Der

Aufwand für die Gemeindeſeelſorge im allgemeinen wuchs
in der Zeit von 1946 bis 1951 an von rund 3,5 Millionen

DM auf rund 5 Millionen DM , für den Religionsunter⸗

richt von rund 217 000 DM eauf 490 000 DM , für den Dienſt

an der Gemeindejugend von rund 51000 DM auf rund

144 000 DM , für Ruhegehälter von rund 847 000 DM auf
rund 1055 000 DM und für den ſogen allgemeinen Auf⸗

wand von 583 000 DM auf rund 808 000 DM . Bei dieſen

Poſitionen beträgt die Ausgabenvermehrung bereits rund

2 % Millionen DM .

An neuen Ausgaben kamen ſeit 1937 hinzu :

Die Übernahme der Dotationen mit 260 000 DM ,
der Aufwand für die Gemeindehelferinnen 405 000 DM ,

für das Rechnungsprüfungsweſen 105 000 DM ,
der Aufwand für die Veranlagung , Feſtſtellung
und Erhebung der Kirchenſteuer vom Grund⸗

vermögen und Gewerbebetrieb 74 000 DM ,

für im Intereſſe der Kirchengemeinden abge⸗
ſchloſſene Verſicherungen 5 000 DM ,

für die Oſtpfarrerverſorgung 225 000 DM ,

für die EKD 65 000 DM ,

für die Durchführung des Oſthilfeplanes 54 000 DM ,

für die Errichtung eines Predigerſeminars 50 000 DM ,

für die Anſchaffung von Kraftwagen durch

Pfarrer und zur Behebung von Notſtänden
wurden bis jetzt jährlich etwa 100 000 DM

ausgegeben . — —
Zuſammen ergeben dieſe neuen Ausgaben 1 343 000 DM

und mit der oben entzifferten Vermehrung der
alten Ausgaben 2 2²⁵ 000 DM

3 568 000 DM .

Dieſe Zahl muß beachtet werden , wenn der Finanzaus⸗

gleich zwiſchen Landeskirche und Kirchengemeinden auf eine

andere Grundlage geſtellt werden wird . Man kann das Auf⸗
kommen an der gemeinſamen Kirchenſteuer vom Einkommen
verteilen und dabei von dem jetzigen Hebeſatz und den ge—
nehmigten Ausgaben der Landeskirche ausgehen , man kann
mit einem erhöhten Hebeſatz einen höheren Ertrag und damit

höhere Anteile herbeiführen oder man kann bei gleichbleiben⸗
dem Hebeſatz die Ausgaben der Landeskirche zu Gunſten der

Gemeinden abbauen . Die ſtrukturelle Veränderung der

landeskirchlichen Bedürfniſſe , die in den angegebenen Zahlen

zum Ausdruck kommt , muß aber bei der Regelung des an⸗

geſtrebten Finanzausgleiches berückſichtigt werden . Der falſche
innere Aufbau des derzeitigen Finanzausgleichs muß hin⸗

genommen werden , bis geklärt iſt , ob wir wieder zu dem
alten Syſtem Orts - und Landeskirchenſteuer zurückkehren
werden , oder ob es bei der gemeinſamen Kirchenſteuer vom
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Einkommen bleibt , und ob — wenn letzteres der Fall iſt —

die Aufgaben anders als bisher verteilt werden . Die neue

Regelung des Finanzausgleichs hängt von Umſtänden ab,

auf die wir keinen Einfluß haben , auch z. B. davon , wie ſich

das Einkommenſteuerrecht entwickeln wird , ob wir wieder ,
wie man in den letzten Tagen leſen konnte , zu einer Steuer —

ſatzerhöhung kommen , oder ob die große Einkommenſteuer

reform kommt , die das Einkommenſteuerrecht auf eine ganz
neue Baſis ſtellt . Sie hängt weiter davon ab, was die beiden

Kirchen wegen der Kirchenſteuerreform beſchließen werden .

Die Rechtsgültigkeit der Beſtimmungen , die ſeit dem Jahre
1946 auf dem Gebiet des Kirchenſteuerrechts erlaſſen wurden ,
wird bekanntlich beſtritten . Enn Prozeß am Verwaltungs

gerichtshof iſt deswegen anhängig . Das Landesfinanzamt

hält für erforderlich , Vorſorge zu treffen , daß in Zukunft
eine unanfechtbare geſetzliche Grundlage für die Erhebung
der Kirchenſteuer vorhanden iſt . Wir verhandeln zur Zeit
darüber , daß dieſe Grundlage geſchaffen wird . Solange alles

in der Schwebe iſt , iſt es ſchwierig , eine endgültige Regelung
des Finanzausgleichs zu treffen . Herr Pfarrer Frank hat
eine Lanze für den Oberkirchenrat gebrochen . Das hat mir

gut getan . Ich danke ihm ! Er hat zwei Fragen an mich ge
richtet , die ich beantworten möchte :

Er will wiſſen , inwieweit der Globalkredit , den die Lan

deskirche zu Gunſten der kriegsgeſchädigten Gemeinden auf —

genommen hat , in Anſpruch genommen worden iſt . Dieſer
Kredit von 1 Million DM wurde bis jetzt bis zu etwa
800 000 DM in Anſpruch genommen . Wir haben geſtern den

Beſchluß gefaßt , daß die Brüdergemeine Königsfeld aus

dieſem Kredit 40 000 DM ebekommen ſoll . Auch Anträge von
Gemeinden müſſen noch berückſichtigt werden . Der Kredit
wird bald voll in Anſpruch genommen ſein , und wir müſſen
mit der Kommunalen Landesbank erneut über die Erhöhung
dieſes Kredites verhandeln . Ich hoffe , daß er in beſcheidenem
Umfang weiter erhöht werden wird . An Bürgſchaften hat
die Landeskirche bis jetzt auf Grund der Ermächtigung im

Etatgeſetz insgeſamt 1330 000 DM geleiſtet . Der FA hat
beſchloſſen , dem Oberkirchenrat die Ermächtigung zu erteilen ,
Bürgſchaften bis zum Betrage von 2 Millionen zu über

weiſen . Auch damit werden den Gemeinden Hilfen , wenn auch

beſcheidener Art , geleiſtet . Aus den Briefen , die eingekommen
ſind , haben wir vielen Dank erſehen und feſtſtellen können ,
daß dieſe Bürgſchaften den betreffenden Gemeinden geholfen
haben , Kredite zu erhalten . Ohne dieſe Bürgſchaft wäre der
Kredit nicht gegeben worden . Nehmen Sie Globalkredit ,
Bürgſchaften , Kollekten und Beihilfen zuſammen , dann wer⸗
den Sie anerkennen können , daß die Hilfe der Landeskirche
für den Wiederaufbau recht beachtlich iſt . Ich möchte ab—

ſchließend erklären : Was wir für den Wiederaufbau tun

können , das werden wir tun . Aber erlauben Sie uns auch ,
daß wir bei aller Bereitwilligkeit dazu auch im Auge haben ,
daß die Haushaltführung der Landeskirche in Ordnung bleibt .

Präſident Dr . Umhauer : Die Rednerliſte iſt damit er⸗

ſchöpft . Dem Herrn Berichterſtatter ſteht das Schlußwort zur
Generaldebatte zu.

Abgeordneter Schneider : Ich verzichte darauf .
( Auf Vorſchlag des Präſidenten wird die Sitzung um

12 Uhr unterbrochen und um 15 Uhr fortgeſetzt . )

Präſident Dr . Umhauer : Wir wollen in unſerer Tages⸗
ordnung fortfahren . Wir ſind heute morgen fertig geworden
mit der Generaldebatte . Ich ſchlage nun zur Abkürzung der

Formalitäten und zur Vereinfachung folgendes Verfahren
vor :

Ich rufe die einzelnen Poſten des Voranſchlages auf . Dieſer
Aufruf gilt als Zeichen für den Herrn Berichterſtatter des

Finanzausſchuſſes zur Fortſetzung ſeines Berichts über die

betreffenden Poſitionen , gilt aber auch als Aufforderung zu
Wortmeldungen , falls der Finanzausſchuß nichts zu ſagen
hat .



Sind die Herren damit einverſtanden ?

Das Rednerpult wollen wir jetzt dem Herrn Berichterſtatter

reſervieren . Ich bitte dann die Herren , die dazu zu reden
haben, — ich nehme an, es handelt ſich nur um kürzere Be
merkungen — dies von ihrem Platz aus zu tun —aus
nahmsweiſe !

Ich rufe auf :

A. La ſten

1. Anteile der Kirchengemeinden an der Kirchenſteuer vom
Einkommen .

2. Abgänge.
3. Zinſen von Schuldigkeiten .
4. Offentliche Abgaben .
Alle vier Poſitionen werden einſtimmig angenommen .
5. Aufwendungen für Gebäude :
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Unter A. Laſten

Og. 5 iſt der FA der Auffaſſung , daß der angeſetzte Betrag
von 70000 DM zur Wiederinſtandfetzung des Gebäudes
Gartenſtraße in Karlsruhe nur einmalig für das Jahr 1951
1952 bewilligt werden ſoll . Der entſprechende Antrag lautet :

„Es ſollen gekürzt werden unter Ziff . 5 bei A. Laſten
70000 DM ab 1. 4. 1952, da der Aufwand für das Haus
Gartenſtraße nur einmalig im Rechnungsjahr 1951/52 er
ſcheinen ſoll . “
Der Antrag des FA iſt angenommen .

Leiſtungen aus beſonderen Rechtsverpflichtungen der
Landeskirche .
Prozeßkoſten .

8. Sonſtige Laſten .

Poſition 6 —8 werden einſtimmig angenommen .

B Zweckausgaben
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei B. Zweck

ausgaben wird allgemein gewünſcht , daß in der Geſamtver
waltung der Landeskirche alle Möglichkeiten zu Einſparungen

ausgeſchöpft werden . Unter le ſollen gekürzt werden 10 000
Dab 1. 4. 1952. Die Kürzung wird durch Einſparung an
„ſonſtige Bedürfniſſe “ Ile li — das ſteht in den Erläute
rüngen —erzielt . Über dieſen Antrag müßte abgeſtimmt

werden.
Abgeordneter Dr. Schmechel : Die Erläuterung , die der
Herr Berichterſtatter gegeben hat , begreift in ſich doch wohl
die Überprüfung der anderen Ziffern a - h . Ich hatte ſchon

bei der Generaldebatte darauf hingewieſen , daß es wünſchens
wert ſei , daß der wohl noch vorzuſchlagende Rechnungsprü⸗
ſungsausſchuß — ich hatte da die Namen Odenwald , Ilzhöfer
und Siegel genannt —ſich auch befaßt mit einer Üüberprüfung

dieſer ſachlichen „ Amtsunkoſten “ , die zuſammengefaßt ſind

——dieſer Ziffer. Ich nehme an , daß das auch in den
orten des Herrn Berichterſtatters lag . Ich wollte das noch

beſonders unterſtrichen haben .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Es iſt ein beſon⸗
derer Antrag.

unröiden Dr . Umhauer: Es iſt ein Antrag eingegangen ,iterſchrieben von Lindenbach , v. Gemmingen , Dr . Lüde⸗
mann, Bier und Odenwald .

Abgeordneter Schweikhart verlieſt den Antrag :
„Der Landesſynode ſind bisher Nachweiſe über den Voll⸗

1 des Haushaltsplanes ( Rechenſchaftsberichte ) und über
5 ordnungsmäßige Prüfung Berechnungsnachweiſe ( Rech⸗

nungen) der Landeskirchenkaſſe und der landeskirchlichen
Fonds nicht zugegangen . Die Synode beantragt , zur Be

bebang dieſes Mangels die Beſtellung eines Prüfungs⸗

ubl duſſes aus drei Mitgliedern der Synode , deren Auf⸗

lirce es ſein ſoll , die Prüfungserinnerungen der ober⸗
nrätlichen Prüfungsſtelle an Hand der geprüften

echnungen einer Uberprüfung zu unterziehen und etwaige
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Beanſtandungen der Synode in einem ſchriftlichen Berichtzur Kenntnis zu bringen .

Die Landesſynode wird auf Grund dieſes Berichts die
Entlaſtung des Oberkirchenrates erteilen .

Als Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes werden vor⸗
geſchlagen: Regierungsamtmann Odenwald , Poſtamtmann
Ilzhöfer , Ingenieur Siegel . “

Präſident Dr . Umhauer : Ich würde vorſchlagen , Herrn
Lindenbach noch hereinzunehmen . Er iſt auch Steuerfach⸗mann .

( Da Abg. Lindenbach wegen Arbeitsüberlaſtung darum
bittet , von ihm abſehen zu wollen , ſtimmt die Synode demI
Antrag einſtimmig zu. )

Präſident Dr . Umhauer : Sonſt noch Wortmeldungen ? Das
iſt nicht der Fall . Ich rufe alſo auf :

B. Zweckausgaben ,
I. a) Umlage der EKD .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich möchte meine Anregung
wiederholen , die ich im Finanzausſchuß gegeben habe , es
möchten unſere Abgeordneten in der Synode der EKRD darauf
aufmerkſam machen , daß der von 41000 auf 65 000 DM eer⸗
höhte Umlagebeitrag der Ex D für eine kleine Landeskirche
wie Baden doch ſehr erheblich iſt . Vielleicht läßt es ſich be⸗
werkſtelligen , was wir bei uns in der Landeskirche verſucht
haben , nämlich auch eine Droſſelung der auch dort anſchwel⸗
lenden Ausgaben herbeizuführen . Wir haben zwar gehört ,
daß ein großer Teil der Ausgaben erfolgt als Umlagever⸗
pflichtung für das Deutſchtum im Ausland uſw . Aber viel⸗
leicht iſt auch da etwas zu machen , um den dort wie überall
ſich vergrößernden Waſſerkopf zu verringern .

Präſident Dr . Umhauer : Ich nehme an, daß dieſe An⸗
regung von Ihnen gutgeheißen wird . Wir werden den Ober⸗
kirchenrat und unſere Abgeordneten zur Ex D erſuchen , in
dieſem Sinne vorſtellig zu werden .

Ich rufe auf : Unter B. Zweckausgaben :
Ib ) Umlage der Landesſynode und der Tagungen des

Erw . Oberkirchenrates .
e) Verwaltungsaufwand des OKR .
d) 4%%ige Hebegebühr der Finanzämter .
e) Sachl . Amtsunkoſten und Verwaltungsaufwand der

dem OKR untergeordneten Dienſtſtellen .
II Perſönlicher Aufwand für den Bezirksdienſt der landes⸗

kirchlichen Vermögensverwaltung :
( Sämtliche Poſitionen werden einſtimmig angenommen . )
III Aufwand für die Ausbildung der künftigen Geiſtlichen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei dieſer Poſi⸗

tion wurde grundſätzlich die Frage behandelt , ob die Rück⸗

ſtellungen für das Predigerſeminar , welche mit jährlich 50 000
DM vorgeſehen ſind , angeſichts der dringenden Baubedürf⸗
niſſe nicht vorübergehend unterbleiben ſollten. Nach ein⸗

gehender Ausſprache kam der FA zur Auffaſſung , daß in den
nächſten Jahren ſich wohl die grundſätzlichen Fragen über die
Geſtaltung des Predigerſeminars abklären werden , ſo daß
dann genügend verfügbare Mittel vorhanden ſein müſſen ,
um dieſe für unſere Landeskirche entſcheidend wichtige
Einrichtung für den Pfarrernachwuchs geſtalten zu können .

Der in der gleichen Poſition geführte Betrag von 25 0⁰⁰ DM
zur Unterbringung bedürftiger Theologieſtudenten wird als

dringend notwendig und in der angeforderten Höhe als be⸗

rechtigt anerkannt . 5
Präſtdent Dr . Umhauer : Es wird nicht eine Anderung

angezeigt ?
Abgeordneter Schneider : Nein!
Präſident Dr . Umhauer : Die Poſition einſchließlich der

Stellungnahme des Finanzausſchuſſes werden gebilligt .
Poſ . IV Aufwand für die Kirchenbezirke .
Poſ . VAufwand für die Gemeindeſeelſorge im allgemeinen .
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Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Die Erhöhung

dieſer Poſition auf 5 016 000 DM iſt durch die Aufhebung der

bisher im Bereich der Landeskirche noch gültigen 6 “ igen

Gehaltskürzung bedingt . Der FA begrüßt es, daß die Kür⸗

zung aufgehoben werden konnte und nimmt in einem beſon⸗
deren Antrag hierzu noch Stellung . Dieſer Antrag lautet :

„ Die Synode wolle beſchließen , die Landesſynode ſtimmt
der Verfügung des Evang . Oberkirchenrats zu, wonach mit

Wirkung ab 1. 10. 1950 die 65/ige Gehaltskürzung bei

allen kirchlichen Bedienſteten in Wegfall kommt .

Dieſe Verfügung iſt einem Beſchluß der Synode vom

13. 5. 1950 , welcher die Überprüfung der Frage durch die

Herbſtſynode vorſah , vorausgeeilt . Da ſachlich aber Über⸗

einſtimmung beſteht und der Oberkirchenrat erklärte , daß

man in gutem Glauben gehandelt habe und keinerlei

Hintanſetzung der Rechte der Synode beabſichtigt geweſen

ſei , wird kein Einſpruch erhoben .
Die Synode erwartet aber für die Zukunft die Vermei⸗

dung eines Überſehens ihrer Beſchlüſſe . “

Präſident Dr . Umhauer : Darf ich bitten , zur Ergänzung
den Verfaſſungsausſchuß zu hören .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode ! Der VͤA hat mich

ermächtigt , Ihnen vorzutragen :
Der Erw . Evang . Oberkirchenrat hat gemäß 8 120 der KV

am 8. 9. 1950 durch vorläufiges kirchliches Geſetz den Wegfall
der noch beſtehenden 69) “ igen Gehaltskürzung der Bezüge der

Geiſtlichen , Beamten und Angeſtellten , des Ruhegehalts der

Geiſtlichen und der Verſorgungsbezüge der Witwen von

Geiſtlichen und der Beamten und ihrer Hinterbliebenen mit

Wirkung ab 1. Oktober 1950 beſchloſſen . Da die Landesſynode

auf ihrer Frühjahrstagung 1950 den grundſätzlichen Wunſch

auf Aufhebung der Gehaltskürzung zum Ausdruck gebracht

hatte , hielt der Erw . Evang . Oberkirchenrat eine alsbaldige

Aufhebung durch vorläufiges kirchliches Geſetz für geboten .
Der VA empfiehlt die Annahme des Geſetzes mit folgender

Bemerkung :
Die Landesſynode anerkennt , daß der Schlußabſatz der Ent⸗

ſchließung der Landesſynode vom 13. Mai 1950 zur Finanz⸗

lage der Kirche und zur Beſoldungsfrage ihrer Angeſtellten

zu der Erwartung berechtigte , daß die Synode auf ihrer

Herbſttagung die Aufhebung der Gehaltskürzung beſchließen
werde . Sie verkennt auch nicht , daß beſondere Gründe zu
einer alsbaldigen Regelung der Frage vorlagen . Die Synode
unterſtellt aber , daß der Erw . Oberkirchenrat in künftigen
Fällen von der Befugnis des §S 120 KV, vorläufige kirchliche

Geſetze zu erlaſſen , nur in dringenden Fällen Gebrauch

machen wird .
Soweit die Stellungnahme des VA.

Ich glaube , hier noch einige Worte hinzufügen zu dürfen :
Es hat heute morgen der Herr Landesbiſchof von einem

Hohlraume geſprochen , der vermieden werden müſſe . Ich

glaube , wenn das , was der Finanzausſchuß durch Herrn Ab⸗

geordneter Schneider und was der Verfaſſungsausſchuß ſo⸗
eben durch mich empfahl , beſchloſſen wird , dann entfällt jede

Veranlaſſung zu einem ſolchen Hohlraume .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich möchte nicht verfehlen ,
eine Anregung hier im Plenum noch laut werden zu laſſen ,
die im FA gegeben war . Die ganze Sache mit dem Beſchluß
des Erw . OK, der von einigen Mitgliedern der Synode als
—ſagen wir —zu voreilig angeſehen worden iſt , hängt ja
wohl auch damit zuſammen , daß das Protokoll der Sitzung ,
das gedruckte Protokoll , erſt zu Beginn der Tagung in unſere
Hände kam, ſo daß ſelbſt die Mitglieder des Erw . OK, die ſich
an einen ſolchen Beſchluß hätten halten wollen , es in Un⸗

kenntnis von der Formulierung nicht konnten . Ich gehe jetzt

auf dieſen Sachverhalt nicht ein . Ich benutze dieſen Fall , um
etwas zu wiederholen , was vor 2 Jahren in dieſem Saal ein⸗

gehend beſprochen worden iſt und wovon keine Silbe in einem

Protokoll zu finden iſt . Ich bedaure , das in dieſem Zuſam⸗

menhang ſagen zu müſſen . Ich wiederhole , was damals geſagt
worden iſt : Wenn die Synode wirklich hineinwirken ſoll in

unſer kirchliches Leben , dann iſt es unerläßlich , daß der

Synodalbericht ſobald als möglich in Druck gegeben wird ,

mindeſtens aber ſo früh , daß dieſe Verhandlungsberichte vor

Beginn der nächſten Synode rechtzeitig in den Händen aller

Synodalen ſind und nicht erſt ſo kurz vorher , wie dies jetzt
der Fall iſt . Kurz geſagt : Ich halte es für unnötig , daß etwa

6 Monate vergehen , bis dieſer Bericht gedruckt iſt . Das müßte
in drei Monaten längſtens möglich ſein .

Abgeordneter Specht : Hohe Synode ! Sie hörten ſoeben den

Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes über den Beſchluß des

Erw . Oberkirchenrats , die 67ige Gehaltskürzung mit Wir⸗

kung vom 1. Oktober d. J . aufzuheben . Ich halte die hier vor⸗

getragenen Einwände für unbegründet . Die Synode hatte in

ihrer Tagung vom November 1949 der Kirchenleitung emp⸗

fohlen , für den erſten Teil des Haushaltsabſchnittes vom 1. 4.

1949 bis 31. 3. 1950 von einer Streichung der 6ßigen Kür⸗

zung abzuſehen . Dagegen ſollen für das 2. Haushaltsjahr

Wege zur Deckung des erforderlichen Mehrbetrages geſucht

werden , um ab 1. 4. 1950 für alle Mitarbeiter und Gehalts⸗

empfänger die 6ige Kürzung aufheben zu können .

Die Kirchenleitung hatte bis zum 1. 4. 1950 keine Wege ge—

funden , dieſen Beſchluß auszuführen und kam mit dieſer un⸗

gelöſchten Hypothek zur Frühjahrstagung der Synode im

Mai d. J . Nach einem eingehenden Bericht des Finanz —

referenten , Herrn Dr. Bürgy , über die Kaſſenlage der Landes

kirche , wurde dem Oberkirchenrat Entlaſtung erteilt . Die

Synode hat anerkannt , daß es tatſächlich unmöglich war , auf
1. 4. 1950 ihren an die Kirchenleitung gegebenen Auftrag

auszuführen . Dagegen haben dieſes „ Unmöglich “ nicht an⸗

erkannt die Betroffenen , denen die 69ꝰige Kürzung nicht ab⸗

genommen wurde . Und gerade der Vorſitzende des Ver —

faſſungsausſchuſſes , Herr Profeſſor von Dietze , iſt ſehr

energiſch für die Angeſtellten und Beamten des Evang . Ober⸗

kirchenrats eingetreten und hat der Kirchenleitung das Recht

beſtritten , ſich hinter ein „ Unmöglich “ zurückzuziehen .

Die Kirchenleitung konnte damals nichts weiter tun , als

ihren Angeſtellten das Verſprechen zu geben , die 6ige Kür⸗

zung ſobald als möglich aufzuheben . Dieſe Möglichkeit ergab

ſich nach dem günſtigen Abſchluß des Rechnungsjahres 1949 /
1950 und nach Überwindung der Kriſis , die in den Monaten

Mai —September durch die Senkung der Einkommenſteuer
entſtanden war . Und in dieſem Augenblick mußte die Kirchen⸗

leitung handeln . Nicht nur weil damals durch die Maſſe der

Beſchäftigten , vom Arbeiter bis zum Beamten , eine begreif⸗
liche Erregung über die fortwährend ſteigenden Preiſe hin⸗
durchging , ſondern auch , weil ſie verhüten mußte , daß ihr ge⸗
gebenes Verſprechen „ ſobald als möglich “ in den Augen
ihrer Angeſtellten zu einem leeren Wort herunterſinkt . Sechs
Wochen weitere Verzögerung der Angelegenheit hätten gewiß
nicht dazu beigetragen , das Vertauen der Angeſtellten zur
Kirchenleitung zu ſtärken . Und daß der Wegfall der Kürzung ,
damals , Anfang September , beſchloſſen wurde , hat manchem
Angeſtellten die Sorgen wegen Beſchaffung der Wintervor⸗
räte an Lebensmitteln und Brennſtoffen erleichtert .

Die Synode hatte im Frühjahr dem Oberkirchenrat nicht
nur Entlaſtung erteilt , ſondern hatte ſich auch vorbehalten ,
bei der Herbſttagung zu der Sache erneut Stellung zu
nehmen . Dabei hätte die Synode , bei ſchlechter Kaſſenlage der

Landeskirche dem Oberkirchenrat ein zweites Mal Entlaſtung
erteilen , oder bei günſtiger Kaſſenlage ihm ſagen können :
aber nun beeile dich. Der Oberkirchenrat hat ſich vorher be⸗

eilt , ſeinen klaren Auftrag vom November 1949 auszuführen ,
ehe er dazu gemahnt werden mußte . Das iſt der eindeutige
Sachverhalt , an dem ich nichts Tadelnswertes finde .

Ich könnte mir denken , daß der Verfaſſungsausſchuß ſeinen
Vorwurf aufrecht hält . Ich werde dann nicht nocheinmal dazu
ſprechen , ſondern will ſchon jetzt allem , was noch vorgebracht



werden könnte , nur die freundliche Bitte entgegenſtellen :
Wenn die Synode einmal wünſcht , daß ein früher gefaßter
Beſchluß aufgehoben ſein ſoll , dann möge das eindeutig feſt
geſtellt werden ; nicht mit einer Wendung , die ſo und anders
ausgelegt werden kann , ſondern mit klaren , unmißverſtänd
lichen Worten .

Den Antrag der Verfaſſungskommiſſion bitte ich abzu
lehnen.

Abgeordneter Dr. Umhauer : Meine Herren Synodalen ! Ich
habe mich vom Präſidentenſtuhl wegbegeben , um ſachlich zu
dieſem Punkt ſprechen zu können . Ich bin ja auch ſtark be
troffen durch den Vorwurf , der dem Erw . Oberkirchenrat ge
macht wird , er habe die Kompetenz der Synode an ſich ge
riſſen. Ich muß ſagen , ich ſtehe völlig auf dem Standpunkt ,
den Herr Oberſtudiendirektor Dr . Uhrig heute morgen ver
treten hat. Ich habe den Beſchluß der Synode vom Frühjahr ,
wonach die Synode in ihrer Spätjahrsſeſſion erneut prüfen
werde, ob nicht die 695ige Kürzung wegfallen könne , nicht
dahin aufgefaßt , daß nun etwa die Befugnis des Erw . Ober
kirchenrats nach der ihm in der Kirchenverfaſſung gegebenen
Zuſtändigkeit , im Bedarfsfalle wegen dringlicher Bedürfniſſe
ein vorläufiges kirchliches Geſetz zu erlaſſen , ihm genommen
werden ſollte, ſondern ich habe das ſo aufgefaßt , daß die
Landesſynode den Antragſtellern die Beruhigung , die Ver
ſicherung geben wollte , ſie werde ihre Intereſſen weiter ver
folgen, ihr Wunſch , ihr Antrag ſei nicht zu den Akten genom
men worden , ſondern die Landesſynode werde bei jeder ſich
bietenden Gelegenheit insbeſondere auf der nächſten Tagung
nachdrüfen , ob nicht dieſem Wunſch , den ſie von Grund aus
für berechtigt hielt , ſtattzugeben ſei oder ſtattgegeben worden
ſei. Und nun war doch die Situation ſo: Es hat ſich ganz all
gemein gezeigt , daß die Lebenshaltungskoſten den Löhnen
und Gehältern vorangeeilt waren , und es ſind da und dort
Streiks ausgebrochen , um die Anpaſſung der Löhne an die

geſteigerten Lebenshaltungskoſten zu erzwingen . In einem
ſolchen Zeitpunkt durfte m. E. die Kirchenleitung nicht darauf
berharren , daß gerade ihre Angeſtellten nun nicht nur nicht
die bisher als angemeſſen gehaltenen Bezüge bekämen , ſon
dern davon ſogar noch 65) ſich abziehen laſſen müßten . Und
wenn auch nur noch einige Wochen , 6 oder 8 Wochen , bis zur
nächſten Synode ins Land gehen würden , ſo mußte der Erw .

Oberkirchenrat m. E. handeln . Ich war überraſcht , als ich
hier jetzt bei unſerer Herbſttagung den Standpunkt vertreten

hörte , es ſei da vom Erw . OK in eine von der Synode für
ſich ſelbſt vorbehaltene Kompetenz eingegriffen worden .
„Ich möchte Sie bitten , von dem Antrag des Finanzaus
ſchuſſes die Abſätze 2 und 3 zu ſtreichen .

Landesbiſchof D. Bender : Nur ein ganz kurzes Wort . Es
geht ja im Grunde um die Interpretation jenes Satzes , daßdie Herbſtſynode über die Frage der Aufhebung der 69) ver —
handeln werde . Die Interpretation kann ja nur geſchehen aus
der Intention des Geſetzes . Aber die Intention iſt ja ganzklar durch die Ausſage der Frühjahrsſynode von 1950 gegeben ,
oder vielmehr der Herbſtſynode 1949 , nämlich daß es der
Synode darauf ankommt , daß kein Tag länger , als zu ver
antworten iſt , unſeren Beamten und Angeſtellten und übri
gen Stellen, die in der Kirche arbeiten , die 6) ) vorenthalten

werden ſollen. Und ich glaube , daß das die eigentliche Mei

Goo geweſen iſt Zuruf : ſehr richtig !h.
im Frühjahr in der Verhandlung mit den Ver

‚
ern

unſerer Angeſtellten und Beamten geſagt worden iſt :

4 die Aufhebung der 6/igen Kürzung am 1. April
die Ehndden wie wir es erhofft und vorgeſehen hatten , aber

ebenz
ritt ia im Herbſt noch einmal zuſammen , und

WMit 01 darüber weiter ſprechen “, ſo kanmich das nicht
deeer Fun 15 auffaſſen , daß eine vorherige Regelung in
ſein ſoll Erw. Oberkirchenrat bſeen
5 89 . 9 ern es war eine Verſicherung an unſere Leute

AK: Ihr lieben Leute , wir ſind auch noch da, wir kommen
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noch einmal zuſammen , vielleicht ſehen wir bis dorthin wei⸗ter , aber nicht in dem Sinn , als ob damit der Kirchenleitungbedeutet worden wäre : Wir behalten uns die Regelung vor
und bitten , das , was im Herbſt 1949 geſagt worden iſt , alsnicht geſagt anzuſehen , nämlich ſo bald wie möglich die Kür⸗
zung aufzuheben . Es geht um eine rechte Interpretation . Ich
glaube, daß ich die Außerungen der Herbſtſynode 1944 und
der Frühjahrsſynode 1945 recht interpretiert habe und daßich den guten Glauben für die Entſcheidung des Erw . OK in
Anſpruch nehmen darf .
Abgeordneter Schneider : Ich möchte doch den Satz noch

einmal vorleſen , der im Protokoll der Maitagung hier in
dieſer Frage feſtgeſtellt iſt : Es heißt hier :

„ Die Landesſynode wird auf ihrer Herbſtſeſſion 1950 bei
Aufſtellung des neuen Haushaltsplanes erneut prüfen , ob
ihr grundſätzlicher Wunſch auf Aufhebung der Gehalts⸗
kürzung , wenn irgend möglich , verwirklicht werden kann . “
Wir wollen hier nicht rechthaberiſch ſein , aber es handelt

ſich hier um einen Fall , wo grundſätzlich geklärt werden muß ,
was das Recht der Landesſynode iſt und was das Recht des
Erw . O iſt . Glücklicherweiſe ſind wir in der Sache völlig
einig , ſo daß es darüber keine Schwierigkeiten gibt !

Aber in der Frage der Ordnung der Zuſtändigkeit muß
hierzu ein offenes Wort geſagt werden . Ich war allerdings
bisher der Auffaſſung bis zür jetzigen Erklärung des Herrn
Landesbiſchofs , daß hier — ich möchte ſagen — der formale
Fehler legaliſiert iſt , daß bei der Beratung im Erw . Ober⸗
kirchenrat eigentlich niemand gewußt hat , daß im Protokoll
dieſer klare Vorbehalt ( Zuruf : Klar iſt es nicht geſagt ! ) —
das iſt Ermeſſensfrage — daß dieſer nach meiner Auffaſſung
klare Vorbehalt der Synode nun tatſächlich zu beachten wäre .
Und wenn wir in unſerem Antrag nun noch hinzugefügt
haben , daß wir wiſſen , daß der Erw . Oberkirchenrat in gutem
Glauben gehandelt hat und keinerlei Hintanſetzung der
Rechte der Synode beabſichtigt hat , dann iſt doch dieſe An⸗
gelegenheit völlig legaliſiert . Nur wollten wir feſtſtellen , —
und ich kann von mir aus den Antrag des Ausſchuſſes nicht
ändern ; dann müßte ich den Ausſchuß nochmals zuſammen⸗
rufen — daß , wenn in einer ſo entſcheidenden Frage die
Synode ſich öfters damit befaßt hat und —vergeſſen wir
nicht — die Synode ſich vor den Oberkirchenrat ſtellte immer
und immer wieder , ſolange der OK glaubte , die 6) ) nicht
gewähren zu können und ſich ſelbſt mit eingeſchaltet hat in
die ſchwierigen Verhandlungen mit den Vertretern unſerer
kirchlichen Bedienſteten , — daß dann eben nun doch hier
dieſe 4 oder 6 Wochen nichts ausgemacht hätten , um das
Recht , das ſich die Synode hier nach meiner Auffaſſung vor⸗
behalten hat , nun auch zu wahren . Ich ſehe aber im Antrag
und im Wortlaut des Antrages des FàA keinerlei Schwierig⸗
keit , die irgendwie den OK bedrücken könnte.

Abgeordneter Lindenbach : Meine lieben Brüder ! Ich
glaube , wir ſollten uns über dieſe Dinge nicht ſo in den ein⸗
zelnen Worten verkrampfen , wie etwa zwei Rechtsanwälte
wegen ihrer Auslegung eines Wortes oder Satzes. Wenn wir

in chriſtlichem Geiſt unſere Verhandlungen führen wollen,
dann ſollen ſie brüderlich ſein . Es war der Wunſch der Sy⸗

node , den Leuten ſo bald wie möglich das Geld zukommen zu

laſſen . Der OK hat dieſem Wunſch entſprochen . Damit dürfte

der Fall erledigt ſein .
Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich ſtimme dem zu, was

mein Vorredner geſagt hat , möchte aber nicht unterlaſſen , zu
ſagen , daß — wenn ich auch der Meinung bin , daß bei

liegen dieſes Protokolls eine Diskuſſion ſtattgefunden haben
würde im Erw . Oberkirchenrat über die Zuläſſigkeit dieſes
Vorgehens —doch durchaus zweifelhaft geweſen wäre , ob ein
Mangel oder ein Fehlen dieſer Zuſätze hätte
Dieſer ganze Paſſus muß im Zuſammenhang geſehen 355
den . Man darf dann doch nicht bloß den einen Satz „ Die

5 ir ie es eben ge ede, heraus
Landesſynode wird . . “ , wie es eben getan wurde , h
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nehmen . Ich hätte wahrſcheinlich Bedenken gehabt . Aber ich

kann durchaus verſtehen , wenn Mitglieder des Erw . Ober⸗

kirchenrates ſagen , die die Herbſtſynode mitgemacht haben :
Der ganze Paſſus gibt durchaus nicht nur die Möglichkeit ,

fondern die Notwendigkeit , ſchnellſtens zu handeln . Das bitte

ich zuzugeſtehen , wenn man im einzelnen auch anderer Mei —

nung ſein ſollte , wie ich. Man muß den Mitgliedern des Erw .

Oberkirchenrates zugeſtehen , ſie haben pflichtgemäß gehandelt
und nicht etwa ein Reſervat der Synode ſich aneignen wollen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich bin bei der Verhand⸗

lung im Erw . Oberkirchenrat im September leider nicht ge—
weſen . Ich habe volles Verſtändnis dafür , daß die Synode
darüber wacht , daß der Erw . Oberkirchenrat nicht auch mit

guter Abſicht Befugniſſe , die der vollen Synode zuſtehen , an

ſich nimmt oder gar voreilig handelt . Aber ich glaube , dieſer
Punkt iſt nun wirklich nicht dafür geeignet , nun da eine

prinzipielle Erklärung abzugeben , und ich meine , wir könnten
die Auseinanderſetzung darüber abſchließen .

Stellvertr . Präſident Mondon : Halten Sie den Antrag
aufrecht ?

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich halte den Antrag des VA

aufrecht ; denn auch ich kann für den VA nicht plötzlich eine
andere Stellung einnehmen ; es ſei denn , daß der Ver⸗

faſſungsausſchuß zuſammentreten würde .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich beantrage , den Antrag
abzulehnen ohne Zuſammentritt der Ausſchüſſe .

Stellvertr . Präſident Mondon : Dann bitte ich den Vor⸗

ſitzenden des VA, den Antrag nochmals kurz zu verleſen .
Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Verfaſſungsausſchuß emp⸗

fiehlt die Annahme des Geſetzes mit folgendem Bemerken :
Die Landesſynode anerkennt , daß der Schlußabſatz der

Entſchließung der Landesſynode vom 13. 5. 1950 zur
Finanzlage der Kirche und zur Beſoldungsfrage ihrer An —

geſtellten zu der Erwartung berechtigte , daß die Synode
auf ihrer Herbſttagung die Aufhebung der Gehaltskürzung
beſchließen werde . Sie verkennt auch nicht , daß beſondere
Gründe zu einer alsbaldigen Regelung der Frage vorlagen .
Die Synode unterſtellt aber , daß der Erw . Oberkirchenrat
in künftigen Fällen von der Befugnis des § 121 KV, vor⸗
läufige kirchliche Geſetze zu erlaſſen , nur in dringenden
Fällen Gebrauch machen wird .

Meine Herren ! Ich glaube nicht , daß hier dem Erw . Ober —⸗
kirchenrat auf die Füße getreten werde , wenn hier zum Aus⸗
druck gebracht wird , daß die Synode unterſtellt , daß der Erw .
Oberkirchenrat künftig von der Befugnis des §S 120 KV, vor⸗
läufige kirchliche Geſetze zu erlaſſen , nur in dringenden Fällen
Gebrauch machen wird . Denn in § 120 ſteht ja dies bereits
darinnen . Ich darf den § 120 Abſ . 1 einmal vorleſen :

Die Kirchenregierung iſt ermächtigt , — anſtelle der

Kirchenregierung iſt der Erw . Oberkirchenrat getreten —

Geſetze und Verfügungen , die der Zuſtimmung der Landes —⸗
ſynode bedürfen , vorläufig zu erlaſſen , wenn ſie dringend
nötig und unverſchieblich ſind , die Berufung einer außer⸗
ordentlichen Landesſynode aber nicht möglich iſt oder ſich
durch die Erheblichkeit der Sache nicht rechtfertigen läßt .
Wenn der VA ein ſeiner Empfehlung der Annahme des

Geſetzes in ſeinem Bemerken darauf hinweiſt , daß die Synode
unterſtellt , daß der Erw . Oberkirchenrat künftig von der Be—⸗

fugnis des § 120, KV, vorläufige kirchliche Geſetze zu erlaſſen ,
nur in dringenden Fällen Gebrauch machen wird , ſo iſt das

nichts anderes als dem Ausdruck gegeben , daß der Erw . Ober —

kirchenrat die Beſtimmung des § 120 ſtets hochhalten wird .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich will den An —

trag des FA noch einmal zur Verleſung bringen , weil es

gewünſcht worden iſt . Der Antrag des FA lautet :

Die Synode wolle beſchließen :
Die Landesſynode ſtimmt der Verfügung des Erw . Ober⸗

kirchenrats zu, wonach mit Wirkung ab 1. 10. 1950 die

6 %ige Gehaltskürzung bei allen kirchlichen Bedienſteten in

Wegfall kommt .

Dieſe Verfügung iſt einem Beſchluß der Synode vom

3. 5. 1950 , welcher die Überprüfung der Frage durch die

Herbſtſynode vorſah , vorausgeeilt . Da ſachlich aber Über⸗
einſtimmung beſteht und der Oberkirchenrat erklärte , daß

man im guten Glauben gehandelt habe und keinerlei Hint⸗

anſetzung der Rechte der Synode beabſichtigt geweſen ſei ,
wird kein Einſpruch erhoben .

Die Synode erwartet aber für die Zukunft die Ver⸗

meidung eines Überſehens ihrer Beſchlüſſe .

Ich muß dazu ſagen , daß ein Ablehnen dieſes Antrags zum

mindeſten im erſten Teil eigentlich einer Ablehnung des Ge⸗

ſetzes gleich käme . Wir können dem Rat des Herrn Prof .
v. Dietze in der Weiſe nicht folgen , daß wir den ganzen An⸗

trag ablehnen . Der 2. Abſatz iſt m. E völlig unverbindlich

gegenüber dem Oberkirchenrat . Er beſtätigt ja , daß da ſach⸗

liche übereinſtimmung beſteht und der OK erklärte , daß man

im guten Glauben gehandelt habe und , ohne Hintanſetzung

der Rechte der Synode beabſichtigt zu haben , gehandelt habe .

Da iſt eigentlich m. E. nichts dagegen zu ſagen .

Den 3. Abſatz :

„ Die Synode erwartet aber für die Zukunft die Ver⸗

meidung eines Überſehens ihrer Beſchlüſſe “,

den könnte man weglaſſen , wenn man dies will . Wir haben

heute ſchon mancherlei militäriſche Reminiſzenzen gehört . Es

heißt , wenn einer eine Beſchwerde machen will , ſoll er 24

Stunden darüber ſchlafen . Wir haben damals dieſe 24 Stun⸗

den nicht geſchlafen , als der FA auch mit dem Herrn Kollegen

Lindenbach einſtimmig dieſen Antrag guthieß . Ich habe nichts

dagegen , wenn man dieſen letzten Abſatz ſtreicht . Der erſte iſt
abſolut notwendig als Bejahung des vorläufigen kirchlichen

Geſetzes . Ich glaube , das zweite wäre eine brüderliche Teilung

unſerer beiderſeitigen Anſichten .

Abgeordneter Dr . Umhauer : Ich möchte zur Geſchäftsord⸗

nung reden . — Ich möchte den Antrag ſtellen , daß über die

einzelnen Abſätze des FA abgeſtimmt wird . Ich bin der Mei⸗

nung , daß dem Abſatz 1 zugeſtimmt werden kann , und die

Abſätze 2 und 3 fallen ſollten . Ebenſo bitte ich, über die ein⸗

zelnen Sätze des Antrages des Verfaſſungsausſchuſſes abzu⸗

ſtimmen , und auch da wäre der Satz 1 anzunehmen , während
der Satz 2 fallen ſollte .

Stellvertr . Präſident Mondon : Wir ſtimmen ab über den

Abſatz 1 der Vorlage .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Darf ich noch

eine Frage ſtellen ? — Es iſt mir nicht gegenwärtig , ob in

dem vorläufigen kirchlichen Geſetz als Termin des Wegfalls
der 1. 10. vorgeſehen iſt ( Zuruf : 19501! ) — Gut ! Dann würde

der Abſatz 1 lauten —ich will ihn noch einmal vorleſen —:

Die Landesſynode ſtimmt dem vorläufigen Geſetz des

Erw . Oberkirchenrats zu, wonach mit Wirkung ab 1. 10.

1950 die 6 ) ige Gehaltskürzung bei allen kirchlichen Be⸗

dienſteten in Wegfall kommt .

( Abſatz 1 wird einſtimmig angenommen . )

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der Abſatz 2

lautet :

Dieſe Verfügung iſt einem Beſchluß der Synode vom

13. 5. 1950 , welcher die Überprüfung der Frage durch die

Herbſtſynode vorſah , vorausgeeilt . Da ſachlich aber Über⸗

einſtimmung beſteht und der OK erklärte , daß man im

guten Glauben gehandelt habe und keinerlei Hintanſetzung
der Rechte der Synode beabſichtigt geweſen ſei , wird kein

Einſpruch erhoben .

( Abſatz 2 wird mit 34 Stimmen gegen 9 bei 1 Enthaltung

angenommen . )



Berichterſtatter
lautet :

Die Synode erwartet aber für die Zukunft die Ver⸗
meidung eines Überſehens ihrer Beſchlüſſe .
Abſatz 3 wird mit 7 Stimmen gegen 25 bei 7Enthaltungen

abgelehnt . )
Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Antrag des VA lautet : Der

VͤA empfiehlt die Annahme des Geſetzes mit folgendem Be⸗
merken :

Die Landesſynode anerkennt , daß der Schlußabſatz der
Entſchließung der Landesſynode vom 13. 5. 1950 zur Finanz⸗
lage der Kirche und zur Beſoldungsfrage ihrer Angeſtellten
zu der Erwartung berechtigte , daß die Synode auf ihrer
Herbſttagung die Aufhebung der Gehaltskürzung beſchließen
werde . Sie verkennt auch nicht , daß beſondere Gründe zu
einer alsbaldigen Regelung der Frage vorlagen . Die
Synode unterſtellt aber , daß der Erw . Oberkirchenrat
künftig von der Befugnis des § 120 KV, vorläufige kirch
liche Geſetze zu erlaſſen , nur in dringenden Fällen Ge
brauch machen wird .

Stellvertr . Präſident Mondon : Zur Erleichterung der Ab—
ſtimmung , weil es nicht ganz klar iſt , wo die Sätze aufhören ,
möchte ich folgende Erwägung geben , daß der Antrag des VA
in toto zur Abſtimmung geſtellt wird , unter Streichung des
letzten Satzes : „ Die Synode unterſtellt . . . “

Wäre der VͤA⸗mit dieſem Vorſchlag einverſtanden ? —
Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich ſchlage vor , daß wir zunächſt

darüber abſtimmen , ob der Vorſchlag des VA in toto an —
genommen wird oder nicht .

( Der Antrag des VA wird mit 18 gegen 22 Stimmen ab⸗
gelehnt . )

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich glaube , es iſt unnötig ,
jetzt noch über einen Rumpfparagraphen abzuſtimmen ; denn
durch die Anahme der FR Entſchließung iſt die Sache an ſich
bereinigt . Und mit dem Fallen dieſes ganzen Paragraphen
iſt eigentlich auch das Anliegen , das noch hätte vorliegen
können , mit Weglaſſung des 3. Abſatzes auch erledigt . Wir
können uns das ſparen !

Abgeordneter Schneider : Der 3. Abſatz

Abgeordneter Dr . Umhauer : Zur Geſchäftsordnung ! Ich
ſtimme dem durchaus bei , was Herr Dr . Schmechel geſagt
hat . Materiell iſt darüber entſchieden . Es erübrigt ſich, eine
beſondere Abſtimmung über den Antrag des VA vorzu⸗
nehmen , der nichts anderes zum Gegenſtand hat als der An
trag des FA auch . In Frage käme nur , ob Herr Prof .
v. Dietze ſeinen Antrag formell zurückzieht .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wenn der VA, an deſſen
Sitzungen ich nicht teilnehmen konnte , ſich nicht dadurch etwa
— es wurde vorhin geſagt : auf die Füße getreten fühlt —
irgend wie bekümmert fühlt , daß ſein Antrag nun in toto
abgelehnt wird , bin ich damit einverſtanden . Wenn der VA
den Wunſch hat , daß wir von ſeinem Antrag etwas an⸗
nehmen , würde ich beantragen , den Antrag des VA unter
Streichung des letzten Satzes , alſo bis : „ Die Synode unter
ſtellt . . . “ uſw . anzunehmen .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich bitte , über den Antrag des
Herrn Prof . Dr . v. Dietze abzuſtimmen .

Abgeordneter Dr . Umhauer : Ich ſtelle den Antrag , dieſen
Antrag durch die Abſtimmung über den Antrag des VA für
erledigt zu erklären .

Stellvertr . Präſident Mondon : Wer iſt für den Antrag
Umhauer ? — 35. Gegenprobe ? — Niemand . Der Antrag iſt
angenommen . Damit iſt die Sache wohl erledigt !

( Präſident Dr . Umhauer nimmt den Präſidentenſtuhl
wieder ein . )

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Zu der Poſ . V:
„ Aufwand für die Gemeindeſeelſorge im allgemeinen “ iſt
noch ein Antrag zu erledigen , der von Herrn OK Katz geſtellt
worden iſt . Der Antrag lautet :
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D„ Der FA wolle der Synode vorſchlagen , 10 Praktikan⸗
tinnenſtellen für Gemeindehelferinnen zu errichten , die
einen Unterhaltszuſchuß von 70 —100 DM im Monat er⸗
halten ſollen . “

Der FA bittet die Synode zu beſchließen :
„ Die 10 Praktikantinnenſtellen können errichtet werden

mit einer Vergütung bis zu 80 DM pro Monat und Prak⸗
tikantin , wenn dieſe Ausgabe bei Einzelpoſition Vein⸗
geſpart werden kann . “
Wir ſind zu dieſer Formulierung des Antrags gekommen ,

weil OK Or. Friedrich erklärte , daß das wohl möglich ſein
dürfte .

Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Ausſprache über
dieſen Antrag . — Es meldet ſich niemand zum Wort . Ich darf
annehmen , daß er gut geheißen wird .

Poſ . VI : Aufwand für die Studentenſeelſorge .
Poſ . VII : Aufwand für den Religionsunterricht .
Poſ . VIIa : Aufwand für das Voltsmiſſionariſche Amt .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Beim Volks⸗

miſſionariſchen Amt der Landeskirche wurde anerkannt , daß
mit verhältnismäßig geringen landeskirchlichen Zuſchüſſen
das Werk ſich hauptſächlich aus eigenen Mitteln trägt . —
Vielleicht darf ich gleich noch bei VIIb ergänzen :

Poſ . VIIb : Aufwand für die Ev. Akademie der Landes⸗
kirche :

Im Laufe der Ausſprache wurde die Bedeutung der Ev.
Akademie ausdrücklich hervorgehoben und dabei betont , daß
doch die Wiederumwandlung in eine ortsgebundene Arbeit
mit einer hauptamtlichen Kraft im Auge behalten werden
ſoll . — Das ſind dieſe beiden Poſitionen .

Präſident Dr . Umhauer : Wird das Wort gewünſcht ? —
Das iſt nicht der Fall . Der Standpunkt des Ausſchuſſes wird
gebilligt .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider :
Poſ . VIII : Evang . Gemeindejugend .
An der Ausſprache über dieſen Punkt nahm auch der Lan⸗

desjugendpfarrer Herrmann teil . Sein Bericht über die
Jugendarbeit gab ein umfaſſendes Bild dieſes Dienſtes an
der Jugend . Der Hinweis , daß für die weibliche Jugend eine
große Anzahl von Gemeindehelferinnen zur Verfügung ſtehe ,
für die männliche dagegen aber nur 9 Jugendwarte und ſein
Vorſchlag , auf je zwei weibliche Gemeindehelferinnen wenig⸗
ſtens in den größeren Gemeinden einen männlichen Diakon
einzuſetzen , iſt eingehender ÜUberprüfung wert . Beſonders zu
beachten iſt , daß in den letzten Jahren zwei Stützpunkte evan⸗
geliſcher Jugendarbeit geſchaffen wurden mit den Jugend⸗
heimen in Neckarzimmern und Ludwigshafen am Bodenſee .

Bei dieſer Poſition iſt nun auch die Frage der Ein⸗

ſparungen beſonders behandelt worden und zwar iſt nach
eingehender Überprüfung vorgeſchlagen worden , in den Aus⸗

gaben Poſ . VIII Jugenddienſt 20 000 DM einzuſparen .
Ich kann gleich weiterfahren bei

Poſ . IX : Männerwerk 8000 DM .

Poſ . X: Frauenarbeit 8500 DM eund noch bei der

Poſ . XII : Pflege der kirchlichen Muſik 4900 DM .
Bei dem Antrag auf dieſe Kürzungen heißt es :

Bei den Poſitionen ( Männerwerk , Frauenarbeit ) wurde

darauf hingewieſen , daß die Gefahr einer Verbeamtung
dieſes Dienſtes vermieden werden ſollte und mehr wieder auf
die Mithilfe freiwilliger Kräfte hingewirkt werden müſſe .

Was die Kürzung insgeſamt anbelangt , ſoll ſie ab K 4.

1952 in Kraft treten . Sie iſt den betreffenden, Werken aber

umgehend mitzuteilen , damit dieſelben ſich bis dahin ver

mehrt auf die Mitarbeit freiwilliger Helfer umſtellen können .

Die eingeſparten Beträge und zwar ſind es die 41 400 DM

( Poſ . 8, 9, 10, 12) .
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Dann wäre noch die Einſparung auf Haus
Gartenſtraße , die wir beſchloſſen haben , mit 70 000 DM

und die Einſparung von 10 000 DM

im Etat des OK, die wir ebenfalls beſchloſ⸗
ſen haben , ſonach insgeſamt 121 400 DM

ſind als vermehrte Zuweiſung an kriegsgeſchädigte Gemein⸗
den zu verwenden .

Das iſt der Antrag zu dieſen Poſitionen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Ausſprache über

Poſ . VIII , Poſ . IX , Poſ . X und Poſ . XII. Jugenddienſt ,
Männerwerk , Frauenwerk und Fflege der kirchlichen Muſik .

Wer wünſcht das Wort : — Niemand . Ich darf daraus

ſchließen , daß Sie den Antrag des Finanzausſchuſſes ein⸗

ſtimmig annehmen wollen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Mit Poſ . VIII
wurde auch die Einzelpoſition und zwar die Vorlage des Ev.

Jungmännerwerks Baden CVIM behandelt . Das Jung⸗
männerwerk beantragte die Bewilligung einer jährlichen Bei⸗
hilfe von 30 000 DM für ſeinen Jahresetat .

Der Finanzausſchuß beantragt , die Synode wolle wie folgt
beſchließen :

Angeſichts des noch ungeklärten Verhältniſſes der landes⸗
kirchlichen Fugendarbeit zum CVIM ewolle aus dem Dis⸗
poſitionsfond des laufenden Rechnungsjahres eine ein⸗
malige Beihilfe von 3000 DM gewährt werden als An⸗
erkennung des Dienſtes des CVIM an unſerer evangel .
Jugend . In weiteren Verhandlungen möge eine engere
Zuſammenarbeit geprüft werden . Falls dieſe möglich , ſoll
der Oberkirchenrat zur nächſten Synode die Vorlage für
einen laufenden Jahreszuſchuß an die Synode machen .

Präſident Dr . Umhauer : Wird zum Antrag des Ev. Jung⸗
männerwerks das Wort gewünſcht ? — Das iſt nicht der Fall .
Ich ſchließe daraus , daß Sie den Antrag des Finanzaus⸗
ſchuſſes gutheißen .

Ich rufe auf die
Ziff . XI : Für den Wohlfahrtsdienſt .
Ziff . XII : Pflege kirchlicher Muſik : iſt ſchon erledigt .
Ziff . XIII : Für die Evang . ⸗ſoziale Frauenſchule .
Ziff . XIV : Ruhegehälter .
Ziff . XV : Unterſtützungen .
Ziff . XVI : Hinterbliebenenverſorgung .
( Alle ſechs Poſitionen werden einſtimmig angenommen . )
Präſident Dr . Umhauer : Poſition XVII iſt zum Teil ſchon

beſprochen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei der Poſition

XVII : Allgemeiner Aufwand kam der Antrag der ev. Groß⸗
ſtadtgemeinden “ ) , wie er im Schreiben vom 5. 10. 1950
ſeinen Ausdruck fand , zur Beſprechung . Zu dieſem Antrag

*) Die Städtekonferenz der Bad . Ev. Großſtadtgemeinden , die
am 5. 10. 1950 in Karlsruhe zuſammengetreten iſt , hat als
Ergebnis ihrer Beratungen folgendes beſchloſſen :

Es iſt Aufgabe der Landeskirche in ihrer Geſamtheit , die
Laſten der durch den Krieg und ſeine Folgen geſchädigten Ge⸗
meinden zu tragen .

Dem entſprechend beantragen wir :
1. Die Landeskirche möge Kredit in Höhe von mindeſtens

5 000 000 DM eaufnehmen , aus welchem den geſchädigten Gemein⸗
den Beträge zum Wiederaufbau entſprechend dem Grad ihrer
Bedürfniſſe zur Verfügung geſtellt werden . Verzinſung und
Amortiſation dieſes Kredits ſind Aufgabe der Landeskirche .
Aufwendungen hierfür ſind aus dem im Voranſchlag der Landes⸗
kirche unter Abſchnitt XVII Ziff . 1 vorgeſehenen Betrag von
jährlich 500 000 DM zu beſtreiten . Dabei wird vorausgeſetzt , daß
dieſer Betrag auch in ſpätere Voranſchläge bis zur völligen
Tilgung des Kredits eingeſetzt wird .

Sollte die Landeskirche nicht in der Lage ſein , in Bälde
dieſen Kredit in der angegebenen Höhe ſelbſt zu beſchaffen , ſo
ſoll es den in Frage kommenden Kirchengemeinden überlaſſen

der Städtekonferenz beantragt der FA, die Synode wolle

folgendes beſchließen :
Zu 1. Der Ev. Oberkirchenrat wolle ſich um außerordent —

liche Kredite in Höhe bis zu 5 Millionen DM zum Zwecke
des Wiederaufbaus bemühen . Tragbar ſind nur Kredite , die

folgende Vorausſetzung erfüllen :
a) Zinsſatz maximal 6) ) bei voller Auszahlung ,
b) möglich langfriſtige Laufzeit ; kurz⸗ oder mittelfriſtige

Kredite ſollen nur aufgenommen werden , wenn Ausſicht
auf Umwandlung in langfriſtige Laufzeit mit niedrigen
Tilgungsquoten beſteht .

Träger des Kredits iſt die Landeskirche , auch wenn einzelne
Gemeinden den Kredit vermitteln . Verzinſung und Tilgung
liegen bei der Landeskirche . Dafür werden die unter Poſition
XVII vorgeſehenen Mittel verwendet .

Zu 2. Der im Rechnungsjahr 1949/50 aus den vorgeſehenen
500 000 DM nicht ausbezahlte Betrag von 372 166 DM kann

haushaltsrechtlich nicht nachträglich überwieſen werden . Dieſe
Summe ſoll aber aus etwaigen Überſchüſſen des laufenden
und der nachfolgenden Rechnungsjahre , vor allen anderen
Aufwendungen , an die beteiligten Gemeinden zur Aus⸗
zahlung kommen .

Zu 3. Es wird zugeſtimmt , daß , wenn aus erhöhtem Ge⸗
ſamtaufkommen und nach Erledigung von Poſ . 2, das ſind
die 372 166 DM , noch Überſchüſſe bleiben , von dieſen 2597
an die Kirchengemeinden überwieſen werden .

Zu 4. Die Dauer des Haushaltsplanes wird auf 2 Jahre
feſtgeſetzt , d. h. für die Zeit vom 1. 4. 1951 bis 31. 3. 1953 .

Die erſten drei Punkte behandeln die Frage der Bauhilfe ,
die ja auch unter dieſer Poſition XVII mit 500 000 DM für
das laufende Jahr jeweils eingeſetzt ſind . Es müßten deshalb
hier dieſe Beſchlüſſe gefaßt werden .

Abgeordneter Ruſer : Mit dem Antrag der Städtekonferenz
auf Anleihe von 5 Millionen DM kann ich mich nicht be—
freunden und habe auch in der Ausſchußſitzung dagegen ge—
ſtimmt . Denn Schulden drücken immer . Die 5 Millionen ſind
bald aufgenommen , oder auch nicht . Denn der Kapitalmarkt

ſein , Kredite im Rahmen des Geſamtkredits zu beſchaffen . Ver⸗
zinſung und Tilgung übernimmt die Landeskirche .

Falls hierzu notwendige Sicherheiten von den Gemeinden nicht
beſchafft werden können , werden dieſe von der Landeskirche zur
Verfügung geſtellt .

Die Beträge , bis zu welchen die einzelnen Kirchengemeinden
aus dieſem 5⸗Millionen⸗Kredit Zuwendungen erhalten oder
Kredite ſelbſt aufnehmen dürfen , ſind nach den Bedürfniſſen
der betroffenen Kirchengemeinden vom Oberkirchenrat im Be⸗
nehmen mit dieſen Kirchengemeinden umgehend feſtzulegen .

2. Unabhängig von dem im Voranſchlag des laufenden bzw.
der folgenden Rechnungsjahre unter Abſchnitt XVII eingeſetzten
500 000 DM ſind die für das vergangene Rechnungsjahr 1949/50
vorgeſehenen aber nicht ausbezahlten 500 000 DM unter allen
Umſtänden entſprechend dem Voranſchlag 1949/50 nachträglich
auszubezahlen .

3. Das Verhältnis zwiſchen dem Anteil der Kirchengemeinden
an der Kirchenſteuer vom Einkommen und dem Geſamtaufkom⸗

men dieſer Steuer beträgt nach dem Voranſchlag 1949/51 rund
13 % und nach dem Voranſchlag 1951/54 rund 16,7 %. Sollte das
Geſamtaufkommen ſich gegenüber dem Voranſchlag in Höhe von
6 000 000 DM für 1950/51 bzw. 7 000 000 DM für 1951/52 er⸗
höhen , ſo ſind von dieſem Mehraufkommen 25 netto zuſätzlich
an die Kirchengemeinden auszuſchütten .

4. Mit Rückſicht auf die Unmöglichkeit der Abſchätzung des
Steueraufkommens auf mehrere Jahre , ſowie im Hinblick auf die
Notwendigkeit einer Neuabgrenzung zwiſchen Landes⸗ und Orts⸗
kirchenſteuer bzw. Neufeſtſetzung der Anteile der Kirchengemein⸗
den an einer gemeinſamen Kirchenſteuer vom Einkommen wird
der Haushaltsplan nur für die Zeit vom 1. 4. 1951 bis 31. 3. 1952
feſtgeſtellt .

Wir legen dieſen Antrag der Landesſynode der Ev. ⸗prot .
Landeskirche Badens vor .

J. A. der Vorſitzende gez. Seufert , Kirchenrat , Dekan .



hat ſich ſo verſteift , daß langfriſtige Kredite kaum zu kriegen
ſind , namentlich nicht zu einem Zinsſatz von 69/ . Die Not
iſt aber da, die zerſtörten Kirchen und kirchlichen Räume
müſſen aufgebaut werden . Wir haben heute morgen von der
Notlage in den Städten gehört und auch von Pforzheim , wo
eben einfach die Räume fehlen — und da muß geholfen wer⸗
den ; drum habe ich mir einen Gegenvorſchlag überlegt : Die
Aufnahme eines 5⸗Millionenkredits kann ſich vielleicht 2 —3
Jahre hinziehen und bringt ungeheure Verhandlungen mit
ſich und koſtet außerdem immerhin einen Zinsſatz von jährlich
300 000 DM . Ich mache daher den Vorſchlag , wir nehmen
den Kredit von 5 Millionen auf und zwar ſofort in den näch⸗
ſten Haushalt , aber nur theoretiſch , mit 60 ) zu verzinſen ,das ergibt 300 000 DM
und mit 40 zu amortiſieren 200 000 DM

500 000 DM .

Wenn wir eine Laufzeit nehmen von 25 Jahren , ſo iſt das
eine Amortiſation von mindeſtens 4 %, alſo 200 000 DM .
Damit haben wir die Summe von 500 600 DM , wie ſie im
Voranſchlag für Aufbauhilfe vorgeſehen iſt . Aber hier iſt ein
wunder Punkt . Die 500 600 DM ſtehen wohl im Voranſchlag
aber ſie ſind nicht verbraucht und verausgabt worden , da es
hieß , wir haben kein Geld . Wenn wir aber die 5 Millionen
wirklich aufnehmen und zwar nicht theoretiſch , dann ſind Sie
verpflichtet , dieſe 500 000 DM , die im Voranſchlag ſtehen ,
auch zur Auszahlung zu bringen ; denn die Banken warten
nicht . Sie ſind auf den Eingang der Zinſen ebenſo angewie⸗
ſen wie jeder auf ſeinen Lohn . Deshalb ſind die 500 000 DM
nicht angreifbar für andere Zwecke und die Auszahlung iſtfür dieſen Zweck gewährleiſtet .

Die Ausgabepoſten im Voranſchlagetat ſind mit 11807744
DMa vorgeſehen . Man redet immer von der Aufblähung des

Verwaltungsapparates . Aufblähungen können nur zur Ge⸗
ſundung gebracht werden , durch ein Aderlaſſen . Hier gehtmein Vorſchlag dahin :

Aus der Summe von 4000 000 DM dürfen 10 ) 7 nicht
verwendet werden , ſind aber als vordringliche Ausgaben der
Bauhilfekaſſe zuzuwenden . Das beträgt 4 mal 100 000 DM .
Dieſer Weg iſt gangbar , ohne den Voranſchlag nur im ge⸗
ringſten abzuändern . An den kirchlichen Werken ſind höhere
Prozentſätze in Abzug gebracht worden , und wenn man hin⸗
zunimmt die ſachlichen Ausgaben , die noch höhere Prozente
vertragen können , ſo dürften in anderen Poſitionen kleinere
Prozente in Anwendung kommen . Ich hätte es nicht gewagt ,an der Poſition der Seelſorge einen Abſtrich zu machen .
Wenn aber hier ein Antrag angenommen wird , daß ohne
dieſen Poſten zu gefährden , 10 Praktikantinnen beſoldet wer⸗
den ſollen mit einem monatlichen Gehalt von 80 DM , ſo ſind
das jährlich ſchon 10000 DM . Dies nur als Hinweis .

Hierzu käme das Notopfer . Es wird noch ein Antrag kom⸗
men. Das Notopfer iſt ſeinerzeit bei der Währungsreform
als notwendig eingeführt worden , hat aber heute , nachdem
die 6 %ige Kürzung in Wegfall gekommen iſt , ſeine Berechti⸗
gung verloren . Obwohl die Kirche immer Not hat inſofern ,
weil ſie größere Röte ſieht , wo ſie zu helfen verpflichtet wäre ,
ſo muß doch dieſem Notopfer ein neuer Inhalt gegeben wer —
den. Und das wäre die reſtloſe Abführung an die Bau kaſſe ,
denn hier iſt noch große Not . Im Voranſchlag ſind dafür
90000 DM vorgefehen . Dieſer Betrag könnte noch — bei
genügender Bekanntmachung — mit der inneren Berechti⸗
gung , dieſer Not zu ſteuern , erträglicher geſtaltet werden .
Alles zuſammen gäbe 1 Million jährlich , ohne Schulden zu
machen zum Aufbau der zerſtörten Kirchen . Das muß aus
dem Voranſchlag herausgewirtſchaftet werden . Die erſten
500 000 DM ſtehen ſchon drin im Voranſchlag , aber ſie können
nicht ausbezahlt werden , weil kein Geld da iſt . Die Banken
verlangen aber einfach ihre Zinſen . Machen wir Schulden ,

zuſammen :
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dann haben wir endlos Zins zu bezahlen . Nach meinem Vor⸗
ſchlag haben Sie auch 5 Millionen erreicht und ſind frei . Was
das heißt und bedeutet , kann nur der ermeſſen , der im Leben
ſelbſt mal Schulden gemacht hat . Sie leiden ſelbſt darunter .

Dieſer Weg führt , wenn auch etwas hart , zur Unabhängig⸗keit und Freiheit , der andere Weg zu einer erdrückenden Zins⸗
knechtſchaft .

Der Weg iſt gangbar , und die 10 %7 Abſchreibungen ſind
auch möglich . Und das Notopfer dazu , das gibt eine Million .
Der Weg iſt gangbar . Das iſt mein Vorſchlag .

Abgeordneter Siegel : Ich möchte zur Sache des Kredits
auch etwas ſagen : Es iſt bei den Ausſchußberatungen auf die
innere Anleihemöglichkeit hingewieſen worden . Wir habenin unſerer evangeliſchen Kirche ſo viel Leute , die Geld haben .Wenn die Kirche eindringlich genug dazu aufruft , daß alle zu⸗
ſammenhelfen ſollen , die vordringlichen Schäden zu beſeitigen ,werden dieſe ſagen : Gut , wir ſind bereit , der Kirche unſerGeld zu leihen . Die Kirche wird bis zu 5 Prozent Zinſen be⸗
zahlen . Dann bekommen wir unter Umſtänden auch Geld von
unſeren Leuten , das billiger iſt . Das müßte mit entſprechen⸗der Propaganda vorgetragen werden . Auch evtl . Zeichnungs⸗
liſten müßten durch die Häuſer gehen . Da könnte man ſchoneinen erſprießlichen Betrag zuſammenbringen . Ich nehme an ,
daß auch die erforderliche ſtaatliche Genehmigung dazu er⸗
teilt würde .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Aus dem, was in der General⸗
debatte geſagt wurde , geht ſchon hervor , daß ich dem Antrag
unſeres Freundes Ruſer diesmal nicht folgen kann . Wir
brauchen für unſere Kirchenbauten jetzt das Geld , und
wenn wir es kriegen können , müſſen wir es jetzt nehmen !
Was Herr Pfr . Hauß heute in dieſer Hinſicht über die Dring⸗
lichkeit ausgeführt hat , das halte ich für durchaus richtig . Ich
möchte dabei nicht verhehlen , daß wir die Bedenken , die er
vorgetragen hat , durchaus für beachtlich halten , Bedenken ,
die ernſt ſind , und ich glaube , niemand nimmt ſie leicht . Aber
andererſeits wird es wohl doch auch ſo ſein , daß wir es dies⸗
mal für nötig halten , die Bedenken unter allen Umſtänden
zurückzuſtellen und unſeren ſchwergeſchädigten Gemeinden
ſofort zu helfen oder , ſobald das möglich iſt . Den Weg , 1097
oder wieviel , von den Ausgaben zu droſſeln , den kann ich nicht
mitgehen . Wir kämen dadurch zu einem ganz ſchematiſchen
Abſtreichen — das verträgt unſer Haushalt nicht ! Und wenn
wir das hätten tun wollen , hätte ſich der FA nicht ein paar
Tage in den Beratungen herumzuplagen brauchen . Aber daß
der FA bis heute geſchafft und getagt hat , iſt ſchon ein Be⸗
weis , wie ſchwierig die ganzen Dinge ſind . Wir müſſen uns
alſo , ſo leid es uns tut , von dieſen Berechnungen abſetzen .
Ich glaube nicht , daß wir jährlich mit dieſer Million aus
unſeren Haushaltsmitteln würden rechnen können , daß wir
dann natürlich auch nicht in 5 Jahren die 5 Millionen zu⸗
ſammen hätten . Und wenn wir alſo das verneinen , die Mög⸗
lichkeit deſſen , dann müſſen wir aber auch dazu noch ſagen :
—da pflichte ich unſerem Pfarrer Zitt bei , der an das
Bodelſchwinghſche Wort erinnerte — Hilfe tut not ! — und
zwar eilig .

Abgeordneter Hauß : Ich bin ſehr dankbar , daß man ſo viel
Verſtändnis für die Not der zerſtörten Kirchen in den Groß⸗
ſtädten uns entgegenbringt , und daß man nun Mittel und
Wege ſucht , uns zu helfen . Aber ich möchte auch , beeindruckt
von dem, was unſer Freund Ruſer ſagte , etwas dazu vor⸗
ſchlagen oder ergänzen : Daß dieſe 500000 DM aufgeteilt
werden auf die betroffenenen Städte . Es ſind , ſoviel ich er⸗
ehe, vier Städte , in erſter Linie Manheim , Karlsruhe , Pforz⸗

heim , Freiburg , ſo daß jede Stadt mit einem beſtimmten Be⸗
trag rechnen kann . Es ſoll der betr . Kirchengemeinde über⸗
laſſen bleiben , ſich mit dieſem Betrag die Kredite zu be⸗
ſchaffen , zu verzinſen und amortiſieren , oder mit dieſem Be⸗
trag etwa ihre Bauten ohne Kredite mit Hilfe der einzelnen
Sprengelgemeinden und Opferringe ſelbſt aufzubringen . Es
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könnte ja auch etwa ohne Fundierung leichtſinnig Kredit

beanſprucht werden . Es ſollten dieſe Kredite , dieſe 100 000

DM , die jede Großſtadtgemeinde bekommt , nur für den

Wiederaufbau zerſtörter Kirchen und zerſtörter Betſäle ver⸗

wendet werden , alſo , die Zweckbeſtimmung dieſer Mittel

müßte ganz ſtreng überwacht werden . Außerdem wäre zu

überlegen , ob nicht auch die Gemeinden , die dieſe Kredite

aufnehmen , ſich beteiligen an der Verzinſung und der Amorti⸗

ſation , wenn es nur ein kleiner Teil wäre . Meine arme

Sprengelgemeinde verzinſt die 80 000 DM , die wir aufge⸗
nommen haben , vollſtändig . Es wäre immerhin ganz gut ,
wenn die betr . Gemeinden mit irgendeinem Prozentſatz , wenn

es nur 19) wäre , bei der Amortiſation ſich ſelbſt beteiligten .

Daß hier eine ſorgfältige Kreditaufnahme geſchieht und nicht

irgendwie leichtſinnig gehandelt wird , muß beachtet werden ,
weil es ſehr ſchwerwiegend iſt , auf lange Zeit Kredite zu ver⸗

zinſen und zu amortiſieren .
Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich ſtelle den Antrag , den Antrag

von Herrn Pfarrer Hauß und des Herrn Ruſer an den FA

auf die nächſte Tagung zu verweiſen .
Abgeordneter Schneider : Ich bin der Auffaſſung , daß wir

die Sache gleich im Plenum behandeln und bereinigen ſoll⸗
ten . Der Antrag Ruſer kann m. E. nicht angenommen wer⸗
den . ( Abg. Uhrig : Sehr richtig ! ) Wir haben heute morgen
von Herrn Pfarrer Bernlehr in einem anderen Zuſammen⸗
hang gehört , daß von den Geſamtausgaben von 11,8 Mil⸗
lionen DMeüber 9 Millionen DM Ausgaben für Gehälter ,
Ruhegehälter , Hinterbliebenenverſorgung uſw . ſind . Herr
Ruſer hat die Totalausgaben von 11 Millionen DM geteilt
in einen Betrag von 7 Millionen und in einen Betrag von
4 Millionen , von denen er die 109 ) nehmen will . Die Rech⸗

nung ſtimmt alſo nicht ! Oder man müßte wieder an den

Gehältern etwas kürzen oder einſparen . Das geht nicht ! Er

hat auch das Notopfer mit einrechnen wollen . Für das Not⸗

opfer liegt m. W. ein Antrag vor , wonach dasſelbe für den

Wiederaufbau direkt verwendet werden ſoll , um damit die

jährliche Wiederaufbauwoche zu ſparen bzw. zu erſetzen . Alſo
kann ſo, zunächſt rein rechneriſch geſehen , die Sache nicht auf
gezogen werden .

Wir müſſen uns zu einer Entſcheidung durchringen , näm⸗
lich zu der : Wir wollen raſch helfen , ſofort helfen ! Das
kann nur durch eine Kapital⸗Kreditaufnahme erfolgen . Oder
wollen wir bedächtig langſam Schritt für Schritt , ſo wie es
die Mittel aus dem Haushaltsplan ermöglichen —das iſt die

Grundtendenz des Ruſerſchen Antrages — Jahr für Jahr ,
das , was wir haben , ſagen wir einmal eine halbe Million
oder 6 —700 000 DM ausgeben , und nur in dieſem Tempo
bauen ? Dieſe Frage ſteht nun vor uns zur Entſcheidung :
der können wir nicht ausweichen . Nun muß ich ſagen : Ich
war einerſeits erſtaunt , daß offenbar Herr Pfarrer Hauß nun
auch noch eine Kombination finden wollte in der Weiſe , in⸗
dem er ſagte , ich möchte die 500 000 DM , die wir im Haus⸗
halt als ordentliche Mittel , als Aufbauhilfe haben , aufgeteilt
wiſſen auf Gemeinden . Wenn er das will , dann nimmt er die

Grundlage für den Kredit als Verzinſung und Tilgung , die
wir eingehen müſſen . Es gibt nur ein Entweder — Oder
( Abg. Hauß : Das kann die Gemeinde entſcheiden , wie ſie es
haben will ) . Es gibt nur ein Entweder — Oder !

Nehmen wir das Kapital auf , müſſen wir die 500 000 DM
zunächſt realiſierbar für dieſen Zins und die Tilgung haben .
Ich möchte davor warnen , daß man erklärt , dieſe 500 000
DM an die 4 Gemeinden zu geben . Ich bin nicht im Bilde ,
aber ich nehme an , daß auch noch andere Gemeinden , und
zwar auch kleine Gemeinden , da ſind , die auch ihre Kirche
wieder aufbauen wollen , die wir dann bei dieſer Formu⸗
lierung vor den Kopf ſtoßen würden . ( Zurufe : ſehr richtig ! )
Ich möchte alſo ganz eindeutig und klar Sie vor die Ent —
ſcheidung ſtellen : Wollen wir im Sinne deſſen , was heute
morgen von den Herren Zitt , Kühlewein und Bruder Hauß ,

der da auch unter den Stürmern war , geſagt worden iſt , raſch

helfen , dann muß das Kapital aufgenommen werden . Wollen

wir langſam , ſchrittweiſe , nur aus den Mitteln des Haus⸗

haltsplanes vorgehen , entſprechend dem Antrag Ruſer , dann

müſſen wir eben die Kapitalaufnahme fallen laſſen , weil die

Sicherung der Verzinſung Grundvorausſetzung iſt , daß wir

überhaupt verhandeln können und Geld bekommen . Es hat

mich auch wunder genommen , daß Bruder Hauß die An —

regung gegeben hat , daß die Gemeinden an der Verzinſung
und Tilgung beteiligt werden ſollen . Wir haben ſo helfen

wollen , daß die Landeskirche der Träger der Verzinſung und

Tilgung ſei , damit hier eine ganz klare Sicht und ganz klare

Trennung erfolge und , daß hier im Sinne unſeres Antrages
wirklich die Landeskirche als Träger des Geſamtkredites an⸗

geſehen wird und ſie für die Tilgung und die Verzinſung

aufzukommen hat .
Wenn Sie mich fragen , welchen Weg ſollen wir gehen ,

möchte ich ſagen : Ich möchte , daß wir den Weg der Kapital —
aufnahme gehen , um wirklich dem Antrag der Städte —

konferenz ſichtbar nun entſprechen zu können .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich will mich ganz kurz
faſſen in meinen Worten und nur ſagen , daß der Antrag der

Städtekonferenz ſehr überlegt und nicht ſo aus dem Hand⸗
gelenk geſchüttelt iſt . Dieſer Antrag zeigt Erwägungen , wie

ſie auf Grund von Erfahrungen allgemein üblich ſind . Glau —
ben Sie es einem Baufachmann , daß eine Behebung der

Wohnnot und der Baunot nicht aus laufenden Mitteln mög⸗
lich und darum auch nicht üblich iſt . Es wäre herrlich , wenn
man ſoviel verdiente wie manche Induſtriewerke , daß ſie
dauernd von den Erträgniſſen bauen können . Das kann kein
normaler Menſch und erſt recht keine Kirche ; das iſt ganz aus⸗

geſchloſſen .
Und dann Nr . 2, Notopfer . Wohin kommen wir mit den

paar Mark —entſchuldigen Sie , es ſind im Verhältnis nur
ein paar Mark ? Ich habe eine umfaſſende Aufſtellung der
Baunot in Mannheim . Und da wird feſtgeſtellt , daß für die

nächſte Zeit allein dort mindeſtens drei Millionen DM nötig
ſind . Was können wir mit den 500 000 DM etun—denn eine
Millionen kommt nicht heraus . Was hat Mannheim davon ,
wenn es davon einen Bruchteil bekommt und drei Millionen
DM braucht . Dann hätte die Städtekonferenz daheimbleiben
können , wenn man ſo etwas gewollt hätte . Ich bin nicht da⸗
für , daß nun plötzlich aus dem Affekt heraus im Plenum
jetzt der Vorſchlag kommt , die Gemeinden ſollten 1) “ dazutun .
Natürlich iſt das möglich . Aber das widerſpricht dem Grund⸗
ſatz der Städtekonferenz : Die Geſamtkirche muß eintreten für
die Nöte der Großſtadtgemeinden , die daran unſchuldig ſind .
Wenn man das gewollt hätte , hätte man das reiflich über —
legen müſſen , aber nicht plötzlich im Plenum darauf kommen
ſollen . Das birgt die Gefahr des Dilettantismus in ſich.

Darüber bin ich mir klar , daß mit dem Geſuch um fünf
Millionen DM der Kredit noch nicht da iſt . Wenn es ſich nur
um 1000 oder 2000 DM handelt , dann kann jeder ſelber
wurſteln . Wenn nun aber wirklich etwas erreicht werden ſoll ,
dann iſt ein großzügiges Vorgehen nötig .

Abgeordneter D. Dr . Ritter : Eines iſt doch zu bedenken : ein
weſentliches Argument dafür , eine Anleihe aufzunehmen ,
war die Beſchleunigung des Bauvorhabens . Wäre dies nicht
das Ziel , ſo könnte man in der Tat ſich fragen , ob es nicht

beſſer iſt , jährlich ein paar hunderttauſend DM eaufzubringen
für Bauten ſtatt für Anleihezinſen . Iſt es denn aber ſicher ,
daß wir raſch fünf Millionen Anleihe beſchaffen können ?

Das muß doch —trotz aller Ausführungen Dr . Schmechels —

gefragt werden . Wenn die Anleihe nur langſam zuſammen⸗
tröpfelt im Laufe einiger Jahre , dann weiß ich nicht , ob es

wirklich vorteilhaft iſt , aus Anleihemitteln ſtatt aus Etat⸗
mitteln zu bauen und damit zugleich die Zinſen zu ſparen .

Abgeordneter Odenwald : Wir brauchen keine Furcht zu
haben , wenn heute die Synode beſchließt , eine Kapitalauf⸗



nahme von 5 Millionen DM zu nehmen zum Wiederaufbauzerſtörter Gebäude , daß am Montag die Banken angelaufenkommen und dem OK die 5 Millionen geben werden . Es wird
allergrößte Mühe fordern , dieſe 5 Millionen nach und nach
vielleicht in kleineren Beträgen zu bekommen . Das ſchließtnatürlich nicht aus und würde auch dem Wunſch der Synode
durchaus entſprechen , daß die 500 000 DM nicht zur Ver⸗
zinſung gebraucht werden und dann direkt an die Kirchen⸗
gemeinden ausgeſchüttet werden ; denn die 500 000 DM
müſſen unter allen Umſtänden zur Verteilung kommen und
dürfen nicht etwa zurückgeſtellt werden zur Verzinſung und
Tilgung anderer Schulden .

Den Vorſchlag von Herrn Siegel , die Kirchengemeinden
privat zur Kapitalhingabe zu veranlagen , halte ich für ver⸗
fehlt ; denn die Kirchengemeinden , die jetzt Geld haben , legendas Geld auch bei ihrer Sparkaſſe oder Bank an , weil ſie dies
Geld vielleicht brauchen . Würden ſie das Geld hergeben , ſo
müßten ſie beſtimmt befürchten , daß ſie es nicht wieder be⸗
kommen , weil es feſt ausgeliehen iſt . So geht es nicht . Es
bleibt kein anderer Weg , als dieſe Anleihe beſtimmungs⸗
gemäß flüſſig zu machen und im übrigen dieſe 500 000 DM ,
ſoweit ſie nicht für Zinſen und Tilgung gebraucht werden ,
eben nach Möglichkeit auszuſchütten .

Abgeordneter Joeſt : Eine kurze Bemerkung , die anſchließen
ſoll an das , was Dr . Schmechel geſagt hat : Die Verantwort⸗
lichen in Mannheim ſind ſich durchaus bewußt geweſen , alle
dieſe Monate her , daß die Gedanken des OK, insbeſondere
die des Referenten , durchaus in der Richtung gegangen ſind ,die nun durch die Beratung der Städtekonferenz ſehr deutlich
gemacht worden iſt , daß mit 10 000 oder 20 000 SM nichts
getan iſt . Es muß etwas Großes getan werden . Und dafür
möchte ich jetzt doch auch unſeren Dank ausſprechen . Wir
haben immer gefühlt , daß für unſeren Referenten in dieſer
Angelegenheit Mannheim Lazarus Nr . 1 geweſen iſt .

Abgeordneter Hauß : Es iſt eben das Problem , ob nun
auf einmal ein ſo großer Kredit bezogen werden kann ; denn
bis jetzt war das unmöglich . Und deshalb war mein Ge⸗
danke , daß man wenigſtens dann die 500 000 DM , ſoweit kein
Kredit aufgenommen werden kann , den einzelnen betroffenen
Gemeinden mit gewiſſen Ausſchüttungen gibt , damit ſie ſich
Kredit ſuchen . Denn es wurde uns geſagt auf der Städte⸗
konferenz , daß etwa Mannheim ſelbſt Kredit bekommen kann .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Steht im Antrag drin .
Abgeordneter Schneider : Ich würde vorſchlagen , daß wir

unſerem Beſchluß wie vom Finanzausſchuß vorgeſchlagen
hinzufügen : „ Träger des Kredits iſt die Landeskirche , auch
wenn einzelne Gemeinden den Kredit vermitteln “ . Ver⸗
zinſung und Tilgung liegen alſo bei der Landeskirche . Dafür
werden die vorgeſchlagenen Mittel verwendet , das ſind dieſe
500 000 DM .

Ferner wäre noch hinzuzufügen : „ Sofern dieſe Mittel
nicht zur Verzinſung und Tilgung benötigt werden , ſind ſie
bis zur vorgeſehenen Höhe direkt an aufbaubedürftige Ge⸗
meinden auszuzahlen . “

Landesbiſchof D. Bender : Noch eine Frage : Es hieß : „ So⸗
fern ſie nicht benötigt werden , ſind ſie an die Gemeinden zu
geben . “ Ich frage : Wann ? Wielange muß dies Geld liegen
bleiben in der Hoffnung , Kredite zu bekommen ? Ich ſage das
nun , gewitzigt durch die Erfahrung , damit uns nicht ſpäter
ein ähnlicher Vorwurf gemacht wird wie in der Frage der
Aufhebung der 657igen Kürzung . Deswegen muß ich die
Synode bitten , uns genau zu informieren , ob das Geld etwaein Jahr lang zu liegen hat , damit dauernd die Mittel für
die Verzinſung eines eventuellen Kredits vorhanden ſind .
Dieſer Ausdruck : „ Sofern ſie nicht benötigt werden “ leidet
an einer Unklarheit , vor der ich mich fürchte .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Meines Erachtens wird ſich
die Frage , die der Herr Landesbiſchof geſtellt hat , jeweils am
Schluß eines Rechnungsjahrs entſcheiden .
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Abgeordneter Schneider : Ich bin anderer Auffaſſung.
Abgeordneter Frank : Ich wollte nur kurz zu der Fragekirchlicher Laſtenausgleich etwas bemerken . Wir hatten uns

ſeinerzeit von Donaueſchingen aus an vier große Gemeinden ,die in keiner Weiſe kriegsgeſchädigt waren , mit der Bitte ge⸗wandt , uns eine Spende , ein Darlehen zum Aufbau unſerer
Kirche zur Verfügung zu ſtellen mit der Maßgabe der not⸗
wendigen Verzinſung . Wiſſen Sie , was wir bekommen
haben ? Keinen roten Heller ! Denn jede der Gemeinden hatte
ſelbſt in irgendeiner Weiſe auch eine Aufgabe aufzuweiſen,ſo daß wir nicht mehr den Mut hatten , in dieſer Frage des
innerkirchlichen Laſtenausgleichs irgendetwas zu unter⸗
nehmen .

Abgeordneter Odenwald : Die Anfrage des Herrn Landes⸗
biſchofs können wir , glaube ich, beruhigt in der Weiſe beant⸗
worten , daß wir ſagen , wenn nach einem halben Jahr die
Möglichkeit einer Kreditaufnahme nicht beſtanden hat , dann
ſind ja von dieſen 500 000 DM ſchon 250 000 DM erſpart ;die können an die Gemeinden herausgehen . So kann im fort⸗
ſchreitenden Zeitraum über dieſe Gelder verfügt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtimme ganz dem Antrag von
Herrn Odenwald zu. Wir wollen ſo ſagen : Es geht ja jetzt
noch faſt ein halbes Jahr , bis dieſer Voranſchlag überhauptin Kraft tritt , ſo daß , wenn die Verhandlungen jetzt an⸗
gefangen werden , unter Umſtänden zum mindeſten für einen
Teilkredit die Aufnahmemöglichkeit jetzt noch oder im Laufedes halben Jahres ſein wird ; das müßte dann noch geſpeiſt
werden aus Poſ . XVII des laufenden Haushaltjahres . Im
übrigen wollen wir dem Herrn Finanzreferenten die Freiheit
laſſen , daß er nun ſo disponiert , wie eben nach der Auf⸗
nahme der Kredite es möglich iſt . Der Vorſchlag iſt aber gut ,
daß wir ſagen , nach einem halben Jahr ſetzen wir eine Zäſur
ein , ſehen , wieviel Kredit aufgenommen wurde oder werden
konnte , und es wird dann von der erſten Hälfte der 500 000
DM , was zur Verzinſung benötigt wird , abgeſetzt und das
andere ausbezahlt . Die 2. Hälfte zu Ende des 2. Halbjahres .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich ſtimme an und für ſich
für Freiheit des Finanzreferenten in dieſer Angelegenheit ;
denn dieſe Anleihen ſind eine Angelegenheit , die ſowieſo eines
großen Geſchickes bedarf , und die nicht dadurch erledigt wird ,
daß wir hier Anweiſungen geben . Ich bin aber dennoch der
Meinung , daß die Möglichkeit beſteht , zu verfahren , wie der
Herr Berichterſtatter geſagt hat , einfach deswegen , weil ich
nicht glaube , daß von den 5 000 600 DM im Laufe des näch⸗
ſten Jahres mehr als 2½ Millionen aufgebracht werden . Ich
würde mich ſchon darüber ſehr freuen . Inſofern iſt kein
Riſiko dabei . Aber in dieſer Hinſicht verſpreche ich mir von
all den Vorſchlägen nicht allzu viel . Es geht im Grunde um
etwas ganz anderes als um ſolche Vorſchläge , die wir aus
der Weſtentaſche ziehen und unſerem Finanzreferenten geben .
Das iſt mir zu billig . Es geht im letzten darum , daß hier
eine entſchiedene und klare Entſcheidung getroffen wird , und
daß in ganz anderer Weiſe wie bisher die Landeskirche nun
die Führung in der Kreditaufnahme übernimmt , um den
Gemeinden zu helfen . Das iſt das erſte . Und das zweite , das
Wie ſollten wir unſerem Finanzreferenten überlaſſen , der ja
nun doch bisher gezeigt hat , daß er uns manchmal ein klein
wenig überlegen iſt oder mindeſtens gleichwertig !

Präſident Dr . Umhauer : Darf ich bitten , Herr Bürger⸗
meiſter Schneider , dieſen Zuſatz noch einmal zu verleſen. Es
iſt übrigens gebeten worden , daß wir abſchnittsweiſe ab⸗
ſtimmen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der Zuſatz würde
lauten :

„ Sofern die Mittel nicht zur Verzinſung und Tilgung
benötigt werden , ſind ſie bis zur vorgeſehenen Höhe von
500 000 DM direkt an baubedürftige Gemeinden auszu⸗
zahlen . “
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Präſident Dr . Umhauer : Nun ſcheint es mir geboten zu

ſein , daß wir zunächſt uns ſchlüſſig werden darüber , in

welcher Weiſe wir über die Anträge abſtimmen . Es liegt ein

Antrag des FA vor und ein Antrag Ruſer , Eiſinger , Bern⸗

lehr folgenden Wortlauts :

„ Das monatliche Notopfer ſoll konkret zum Wiederauf⸗
bau zerſtörter Kirchen und Kirchengebäude verwendet wer⸗

den , ſo daß durch dieſes zwölfmalige Opfer die jährliche

kirchliche Aufbauwoche erſetzt werden könnte . “

Es iſt noch ein zweiter Antrag des Herrn Ruſer geſtellt

worden , er iſt vorhin in ſeiner erſten Rede etwas raſch geſtellt

worden , ſo daß er nicht in das Bewußtſein aller Synodalen

eingegangen ſein dürfte . Ich möchte deshalb den Wortlaut

gerne haben . Ich könnte mir vorſtellen , daß die beiden An⸗

träge Ruſer als durch den Antrag des FA für erledigt erklärt

werden könnten . Ich weiß nicht ! ( Abg. Dr . Uhrig : Nur der

einel )
Abgeordneter Schweikhart verlieſt den Ruſer ' ſchen Antrag :

Zum Antrag der Städtekonferenz : „ Aufnahme eines

5. Millionen⸗Kredits “ habe ich Bedenken , daß langfriſtige
Kredite z. Z. ſchwer zu bekommen ſind zu einem mäßigen

Zinsſatz . Die Not iſt da, und es muß geholfen werden .

Die 5 Millionen ſind theoretiſch aufzunehmen
mit 697 zu verzinſen 300 000 DM

mit 4 % zu amortiſieren 200 000 DM

500 000 DM

Die Verzinſung iſt vordringlich Kjährlich zu bezahlen .
Da ſteht der Poſten in Ausgaben mit 11 807 744 DM .

Hierzu dürften von 4 Millionen 10 ) ) in Abzug gebracht

werden , d. h. nicht zur Auszahlung kommen und müſſen

vorher ausbezahlt werden 400 000 DM

Notopfer 90 000 DM

zuſammen 990 000 DM

( NB. obige 500 000 DM der Landeskirche dazu . )

Der Weg iſt gangbar , die 500 000 DM ſind damit ge⸗
ſichert , die Banken wollen ihren Zins auch unbedingt

haben . Ich halte das für den ſchnellſten Weg , und die

5 Millionen ſind in 5 Jahren getilgt und drücken niemand

mehr .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bitte den Herrn Bericht⸗

erſtatter , dazu Stellung zu nehmen .

Berichterſtatter Abg. Schneider : Die Stellungnahme iſt
eine einfache . Wir haben in der Diskuſſion bereits darüber

geſprochen . Es iſt unmöglich , dieſe Reſerve von 1 Million —

das ſind die 500 000 ＋400 000 DM J Notopfer durch die Kür⸗

zungen zu ſchaffen . Wir haben in zweitägiger Arbeit im FA
um kleinſte Beträge gemarktet . Jetzt ſoll das Notopfer durch
den Antrag Ruſer zweckgebunden werden für die Aufbau⸗
hilfe bei kriegszerſtörten Gemeinden . Es fallen Punkt 2 oder 3

ſeiner Rechnung weg. Infolgedeſſen iſt der Antrag nicht an⸗

nehmbar . Er müßte übrigens dann ſo geſtellt werden , die

Synode ſolle beſchließen , daß anſtelle der Kapitalaufnahme
eine jährliche Summe von 1 Million in den Haushalt für
den Aufbau kriegsbeſchädigter Gemeinden eingeſtellt wird .

Dieſe Million ſei zuſammengeſetzt aus

a) 500 000 DM in der Poſ . XVII „ Allgemeiner Aufwand “ ,
b) 109 “ Kürzung an 4 Millionen — der FA ſoll ſuchen ,

wo er dieſe 10 ) ) kürzen kann — und

e) das Notopfer mit 90 oder 100 000 DM .

So müßte der Antrag lauten ! Ich habe ihn abſichtlich ſo
ſcharf formuliert , damit Sie ſehen , welche Umwälzungen
dadurch gegeben wären . Ich bitte , den Antrag Ruſer abzu⸗
lehnen , weil er praktiſch nicht durchführbar iſt .

Prof . D. Hupfeld : Ich glaube , daß das , was durch Gehälter
uſw . und Laſten feſtliegt , ungefähr 9 —10 Millionen beträgt .

zuſammen

Im allerhöchſten Fall könnte man bei 2 Millionen eine Kür⸗

zung herbeiführen . Das iſt zum Teil aber ſchon gemacht

worden . Ich glaube auch , die Sache hat keinen Zweck !

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider erklärt ganz kurz

die rechneriſche Unmöglichkeit des Ruſer ' ſchen Antrages im

Zuſammenhang mit der Poſ . XVII unter Berückſichtigung

der Tatſache , daß die 500 000 DMin dem Betrag ſchon ent⸗

halten ſind .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Ruſer , ich darf Sie fragen ,

ob Sie angeſichts dieſer Ausführungen Ihren Antrag zurück⸗

ziehen wollen ?

Abgeordneter Ruſer : Nein ! Ich ziehe ihn nicht zurück.

Präſident Dr . Umhauer : Wir müſſen abſtimmen . Ich bin

der Auffaſſung , daß wir über die beiden Anträge Ruſer ab⸗

ſtimmen müſſen , weil ſie präjudiziell für den Antrag des FA

ſind .
1. Antrag zum Notopfer : „ Das monatliche Notopfer ſoll

konkret zum Wiederaufbau zerſtörter Kirchen . . . “

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Zur Geſchäfts⸗

ordnung : Wäre es nicht zweckmäßig , den Ausdruck „konkret

zum Wiederaufbau zerſtörter Kirchen und Kirchengebäude
verwendet werden “ zu erklären , was damit gemeint iſt .

Präſident Dr . Umhauer : „Ausſchließlich “ vermutlich .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Andern wir das

Wort „konkret “ in „ausſchließlich “.

Abgeordneter Ruſer : Betreffend dem Notopfer iſt nahe⸗

gelegt worden , man ſolle es abſchaffen , weil es keine Be⸗

rechtigung mehr hat . Wenn man Opfer bringe , müſſe das

Opfer eine innere Berechtigung haben , oder mit der Gabe in

innerer Beziehung ſtehen . Darum habe ich geglaubt , daß das

Notopfer , wenn es zu einem beſtimmten Zweck gegeben wird

—zum Aufbau der zerſtörten Kirchen — wieder eine Unter⸗

mauerung bekommt und auch wieder in eine innere Be⸗

ziehung des Opfers kommt . Deswegen haben wir geglaubt ,
die Aufbauwoche , die beſchloſſen und nicht durchgeführt wurde

in dieſem Jahr ( Zuruf : Kollekte ) , fahren zu laſſen , das Not⸗

opfer aber nicht fahren zu laſſen . Es ſoll beſtimmt werden

für einen beſtimmten Zweck , nämlich zum Aufbau zerſtörter

Kirchen und Kirchenräume .

Präſident Dr . Umhauer : Nachdem Herr Ruſer ſeinen An⸗

trag begründet hat , eröffne ich die Diskuſſion darüber ,

Abgeordneter Frank : Ich möchte den Antrag ſtellen , den

Nachſatz in dem Antrag zu ſtreichen ; denn das Notopfer
wendet ſich an die Gottesdienſtbeſucher und wird von dieſen

gegeben , während die Aufbauwoche ſich auch an die wendet ,
die ſelten zur Kirche kommen .

Abgeordneter Bernlehr : Der Antrag , den ich unterſchrieb ,
lautete anders . Ich meine die erſte Formulierung .

Präſident Dr . Umhauer : Die erſte Formulierung iſt mit
der Schreibmaſchine geſchrieben und ſchließt mit „ verwendet
werden “ ab und dann iſt mit Handſchrift beigefügt : „ſo daß
durch dieſes uſw . “ .

Abgeordneter Bernlehr : Ich habe das Handgeſchriebene
nicht geſehen und möchte deshalb meine Unterſchrift nur für
den erſten Satz gegeben haben .

Abgeordneter Eiſinger : Der Nachſatz im vorliegenden An⸗

trag Ruſer wurde von mir veranlaßt und zwar aus folgen⸗
dem Grunde . Ich wurde beſchworen , dafür zu ſorgen , daß das

Notopfer wegfällt . Ich hatte jedoch nicht die Freiheit , die

Aufhebung des Notopfers hier zu beantragen . Dagegen hielte

ich .es für möglich , das Notopfer evtl . an die Stelle der

„ Wiederaufbauwoche “ treten zu laſſen . Die Wiederaufbau⸗

woche hat keinen Anklang gefunden . Sie iſt auch in der Tat
eine ganz ſchwierige Sache . Man muß die Gemeinden drau⸗

ßen verſtehen , wenn ſie gegen weitere Sammlungen Be⸗
denken haben . Muß , wenn wir immer und immer wieder
bittend an unſere Gemeindeglieder herantreten , bei ihnen



nicht der Eindruck entſtehen : Man ſucht nicht euch , ſondern
das Euere ? Freilich , die Not iſt da. Aber wenn wir bedenken ,
um was alles wir unſere Gemeindeglieder angehen müſſen ,
um Kirchenſteuern und Kollekten , um Mitgliedsbeiträge für
Krankenpflege - und Hilfsvereine , um Spenden für die
Sammlungen fürs Hilfswerk und die Innere Miſſion , um
Gaben für die Außere Miſſion und vieles andere , — kommt
dann nicht einmal ein Punkt , wo man ſich ernſtlich fragt , ob
wir ihnen immer neue Opfer zumuten dürfen ? — Die
Wiederaufbauwoche iſt , wie wir ſehen , ſehr ſchwer unterzu⸗
bringen . Sie liegt zeitlich nur etwa 6 Wochen nach der Haus⸗
ſammlung für die Innere Miſſion . Es folgen gleich darnach
die Weihnachtsſammlungen , Baſare uſw. , bei denen die Ge—
meindeglieder wieder angegangen werden müſſen . Alſo eine
ſehr große Schwierigkeit .

Wäre es darum nicht möglich , — und das war der Sinn
des von mir veranlaßten Nachſatzes zum Antrag des Herrn
Synodalen Ruſer — das Notopfer an die Stelle einer jähr⸗
lichen Wiederaufbauwoche treten zu laſſen ? Dadurch , daß
dieſes Notopfer 12mal im Jahr für dieſen beſonderen Zweck
erhoben würde , wäre Gelegenheit , immer wieder auf die
beſondere Not der einzelnen kriegszerſtörten Gemeinden und
auf die Notwendigkeit , ihr zu begegnen hinzuweiſen , ſo daß
eine jährliche Wiederaufbauwoche wegfallen könnte .

Wir können das Notopfer nicht in der bisherigen . Weiſe
beibehalten , wenn man an die Erhöhung der Kirchenſteuer
denkt . Wenn man die Kirchenſteuer erhöht , kann man das
Notopfer nicht dadurch glaubhaft machen , daß man allgemein
ſagt , es fehle der Kirche eben an Geld . Man muß das Not⸗
opfer dann ſchon für einen klar beſtimmten Zweck erheben ,
zumal das Notopfer nicht wie die Kirchenſteuer eine Umlage
iſt , die alle trifft , ſondern nur die jeweiligen Kirchgänger .
Wenn man es aber beibehalten will , dann muß es für einen
konkreten , ſichtbaren , begreiflichen Zweck beſtimmt ſein .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Die Begründung , die mein
Freund Eiſinger gegeben hat für ſeinen Antrag , hat mich
bewogen , gegen dieſen Antrag zu ſtimmen . An und für ſich
ſtehe ich dem Gedanken , das Notopfer für einen beſtimmten
Zweck einzuſetzen und das der Gemeinde zu ſagen , nicht fern
und fremd gegenüber . Aber daß wir das Notopfer brauchen ,
das dürfte ja doch unſer Fehlbetrag von 1,4 Millionen DM
erweiſen . Wir haben ja leider die Genehmigung , auf 10 % zu
gehen , nicht , und ich fürchte , daß wir ſie nicht ſo leicht kriegen
werden . So lange brauchen wir das Notopfer ganz unbedingt .
Es würde ein immerhin ganz beachtliches weiteres Loch in
unſeren Haushalt geben , wenn wir das Notopfer da heraus⸗
brechen wollten . Davor möchte ich warnen . Der OK hat ja
die Möglichkeit , das Notopfer anzukündigen mit einem be⸗
ſtimmten Zweck , ohne daß wir einen Beſchluß darüber zu
faſſen brauchen . Und ich möchte ſagen , unſeren Gemeinden
muß ganz eindringlich gemacht werden die finanzielle Not
der Landeskirche . Sie iſt da und ſie iſt ſo groß , daß wir auf
den Anleiheweg gehen müſſen . Die Not iſt alſo zweifellos
da, namentlich auch im Blick auf die Gehälter , wenn der
Herr Finanzreferent 200 000 DM in der Kaſſe hat und
900 000 DM bezahlen ſoll . Ja , was iſt denn das ? Da iſt doch
eine ſchwerſte Finanznot und eine ſchwerſte Kaſſennot vor⸗
handen . Wir dürfen da an die Gemeinden . herantreten , nein ,
wir müſſen es. Und dieſe Begründung für den Antrag , die
uns die Stimmung in Lörrach mitteilt , die hat mich ſtutzig
gemacht . Ich muß das ſchon ſagen . Ich habe bei außer⸗
ordentlichen Sammlungen , Innere Miſſion uſw. , immer
ſelber meine Sammelliſte geſchwungen . Ich weiß , was es
heißt , ſammeln . Aber ich darf auch ſagen , ich habe bisher
immer noch ganz erträgliche Ergebniſſe erzielt . Wir dürfen da
auch wirklich nun nicht müde werden , und unſere Gemeinden
— das iſt jetzt zum zehnten Mal geſagt worden — müſſen
eben wiſſen , wie ſie auch über ihre Privattaſche verfügen ,
daß ſie Rechenſchaft zu geben haben .
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Abgeordneter Zitt : Ich möchte gerade aus der Sicht der
kriegszerſtörten Gemeinden heraus bitten , von der Einſchrän⸗
kung des Notopfers auf einen beſonderen Zweck zu verzich⸗
ten . Es iſt nicht nötig , daß wir auch bei dieſer weiteren
Gelegenheit unſere Gemeinden auf ihre Not ſtoßen . Gerade
bei der Ankündigung des Notopfers iſt es für mich immer
eine wertvolle Hilfe , der Gemeinde die Augen aufzutun für
die allgemeine Not unſerer Kirche , damit ſie über ihre zer⸗
ſtörten Kirchenmauern hinausſieht auf das Ganze . Darum
rate ich als Pfarrer einer ausgebombten Gemeinde dazu,
daß das Notopfer als ein „landeskirchliches Notopfer “ er⸗
halten bleibt .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich wollte nur
den Herrn Finanzdezernenten fragen : 1. Können Sie über⸗
haupt auf dieſe 90000 DM verzichten , indem ſie zweckgebun⸗
den werden ? 2. Ich möchte darauf hinweiſen , wenn wir dieſe
90 000 DM zweckbinden , und dadurch das Defizit für all⸗
gemeine Rechnung um 90000 DM evergrößert wird , dann
kommen eben auf 1372 166 DM , die wir nachbezahlen wollen ,
die 90000 DM ſpäter drauf . Alſo es handelt ſich lediglich
um eine Verlagerung in der Praxis aber um keine Ver⸗
beſſerunge Und dann iſt wohl zu überlegen , ob der Gedanke,
den Herr Pfarrer Zitt ausgeſprochen hat , über den auch ich
mich ſehr freue und den ich im FA erwähnt habe , daß mir
das Notopfer lieb iſt , weil es jeden Monat der Gemeinde
vorhält : wir ſind Glieder der Geſamtkirche . Ob das nicht
wichtiger iſt als eine rechneriſche überlegung .

Abgeordneter Pr . Barner : Nach meiner Kenntnis der
Dinge wird das Notopfer von den Gemeinden noch immer
als eine notwendige Kollekte zur Behebung der ungünſtigen
Finanzlage unſerer Landeskirche verſtanden . Die jeweils er⸗
reichte Höhe dieſes Opfers im Vergleich zu andern Kollekten
ſcheint mir dies zu beweiſen .

Ich möchte ferner darauf aufmerkſam machen : Wenn wir
für das Notopfer noch einen beſonderen Zweck wie z. B. für
zerſtörte Kirchen und Gemeindehäuſer angeben würden ,
könnten wir dann nicht noch Kollekten für die zerſtörten Ge⸗
bäude irgendwelcher Einzelgemeinden erheben . Man würde
dann in den Gemeinden ſagen : Für dieſen Zweck haben wir
ja ſchon beim Notopfer unſern Beitrag erſtattet .

Abgeordneter Bernlehr : Nach dieſen Ausführungen ziehe
ich meine Unterſchrift auch unter dem erſten Teil zurück .
Zum zweiten Teil : Ein Erſatz der Wiederaufbauwoche iſt
wohl nicht ſo leicht möglich , weil ſchon ein Beſchluß der
Synode vorliegt — ſoviel ich weiß — und weil wir damit
einen älteren Beſchluß der Synode umſtürzen würden .

Abgeordneter Dr . Bier : Ich möchte bitten , die Wiederauf⸗
bauwoche durchzuführen . Sie iſt angeordnet worden , und wir
wollen ſie durchführen mit Luſt und Liebe . Die Leute geben
etwas . Das Ergebnis wird 200 000 DM ſein ; mindeſtens
ſoviel wie bei der Sammlung für die Innere Miſſion .

Im übrigen möchte ich vorſchlagen , künftig nicht mehr als
zwei Kollekten im Monat zu erheben .

Präſident Dr . Umhauer : Es iſt Schluß der Debatte be⸗
antragt . Ich laſſe über dieſen Antrag abſtimmen . Wer dafür ,
Hand erheben . — Gegenprobe . — Gegen drei Stimmen an —
genommen .

Wir kommen zur Abſtimmung , und zwar muß ich zunächſt
über den Antrag des Herrn Ruſer betr . Notopfer detailliert

nach 1. und 2. Teil abſtimmen laſſen . Der erſte Teil heißt :
„ Das monatliche Notopfer ſoll ausſchließlich zum Wieder —

aufbau zerſtörter Kirchen und Kirchengebäude verwendet
werden . “

( Der Antrag wird mit allen gegen 6 Stimmen bei 6 Ent⸗

haltungen abgelehnt . )
Damit fällt auch der zweite Teil ; denn der ſagt ja nur ,

infolge dieſer ausſchließlichen Verwendung des Notopfers ſei
die jährliche kirchliche Aufbauwoche entbehrlich .
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Iſt das Haus dieſer Auffaſſung ? Dann können wir es

unterlaſſen , über den 2. Teil beſonders abzuſtimmen .
Nun zum 2. Antrag des Herrn Ruſer , der etwas kompli⸗

ziert iſt , der verlangt , daß durch eine 10) ) “ige Kürzung einer

Ausgabenſumme von 4 Millionen DM im Haushaltsplan , zu⸗

züglich der 500 000 DM , die jedes Jahr für den Wiederauf —
bau zerſtörter Kirchen uſw . in den Haushaltsplan eingeſtellt

werden , zuzüglich des Notopfers , was jetzt wegfällt , ein Be⸗

trag von 990000 DM bzw. jetzt 900 000 DM dann flüſſig

gemacht werden ſoll zum Wiederaufbau .
( Der Antrag wird gegen 1 Stimme abgelehnt . )
Nun der Antrag des Finanzausſchuſſes . Ich bitte den

Herrn Berichterſtatter , den erſten Antrag vorzuleſen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider :
Punkt 1: Der Evang . Oberkirchenrat wolle ſich um außer —⸗
ordentliche Kredite in Höhe bis zu 5 Millionen DM zum
Zwecke des Wiederaufbaus bemühen . Tragbar ſind nur

Kredite , die folgende Vorausſetzung erfüllen :
a) Zinsſatz maximal 6) ) bei voller Auszahlung ,

b) möglich langfriſtige Laufzeit ; kurz oder mittelfriſtige
Kredite ſollen nur aufgenommen werden , wenn Aus⸗

ſicht auf Umwandlung in langfriſtige Laufzeit mit nie⸗

drigen Tilgungsquoten beſteht .
Träger des Kredits iſt die Landeskirche , auch wenn einzelne
Gemeinden den Kredit vermitteln . Verzinſung und Tilgung
liegen bei der Landeskirche . Dafür werden die unter Poſ .

XVII vorgeſehenen Mittel verwendet ; ſofern die Mittel nicht

zur Verzinſung und Tilgung benötigt werden , ſind ſie bis zur
vorgeſehenen Höhe direkt an aufbaubedürftige Gemeinden

auszuzahlen .
( Einſtimmig angenommen bei 1 Enthaltung . ) .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider :

Punkt 2: Der im Rechnungsjahr 1949/50 aus den vor⸗

geſehenen 500 000 DM nicht ausbezahlte Betrag von
372 166 DM kann haushaltrechtlich nicht nachträglich über⸗

wieſen werden . Dieſe Summe ſoll aber aus etwaigen
Überſchüſſen des laufenden und der nachfolgenden Rech —
nungsjahre , vor allen anderen Aufwendungen , an die be—⸗

teiligten Gemeinden zur Auszahlung kommen .

( Einſtimmig angenommen . )
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider :

Punkt 3: Es wird zugeſtimmt , daß wenn aus erhöhtem
Geſamtaufkommen und nach Erledigung von Punkt 2 —
das ſind die 372 166 DM —noch Überſchüſſe bleiben , von

dieſen 25 “ ) an die Kirchengemeinden überwieſen werden .

( Einſtimmig angenommen . )
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider :

Punkt 4: Wegen der Dauer deckt ſich nachher mit einer
anderen Ziffer , die im Haushalt iſt .
Präſident Dr . Umhauer : Damit wären wir mit den Aus⸗

gaben zu Ende . Ich komme zu den Einnahmen : Ziff . 1
der Einnahmen . 5

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei Punkt 1

„ Ertrag der Landeskirchenſteuer “ muß ich zunächſt hier be⸗

kennen , daß ich heute morgen mich auch in den Reihen der
Stürmer bewegt habe und zwar in meinen Ausführungen
in Bezug auf die Haltung der ſtaatlichen Dienſtſtellen gegen —
über den Anträgen des Oberkirchenrats wegen Erhöhung des

Steuerfußes . Meine Rußerung , daß die ſtaatlichen Dienſt —
ſtellen die Erhöhung des Steuerfußes abgelehnt hätten , ſtützte
ſich auf Ausführungen , die der Herr Finanzreferent uns im

Finanzausſchuß gemacht hat , in denen es hieß : „ Bei der Be—⸗

ſprechung mit der Präſidialkanzlei in Karlsruhe in An⸗

weſenheit der Herren des Kultusminiſteriums kam zum Aus⸗

druck , daß der Staat nicht gewillt war , unſerem Antrag vom
25. Mai 1950 zu entſprechen . “ Daraus habe ich die Formu —
lierung gewählt , daß das Geſuch oder der Antrag der Landes⸗
kirche abgelehnt worden ſei .

Ich bin ein Stürmer deshalb geweſen , weil ich zunächſt die

1 K

Differenzierung zwiſchen Nord - und Südbaden , die ich ſonſt
im allgemeinen ſehr exakt vornehme —in dieſem Fall nicht

angewendet habe . ( Miniſterialdirektor Dr . Fleig : „Natürlich

zu Ungunſten von Nordbaden “ ) . Zu Gunſten des Größeren ,

Herr Miniſterialdirektor !
Aber es muß feſtgeſtellt werden , daß dieſe Außerung

ſich auf die Verhandlung mit dem Landesdirektionsbezirk
Nordbaden bezieht und

2. das wurde mir nun in privatem Geſpräch über den Mittag

geſagt — man eben nur deshalb nicht gewillt war , dem zu

entſprechen , weil man mit Hilfe von ſtaatlichen Über⸗

brückungskrediten im Juli , Auguſt , September die Dinge ,
die Not der Kirche , anders löſen und zunächſt einmal zu⸗
warten wollte . Nun ſind ja Kredite nicht einer Steuer⸗

erhöhung gleichzuſetzen , die eine effektive Einnahme brächte .

Aber das Wichtigſte iſt , daß offenbar nun nach perſönlichen
und privaten Außerungen in beiden Landesteilen die Ver —

handlungen , die wir heute morgen erbeten haben , — näm⸗

lich daß der Steuerfuß doch erhöht werden kann von 8 auf
109 ) —wieder aufgenommen , beſchleunigt und in der näch⸗

ſten Zeit zum Abſchluß gebracht werden . Ganz vorſichtig und

ganz privat wurde angedeutet , daß ein roſaroter Schimmer

beſtünde . Wenn das Vorſtürmen dieſen Effekt gehabt hat ,
was ganz privat ſo roſarot angedeutet wurde , und immerhin
als Hoffnung heute zum Ausdruck kam, dann hat das Vor⸗

ſtürmen ſeinen Zweck erreicht . Im übrigen iſt die Frage der

Aufhebung des Art . 13 — das möchte ich in dieſem Zu⸗
ſammenhang noch einmal ſagen — genau ſo wichtig für die

Frage der Baubedürfniſſe , und wir möchten noch einmal

herzlich erſuchen , daß uns auch hier geholfen wird . Ich
wiederhole , — nach meiner Anſicht iſt dies eine Frage der

Wiedergutmachung — daß eine Sperre eines Geſetzes , die

ausdrücklich damit begründet wurde , es würde national⸗

ſozialiſtiſchen Grundſätzen widerſprechen , daß dieſe Sperre
wieder beſeitigt werden muß . ( Zuruf Uhrig : ſehr richtig ! )
Denn dieſe Gründe gelten doch heute nicht mehr .

Im übrigen möchte ich ſagen , daß der Voranſchlagsanſatz
mit 7750 000 DM eine vorſichtige Schätzung iſt und daß er

baſiert auf einem Steuerfuß von nur 8 v. H. Deshalb iſt
eben der tatſächliche Fehlbetrag von 1,45 Millionen DM ſo⸗

lange m. E. nicht ausgleichbar , bis wir bei dieſer Poſition
eine Erleichterung durch Genehmigung eines erhöhten Steuer⸗

fußes erhalten .
Es iſt zu dieſem Punkt ebenfalls ein Antrag des FA vor⸗

liegend . Der Antrag lautet :
Die Synode wolle beſchließen :
Der Oberkirchenrat wird gebeten , ſeine Verhandlungen
mit den zuſtändigen ſtaatlichen Stellen wegen
Erhöhung des Steuerfußes und

Aufhebung der zu Unrecht vom nationalſozialiſtiſchen
Staat vorgenommenen Sperre des Art . 13 des OKStG .
mit allem Nachdruck fortzuſetzen .

Unſer evangeliſcher Volksteil würde es nicht verſtehen ,
wenn der Staat die Bemühungen der Kirchenleitung und
der Synode , die finanziellen Grundlagen des kirchlichen
Dienſtes zu ordnen , um den dringendſten Wiederaufbau⸗
aufgaben der Kirche nachzukommen , hemmen oder gar ab⸗

lehnen würde .
Den Zeitpunkt der Erhöhung des Steuerfußes bzw.

Wiedereinfühung des Art . 13 des OKStG . beſtimmt , wenn
die ſtaatliche Genehmigung erfolgt iſt , der Erw . Evang .
Oberkirchenrat .

Den zuſtändigen ſtaatlichen Stellen wolle von dieſem
Beſchluß der Synode Kenntnis gegeben werden .
( Der Antrag wird einſtimmig angenommen . )
Präſident Dr . Umhauer :

OZ . 2: Reinertrag der Zentralpfarrkaſſe .
3: Beiträge des Staates .
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4: Beiträge der unmittelbaren Fonds zum allgemeinen
kirchlichen Aufwand .

5: Sonſtige Beiträge .
6: Einnahmen aus der Hinterbliebenenverſorgung der

Geiſtlichen .
7: Einnahmen aus Erteilung von Religionsunterricht .
8: Überſchüſſe kirchl . Fonds .
9: Aus Gebäuden und Grundſtücken .

10: Mietzinſen für vermietete Dienſt⸗ u. Mietwohnungen .
11: Zinſen .
12: Rückerſatz von Betreibungskoſten .
13: Niedergeſchlagene nachträglich wieder flüſſig gewor⸗

dene Steuerbeträge .
14: Aus dem Betrieb des kirchenmuſikaliſchen Inſtituts .
15: Aus dem Betrieb der ev. ſozialen Frauenſchule .
16: Erſatzbeträge .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : In OZ3. 16 „ Er⸗
ſatzbeträge “ ſoll der eingeſetzte Betrag von 139 500 DM um
5000 DM gekürzt werden , weil wir auf der Ausgabenſeite
den Zuſchuß an das Jugendwerk unſerer Landeskirche gekürzt
haben , und zwar iſt der Zuſchuß für die Bezirksjugendwarte
von 50 000 auf 40 000 herabgeſetzt worden . In dieſen 139 500
DM iſt eine Gegenleiſtung nämlich , daß die Hälfte des Zu⸗
ſchußbetrages wieder von den Bezirkskaſſen zu erſetzen iſt .
Wenn wir den Zuſchuß um 10000 DM kürzen müſſen und
die Hälfte , die wir als Wiedervergütung geben , d. h. um
5000 DM ermößigen , ſo darf ich bitten , hier 134 500 DM
einzuſetzen .

Präſident Dr . Umhauer : Wird hierzu das Wort gewünſchtꝰ
Ich ſtelle feſt , daß die Synode dieſen Vorſchlag annimmt .
O3 17: Erſatz von Koſten aus der Tätigkeit des Dienſt⸗

gerichts und des Verwaltungsgerichts .
18: Sonſtige Einnahmen .

Zur Geſamtaufſtellung bitte der Herr Berichterſtatter !
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Geſamtſumme der

Einnahmen und Ausgaben : Wir brauchen eine Richtig⸗
ſtellung nicht vorzunehmen , weil ja im Beſchluß , den wir
über die Kürzungen gefaßt haben , beſtimmt iſt , daß die Er⸗
trägniſſe , die aus den Kürzungen frei werden , nicht etwa
eingeſpart werden , ſondern einem anderen Zweck , nämlich
für die Wiederaufbauhilfe verwendet werden ſollen ; ſie blei⸗
ben alſo Ausgaben , nur mit einer anderen Zweckbeſtimmung.

Präſident Dr . Umhauer : Die Einnahmen ſind um 5000
DM geringer ! ( Zuruf : Bei den Einnahmen müſſen 5000 DM
abgezogen werden . )

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Die 5000 DM
müſſen wir auf der Ausgabenſeite ebenfalls kürzen .

Ich würde vorſchlagen , bei der Einnahmepoſition 18 „ Son⸗
ſtige Einnahmen “ dieſe Anderung durchzuführen . Das iſt
klug , damit die Endziffer bleibt .

Präſident Dr . Umhauer : Wo ? ( Zuruf : Poſ . 18. ) Sie ſchla⸗
gen vor , die Ziffer 155000 DM einzuſetzen . Dann bleiben
die Endziffern dieſelben .

Wird das Wort hierzu gewünſcht ? — Das iſt nicht der
Fall .

Nun kommen wir zum Stellenplan . Ich rufe auf die
Anlage 1: „ Stellenplan der Beamten “ .

Abſchnitt 1. Verwaltungsdienſt a) planmäßige Beamte .
1. Mitglieder des Oberkirchenrats : Landesbiſchof .

Oberkirchenrat , geſchäftsleitender Vorſitzender des Ober —
kirchenrats .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der FA ſchlägt
vor , daß die Bemerkung , welche bei dieſer Poſition des
Stellenplanes iſt :

Der derzeitige Stelleninhaber erhält ſtatt der Bezüge
nach B2 jene nach der Gruppe A1a und eine ruhe⸗
gehaltsfähige unwiderrufliche Stellenzulage von jährlich
1200 DM
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1 5 wird und ſtatt deſſen eine Bemerkung eingefügt
wird :

Die Gruppe B2gilt für den derzeitigen Stelleninhaber .
Landesbiſchof D. Bender : Ich war nicht dabei , als dieſer

Vorſchlag begründet wurde . Aber mir ſcheint , daß hier ganz
ſachlich entſchieden werden muß , ob dieſe Stelle als Stelle
mit der damit verbundenen Arbeit und Verantwortung für
dieſe Eingruppierung in Frage kommt , oder von irgend⸗
welchen perſönlichen Qualitäten des jeweiligen Stellen⸗
inhabers abhängt . Mir iſt offengeſtanden nicht ganz wohl
bei dieſer ein wenig willkürlich beſtimmten Feſtlegung .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Herr Landes⸗
biſchof ! Wir waren der Auffaſſung , im jetzigen Augenblick,
bevor die ganze Finanzlage der Kirche geklärt iſt , ſoll nichts
Endgültiges getroffen werden . Wir waren aber andererſeits
der Auffaſſung , daß wir gerade im jetzigen Augenblick dem
derzeitigen Stelleninhaber , Herrn OKñ D. Dr. Friedrich , durch
die Streichung dieſer Bemerkung und durch die Anerkennung
der Gruppe B2 für ſeine Perſon den Dank der Synode aus⸗
ſprechen ſollten für das , was er in den 25 Jahren ſeines
Dienſtes und was er beſonders in den letzten 15 Jahren für uns
getan hat . Ich bitte , die Bedenken zurückzuſtellen . Man kann
grundſätzlich durchaus Ihrer Auffaſſung ſein , aber es würde
im jetzigen Augenblick die generelle Bewilligung dieſer Stelle
vielleicht im Lande falſch verſtanden werden .

Abgeordneter Odenwald . Vielleicht wäre es zweckmäßig feſt⸗
zulegen , von welchem Zeitpunkt ab dieſe Streichung erfolgen
ſoll , ob ab 1. 4. 1951 oder ſchon früher !

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich bin der Auf⸗
faſſung , daß wir ab 1. Oktober die Angelegenheit ſo regeln
ſollen . Ich nehme an , daß die Mittel im laufenden Haushalt
dafür vorhanden ſind . Ich bitte dem zuzuſtimmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bitte , noch einmal den Ver⸗
merk vorzuleſen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Die Bemerkung :
Der derzeitige Stelleninhaber erhält ſtatt der Bezüge

nach B2 jene nach der Gruppe & 1a und eine ruhegehalts⸗
fähige unwiderrufl . Stellenzulage von jährlich 1200 DM

wird aufgehoben und an deren Stelle ſoll eingeſetzt werden :
Die Beſoldung nach Gruppe B2gilt vorerſt nur für den

derzeitigen Stelleninhaber mit Wirkung vom 1. 10. 1950
ab.
Dann Poſ . Oberkirchenräte .
2. Oberkirchenrat ( Zentralverwaltung )

a) Stellen des höheren Dienſtes

Ich rufe in complexo auf :
b) Stellen des gehobenen Dienſtes .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei Poſ . b „Stel⸗
len des gehobenen Dienſtes “ ſoll die Stellenzahl wie folgt
erhöht werden :

Finanzoberinſpektoren 4 ſtatt bisher 3,
Finanzinſpektoren , Verwaltungsinſpektoren 9 ſtatt bis⸗

her 6.

Dieſe Geſamtzahl war bereits bei der Erarbeitung des

Stellenplanes im Vorjahr als angemeſſen im Verhältnis der

verſchiedenen Stellengruppen bezeichnet worden . Man hat
damals davon abgeſehen , dieſe höhere Stellenzahl ſchon zu
beſtimmen . Wir ſind aber ſeitens des zuſtändigen Perſonal⸗
referenten darauf aufmerkſam gemacht worden , daß eine
ganze Anzahl ſehr befähigter Nachwuchsleute im OK ſeien ,
und man wolle ihnen wenigſtens die Möglichkeit zeigen , daß
ſie im Laufe ihrer Tätigkeit bei der kirchlichen Verwaltung
in eine entſprechende Gruppierung einrücken können ; denn
ſonſt wäre die Gefahr vorhanden , daß ſie abwandern wür⸗
den . Wir haben an die Erhöhung die Bedingung geknüpft ,
daß ſelbſtverſtändlich ein Einrücken in dieſeStellen erſt nach
der allgemein üblichen 5jährigen Vorbereitungszeit erfolgen
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ſoll . Ich möchte das hiermit auch im Protokoll noch einmal

feſtlegen .
Abgeordneter Kühlewein : Ich ſtelle den Antrag , daß wir

dieſe Erhöhung der Stellen nicht vornehmen . Seit vielen

Jahren erfüllt uns mit großer Sorge , — und dieſe Sorge

iſt im ganzen Land draußen — daß die bürokratiſche Ver⸗

waltung der Landeskirche immer mehr zunimmt . Es iſt des⸗

wegen im letzten Jahr ſehr ſcharf gebremſt worden und ſind
alle die Stellen weggefallen , die damals nicht beſetzt waren .

Ich kann mir nicht vorſtellen , daß innerhalb eines Jahres
die Verhältniſſe in der Kirche ſo anders wurden , daß nun

plötzlich dieſe Stellen notwendig ſind . Ich meine auch , daß
der Nachwuchs , den wir ſelbſtverſtändlich auch in der Kirchen —

verwaltung brauchen , die Möglichkeit hat , ſo nachzurücken ,
wie es möglich iſt innerhalb dieſer Verwaltung . Wenn in den

vergangenen Jahren , in der Zeit der Finanzabteilung , die

Beamten zu hoch eingeſtuft worden ſind , dann iſt natürlich
die Folge , daß ſie jetzt ſehr viel langſamer nur nachrücken
können . Ich für meine Perſon — und ich glaube , daß noch
einige Freunde dieſer Meinung ſind —glaube , daß wir die

Vermehrung dieſer Stellen verſagen ſollten ; denn nach dem

Geſetz des horror vacui fürchte ich, daß ſie raſch beſetzt ſein
könnten .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich möchte auch die

Synode bitten , ſo wie ich das im FA getan habe , dieſe Stellen

doch zu bewilligen . Daß die Kirchenverwaltung ſich fortgeſetzt
vermehrt , iſt ein Märchen , dem man immer wieder entgegen⸗
treten kann und das trotzdem beſtehen bleibt . Aber deswegen
iſt es eben doch nicht richtig , auch wenn es noch ſo oft an⸗

geführt wird . Seit 1945 hat ſich die Zahl der in der kirchlichen
Verwaltung Bedienſteten von 192 auf 132 geſenkt . Die jetzt
verlangten Stellen werden ja nur für die bereits vorhan⸗
denen , insbeſondere außerplanmäßigen Beamten nötig für
die Zeit , zu der es geſetzlich notwendig wird , daß ſie dann auch
einrücken können . Sie machen ja dieſen Stellenplan für drei

Jahre , beginnend am 1. 4. 1951 . In dieſer Zeit werden die
5 Jahre , von denen geſprochen wird , für dieſe außerplan —
mäßigen Beamten fällig , und der OK muß ſie dann eben zu
planmäßigen Beamten machen .

Wir haben geſtern auch gehört , daß es ſich um beſonders
qualifizierte Beamte handelt , die heute , obwohl ein großes
Angebot iſt , der Staat jederzeit nehmen würde ; denn von
dieſen Bamten haben zwei an vorderſter Stelle ihre Prü⸗
fungen abgelegt und haben auch ſofort geſagt bekommen :
Wollt ihr nicht zu uns kommen in den Staatsdienſt . Sie ſind
bei uns geblieben und werden es auch bleiben ; denn es ſind
kirchlich eingeſtellte Leute . Es wäre ein Unrecht , wenn man
nun hier nicht die erforderlichen Stellen für die Kräfte , die
wir brauchen , einfach auch vorſehen würde . Es iſt das min⸗
deſte , was hier verlangt werden muß , und ich bitte , dieſe
3 Inſpektorenſtellen und die Oberinſpektorenſtelle zu be—

willigen .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich bin ſehr dankbar , daß über
dieſen Punkt geſprochen wird . Ich weiß , daß der Abgeord —
nete Kühlewein eine Stimmung zum Ausdruck gebracht hat ,
die in der Landeskirche immer wieder laut wird : Man möge
ja darauf achten , daß ſich der Beamten - und Angeſtellten⸗
apparat des OK nicht wieder aufblähe . Nachdem Herr Ober —
kirchenrat Dr . Friedrich eine Erklärung abgegeben hat , daß
eine Vergrößerung des Verwaltungsapparates nicht ein —
treten werde , habe ich an ihn noch die Frage zu richten : Wenn
die bisher außerplanmäßigen Beamten auf die neuen Plan⸗
ſtellen verſetzt ſind , werden dann nicht ſofort wieder neue
außerplanmäßige Beamtenanwärter angeſtellt ? Iſt in dieſem
Fall nicht zu befürchten , daß eine unnötige Vergrößerung
des Beamtenapparats eintritt ? Eine ſolche ſcheint uns in
keinem Fall notwendig zu ſein , da wir feſtgeſtellt haben , daß
die nun planmäßig werdenden Beamten als notwendiger
Nachwuchs für die landeskirchliche Verwaltung in den näch —

ſten Jahren ausreichen werden , um die in Ruheſtand gehen —
den Beamten zu erſetzen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Es werden , wie ich dem

Finanzausſchuß nachgewieſen habe , bis zum Jahre 1955

9 Beamte abgehen , hintereinander je nach Dienſtalter . Außer⸗

planmäßige Stellen haben wir ja nicht , ſondern wir ſtellen

außerplanmäßig an, wer die nötigen Prüfungen abgelegt
hat , der wird außerplanmäßiger Beamte und zwar nach

Maßgabe des Abgangs nach oben . Denn die Zahl der Be —

amten , die wir jetzt haben , die brauchen wir , wenn wir die

Verwaltung in Ordnung halten wollen . Die Verwaltung
wird eigentlich von Jahr zu Jahr umfangreicher und ſchwie —
riger , nicht , weil wir den Beamtenapparat aufblähen und

Stenotypiſtinnen einſtellen , ſondern weil die Eingänge und
das ganze Schreibwerk und die Arbeit immer umfangreicher
wird . Zu unſerem eigenen Leidweſen geſchieht das . Alſo ich
werde , ſolange ich jedenfalls das Perſonalreferat habe und
die Aufſicht über dieſe Dinge , ſehr darauf achten , daß nur
in dem Ausmaß , in dem oben Beamte abgehen , unten tüchtige
neue Leute wieder als Anwärter und als außerplanmäßige
Beamte eintreten . An eine Vermehrung des Beamtenappa⸗
rates iſt nicht gedacht .

Abgeordneter Odenwald : Es handelt ſich hier darum , die

Zugänge zu den gehobenen mittleren Beamtenſtellen ſicher —
zuſtellen . Seit Jahren ſind auch im Staatsdienſt keine Be —
amtenanwärter mehr eingeſtellt worden , d. h. erſt jetzt nach

Kriegsende , nachdem die jüngeren Leute aus der Gefangen⸗
ſchaft uſw . zurückkamen , ſind Prüfungen im ſtaatlichen Dienſt
wieder vorgenommen worden . Es ſind bis jetzt zwei Prü —
fungen bei der Inneren Verwaltung geweſen , und bei der
2. Prüfung haben 4 oder 6 Anwärter des OK an den Aus

bildungskurſen und an den Prüfungen teilgenommen . Und
da ich zum Teil Kursunterrichtender war , habe ich mit

großer Freude feſtgeſtellt , mit welchem Eifer die Leute ge—
arbeitet haben . Obwohl ihnen die Verwaltung fremd war ,
haben ſie doch mit großem Intereſſe ſich in dieſes neue Gebiet
des Staatsaufſichts - und Gemeindeweſen eingearbeitet , und
der Erfolg dieſes Strebens war ja auch gut , da ſie im großen
und ganzen ſehr gut abgeſchnitten haben . Alſo es handelt ſich
hier darum , daß wir den Zugang zu der gehobenen mittleren

Beamtenſchaft nicht abriegeln , ſondern die Möglichkeit geben ,
nachzurücken . Ich möchte deshalb dringend bitten , dieſe drei
Stellen für Inſpektoren und 1 Oberinſpektorenſtelle zu be
willigen .

Abgeordneter Kühlewein : Der Herr Perſonalreferent ſagt ,
daß innerhalb der nächſten 5 Jahre 9 Stellen frei werden .
Da es noch 3ö Jahre dauert , bis dieſe jungen Beamten
planmäßig werden können , wird dieſe Zahl reichen , um dieſe
Beamten planmäßig zu machen . Im übrigen iſt es aber ſo,
daß in den gehobenen Stellen dieſe Vermehrung ſtattfindet
und wir eben allmählich wieder auf dem Weg ſind , den wir
ſchon einmal gegangen ſind , daß dieſe Stellen zu ſehr ver —
mehrt werden .

Abgeordneter Odenwald : Ich möchte noch beifügen , daß
damit eine Vermehrung der Stellen nach oben nicht ſtatt —
findet . Dieſe Stellen 2 a, 3b Oberrechnungsräte , ſind genau
feſtgeſetzt und entſprechen den Richtlinien des Miniſteriums
des Unterrichts . Der Stellenplan des Unterrichtsminiſteriums
muß auch hier zur Anwendung kommen . Ich hätte ſehr er⸗
hebliche Bedenken , wenn wir nach oben hin eine Vermehrung
der Stellen hätten vornehmen wollen . Der Stellenplan iſt
durchaus in Ordnung . Er bedeutet für die Beamten eine Ver⸗
ſchlechterung ihrer Beförderungsverhältniſſe . Denn ſo und ſo
viel Leute werden nicht mehr Oberrechnungsräte werden
uſw. , wie bisher , ſondern die Mehrzahl werden mit Ober⸗
inſpektor abſchließen , wie das auch bei der Staatsverwaltung
der Fall iſt .

( Der Vorſchlag des Ausſchuſſes wird gegen 9 Stimmen
angenommen . )



Präſident Dr . Umhauer : Ich rufe weiter auf :
3. Bezirksvermögensverwaltung

a) Stellen des höheren Dienſtes :
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Bei a) Stellen des

höheren Dienſtes iſt vom Perſonalreferent und OK ſelbſt be⸗
antragt worden , daß entſprechend der Bewertung der Ver⸗
antwortung der Sachgebiete , die den betreffenden Herren zu⸗
gewieſen ſind , eine etwas niedrigere Einſtufung der betreffen⸗den Stellen erfolgen könne und zwar ſoll abgeändert werden :

Oberfinanzrat ſtatt A2 àa in A2 b
Oberfinanzrat A2 b in A2 0
Die Finanzratſtelle bleibt .
Dieſen beiden Anderungen hat der FA gerne zugeſtimmt .
Präſident Dr . Umhauer : Ich frage den Herrn Referenten :

Heißt der dann Oberfinanzrat , wenn er in A20 iſt ? ( Zuruf :
Nein , er heißt Finanzrat . )

Dann muß es heißen : Finanzräte A2 . Alſo 1. Ober⸗
finanzrat bleibt , der 2. wird geſtrichen , dafür 3. dann ſtatt
Finanzrat „ Finanzräte “ A2ç 2 Stellen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Wir möchten dann
die Frage erheben : Iſt der jetzige Stelleninhaber Oberfinanz⸗
rat nach A2b geweſen , dann werden wir wohl für ihn eine
Bemerkung machen müſſen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Die A 2àStelle iſt frei ,
ſonſt könnten wir dieſe Stelle nicht in eine A 2 b Stelle ver⸗
wandeln .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Die jetzt als erſte
ſteht . Er rückt nun auf die A2 a⸗Stelle , die in A2 b umge⸗
wandelt wird , hinein . Es iſt die Heidelberger Stelle , und die
A2 b- Stelle , die er frei gibt , iſt die Mosbacher Stelle ; die iſt
unbeſetzt . Die können wir in eine A2 0-Stelle umwandeln ,
ohne jemand zu fragen .

Alſo A2 à Oberfinanzrat in A 2 b
dann Finanzrat A2 0
Präſident Dr . Umhauer : Der wird geſtrichen.
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Nein , das dürfen Sie nicht

ſtreichen .
Präſident Dr . Umhauer : So ſage ich: Wir haben nur 2

Poſten . Es heißt :
Oberfinanzrat A2 b
Finanzräte A2c 2Stellen0
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ja , ſo iſt es zu machen.
Präſident Dr . Umhauer : Und die Bemerkung „ Vorſtand

einer Bezirksbehörde “ wird geſtrichen , die mittlere Bemerkung
rückt an die erſte Stelle .

Obertirchenrat D. Dr . Friedrich : Die Heidelberger Stelle
iſt eine A 2 a⸗Stelle . Sie iſt noch unbeſetzt und kann noch
umgewandelt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Und die heißt „ Vorſtand einer
großen Bezirksbehörde “ . 5

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Wir ſtreichen die
erſte Bemerkung und ſetzen die andere auf die erſte Stelle hin⸗
auf .

Abgeordneter Lindenbach : Mir iſt bekannt , daß der Stellen⸗
inhaber von Heidelberg , der bisher in Mosbach war , ſeit einem
halben Jahr in Heidelberg ſeinen Dienſt verſieht . Es wäre zu
überlegen , ob nicht hier eine Härte beſteht , daß der Mann nach
Heidelberg verſetzt wurde in der Hoffnung : Ich rücke auf , und
er macht entſprechende Aufwendungen . Nun wird ihm nach
ſo langer Zeit geſagt , die Stelle wird abgeändert . Dieſe Be⸗
amten haben eine ſehr große Verantwortung , und ſie können ,
wenn ſie ihren Dienſt richtig verſehen , der Kirche ſehr viel
einbringen , wenn wir ſie anſtändig bezahlen . Auf der an —
deren Seite , wenn man das Gehalt kürzt und die Aufſtiegs⸗
möglichkeiten nimmt , kann eine gewiſſe Müdigkeit und Gleich —⸗
gültigkeit eintreten . Nicht zuſtimmende Zurufe aus dem Ple⸗
num ! ) Ich wollte das nur zu überlegen geben , obes richtig
iſt , daß man dieſe Anderung vornimmt .

Z3weite Sitzung 31

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Einiges von dem, was Sie
geſagt haben , iſt durchaus zutreffend und wird auch von den
Beamten angeführt . Wenn der OK ſich doch entſchloſſen hat ,eine ſolche Anregung zu geben , die Stellen ſo einzugruppieren ,
ſo liegt dem folgendes zugrunde :

1. Der Beamte , der von Mosbach nach Heidelberg verſetzt
iſt , wurde vorerſt mit der Verwaltung der Pflege Schönau
beauftragt . Auf die Stelle iſt er noch nicht ernannt .

2. Wir haben nun geprüft , wie die gleichen Stellen im ſtaat⸗
lichen Dienſt eingruppiert ſind ; denn von unſeren Beamten
und Angeſtellten wird doch immer wieder darauf abgehoben ,
daß gleiche Verhältniſſe wie beim Staat beſtehen ſollen . Wir
müſſen ja auch , und wir wollen überall ſparen und mit den
Einnahmen haushälteriſch umgehen . Deswegen ſchien es ge⸗boten zu prüfen : Sind die Stellen in jeder Hinſicht richtig
bewertet ? — Da mußte ich feſtſtellen , daß die Stellen bei dem
Domänenamt Heidelberg , das wohl noch eine größere Güter⸗
verwaltung hat als die Pflege Schönau , eingruppiert ſind —
nach der Reichsbeſoldungsordnung ſind die Bezifferungsbuch⸗
ſtaben anders — nach einer Gruppe , die zwiſchen 2b und
20liegt . Nur der derzeitige Stelleninhaber , ein altbewährter
Mann , der in der nationalſozialiſtiſchen Zeit an der Beför⸗
derung gehindert war und ein ausgezeichneter tüchtiger Mann
iſt , iſt für ſeine Perſon in der Gruppe A 2 a. Die Stelle ſelbſt
aber iſt nicht einmal ganz in A 2b , das ſind einige hundert
Mark weniger . Alle anderen Stellen ſind entſprechend hier in
A2 C. Und da haben wir geſagt : Es iſt wohl richtig , daß wir
nun dieſe Veränderung hier auch in Vorſchlag bringen .

Abgeordneter Dr . Barner : Wird der Mosbacher Stellen⸗
inhaber nicht evtl . heruntergeſetzt werden ?

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Es werden keine beamten⸗
rechtlichen und beſoldungsrechtlichen Belange irgendwie be⸗
rührt .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich glaube , wir dürfen uns den
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Lindenbach nicht ver⸗
ſchließen . Ich befürchte , wir werden den derzeitigen Stellen⸗
inhaber , der ſich in ſeinen Gedanken und Entſchließungen
wohl bereits darauf eingeſtellt hat , hier enttäuſchen . Wohl
hat Herr Oberkirchenrat Dr . Friedrich geſagt , daß wir mit
dem Geld haushälteriſch umgehen müßten ; wir dürfen aber
wohl die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Lindenbach
nicht übergehen . Ich ſchließe mich ſeinem Antrage an.

Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich wollte mich eigentlich nicht
zum Worte melden . Ich bin Mitglied des FA und muß ſagen :
das ſind ganz neue Töne , die an mein Ohr klingen . Ich bin
gerne bereit , immer wieder mich auch neu zu orientieren und
zu lernen , aber das ſteht nun in keinem Zuſammenhang mit
dem, was wir nun ſeit zwei Jahren geübt haben . Der OK
hat geſagt : Nun rangiert endlich ſo ein , wie ſich das eigentlich
gehört . Der erſte Verſuch iſt gemacht , es iſt der erſte kleine
Verſuch . Nicht daß ich jemand verarge , wenn er einen anderen
Standpunkt hat . Ich bin für große Freiheit und glaube , darin
ſagen zu dürfen : Es muß doch wenigſtens Syſtem haben . Und
darin kann ich keines erblicken !

Abgeordneter Odenwald : Ich kann den Gedankengängen
des Herrn Kuhn nicht folgen . Wir als Staatsbeamte haben
unſere Aufgaben zu erfüllen , gleichgültig ob wir in eine Stelle
einrücken , die wir glauben , auch verſehen zu können . Wir tun
unſeren Dienſt , wie wir es als alte gewiſſenhafte Beamte tun ,
und ein ſolches Verhältnis — müßte ich eigentlich annehmen
—ſollte unter den Beamten des OK beſtehen . Wenn der Leiter
der Pflege Schönau glaubt , er müſſe unbedingt in A2 4 ein⸗
geſtuft werden , ſonſt könne er ſeinen Dienſt nicht ordentlich
verſehen , ſo kann ich mich einem ſolchen Gedanken unmöglich
anſchließen . Die Einſtufung in der Gruppe A 2 biſt günſtig ,
auch für den Verwalter der Pflege Schönau . Sie können an⸗
hand der Beſoldungsordnung die entſprechenden Stellen ver⸗
gleichen . Z. B. ſind in 2b eingeſtuft Oberbauräte auf wich—⸗
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tigen Dienſtſtellen , Abteilungsvorſtände in der Zentralver —
waltung , von Betrieben und Anſtalten der Großſtädte mit

50 000 bis 100 000 Einwohnern . Das ſind Stellen , die eine

große Verantwortung mit ſich bringen . Größer kann ich mir

die Verantwortung des Leiters der Pflege Schönau auch nicht

vorſtellen . Ich glaube , die Einſtufung in K2 b kann durchaus

genügen .
Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich verſtehe noch nicht , warum ,

wenn bisher dieſe Stelle nach A 2 à bezahlt worden war , jetzt
dies geändert werden ſoll . Was bisher maßgebend war , müßte

auch künftig maßgebend ſein .
Abgeordneter Willauer : Bis jetzt hat man nur mit Ziffern

gearbeitet . Könnte man mal hören , wie hoch die Gehälter

liegen , damit die Leute auch orientiert werden .

Präſident Dr . Umhauer : Iſt die Gehaltsliſte da ?

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich habe die Beſoldungs⸗

ordnung da. K 2b fängt an mit 6000 DM eund ſteigt bis

9000 DM .

Präſident Dr . Umhauer : Das iſt b ( Zuruf : Dazu kommt

noch das Wohnungsgeld ) .
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Die Gruppe A2 a fängt

an mit 7000 und ſteigt an bis 9700 DM .

Abgeordneter Frank : Ich beantrage , in der Tagesordnung

fortzufahren .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Nein , wir müſſen

abſtimmen .
Präſident Dr . Umhauer : Ich faſſe das als Antrag auf

Schluß der Debatte auf . Wer für dieſen Antrag , bitte die Hand

zu erheben . — Einſtimmig angenommen .

Wir kommen alſo zur Abſtimmung über den Antrag des

Finanzausſchuſſes , wonach dieſe Stellen des höheren Dienſtes
1 Oberfinanzrat Stelle A2 a in eine ſolche A2 b um⸗

gewandelt werden ſoll und die Stelle in A2 l ſtatt einer

2 Stellen umfaſſen ſoll .

Ich bitte diejenigen , die für den Antrag ſind , die Hand zu

erheben . Der Vorſchlag des FA iſt angenommen .

Ich rufe auf :
b) Stellen des gehobenen Dienſtes ,
o) Stellen des mittleren Dienſtes .

4. Bauamt :

b) außerplanmäßige Beamte .

II . Religionslehrer
a) planmäßige ,
b) außerplanmäßige .

III . Kirchenmuſik .

IV. Ev. ⸗ſoz. Frauenſchule Freiburg .

V. Geſamtverband der Inneren Miſſion .
Ich rufe auf die Zuſammenſtellung für planmäßige und

außerplanmäßige Beamte .
Es gibt eine Vermehrung der Planſtellen des gehobenen

Dienſtes unter 12 b, wie beſchloſſen .
Ich rufe auf den „ Stellenplan der Angeſtellten “ :

Verwaltungsdienſt ,
Kreisdekanate ,
„ Gemeindepfarrdienſt ,
Gemeindehelferinnen ,
„Religionslehrer ,
Jugendarbeit ,
Männerwerk ,
Frauenwerk ,

9. Landesjugendſing - und Poſaunenwart ,
10. Ev. ⸗kirchenmuſikaliſches Inſtitut Heidelberg ,
11. Ev. ⸗ſoz. Frauenſchule Freiburg ,
12. Ev. Akademie Herrenalb .
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Da keine Wortmeldungen erfolgen , ſchließe ich daraus , daß
keine Beanſtandung des Stellenplans der Angeſtellten erfolgen
ſoll .

Nun kommt die Anlage 3 „ Stellenplan für die Pfarrſtellen “ :

a) Pfarrſtellen in Gemeinden ,

b) Seelſorgeſtellen an Krankenhäuſern ,

c) Dienſt an der Jugend ,
d) Studentenſeelſorge ,
e) Männerwerk der Landeskirche ,

4) Frauenarbeit der Landeskirche ,

9) Dienſt in der ſozialen Fürſorge und im Wohlfahrtsdienſt ,

h) Hauptamtliche Dekane

i) Volksmiſſionariſches Amt .

Es wird ein Widerſpruch gegen dieſen Stellenplan nicht

erhoben .
Anlage 4 „ Stellenplan für die Stellen der unſtändigen

Geiſtlichen “:
a) Unſtändige Geiſtliche auf Vikarſtellen ,

b) Diaſporapfarrämter ,
c) Frauenarbeit der Landeskirche ,

d) Hilfsgeiſtliche im Wohlfahrtsamt .

Nun kommen wir zu dem Geſetzentwurf .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Beim Geſetzent⸗

wurf iſt zunächſt in der Überſchrift das Jahr 1953 zu ſtreichen ,

ſowie die in Klammer geſetzten Einzelziffern auf 1953 ſtatt
1954 abzuändern . Alſo daß es lautet :

Geſetzentwurf über die allgemeinen kirchlichen Ausgaben
und Einnahmen für die Rechnungsjahre 1951 und 1952

(J. 5. 1951 bis 31. 3. 1953) .
Dem Artikel 1 ſoll folgender Wortlaut gegeben werden :

Der ſich darnach ergebende Fehlbetrag von jährlich
1394754 DM ſoll aus den Mehrerträgniſſen , die ſich aus

der Erhöhung des Steuerfußes ergeben und , ſoweit dieſe

nicht ausreichen , aus Betriebsmitteln und durch Aufnahme
eines Darlehens gedeckt werden .

Zu dieſer Ergänzung in dieſem Satz ſind wir gekommen ,
weil in Artikel 2 bereits feſtgeſtellt werden ſoll , daß der Steuer⸗

fuß mit 10 vom Hundert angenommen werden ſoll . Es iſt dies

in dieſem Artikel 2 aufgenommen worden , weil ohne dieſe

Steuererhöhung nach Anſicht des Finanzdezernenten und auch
des Finanzausſchuſſes ein Ausgleich des Defizits nicht mög⸗

lich iſt .

Ferner ſoll bei Art . 5 vor der Ziffer 2 Millionen DM am

Schluſſe das Wort „ insgeſamt “ eingefügt werden , um damit

zum Ausdruck zu bringen , daß nicht etwa neu für 2 Millionen

die Genehmigung für die Aufnahme von Kirchenanleihen

gegeben werden ſoll , ſondern die etwaigen bisher ſchon erfolg⸗
ten Aufnahme in den 2 Millionen mitenthalten ſind . Für
die 5 Millionen haben wir ja eine beſondere Ermächtigung
in dem anderen Antrag gegeben .

In Art . 7 ſoll der Betrag von 1,5 Millionen Ermächtigung

zur Übernahme von Bürgſchaften auf 2 Millionen erhöht

werden , weil bereits jetzt ein Betrag von 1,3 Millionen hier
in Ausſicht genommen war .

Der Art . 8 ſoll in 9 umgewandelt werden , 9 in 10 und 10

in 11, und ſtatt deſſen ein neuer Artikel 8 eingeſetzt werden ,
der lautet :

Ergeben ſich in den Haushaltjahren 1951 und 1952 keine

weſentlichen Anderungen der Grundlagen und Voraus⸗

ſetzungen des Haushaltes , ſo kann derſelbe um ein weiteres

Jahr , alſo bis 31. 3. 1954 , verlängert werden .
Das ſind die Anderungen , die für dieſen Geſetzesentwurf

vorgeſchlagen ſind vom FA.

Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Diskuſſion . Zu⸗
nächſt zu der überſchrift , die ja die grundſätzliche Beſchrän⸗
kung des Haushaltes auf 2 Jahre enthält . Wird das Wort ge⸗
wünſcht ? Das iſt nicht der Fall .

Abgeordneter Kühlewein : Ich möchte doch noch einmal auf
meine Anregung von heute vormittag zurückkommen , daß wir
den Voranſchlag auf 1 Jahr beſchränken wegen der Unſicher⸗



heit der Lage und um damit den
ſchleunigen .

Präſident Dr . Umhauer : Wer wünſcht dazu das Wort ? Ichlaſſe darüber abſtimmen , ob der Vorſchlag des FA auf eine
zweijährige Haushaltsperiode angenommen wird oder nicht .Die gegenteilige Auffaſſung des Herrn Pfarrers Kühlewein
bedingt eine Ablehnung , alſo eine Nein - Stimme .

Wer für den Antrag des Haushaltsausſchuſſes iſt , bitte ich,die Hand zu erheben . — Wer dagegen ? 2 Stimmen dagegen .— Wer enthält ſich ? 2 Stimmen . Alſo mit allen Stimmen
gegen 2 bei 2 Enthaltungen iſt der Vorſchlag des FA an⸗
genommen .

Die Einleitung lautet dann :
Die Landesſynode hat am 19. 10. 1950 das folgende kirch —

liche Geſetz beſchloſſen .
Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich darf darauf

aufmerkſam machen , daß ſelbſtverſtändlich durch das ganze
Geſetz hindurch die Ziffern 1954 in 1953 geändert und auch
hier das Jahr 1953 geſtrichen werden muß , alſo im ganzen
Geſetz .

Präſident Dr . Umhauer : Jawohl , wir wollen das grund⸗
ſätzlich machen . Alſo es iſt in a) 1953 zu ſtreichen und in der
Klammer 1954 in 1953 zu ändern . Ebenſo unter b) dasſelbe .

Abgeordneter Eiſinger : Ich möchte fragen , ob hier nicht
auch die Winderinkraftſetzung von Art . 13 des OKSt. ⸗Geſetzes
hereingenommen werden könnte . Beſteht Ausſicht auf Wieder⸗
einführung der Beſteuerung der ſ . Zt. nach Art . 13 Pflichtigen ?

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Das kommt nur
den Gemeinden zugut .

Präſident Dr . Umhauer : Es handelt ſich ja nur um die
Beſchlußrechte der Landeskirche , nicht der Gemeinde .

Wird ſonſt noch das Wort gewünſcht ? — Ich ſtelle feſt , daßArtikel 1 in dieſer Faſſung angenommen wird .
In Artikel 2 ſind die Worte „ und 1954 “ zu ſtreichen ; es muß

heißen „ 1952 und 1953 “ . Und weiter unten heißt es dann :
„ über die Erhebung der 1952er und 1953er Kirchenſteuer “
„ und 1954er “ iſt zu ſtreichen . In Abſatz 2 dasſelbe .

Wird hierzu das Wort gewünſcht ? — Das iſt nicht der Fall .rtikel 2 iſt angenommen .
Bei Artikelzs iſt keine Anderung notwendig . Es meldet

ſich niemand zum Wort . Angenommen.
Artikel 4iſt unverändert . Auch hier meldet ſich niemand .

Angenommen .
Artikel 5 wird in der vorletzten Zeile vor 2 Millionen

DM das Wort „ insgeſamt “ eingeſchaltet .
Meldet ſich hier jemand zum Wort ? Das iſt nicht der Fall .

Angenommen .
Artikel 6 unverändert .

nommen .
Artikel 7. Hier wird in Abſatz 2 zweitletzte Zeile ſtatt

1,5 Millionen „ 2 Millionen DM “ geſchrieben .
Es meldet ſich niemand zum Wort . Er iſt angenommen .
Der neue Artikel s lautet :

Ergeben ſich in den Haushaltjahren 1951 und 1952 keine
weſentlichen Anderungen der Grundlagen und Voraus⸗
ſetzungen des Haushaltes , ſo kann derſelbe um ein weiteres
Jahr , alſo bis 31. 3. 1954 , verlängert werden .
Keine Wortmeldung . Angenommen .
Artikel 8 wird in 9 umgeändert . Nun muß es wohl heißen :

ſtatt „31. März 1954 “ richtig „31. März 1953 “ . Meldet ſich
hier jemand zum Wort ? Das iſt nicht der Fall . Der Ar⸗
tikeli9 iſt angenommen .

Artikel 10 : Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1951 in
Kraft . Angenommen .

Artikel 11 : Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem
Vollzug dieſes Geſetzes beauftragt . Angenommen .

Ich habe nun nach Geſetzesvorſchrift über den ganzen
Haushaltsplan , wie er ſich nach den Beſchlüſſen in der

Finanzausgleich zu be⸗

A

Keine Wortmeldung . Ange⸗
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Einzelberatung geändert hat , ſowie über das ganze Ge —
ſetz nochmals abſtimmen zu laſſen . Und ich frage :

1. Haushaltsplan : Wer iſt für die Annahme des
ganzen Haushaltsplanes mit den eben beſchloſſenen Anderun⸗
gen ? Bitte die Hand zu erheben . — Bitte um Gegenprobe . —
Wer enthält ſich ? Einſtimmig angenommen .

2. Ebenſo bitte ich über das ganze Geſetz über die allge⸗meinen kirchlichen Ausgaben und Einnahmen für die Rech⸗
nungsjahre 1951 und 1952 abzuſtimmen . Wer für das ganze
Geſetz iſt , bitte die Hand zu erheben . — Wer dagegen ? Nie⸗
mand . — Wer enthält ſich ? 1 Stimme Enthaltung .Damit ſind wir am Ende unſerer Beratung des Haushalt⸗
planes . Der Herr Berichterſtatter wünſcht nochmals das Wort .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Ich habe noch
zwei finanzielle Angelegenheiten , die den Finanzausſchuß be⸗
laſtet haben , vorzutragen . Es lag ein Antrag der Synodalen
Schmidt , Frank und Fiſcher um Gewährung eines Darlehensvon 40 000 DM für das Zinzendorf⸗Gymnaſium Königsfeldvor . Der FA bittet die Synode zu beſchließen :

Der Oberkirchenrat wolle das erbetene Darlehen ge⸗
währen , wobei eine Zinsdifferenz über den Zinsfuß von
39 % hinaus von der Landeskirche zu tragen wäre . Wenn
möglich ſoll auch für Anſchaffung von Mobiliar ein ein⸗
maliger Zuſchuß gegeben werden . Mit dieſer finanziellen
Hilfe will die Badiſche Landeskirche der Brüdergemeine
welche in ihren Heimatgebieten ſchwerſte Einbußen erlitten
hat , brüderliche Hilfe und Anerkennung ihrer Arbeit über⸗
mitteln .

Abgeordneter Dr . Schmidt : Die Brüderunität hat durch die
Ereigniſſe im Oſten und durch den vorhergegangenen Kriegden größten Teil ihres Vermögens verloren . Sie iſt infolge⸗
deſſen nicht mehr in der Lage , dem Zinzendorf⸗Gymnaſiumin Königsfeld ihre weitere Hilfe angedeihen zu laſſen . Wir
haben im vorigen Jahr durch den Vortrag von Herrn OK Katz
gehört , wie wichtig die Erhaltung von evang . Mittelſchulen
iſt . Ich darf Sie deshalb herzlich bitten , dem Vorſchlag der
Finanzkommiſſion die Zuſtimmung zu erteilen .

Präſident Dr . Umhauer : Wird hierzu das Wort gewünſcht .
Das iſt nicht der Fall . Ich bitte , die Herren , die für den An⸗
trag des FA ſind , die Hand zu erheben . Der Antrag iſt ein⸗
ſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Es liegt ein wei⸗
terer Antrag der Bezirksſynode Wertheim vor betr . einem
einmaligen Darlehen von 100 000 DM zu Gunſten des
Melanchthonſtifts in Wertheim , das Bauſorgen in finan⸗
zieller Hinſicht hat . Der Antrag des Ausſchuſſes lautet :

Die Synode wolle beſchließen :
Der O wird ermächtigt , die Beſchaffung eines ſolchen

Darlehens für das Melanchthonſtift durchzuführen , um den
Neubau des Stiftes einleiten zu können .
Abgeordneter Dr . Lampp : Das Haus des Melanchthonſtiftes

in Wertheim genügt in keiner Weiſe mehr den Anforderungen ,
die man an ein modernes Erziehungsheim ſtellen muß . Es iſt
zu bedenken , daß gerade das Melanchthonſtift in Wertheim ein
Grundſtein iſt für die Erhaltung des evangeliſchen Charakters
des dortigen Gymnaſiums . Aber viele Eltern geben ihre Kin —
der , nachdem ſie dieſen „alten Kaſten “ ſelbſt kennengelernt
haben , nicht dorthin , und die anderen , die ihre Kinder dorthin
geben müſſen , tun dies nur ungern . Deshalb geht an die
Landesſynode unſere herzliche Bitte , uns in Fragen des Neu⸗
baus tatkräftig zu unterſtützen . Die Geſamtlage iſt bisher
folgende : Der Bauplatz iſt vorhanden , ebenſo der Bauplan ,
auch die Baugenehmigung liegt vor . An Kapital ſind greifbar
10 000 DM evom Lutheriſchen Weltbund und verſprochen wur —
den 20 000 DM evon Pfarrer Schmidt . Dazu kommen noch un⸗
gefähr 25000 DM , die vom Opfertag in der Jugendopferwoche
erbeten und auch zugeſagt wurden . Da nun das geſamte Bau⸗
vorhaben auf 250 000 bis 300 000 DM veranſchlagt iſt , müß⸗
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ten zu den teils gben e teils beſtimmt in Ausſicht

ſtehenden 50000 DM noch 100 000 DM aufgebracht werden ,
um die Hälfte der Geſamtbauſumme zu erhalten , deren Vor⸗

handenſein garantiert ſein muß , wenn die andere Hälfte aus
Mitteln der MacCloy⸗Spende gegeben werden ſoll , wozu
eine wohlberechtigte Ausſicht in Stuttgart beſteht .

Die Bezirksſynode Wertheim ſtellt deshalb den Antrag , ein

Darlehen von 100 000 DM zu gewähren , das z. B. auf dem

Wege der Eintragung von je 50000 DM als 1. Hypothek auf
die beiden gut eingerichteten und ſchuldenfreien Melanchthon —

ſtifte in Heidelberg und Freiburg beſchafft werden könnte .

Präſident Dr . Umhauer : Ich laſſe über den Antrag des FA

abſtimmen . Wer iſt für den Antrag , den bitte ich die 5 zu
erheben . — Wer enthält ſich ? — 1 Stimme Enthaltung . Der

Antrag iſt angenommen .
Damit ſind Sie , Herr Berichterſtatter , wohl fertig und alle

Aufgaben , die dem FA übertragen worden ſind , haben ihre
glückliche Erledigung gefunden . Ich darf dieſen Anlaß dazu
benutzen , entſprechend dem, was Herr Oberſtudiendirektor
Dr. Uhrig ſchon geſagt hat , namens der Synode meinen herz —
lichen Dank dem FA und insbeſondere ſeinem Vorſitzenden für
die vorbildliche Arbeit auszuſprechen , die ſie geleiſtet haben .

Abgeordneter Hauß : Liebe Brüder ! Wir ſind am Ende un⸗

ſerer dreitägigen oder faſt noch längeren mühſeligen Arbeit
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angelangt . Wir haben uns durch die Finanzen unſeres Haus⸗

haltsplanes unſerer Kirche durchgearbeitet . Es iſt dabei auch

gekämpft worden , auch von mir , aus rein ſachlichen Gründen

für die Behebung der kirchlichen Notſtände unſerer Großſtädte .
Bei dieſem Kampf hat es auch Wunden gegeben , aber Wunden ,
die man im Kampf bekommt , ſind ehrenvoll . Jedenfalls war
der Erfolg , der uns beſchert worden iſt , ein ſchöner . Und ich
möchte Ihnen allen danken , daß Sie ſo weites Verſtändnis
für unſere Nöte uns entgegengebracht und durch die Tat be—

wieſen haben . Vor allem iſt es mir eine unſerem
Finanzreferenten , Herrn OK Dr. Bürgy , den Dank auszu⸗
ſprechen für ſeinen treuen , in innerſter Verantwortung ge—
tragenen Dienſt . Wenn ein kleiner Hausvater in dieſer heu —
tigen ſchweren Zeit oft große Sorgen hat , wie er die Bedürf⸗
niſſe der Seinen befriedigen ſoll , dann kann er es ermeſſen ,
was es bedeutet , für einen ſo großen Haushalt ſorgen zu
müſſen , wie es unſer lieber Finanzreferent , Herr OK Dr.

Bürgy , tun muß . Wir möchten ihm von Herzen danken für
ſeinen ſelbſtloſen aufopfernden Dienſt , den er für unſere Kirche
tut .

Präſident Dr . Umhauer : Auch ich ſchließe mich dieſen
Dankesworten für Herrn OK Dr. Bürgg herzlich an . — Da⸗
mit ſind wir am Ende unſerer heutigen Tagung angelangt .

Kreisdekan D. Maas rich das Schlußgebet .

Dritte bſfentlice Stöunng
Langenſteinbach , Freitag , den 20. Oktober 1950 , 8. 30 Uhr .

Tagesordnung :

1.

Bekanntgabe von Eingängen .

E

Bericht des ſtändigen Verfaſſungsausſchuſſes :

Berichterſtatter : Kreisdekan Prof . D. Hof .

IIX.

Berichte des Verfaſſungsausſchuſſes :

Berichterſtatter : Oberamtsrichter Kley .

a) Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . die Errichtung
einer Evang . Kirchengemeinde Malſch ,

b) Entwurf eines kirchlichen Geſetzes 8
die Errichtung

einer Evang . Kirchengemeinde Zell a.

e) Entwurf eines kirchlichen Geſetzes r. 15 Anderung
der Kirchenbezirke Wertheim und Boxberg ,

d) Entwurf eines kirchlichen Geſetzes : Vorläufiges kirch —

liches Geſetz betr . die Errichtung einer Evang . Kirchen —

gemeinde Odenheim ,

e) Eingaben von Pfr . Lic . K. Lehmann vom 1. und 6. Mai
1950 Kinderzuſchlag betr .

f) Anträge des Kirchenbezirks Wertheim betr . das Ge—

meindeprinzip .

Berichterſtatter : Dr . Kuhn

8) Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . Anderungen
einiger Beſtimmungen der

ſynode betr .
Kirchenverfaſſung Landes —

IV.

ie⸗
des Hauptausſchuſſes :

Berichterſtatter : Pfarrer Hammann

a) Dr. Stürmer Katechte uen enni ( „ Hundert Glaubens —

fragen für den Unterricht “ ) ,

b) Anträge des Kirchenbezirks Wertheim ,

aa ) Miſchehen betr . ,

bb ) Sonntagsblatt betr . ,

oc) Geſangbuch betr . ,

o) Der abgeänderte Wuefhag der Liturgiſchen Kommiſſion
für die Ordnung des Gottesdienſtes .

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Abgeordneter Dr . Bier ſpricht das Eingangsgebet .
Präſident Dr . Umhauer : Ich habe zunächſt bekanntzugeben :

Die Herren Freiherr von Gemmingen und Bürgermeiſter
Schneider haben ſich beurlauben laſſen , weil ſie heute im

Lauf des Vormittags zu anderweitigem Dienſt benötigt
werden . Oberkirchenrat Katz mußte gleichfalls aus dienſt⸗
lichen Gründen geſtern abend ſchon abreiſen .

I.

An Eingängen ſind zu verzeichnen :
Vom Oberkirchenrat der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes

über die Anderung der §88 98 und 99 der KV. Wegen der

Dringlichkeit und angeſichts der Tatſache , daß wir nicht noch
eine beſondere Verfaſſungsausſchußſitzung nach Bekannt⸗

gabe dieſer Eingänge halten können , habe ich von der Er —

mächtigung , die mir nach der Geſchäftsordnung gegeben iſt ,
Gebrauch gemacht und dieſen Antrag dem Verfaſſungsaus⸗
ſchuß unmittelbar überwieſen. Er hat auch bereits darüber

Beſchluß gefaßt , und Sie finden den Antrag heute auf der

Tagesordnung .
Abgeordneter Schweikhart gibt die folgenden weiteren Ein⸗

gänge bekannt : Mitteilung und Anfrage des kleinen Ver⸗

faſſungsausſchuſſes an die Landesſynode , Antrag Eiſinger
u. Gen . zum Geſangbuch , Antrag Barner , Meyer , Müller

bzgl . der kirchlichen Aufbauwoche , der zurückgeht auf eine Ein⸗

gabe der Bezirksſynode Heidelberg an den Evang . Ober —

kirchenrat .



Präſident Dr . Umhauer : Ich ſchlage Ihnen folgende ge⸗ſchäftliche Behandlung dieſer Eingänge vor :
1. Das kirchliche Geſetz über die Anderung der KV wirdals Ziff . 3 a der heutigen Tagesordnung behandelt .2. Die Mitteilung und Anfrage des kleinen Verf . ⸗Aus⸗ſchuſſes wird im Zuſammenhang mit dem Bericht des Herrn

Kreisdekans Hof als Ziff . 2 ohne Vorbereitung im Ausſchußbehandelt .
3. Die Eingabe Eiſinger u. Gen . über das Geſangbuch wird

ohne Vorbereitung im Ausſchuß im Zuſammenhang mit dem
Punkt 4b ) c) der Tagesordnung behandelt .

4. Der Antrag Barner , Meyer , Müller wegen der kirch⸗lichen Aufbauwoche wird am Schluß der Tagesordnung ohne
Vorberatung im Ausſchuß direkt im Plenum behandelt . Ich
nehme an, daß das kurz ſein kann , nachdem wir ja bereits im
Zuſammenhang mit dem Bericht des Finanzausſchuſſes die
Aufbauwoche ſchon eingehend verhandelt haben .

as Plenum iſt mit dieſer geſchäftlichen Behandlung der
Eingänge einverſtanden . )

Nun zu Ziff . II der Tagesordnung : Bericht des
ſtändigen Verfaſſungsausſchuſſes .

Berichterſtatter Kreisdekan D. Hof : Auf Wunſch des Herrn
Vorſitzenden des kleinen Ver faſſungsausſchuſ⸗
ſes darf ich der Synode einen kurzen Bericht über die Ar⸗
beit des Ausſchuſſes geben .

Seit der letzten Synode iſt die Frage der Zuſammen⸗
ſetzung unſeres Ausſchuſſes geklärt worden . Herr Pfarrer
Dr . Köhnlein , Vorſitzender des Landesbruderrates , hat die
Berufung in unſeren Ausſchuß angenommen . Seitdem ge⸗hören zu dem Ausſchuß folgende acht Mitglieder :

Prof . D. Dr . von Dietze als Vorſitzender ,
ich ſelbſt als ſtellvertretender Vorſitzender,
Pfarrer Dr . Köhnlein , Pfarrer Kühlewein , Profeſſor
D. Dr . Schlink , Bürgermeiſter Schneider , Pfarrer
Schweikhart und der Herr Präſident der Synode.Mein Bericht kann kurz ſein . Wir waren leider nur in der

Lage , eine einzige Sitzung ſeit der letzten Tagung der Landes⸗
ſynode zu halten , und außerdem kann der Bericht kurz ſein ,
weil wir zu jedem unſerer Verhandlungsgegenſtände das Er⸗
gebnis der Beratung in kurzen Sätzen niedergelegt haben ,
ſo daß ich mich im weſentlichen auf die Mitteilung der Er⸗
gebniſſe beſchränken kann . Selbſtverſtändlich ſtehen wir der
Synode , wenn ſie weitere Auskünfte wünſcht , zur Ver⸗
fügung .

Wir haben uns mit der Frage der Beſetzung der Dekanate
und Dekanatsſtellvertreterſtellen beſchäftigt , dazu veranlaßt
durch eine Eingabe der Pfarrkonferenz Hornberg , welche eine
ſtärkere Beteiligung der Kirchenbezirke an der Beſetzung
dieſer beiden Stellen gewünſcht hat . Es ſind in dieſer Frage
ziemlich gegenſätzliche Auffaſſungen im Kreiſe des Aus⸗
ſchuſſes vertreten worden . Die Mehrheit hat ſich auf folgende
Grundlinien für die Regelung diefer Frage entſchieden : Die
Dekane werden vom Landesbiſchof nach Zuſtimmung des
Erw . Oberkirchenrats ernannt . Bevor die Kirchenleitung den
Erw . Oberkirchenrat angeht , hat ſie die Bedürfniſſe des Be⸗
zirks mit dem Bezirkskirchenrat einſchließlich der Stellver —
treter zu beſprechen . Die Dekanatsſtellvertreter werden auf
ſechs Jahre von der Bezirksſynode gewählt und vom Erw .
Oberkirchenrat beſtätigt . Es darf damit gerechnet werden ,
daß der nächſten Tagung der Landesſynode ein Geſetzentwurf
vorgelegt wird , der die hier gegebenen Grundlinien als Aus⸗
richtung hat .

Zum zweiten haben wir die Beſprechung über die Denk⸗
ſchrift des Herrn Oberkirchenrats D. Dr . Friedrich fortgeſetzt
und haben dabei das Kapitel über die Kirchenleitung be—
ſprochen . In jener Denkſchrift — ich kann nur kurz ſkizzieren
—iſt die Sache ſo gedacht , das Landesbiſchofsamt im weſent⸗
lichen auf die geiſtliche Leitung der Kirche zu beſchränken
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und als ſolches neben die eigentliche Kirchenverwaltung zuſtellen . Wir haben die Dinge eingehend beſprochen und haben
unſere Stellungnahme in folgenden Sätzen zuſammengefaßt :

„ Wir wünſchen nicht eine Beſchränkung des Biſchofs⸗amtes auf die geiſtliche Leitung im Sinne der Denkſchrift.Wir meinen , daß die Kirchenleitung vom Landesbiſchof ,dem Oͤ, dem Erw . OK und der Landesſynode wahr⸗
genommen wird . Die Zuſtändigkeit des Biſchofs ſoll in die
Grundordnung eingefügt werden . Das Geſetz über die
Einrichtung des Biſchofsamtes vom 1. 6. —1. 7. 1933 iſt in
ſeinem Wortlaut unbrauchbar . “
Herr Oberkirchenrat Friedrich konnte bei dieſer Beſpre⸗

chung nicht anweſend ſein und darum auch ſein Anliegen
nicht ſelber vertreten Es iſt wohl damit zu rechnen , daß wir
in der nächſten Sitzung auf dieſe Dinge nocheinmal zurück⸗
kommen werden .

Den ganzen Vormittag hat uns die
der die Synode ſchon weiß . Es geht um die Frage : Soll zur
Klärung der Fragen , die mit dem Bekenntnisſtand unſerer
Landeskirche zuſammenhängen , ein theologiſches Gutachten
der theologiſchen Fakultät in Heidelberg erbeten werden ? In
dem Bericht , den ich vor 1 Jahr der Synode geben durfte ,
habe ich die Fragen genannt , um die es dabei geht . Auf S. 31
des gedruckten Sitzungsprotokolls der Verhandlungen der Ev.
Landesſynode im November 1949 ſind dieſe Fragen an⸗
gegeben . Wir haben uns in unſerem Ausſchuß dahin ent⸗
ſchieden , daß wir der Landesſynode eine Mitteilung und An⸗
frage zu dieſer Frage vorlegen wollen . Sie iſt vorhin ſchon
verleſen worden . Ich darf ſie abſchließend noch einmal vor⸗
leſen :

„1. Die Mitglieder des kleinen Verfaſſungsausſchuſſes
ſind übereinſtimmend der Auffaſſung , daß zur Ausarbei⸗
tung des Entwurfs einer Grundordnung der Landeskirche
die Klärung des Bekenntnisſtandes , auch im Verhältnis
zur Ev. Kirche in Deutſchland und Skumene gehört .

2. Die Landesſynode ſoll befragt werden , ob ſie den Auf⸗
trag zum Entwurf einer Grundordnung , den die Landes⸗
ſynode am 3. April 1948 dem Ausſchuß erteilt hat , ebenſo
verſteht und ob ſie den Ausſchuß bevollmächtigt , theol . Gut⸗
achten über den Bekenntnisſtand zu erheben . “
Profeſſor D. Hupfeld : Schon auf der vorigen Synode habe

ich, als dieſer Gegenſtand beſprochen wurde , meine Zweifel
angemeldet , ob dieſe Frage eigentlich zum Gegenſtand einer
Verhandlung gemacht werden dürfe . Jedenfalls muß klar
ausgeſprochen werden , was man unter „ Klärung des Be
kenntnisſtandes “ verſteht . So wie es eben formuliert wurde ,
ſcheint mir die Frage anders ausgerichtet zu ſein , als ſie da⸗
mals ausgerichtet wurde . Es waren damals eine Reihe von
ganz konkreten Fragen geſtellt , bei deren Verneinung die
Synode in die Lage verſetzt worden wäre , ſich ſelbſt , bzw. die
Landeskirche , zu ſprengen . Da aber die Synode dazuda iſt ,
der Landeskirche zu dienen , ſchien es mir fraglich zu ſein , ob
ein derartiger Auftrag überhaupt angängig wäre , weil das
Problem : wer hat eigentlich jetzt den Bekenntnisſtand zu ver⸗
bürgen , bzw. feſtzuſetzen , nach dem Wegfall der früher dafür
verantwortlichen Inſtanzen ein ſehr ſchwieriges Problem iſt .
Jetzt aber ſcheint es mir ſo zu ſein , als ob ſich die Frage
weſentlich darauf beziehe , die Eigenart unſeres Bekenntnis⸗
ſtandes im Kreis der EK D, bzw. der Okumene herauszu⸗
arbeiten . Dagegen hätte ich ſelbſtverſtändlich keine Bedenken ,
weil ja in dieſem Fall von dem Faktum der unierten Kirche
ausgegangen würde und nicht etwa die Union ſelbſt als ſolche
in Frage geſtellt würde . Die Infrageſtellung der Union da⸗
gegen würde ich für unangängig halten . Sie wäre eine Über⸗
ſchreitung unſerer Zuſtändigkeit . Und in dieſem Zuſammen⸗
hang könnte auch ein Gutachten der Fakultät für mein Ge⸗
fühl keine Bedeutung haben , weil die Synode meiner Anſicht
nach zu Beſchlüſſen auf Grund eines ſolchen Gutachtens nicht
zuſtändig iſt . Gegen die andere Frageſtellung hätte ich keine

Frage beſchäftigt , von
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Bedenken . Wir brauchen wirklich eine Umreißung deſſen , was

eigentlich das Weſen unſeres Bekenntnisſtandes iſt , eine Um⸗

ſchreibung unſerer Eigenart , um nicht nur für unſere Ver⸗

faſſung , ſondern auch für die Geltendmachung unſerer Eigen⸗
art innerhalb der EK D und der Skumene eine klare Grund⸗

lage zu haben . Wie iſt die Sache gemeint ? Das iſt die Frage ,
die ich ſtelle .

Kreisdekan D. Hof : Ich will verſuchen , mich möglichſt kurz

zu faſſen . Ich möchte zunächſt feſtſtellen , daß dieſe ganzen
Fragen , die um den Bekenntnisſtand unſerer Kirche kreiſen ,
ja von uns nicht irgendwie ſozuſagen vom Zaun geriſſen
worden ſind . Wir wurden darauf geſtoßen , als wir daran

gingen , uns Gedanken darüber zu machen , was etwa in den

Vorſpruch aufzunehmen ſei , den unſere neue Grundordnung
haben ſoll , genau wie die Grundordnung der EK D einen

Vorſpruch hat . Da kamen wir ſofort auf die Frage : welche
Bekenntniſſe ſind da zu nennen , in welcher Form beziehen
wir uns auf den derzeitig gültigen Bekenntnisſtand unſerer
Landeskirche ? Soviel zur Erklärung darüber , wie wir über⸗

haupt auf dieſe Frage gekommen ſind . Zweitens betone ich,
daß niemals jemand von uns an eine Auflöſung der Union
und eine Anderung des Bekenntnisſtandes gedacht hat , ſon⸗
dern wir haben immer nur die Frage gehabt : Iſt unſer
Bekenntnisſtand wirklich in ſich ſelber klar ? Wir können uns
nicht verbergen — und das Referat von Pfarrer Böſinger
auf der letzten Synode hat uns das deutlich vor Augen ge⸗
führt —, daß zwiſchen einzelnen in unſerer Landeskirche
geltenden Bekenntniſſen gewiſſe Gegenſätze vorliegen . Darin

möchten wir wohl ſo etwas wie eine Gefährdung der Ein⸗

deutigkeit und damit der Einheit und damit der Reinheit
der Lehre erblicken können , und wir meinen , es müſſe hier
eine Klärung herbeigeführt werden , wie dieſe verſchiedenen
Ausſagen ſich zueinander verhalten , und ob eine Kirche als

geordnet gelten kann , in der Bekenntniſſe nebeneinander in

Kraft ſtehen , die ſich in verſchiedenen Ausſagen widerſprechen .
So kamen wir zur Formulierung jener Fragen , die an der
vorhin erwähnten Stelle S. 31 des Synodalberichts formu —
liert worden ſind . Und um dieſe Fragen geht es auch heute .
Sie haben dabei wohl ſofort deutlich ja nun auch einen Be⸗

zug auf die Frage nach der Stellung unſerer Kirche inner⸗
halb der Ex D und der Skumene . Es ſcheint ſo, als wäre
unſere Kirche durch ihren Bekenntnisſtand ſehr ſtark iſoliert ,
weil man kaum noch eine andere chriſtliche Kirche finden
wird , in der der Bekenntnisſtand ſo formuliert iſt wie bei

uns , während , wenn wir ihn in irgendeiner Weiſe klären
und interpretieren , wir uns damit ſtark annähern würden
an andere Kirchen mit ihrer Bekenntnishaltung . Inſofern
bleiben alſo die Fragen von Prof . Hupfeld beſtehen und ſind
in der Tat nicht ohne weiteres klar , aber ſie ſind in die Fra⸗
gen hineingeſtellt , die ſich ergeben , wenn wir an das Ver⸗
hältnis unſerer Kirche zur EKD und zur Skumene denken .

Ich glaube , daß damit ungefähr die Fragen beantwortet
ſind , wie ſie geſtellt ſind .

Profeſſor D. Hupfeld : Möchte nur ſagen : Wobei meine
Bedenken dagegen nicht ausgerottet ſind .

Landesbiſchof D. Bender : Vielleicht im Unterſchied zu ver⸗

gangenen Zeiten geſchieht es heute , daß unſere Theologie⸗
ſtudenten und Kandidaten vor allem , wenn ſie zur Ordi⸗
nation vorbereitet und alſo gewillt ſind , das Ordinations

gelübde recht zu erfaſſen und ernſt zu nehmen , mit der ein⸗

fachen Frage kommen , wie der Paſſus in der Ordinations⸗

frage zu verſtehen ſei , daß ſie das Wort Gottes „ dem evan⸗

geliſchen Glauben und dem Bekenntnisſtand unſerer Landes⸗
kirche gemäß “ verkündigen ſollen .

Als Theologen haben wir die beſondere Pflicht , die Ordi⸗

nationsfrage unſerer Kirche zu klären , um ſie mit gutem
Grund den künftigen Dienern der Kirche erklären zu können .
Dabei ſtellen ſich Verlegenheiten heraus , an denen nicht wir ,
ſondern die Väter der Union dadurch Schuld tragen , daß ſie

verſchiedene Bekenntnisſchriften nebeneinander geſtellt haben ,
von denen ſie der guten Meinung waren , ſie würden im

Weſentlichen und in der Hauptſache dasſelbe ſagen . Das tun

nun die in der Unionsurkunde angeführten Bekenntniſſe

nicht . Daß es ſich dabei nicht um theologiſche Aufſtellungen

handelt , die für die ſchlichte Frömmigkeit nichts bedeuten ,
werden wir merken , wenn es auf unſerer Synode um die

Fragen einer kirchlichen Lebensordnung geht , z. B. um die

Frage , was die hl . Taufe oder das hl. Abendmahl für unſere

Kirche bedeutet und wie unſere Kirche dieſe Sakramente zu
verwalten hat . Dann werden auch unſere Laien merken ,

welche Bedeutung dem Bekenntnis der Kirche zukommt .
Ich möchte wiſſen , von welchem rechtlichen Geſichtspunkt

aus wir gehemmt ſein ſollen , uns mit der Grundlage unſerer

Kirche zu befaſſen . Warum ſoll es uns , die wir uns als evan⸗

geliſche Chriſten rühmen , einzig der Wahrheit verpflichtet zu
ſein , verwehrt ſein , um Klarheit in der Frage des Bekennt⸗

nisſtandes unſerer Kirche zu ringen ? Und warum ſollen wir

uns nicht von Männern helfen laſſen , die wir dankbar als

Lehrer der Kirche anerkennen ?

Profeſſor D. Hupfeld : Ich bin durchaus nicht der Mei⸗

nung , daß das Geſpräch nicht geführt werden ſollte . Wir ſoll⸗
ten ſogar die Beſonderheit unſerer Kirche , die es gewagt hat ,
eine ſtarke konfeſſionelle Verſchiedenheit zu überwinden und

zu einer neuen Einheit vorzuſtoßen , noch viel mehr , als wir

es bisher getan haben , ſowohl für das theologiſche Geſpräch ,
wie auch für die kirchliche Praxis aktivieren . Aber ich häbe
meine Zweifel darüber , ob das , was Sie eben geſagt haben ,
durch Synodalbeſchlüſſe oder ähnliches einfach zu erledigen
ſei . Tatſächlich würde ſich ja ein ſolches Geſpräch nicht ſo

vollziehen , daß man etwa beſtimmte Fragen einfach durch
den Hinweis auf Stellen aus unſeren Bekenntniſſen beant⸗

worten würde . Ich denke etwa an die Tauffrage . In ihr ſind
alle für unſere Kirche gültigen Bekenntnisſchriften ſich

einig . Faktiſch aber ſind heute der Taufe gegenüber völlig
neue Fragen aufgebrochen , die nicht formal durch den Hin⸗
weis auf die lutheriſchen und reformierten Bekenntnisſchrif⸗
ten , ſondern nur durch eine neue Befragung der Schrift er⸗

ledigt werden können . Wir kämen alſo durch irgend eine

Entſcheidung über unſeren Bekenntnisſtand , wie ſie auch aus⸗

fallen möge , nie um ſehr ernſthafte theologiſche Weiterarbeit

herum und um immer neue üÜberlegungen , die ſich auf die

praktiſchen Konſequenzen , die aus ihr zu ziehen ſind , beziehen .
Das bedeutet aber nicht , daß nicht auch die Herausarbeitung
der Eigenart unſeres Bekenntnisſtandes ſeine Bedeutung
haben könnte . Im Gegenteil : angeſichts der heutigen Span⸗

nungen in der EK kannes ſehr weſentlich ſein , am Bei⸗

ſpiel unſerer Kirche zu zeigen , daß man trotz verſchiedener
Bekenntnisgrundlagen volle kirchliche Gemeinſchaft , auch

Abendmahlsgemeinſchaft aufrecht erhalten kann und daß ſich
auf dieſer Grundlage ein fruchtbares kirchliches Leben ent⸗

falten kann . Dagegen würden wir uns in unabſehbare Ge⸗

fahren begeben , wenn wir die Grundlage ſelbſt problemati⸗
ſieren . Ich werde die Befürchtung nicht los , daß wir auf

dieſen Weg geführt werden .
Das iſt mein ganzes Bedenken . Ich will nicht weiter dar⸗

über ſprechen , ich habe mich ausgeſprochen . Ich bin ja nur
beratendes Mitglied . Animam meam salvavil Für die Konſe⸗

quenzen möchte ich nicht einſtehen .
Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich bin dankbar , daß

dieſe Gedanken und Sorgen von unſerem beratenden Mitglied
geäußert wurden , und ich möchte fragen , ob etwa mit folgen⸗
der Faſſung dieſen Gedanken und Sorgen Rechnung getragen
werden kann , wenn auf beide Punkte , alſo auf die Mitteilung
und die Frage , die Landesſynode jetzt alſo folgendes be—⸗

ſtimmen würde :
„ Die Landesſynode nimmt von der Mitteilung des

kleinen Verfaſſungsausſchuſſes Kenntnis . — Darüber iſt

ja wohl kein Zweifel . — Auch ſie iſt der Auffaſſung , daß



der Auftrag zum Entwurf einer Grundordnung die Klä⸗
rung des Bekenntnisſtandes erforderlich macht , auch im
Verhältnis zur EK D und zur Skumene . Sie bevollmächtigtden Ausſchuß , theologiſche Gutachten über den Bekenntnis⸗
ſtand zu erheben . Sie ſtellt feſt , daß damit von keinem
Mitglied der Landesſynode und von keinem Mitglied des
kleinen Verfaſſungsausſchuſſes beabſichtigt iſt , die in un⸗
ſerer Landeskirche verwirklichte Union aufzuheben . “
Abgeordneter Kühlewein : Ich weiß nur nicht , ob damit

die Frage beantwortet iſt , die vom kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuß geſtellt iſt , ob die Landesſynode den Auftrag aufrecht
erhält , daß eine ganze Grundordnung neu gebildet wird . Wir
ſind im kleinen Verfaſſungsausſchuß auf dieſe Frage gekom⸗
men , weil wir uns nicht im klaren waren , ob wir eine ganzneue Grundordnung ausarbeiten oder nur in einzelnen
kleinen Teilen eine Neubearbeitung vornehmen ſollen.

Profeſſor D. Hupfeld : Es wird ſich weſentlich um das Er⸗
gebnis der Frage an die Fakultät handeln , ob dieſe Konſe⸗
quenz gezogen werden muß oder nicht .

Abgeordneter Kühlewein : Ich fürchte , wir befinden uns
in einem Mißverſtändnis . Die Frage , die wir vom VA ͤan
die Synode ſtellen , iſt , ob die Grundordnung oder Verfaſſung
ganz neu bearbeitet oder ob die alte Verfaſſung überarbeitet
werden ſoll .

Landesbiſchof D. Bender : Einſtweilen haben wir es ſo ge⸗
halten , daß wir nicht eine neue Grundordnung in einem
Wurf ſchaffen , ſondern einzelne Kapitel daraus erneuert
haben , ſo die Wahlordnung für die kirchlichen Körperſchaften
und dann eine neue Pfarrerwahlordnung . Man kann ſo
weiterfahren und je nach Notwendigkeit alte Stücke der gel⸗tenden Ordnung durch neue erſetzen .

Wir werden aber auf die Dauer nicht darum herum
kommen , eine neue Grundordnung zu ſchaffen und nicht nur
neue Flicken auf ein altes Kleid zu flicken .

Es kann ſich ja heute kaum jemand mehr in dem jetzigen
Status unſerer Kirchenverfaſſung mit ihren vielen im Laufeder 3 Jahrzehnte erfolgten Streichungen und Neufaſſungen
einzelner Beſtimmungen zurechtfinden .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich glaube , die Frage ,
die Bruder Kühlewein geſtellt hat , kann deutlicher , als ich
es mit meinem Vorſchlag beabſichtigt hatte , folgendermaßen
gelöſt werden , daß der Wortlaut deſſen , was ich beantragen
würde , dahin geändert wird :

„ Die Landesſynode nimmt von der Mitteilung des
kleinen Verfaſſungsausſchuſſes Kenntnis . Sie beſtätigt den
Auftrag , eine neue Grundordnung zu entwerfen . “
Der Auftrag geht dahin , eine ganz neue Grundordnung zu

entwerfen . Wieweit wir damit fertig werden , müſſen wir
ſehen . Wir haben den Auftrag , eine neue Grundordnung zu
entwerfen , und beſtätigen den Auftrag , eine neue Grund⸗
ordnung zu entwerfen .

„ Sie teilt die Auffaſſung , daß dieſer Auftrag die Klärung
des Bekenntnisſtandes erforderlich macht , auch im Verhält⸗
nis zur EK und zur Okumene . Sie bevollmächtigt den
Ausſchuß , theologiſche Gutachten über den Bekenntnisſtand
zu erheben . Sie ſtellt feſt , daß kein Mitglied der Landes⸗
ſynode und kein Mitglied des kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes beabſichtigt hat , damit die in unſerer Landeskirche
verwirklichte Union aufzuheben . “

Abgeordneter Dr . Kuhn : Meine Herren ! Wenn es ſich
darum handelt , die Bekenntnisfrage zu klären , ſo iſt die
Frage , ob die Kirchenverfaſſung geändert werden ſollte , für
mich nur dahin zu beantworten , daß nur in dieſem Punkt
ein Teil der Verfaſſung zu ändern wäre , nicht aber die ganze
Verfaſſung . Es hat ſoeben der Herr Landesbiſchof geſagt , die
Kirchenverfaſſung ſei durch viele Anderungen und Streichun⸗
gen unüberſichtlich , daß man daraus nicht klug werden
würde . Aber dem kann abgeholfen werden , indem die Ver⸗

IN
faſſung in ihrer jüngſt gültigen Faſſung neu gedruckt wird ,
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damit all das herausbleibt , was abgeändert wurde . Dann be⸗
ſtehen nicht mehr die Schwierigkeiten , von denen der Herr Lan⸗
desbiſchof geſprochen hat . Wenn alſo zu der Frage , die heute
morgen hier angeſchnitten wurde , eine Klärung erfolgen ſoll ,
ſo betrifft dies wohl nur einen Ausſchnitt aus unſerer Ver⸗
faſſung , hat aber nicht zur Folge , daß die ganze Verfaſſung
zu erneuern ſei .

Abgeordneter D. Dr . Ritter : Ich weiß nicht ganz , ob die
Frage , die Prof . Hupfeld aufgeworfen hat , eigentlich durchdie Formulierung , die Herr v. Dietze vorſchlägt , beantwortet
oder umgangen iſt . Ich muß offen geſtehen , daß ich nicht ver⸗
ſtehen kann , warum das alles in die kurze Praefatio der
neuen Verfaſſungsformulierung hinein ſoll . Das würde eine
letzte Klärung theologiſcher Probleme erfordern — eine
Klärung ſehr heikler , tiefgehender Fragen der Sakraments⸗
lehre —die , ſo viel ich davon verſtehe , in der heutigen Theo⸗
logie abweichend von der Lehre des 16. Jahrhunderts be⸗
antwortet werden . Iſt es wirklich notwendig , wegen der
Praefatio , die den allgemeinen Bekenntnisſtand unſerer
Kirche nennen ſoll , die letzten Fragen der Sakramentslehre
zu löſen ? Ich würde mir denken können , daß über das , was
innerhalb der badiſchen Kirche über die Sakramentslehre ge⸗
lehrt und geglaubt werden ſoll , die theologiſche Fakultät und
man ſonſt im Lande ſich viel Gedanken machen ſollte . Ich
finde es aber unnötig und unglücklich , das mit der Ver⸗
faſſung zu verkoppeln ; es entſpricht auch nicht dem allge⸗
meinen Grundzug und Charakter unſerer Landeskirche , an
dem ja doch ausdrücklich nichts geändert werden ſoll . Ich
meine nicht , daß nun hier mit den Verfaſſungsfragen , die
doch ſchließlich mehr die äußere Ordnung betreffen , zu viel
Theologie verankert werden ſollte . Eine Veränderung in
unſerer Landeskirche könnte eintreten , wenn wir auf einmal
einen ganz reformierten Bekenntnisſtand bekämen . Das
würde ſich auf die ganze Lebensordnung auswirken . Oder
wenn wir zu lutheriſchen Amtsbegriffen gelangen ſollten , ſo
könnte dies in der verfaſſungsmäßig feſtgelegten Form des
Amtscharakters des Landesbiſchofs hervortreten . Niemand
will ja aber an der Union etwas ändern . Ich verſtehe nicht ,
daß man etwas aufrührt , das im 16. Jahrhundert viel Anlaß
zu Zwiſtigkeiten gegeben hat .

Landesbiſchof D. Bender : Es iſt doch ganz deutlich für mich,
Herr Dr . Kuhn , daß die Vorausſetzungen , unter denen die
jetzt noch geltende , mit allen Ausmerzungen , die inzwiſchen
erfolgt ſind , geltende Kirchenverfaſſung zuſtande gekommen
iſt , ganz andere ſind als die , von denen wir heute ausgehen .
Das hat gar nichts mit der konfeſſionellen Frage zu tun . Das
hat damit zu tun , daß wir auf dem Weg ſeit 1921 über das
Weſen der Kirche von Gott durch ſehr einſchneidende Ereig
niſſe neu belehrt worden ſind .

In der alten Kirchenverfaſſung iſt z. B. das Alteſtenamt
ein Ehrenamt . Das paßt durchaus in die zu Grunde liegende
Vorſtellung , daß die Kirche ein Verein iſt , wo jeder froh iſt ,
Vorſitzender oder Schriftführer oder Kaſſier ſein zu dürfen .
Es gibt aber in der Kirche nur Dienſtämter . Darum geht es,
dieſe neue Erkenntnis , die uns in den bitteren ſchweren
Jahren nach 1933 eingeprägt worden iſt , für unſere Kirche
fruchtbar zu machen . Um nichts anderes .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich muß ſagen , ich bedarf zu
nächſt der Belehrung darüber , ob wir , wenn wir das Weſen
unſeres Bekenntnisſtandes gegenüber der EKD und gegen
über der Okumene betreiben wollen , ob wir da nicht auf das

eigentliche Weſen , funditus , eingehen müſſen . Nicht wahr ,
Herr Profeſſor , wir kommen da nicht drum herum ! Und die

Konſequenzen dieſer Forderung an uns, die Möglichkeit von
Konſequenzen meine ich, haben wir ja von vornherein ins

Auge gefaßt und ſind entſchloſſen , wie der Antrag des Herrn
Prof . v. Dietze beweiſt , den ich Wort für Wort unterſtreiche,
und dem ich Wort für Wort folgen kann , eine Löſung zu fin
den . Was wir hier treiben , tun wir zu dem Zweck, uns beſſer



zu verſtehen und beſſer zuſammenzukommen . Als wir die

Grundordnung der EKD annahmen , da haben wir doch be⸗

ſchloſſen , daß von uns aus alles geſchehen ſoll , um das theo⸗

logiſche Geſpräch , das nun in ſo hoffnungsvollen Anfängen

iſt , von uns aus zu fördern . Ja , ich meine , dazu gehört nun

auch die Frage an unſere Fakultät . Undes iſt gar kein Zwei⸗

fel , dieſe Dinge ſind fundamentalwichtig , und da gibt es kein

Ausweichen , und auch nicht das Ausweichen , daß wir ſagen ,

die Unterſchiede berühren uns gar nicht mehr . Wir wollen

zu einer wirklichen Einigung , zu einem wirklichen Verſtänd⸗

nis kommen . Und ich darf vielleicht auch noch ſagen , für jeden

evangeliſchen Chriſten iſt es dringend nötig , darüber klar zu

werden , was ihm die Heilige Schrift iſt . Sein Schriftver⸗

ſtändnis , unſer Schriftverſtändnis iſt gefragt . Ich muß ſchon

ſagen , die Grundordnung muß geändert werden . Daß ſie in

vielen Punkten geändert werden muß , iſt uns klar , und

ſelbſtverſtändlich iſt auch das ebenſo klar , die ganze Sache
muß aus einem Guß ſein . Und andererſeits iſt die Situation

ja die , wir laſſen uns nicht unter Zeitdruck preſſen , obwohl

vielleicht doch unſere Muße bei dieſem Werk nicht ſo ganz

ihre Berechtigung hat . Wir müſſen doch da auch zu einer

gewiſſen Eile kommen und wollen doch nun auch wirklich eine

Grundordnung ſchaffen , die zeigt , daß wir aus der jüngſten

Geſchichte unſerer badiſchen Kirche und der deutſchen evan⸗

geliſchen Kirche überhaupt etwas gelernt haben . Daß das ge—

ſchehe , iſt für mich ein dringendes Anliegen , und darum

müſſen wir uns mit dieſer Sache auseinanderſetzen , und

darum muß der kleine Verfaſſungsausſchuß dieſe Arbeit

gründlich tun . Und daß ihm ſein Auftrag neu beſtätigt

werde , das ſchlagen wir in dieſer Entſchließung vor . Ich

wiederhole , ich ſtimme mit dieſem Antrag von Herrn von

Dietze vollkommen überein und bitte Sie alle , ihm zuzu —

ſtimmen .
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich habe bewußt ge⸗

ſchwiegen . Aber ich glaube , ich muß noch eines ſagen . Ich

möchte bitten , daß dem Antrag des Herrn von Dietze zu—
geſtimmt wird und möchte das in wenigen Sätzen begründen :

Ich bin erſtaunt , daß Herr Profeſſor Hupfeld dieſe Be⸗

denken erhebt . Er hat ſelbſt in „Arbeit und Beſinnung “ eine

größere Darſtellung über die Geſchichte und den Charakter
der Badiſchen Union gegeben . Er hat alſo ein Gutachten er⸗

ſtattet . Wir haben weiter auf der letzten Synode eine Dar⸗

ſtellung und eine Beurteilung der Badiſchen Union von

Pfarrer Böſinger zur Kenntnis genommen , alſo auch hier ein

Gutachten erhalten .
Wer etwas die Geſchichte der Badiſchen Union kennt , weiß ,

daß ſeit 1821 immer wieder um ihre Natur geſtritten worden

iſt . Auf eine extreme Formel gebracht kann man ſagen , die
einen behaupten , daß nur der Grundſatz der freien For⸗
ſchung gilt , die andern dagegen , daß die EA und die Katechis —

men , dieſe in ihrer Übereinſtimmung , verbindlich ſeien , und

daß dies von der Synode von 1855 ausgeſprochen iſt . Ich
habe ſo den Eindruck , daß gerade die Arbeit von Profeſſor
Hupfeld dieſe Ungeſichertheit über den Bekenntnisſtand der

Landeskirche erkennen läßt .
So geſehen , meine Herren , iſt die Union eine Aufgabe , die

der Kirche geſtellt iſt . Das iſt hier auch ſchon ausgeſprochen
worden . Und daß die Union eine Aufgabe iſt , darin ſehe ich
das Fruchtbare in ihr für die Kirche . Wir können nicht ſagen ,
für uns iſt die Auguſtana oder die Konkordienformel oder
ſonſt ein Bekenntnis in einem Ausmaße bindend , daß ſolche
Bekenntniſſe beinahe an die Stelle der Schrift treten , bei —

nahe zur normierenden Norm werden und nicht das bleiben ,
was ſie ſind , eine durch die Schrift normierte Norm . Das
kann es in unſerer Union nicht geben . Andererſeits iſt aber

ſicher , daß bei uns die CA einerſeits und die beiden Katechis —
men andererſeits , ſoweit ſie miteinander übereinſtimmen ,
irgendwie gelten , daneben aber hinſichtlich des Sakramentes
des Abendmahles der § 5 der Unionsurkunde eine eigene
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Formulierung aufgeſtellt hat . Wie verhalten ſich nun all

dieſe Größen zueinander ? Es ſollte in unſerer Kirche nicht

aufhören , hierüber Klarheit zu ſchaffen , wenn es vielleicht

auch nicht möglich iſt , letzte Einhelligkeit zu gewinnen . In

dieſer eigentlich ſeit 1821 gehenden Auseinanderſetzung , über

die ich hoffe , ihnen doch noch einmal eine Darſtellung zu

geben , ſollte nicht geruht werden . Und deshalb könnte es nur

ein Gewinn für die Kirche ſein , hier auch die Lehrerin der

Kirche , die Heidelberger Fakultät , gutachtlich zu hören . Es

handelt ſich nicht darum , die Union irgendwie anzutaſten ,

ſondern nur darum , möglichſt weite Klarheit über ihren

Charakter zu erhalten . Und hier wird ein Gutachten nur den

erwünſchten Dienſt leiſten . An die Union will niemand

rühren und ich möchte bitten , dem Antrag in der Faſſung

von Prof . von Dietze zuzuſtimmen .
( Ein Antrag von Prof . D. Hupfeld auf Schluß der Debatte

wird einſtimmig gebilligt . )
Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen nun zur Abſtim⸗

mung über den Antrag von Dietze . Der Antrag wird

einſtimmig angenommen .
Abgeordneter Schweikhart : Ich möchte eine Bitte von der

Synode aus an den Oberkirchenrat bzw. an den Preßverband
weitergeben : Gerade im Blick auf die ſog. Laien , alſo die

Nichtpfarrer in der Synode , wäre es doch wohl ratſam , wenn

man wieder klein und handlich die Urkunde über die evang .
Kirchenvereinigung im Großherzogtum Baden als amtlichen
Neudruck nicht von 1914 , ſondern von 1950 , kaufen könnte ,

um darin zu ſtudieren .
( Die Anregung wird mit allen Stimmen bei einer Ent

haltung angenommen . )

EII

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zu Punkt 3 der

Tagesordnung : Berichte des Verfaſſungsausſchuſſes und zwar

zunächſt der Bericht über den Entwurf eines kirchlichen Ge⸗

ſetzes betr . die Errichtung einer evangeliſchen Kirchengemeinde
in Malſch .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : Dem VA lagen fol⸗

gende Eingaben und Anträge zur Beſchlußfaſſung vor :

1. Der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes die Errich⸗

tung einer Evang . Kirchengemeinde Malſch
betr .

Der Verfaſſungsausſchuß empfiehlt der Synode die An⸗

nahme des Geſetzes .
Präſident Dr . Umhauer : Da ſich niemand zu Wort meldet ,

darf ich ſchließen , daß die Synode mit der Annahme des An —

trags einverſtanden iſt . Ich bitte um Entbindung von der

Notwendigkeit , das Geſetz nocheinmal zu verleſen und die

einzelnen Paragraphen zur Abſtimmung zu bringen .
Das Geſetz iſt einſtimmig angenommen . Der von mir vor⸗

geſchlagene Verhandlungsmodus iſt genehmigt .
Berichterſtatter, . Abgeordneter Kley : 2. Entwurf eines kirch⸗

lichen Geſetzes die Errichtung einer Evang . Kir⸗

chengemeinde Zell a. H. betr .
Der Verfaſſungsausſchuß empfiehlt der Synode die An—

nahme des Geſetzes .

„Präſident Dr. Umhauer: Wortmeldungen liegen nicht vor .
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : 3. Entwurf eines kirch⸗
lichen Geſetzes die Anderung der Kirchenbezirke
Wertheim und Boxberg betr .

Der Antrag , die Kirchengemeinde Lauda vom Kirchenbezirk
Wertheim loszutrennen und dem Kirchenbezirk Boxberg zu⸗
zuteilen , war von der Kirchengemeinde Lauda ausgegangen .
Die Gründe des Antrages ergeben ſich aus der ſchriftlichen
Begründung zu dem Geſetzentwurf .

In einer Sitzung vom 6. 10. 1950 hat nun der Kirchen⸗
gemeinderat Lauda mit Mehrheit den Beſchluß gefaßt , die
Frage vorerſt zurückzuſtellen , weil „die damals angeführten
Gründe zur Abtrennung heute nicht mehr von der Mehrheit



des Kirchengemeinderats anerkannt werden “ . Von der ver⸗
änderten Lage hat das Dekanat Wertheim den Ev. Ober —
kirchenrat am 12. 10. 1950 telegraphiſch und ſchriftlich in
Kenntnis geſetzt und gebeten , die Entſcheidung über dieſe
Frage vorerſt zurückzuſtellen .

Der VWA iſt der Anſicht , daß die Frage der Lostrennungder Kirchengemeinde Lauda vom Kirchenbezirk Wertheim und
der Zuteilung zum Kirchenbezirk Boxberg noch nicht zur Ent⸗
ſcheidung reif iſt . Er empfiehlt daher der Synode , die Vor⸗
lage zur weiteren Bearbeitung an den Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat zurückzugeben .

Präſident Dr . Umhauer : Wer iſt für den Antrag des Aus⸗
ſchuſſes ? — Der Antrag iſt einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : 4. Entwurf eines kirch⸗lichen Geſetzes vorl . kirchliche Ge ſetze betr .
Der Erw . Oberkirchenrat hat gemäß § 120 KV am 15. 6.

1950 ein vorl . kirchliches Geſetz über die Errichtung einer
Evang . chengemeinde Odenheim beſchloſſen . Der Ver⸗
faſſungsausſchuß empfiehlt der Synode die Annahme des
Geſetzes .

Präſident Dr . Umhauer : Wird hierzu das Wort gewünſcht ?— Das iſt nicht der Fall . — Der Antrag iſt einſtimmig an⸗
genommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : 5. Eingaben — 36 der
Tagesordnung — von Pfarrer Lic . Lehmann Mannheim
vom 1. und 6. 5. 1950 betr . Kind erzuſchlag .

Pfarrer Lic . Lehmann in Mannheim hat während der
letzten Tagung der Landesſynode eine Eingabe an dieſe vor⸗
gelegt , durch welche er eine Abänderung des § 1 Ziff . 8 des
von der Landesſynode unterm 29. 9. 1948 beſchloſſenen Ge⸗
ſetzes, die Regelung des Kinderzuſchlages der kirchl . Be⸗
dienſteten betr . verlangt . Das einzelne iſt aus der in Abſchriftden Synodalen vorliegenden Eingabe vom 1. 5. 1950 nebſt
Ergänzung vom 6. 5. 1950 erſichtlich . Uber die Eingabe wurde
auf der letzten Tagung der Landesſynode noch keine Ent⸗
ſchließung gefaßt . Der VA hat die Eingabe geprüft . Er
empfiehlt die Ablehnung der Eingabe des Herrn PfarrerLic . Lehmann in Mannheim . Er iſt der Auffaſſung , daß die
grundſätzlichen Erwägungen , die ſ. Z. zu dem Erlaß dieſes
Geſetzes geführt haben , durch die Eingabe des Herrn Pfarrers
Lic . Lehmann nicht aufgegeben werden können .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich rege an , daß der Bericht⸗
erſtatter des FA, dem die Eingabe auch zugeleitet wurde , uns
ſeine Stellungnahme mitteilt .

Präſident Dr . Umhauer : Wer vom FA iſt dazu in der
Lage ?

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich bin zwar nicht Mitglied des
FͤäA und habe als Zaungaſt an der Sitzung teilgenommen .
Der FA war in ſeiner Stellungnahme von der Erwägung
beſtimmt , daß die Geringfügigkeit der Beträge , die da in
Frage kommen , eine weitere Beſchäftigung mit der Vorlage
nicht notwendig mache , und das ganze Gewicht der An —
gelegenheit mehr der Stellungnahme des Rechtsausſchuſſes
zukommt .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Finanzausſchuß hat aus
Fragen der Geringfügigkeit geglaubt , die Eingabe ablehnen
zu können . Ich kann mich erinnern , als Zaungaſt im Finanz⸗
ausſchuß gehört zu haben , daß man insbeſondere auch aus
einem anderen Geſichtspunkt glaubte , die Eingabe ablehnen

zu können , nämlich unter dem Geſichtspunkt , daß man auf
die Gemeindeglieder Rückſicht nehmen müſſe , denen es nicht
verſtändlich ſei , daß über ihre Beiträge zur Kirche , ihre
Steuern uſw. , hier auf eine Weiſe verfügt werde , die dem
Empfinden der Gemeindeglieder zuwiderlaufe . Meine Herren !
Ich weiß nicht , ob die Geringfügigkeit eine Rolle ſpielen kann
und ob es eine Rolle ſpielen kann , daß Gemeindeglieder evtl .
Anſtoß nehmen . Denn zum einen handelt es ſich um die
Frage , ob dies vechtlich überhaupt vertreten werden kann , zum
andern handelt es ſich darum , ob es vor unſerem Herrgott
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vertreten werden kann . Wir dürfen eine Loſung , eine Jahres⸗
loſung , die während des Krieges einmal an uns drang , nicht
vergeſſen . Dort hieß es : „ Der Herr iſt unſer Meiſter , Königund Richter . “ Meine Herren ! Wir haben es vor unſerem
Herrgott und Heiland als Richter zu vertreten , was wir hier
entſcheiden , und ich glaube , auch wenn der Finanzausſchußund der Verfaſſungsausſchuß ſich dahin geäußert haben , daßdie Eingabe abzulehnen ſei , daß ich mich als Synodaler nicht
dieſen Anſichten anſchließen kann . Es hat Herr Pfr . Lehmann
darauf hingewieſen , daß er daran leider nichts ändern könne ,
daß ſein Kind jenen Weg einſchlug . Es ſei dies ein Weg ge⸗
weſen , der ſittlich , von der Allgemeinheit aus geſehen , nicht
beanſtandet werden könne , weswegen er auch ſeinem Kinde
gegenüber in dieſer Richtung Einwendungen , die rechtlich ge—
hört werden könnten , nicht erheben könne . Er iſt auch ſeinem
Kinde gegenüber zum Unterhalt verpflichtet . Wenn es nun
ſo geregelt iſt , daß einem Pfarrer , der einem Kinde gegen⸗über zum Unterhalt verpflichtet iſt , eine Kinderzulage ge⸗
währt werde , ſo können wir ihm dieſe Kinderzulage nicht ent⸗
ziehen , auch wenn dieſes Kind einen Weg gegangen iſt , der
uns allen zuwider iſt . Ich glaube deswegen , meine Zuſtim⸗
mung zu den Entſchließungen des Finanzausſchuſſes und des
Verfaſſungsausſchuſſes verſagen zu müſſen .

Abgeordneter Zitt : Ich glaube , daß wir in dieſer Frage
nur zwei Möglichkeiten haben : Entweder wir bejahen das
Geſetz ſo, wie es urſprünglich vom OK vorgelegt worden
war , oder wir verneinen es. Ich bin für die letzte Löſung .
In den ganzen Erörterungen iſt der Standpunkt , den Pfr .
Lehmann in ſeiner Eingabe äußert , noch nicht widerlegt
worden , daß es ſich bei der Kinderzulage um eine durch das
Arbeitsgeſetz allgemein verbindliche Sozialabgabe handelt ,
die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zu gewähren hat . Wir
haben in anderem Zuſammenhang gehört , daß eine Behörde
den Verzicht auf ein rechtlich und geſetzlich zuſtehendes Ge⸗
halt und die damit verbundenen Zulagen nicht annehmen
kann , und zwar darum , weil der eine , der nicht darauf ver⸗
zichtet , dem anderen gegenüber , der darauf verzichtet , irgend⸗
wie in ein ſchiefes Licht kommt . Das iſt hier und in dieſem
Zuſammenhang ebenſo ernſt zu nehmen wie in dem anderen
Fall , in dem dieſer Grundſatz geltend gemacht worden iſt . Ich
frage außerdem , wie weit wird die Auslegung gehen , daß
auch aus anderen Gründen eine Weiterzahlung des Kinder⸗
zuſchlags Anſtoß erregen kann .

Ich ſtehe mit größter Zurückhaltung vor der Tatſache,
wenn das Kind eines Pfarrers aus einer letzten Gewiſſens⸗
entſcheidung heraus das Band zu unſerer Kirche löſt . Das
tut uns gewiß im tiefſten Innern ſehr leid und ſehr wehe .
Aber , liebe Brüder , wer von uns iſt in ſeinem theologiſchen
Ringen und wohl auch in ſeinem menſchlichen Kämpfen nicht
auch ſchon an dieſem Abgrund entlanggegangen ? Und iſt eine
derartige Entſcheidung eines Kindes nicht eher zu ehren an⸗
geſichts der Erfahrung , daß Pfarrkinder durch ihren Lebens⸗
wandel u. U. einen Anſtoß erregen , der der Kirche viel , viel
mehr ſchadet als der Austritt eines Kindes aus der Kirche .
Und wer iſt der Richter über das Maß des Anſtoßes ? Das
möchte ich niemanden in die Schuhe ſchieben , darüber eh
und je richten zu müſſen . Ich bitte darum , von einer Limi⸗
tierung des Rechts auf den Kinderzuſchlag abzuſehen .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich will ganz offen geſtehen , daß
ich verſucht bin , ſo feierliche Ausführungen , wie wir ſie eben
gehört haben , in den Bereich des Übergeiſtlichen zu rücken.
( Zuruf : O nein ! ) Hier werden die Dinge nach meiner Mei⸗
nung nicht ſo geſehen , wie ſie wirklich geſehen werden müſſen .
Die Kinderzulage wird als eine finanzielle Förderung ge—
währt in ganz beſtimmten Fällen . Wenn das Kind die Vor⸗
ausſetzung für dieſen Kinderzuſchlag nicht mehr erfüllt , dann
fällt er eben weg , und ich möchte ſagen , ich möchte unſerer
Kirchenleitung hier in dem Punkt dieſelbe Genauigkeit emp⸗
fehlen , wie ſie in der Staatsverwaltung üblich iſt . Ich glaube ,
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man iſt im Raum der Kirche etwas weniger genau . Ich

glaube nicht , wenn ich recht im Bilde bin , — Herr Ober⸗

kirchenrat Friedrich — dann wird nicht jedes Jahr eine Er⸗

klärung über die Begründung weiter eingefordert . ( Zuruf :

doch, doch ! ) — Wenn das der Fall iſt , dann bin ich beruhigt .

Ich kann nicht zugeben , daß ein Vater , deſſen Sohn im

Monat 40 DM und 1 Pfennig verdient , dadurch , daß der

Kinderzuſchlag eingeſtellt werden ſoll , beſtraft wird . Das iſt

keine Beſtrafung , ſondern das iſt lediglich die Folge eines

geſetzmäßig eintretenden Ereigniſſes , der Wegfall einer Vor⸗

ausſetzung für den Kinderzuſchlag . Ich kann nicht zugeben ,

daß ein Vater , deſſen Sohn fällt , und der dann auch den

Kinderzuſchlag verliert , beſtraft wird durch den Wegfall . Ich
kann nicht zugeben , etwa um etwas ähnliches heranzuziehen ,

daß eine Pfarrerswitwe , die ſich wieder verheiratet , wodurch

das Witwengeld wegfällt , beſtraft wird . Der Geſichtspunkt
der Beſtrafung ſcheidet aus . Auch der Geſichtspunkt , daß nun

die Möglichkeit beſteht , daß das Kind aus ernſteſter Er⸗

wägung aus der Kirche ausgetreten iſt . Dies ſpielt hier nach

meiner Meinung für die Bedeutung unſeres vorliegenden

Geſetzes keine Rolle . Es iſt doch ſo, es wird im Kirchenvolk

nicht verſtanden , wenn für Kinder , die der Kirche nicht mehr

angehören , ein Kinderzuſchlag bezahlt wird . Das muß mit

allem Nachdruck geſagt werden .
Der Vater wird nicht an der Ausübung ſeiner Fflich⸗

ten dem Kind gegenüber gehindert . Es iſt aber da auch feſt⸗

zuſtellen , das Kind hat ſich aus der Familie entfernt , gelöſt
aus dieſer Gemeinſchaft . Es hat den Anſpruch auf die väter⸗

liche Liebe nach wie vor . Aber daß es ſich aus der Gemein —

ſchaft gelöſt hat , das ſteht doch feſt , und daß das auch für das

Verhältnis von Eltern zum Kind Folgen hat , auch das ſteht

feſt . Ich geſtehe offen , ich bin der Ordnung in der jetzigen

Form nicht Freund , weil ſie dem Oberkirchenrat die Verant⸗

wortung läßt und dazu noch dem, der den Kinderzuſchlag be

kommen oder erhalten ſoll , ſie auflegt . Es müſſen alſo hier

zwei Stellen Verantwortung tragen , während bisher die Ver⸗

antwortung nur bei einem war , eine Vorſchrift , wie ſie
in dem Entwurf des Geſetzes vor zwei Jahren enthalten war ,
war beſſer als die , die an ihre Stelle getreten iſt . Sie er⸗

innern ſich, daß ich damals dafür gekämpft habe . Und nun ,
wenn wir wieder zu dem Entwurf zurückkehren wollten ,
dann würden wir gewiſſermaßen eine lex specialis ſchaffen
oder uns dem Verdacht ausſetzen , eine ſolche zu ſchaffen . Ich

möchte vorziehen , daß wir erſt in ſpäterer Zeit wieder zu⸗

rückkehren und im übrigen alſo die Eingabe des Herrn

Pfarrers Lehmann ablehnen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich möchte weder allzu

geiſtlich noch allzu materiell ſein . Der Satz , den Pfr . Leh⸗
mann aufſtellt , daß es ein Grundſatz des Arbeitsrechts ſei
und deshalb für die Kirche verbindlich , hat mich am meiſten

gewundert , weil er aus dem Munde eines Mannes kommt ,
der in der Zeit von 1933 bis zum Verlaſſen Deutſchlands
nicht genug ſagen konnte , wie die Kirche eigenſtändiger Ord

nung ſei . Jetzt aber plötzlich iſt ſie dem allgemeinen Arbeits

recht unterworfen .
Meine Herren ! Wenn die Kirche dem allgemeinen Arbeits —

recht unterworfen wäre , dann könnte nicht in unſeren Be—

ſtimmungen des kirchlichen Beamten - und Angeſtelltenrechts
der Satz ſtehen : „ Wer aus der Kirche austritt — vielleicht
nach inneren ſchweren Kämpfen —verliert ohne weiteres

ſeine Stellung unter Verluſt aller ſeiner Anſprüche . “ Das

iſt das eine . Und das andere iſt dies , ein ganz urſprüngliches
Gefühl : Sollen Kirchenſteuermittel für Kinder verwendet

werden , die aus der Kirche ausgetreten ſind ? ( Zuruf Abg.
Uhrig : Nein ! ) Und da iſt eben immer wieder geſagt worden ,
das geht nicht , und wir haben in praxi , ohne daß wir das

Geſetz hatten , in der nationalſozialiſtiſchen Zeit einem Pfarrer
den Kinderzuſchlag entzogen , deſſen Sohn öffentlich gegen
die Kirche geſprochen -hat. Das war nicht ganz einfach . Dieſer
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Vater hat die Maßnahme ruhig hingenommen . Und ein

Letztes : Es handelt ſich hier nicht um ein kleines Kind , ſon⸗

dern um die Tochter des Pfarrers Lehmann , die , wenn ich

recht unterrichtet bin , in dieſen Tagen ihr 24. Lebensjahr
vollendet und ſtudiert . Die Gewährung des Kinderzuſchlags
würde alſo ohnehin bald zu Ende ſein .

Abgeordneter Kley : Ich möchte darauf hinweiſen , daß es

hier um grundſätzliche Fragen des Rechts geht . Zu dem, was

Herr Dr . Uhrig geſagt hat , iſt zu ſagen : Im ſtaatlichen Be⸗

reich fällt der Kinderzuſchlag nur beim Vorliegen beſtimmter

geſetzlicher Vorausſetzungen weg , z. B. Erreichung eines ge⸗

wiſſen Lebensalters , Abſchluß der Ausbildung mit dem

24. Lebensjahr . Er iſt aber nicht abhängig und kann nicht ab⸗

hängig gemacht werden von der Lebensführung des Kindes .

Wenn weiter geſagt wurde , das Kirchenvolk verſtehe es nicht ,
wenn Kirchenſteuermittel hierfür verwendet würden , ſo iſt
die Frage aufzuwerfen , ob ſolche Erwägungen für den Geſetz⸗

geber bindend ſein können oder ob nicht vielmehr zu prüfen

iſt , ob die Auffaſſung des Kirchenvolkes oder eines Teiles des

Kirchenvolkes eine falſche iſt . Das Kind iſt ja auch eine Auf⸗

gabe , die den Eltern von Gott gegeben iſt . Wir müſſen ſie in

der Erfüllung dieſer Aufgabe , das Kind jederzeit wieder auf

den rechten Weg zurückzuführen , unterſtützen ( Zurufe : Sehr

richtigl ) Überſpitzt ausgedrückt könnte ihnen aber die Er⸗

füllung dieſer Aufgabe erſchwert oder gar unmöglich gemacht
werden , wenn ihnen die finanzielle Beihilfe zu der Ausbil⸗

dung des Kindes entzogen wird und ſie dadurch gezwungen
werden , das Kind wegzugeben und ſich ſelbſt zu überlaſſen .
Es

iſt ferner im Hinblick auf die Eigenſtändigkeit der Kirche
in der Rechtſetzung geſagt worden , daß dann auch keine Be⸗

ſtimmung getroffen werden könnte , daß derjenige Kirchen⸗

bedienſtete , der aus der Kirche austrete , aller Rechte verluſtig

gehe . Hier handelt es ſich doch um etwas anderes . Eine ſolche

Beſtimmung richtet ſich gegen Pfarrer oder andere Kirchen⸗

bedienſtete , die austreten . Im Falle des Kinderzuſchlags wird

dagegen ein Vater getroffen , der für den Schritt ſeines Kin⸗

des nicht verantwortlich gemacht werden kann . Es wäre im

übrigen auch denkbar , daß ein anderes Familienangehöriges ,
etwa die Frau des Pfarrers , etwas tun würde , was nicht ge⸗
billigt werden könnte . Dann beſtünde auch keine Möglichkeit ,
dem Pfarrer das Gehalt zu kürzen .

Abgeordneter Dr . Schlapper : Es iſt mir zunächſt nicht

klar , weshalb die Ausführungen des Herrn Pfarrers Zitt

„übergeiſtlich “ geweſen ſein ſollen . Ich bin ſelbſt nicht Theo⸗

loge , mir ſind ſie ſehr gut eingegangen . Es geht hier auch
nicht um die perſönlichen Verhältniſſe , ich kenne Pfr . Leh⸗
mann nicht , und er intereſſiert mich nicht . Es geht um eine

prinzipielle Frage . Für mich als Nichttheologen iſt die Sache
ſo: Wenn in einem ſolchen Fall der Kinderzuſchlag entzogen
wird , ſo bedeutet das letzten Endes eine Kritik an den er⸗

zieheriſchen Maßnahmen des Vaters . Und ich möchte als
Vater ſagen , daß ich mich nicht dazu berechtigt fühle , eine

ſolche Kritik auszuüben . Wenn unſere Kinder einſchlagen ,
wie man ſich wohl gern ausdrückt , dann wollen wir dafür
Gott herzlich dankbar ſein . Wir wollen aber nicht uns ein⸗

bilden , daß das die Folgen unſerer Erziehung ſind . Denn

welches ſind die Erziehungsmaßnahmen , die wir anwenden
können ? Wir können unſern Kindern ein Vorbild geben , wir
können ſie entſprechend anleiten ; aber ob ſie wirklich ein⸗
ſchlagen , iſt für mich eine Gnade Gottes .

Abgeordneter Zitt : Ich ergreife nocheinmal zu dieſer Ma⸗
terie das Wort . Ich danke dem Herrn Profeſſor Dr . Uhrig
für ſein Urteil , daß meine Ausführungen in der Gefahr
ſtanden , „übergeiſtlich “ zu ſein . Damit iſt ein Urteil , das am

Vormittag in anderer Richtung gefallen iſt , in etwa kompen⸗
ſiert . Es könnte jedenfalls bedeuten , daß mein Verhalten in

menſchlich ſehr ſchwacher Weiſe nun doch irgendwie um eine

geiſtliche Linie ofſzilliert .



Es iſt noch auf zwei oder drei Dinge hinzuweiſen : Wir
haben geſtern in einem anderen Zuſammenhang gehört , daßich als Vater mich in einer konkreten Situation entſcheiden
kann , wobei es ſehr fraglich iſt , ob ich dieſe Entſcheidung auchfür mein Kind mitvollziehen darf . Das heißt nun umgekehrt :Wenn ich als Vater und als Diener meiner Kirche aus dieſerKirche austrete , dann iſt es ganz ſelbſtverſtändlich , daß michdie volle Schärfe des Rechts trifft . Das iſt eine Entſcheidung,die ich faſſe und für die ich geradezuſtehen habe . Da hatdann auch meine Familie mitzutragen , obwohl das ſehrſchwer für ſie iſt . Aber wenn das Kind eine Entſcheidungtrifft , glaube ich, kann ihre Auswirkung nicht einfach in um⸗
gekehrter Richtung erfolgen . Das Gehalt und die damit ver —
bundenen Zulagen ſind dazu Verdienſt und Entlohnung des
Vaters und nicht in irgendeiner Weiſe Belohnung , oder wie
man das ſonſt ausdrücken will , des Kindes . Gültige Gründe
für die Einſtellung der Kinderzulage ſind nur Erwerbsfähig⸗keit , Alter oder Tod des Kindes . Das ſind rein natürliche
Vorausſetzungen . Wenn geſagt wird , die Tatſache , daß ein
Kind aus der Kirche ausgetreten iſt , weiterhin aus Kirchen⸗ſteuermitteln unterhalten wird , würde Anſtoß im Kirchen⸗volk erregen und von ihm nicht verſtanden werden , dann
frage ich: Wieviele Maßnahmen muß die Kirche ergreifen ,wieviel müſſen wir in der Verkündigung ausſprechen , was
im Kirchenvolk nicht verſtanden wird ! Wir haben wieder in
einem anderen Zuſammenhang geſtern abend von einer Ent⸗
ſcheidung unſerer Kirchenleitung gehört , bei der ebenfalls die
Frage iſt , wieweit ſie im Kirchenvolk verſtanden wird . Das
kann und darf nicht der Maßſtab kirchlichen Handelns ſein .

Zuletzt bitte ich Sie , abzuſehen von dieſem vorliegenden
beſonderen Fall . Wir ſchaffen ein Geſetz ( Abgeordneter Uhrig :
Nein , das Geſetz beſteht ! ) , oder wir unterziehen ein Geſetzeiner Nachprüfung , durch das jedenfalls eine generelle Rege⸗lung getroffen wird , und zwar auch für Fälle , wo wir noch
ſehr ernſthaft in eine Auseinanderſetzung kommen müßten,wie wohl dieſer Satz auszulegen iſt , daß aus anderen Grün⸗
den eine Weiterzahlung des Kinderzuſchlags Anſtoß erregenkönnte .

Präſident Dr . Umhauer : Wir haben eben gehört , daß
Zweifel darüber beſtehen , ob wir ein Geſetz ſchaffen oder an⸗
wenden . Ich habe mich bemüht , das Geſetz über die Kinder⸗
zulage beizubringen . Wohl habe ich die Verhandlungen der
Landesſynode vom September 1948 , in der das beſchloſſen
wurde . Ich ſtelle feſt aus dieſen Verhandlungen — Seite 9:
Da iſt der Antrag des Oberkirchenrates folgendermaßenformuliert :

„ Der Evang . Oberkirchenrat kann die Zahlung des
Kinderzuſchlags einſtellen , wenn
a) das Kind aus der Ev. Kirche austritt oder
b) das Kind eine gegenkirchliche Einſtellung bekundet oder
o) das Kind einen anſtößigen Lebenswandel führt . “
Während der Verhandlungen wurde ein Abänderungs⸗

antrag geſtellt , und zwar durch Herrn OK Dr. Friedrich
bekannt gegeben , der auf Seite 10 ſteht . Darnach ſoll in der
damaligen Vorlage Ziff . 8 lauten :

„Tritt das Kind aus der Ev. Kirche aus , oder würde
aus anderen Gründen eine Weiterzahlung des Kinderzu⸗
ſchlages Anſtoß erregen , ſo legt der Ev. Oberkirchenrat dem
Empfänger des Kinderzuſchlages nahe , ſich mit der Ein⸗
ſtellung der Zahlung einverſtanden zu erklären . “
Hierüber iſt abgeſtimmt worden ; dieſe Faſſung iſt an⸗

genommen worden mit allen gegen 5 Stimmen . Ich nehme
an, daß es der endgültige Wortlaut des Geſetzes iſt .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Der Wortlaut des Geſetzes
iſt in der Eingabe von Pfr . Lio . Lehmann abgeſchrieben . Es
handelt ſich weder um die Schaffung eines neuen Geſetzes ,
noch um die Abänderung eines beſtehenden Geſetzes , ſondern
um die Frage , ob der Ev. O das ihm zugeſtandene Er⸗
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meſſen richtig ausgeübt hat . GZurufe : Nein , nein ! — Es
handelt ſich um Ziff . 8. )

Präſident Dr . Umhauer : Für den Herrn Pfr . Lehmann
handelt es ſich um die Ermeſſensauslegung . ( Zurufe : Nein !
Pfr . Lehmann will Ziff . 8 aufgehoben haben . )

„ Abgeordneter Dr . Uhrig : Zur Geſchäftsordnung : Ichwollte ſagen , es liegt hier für uns der Antrag des VA vor,die Eingabe des Herrn Pfarrers Lehmann abzulehnen . Das
iſt das einzige , was vorliegt . Wenn jetzt noch der Antrag ge⸗ſtellt werden ſollte , das Geſetz zu ändern , dann müßte das
aber bald geſchehen , und dann müßte wohl , ſoweit ich die
Sache und die Geſchäftslage überblicke , von uns der Beſchlußgefaßt werden , die Beratung darüber auf unſere nächſte
Seſſion zu verlegen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich darf zunächſt die Ge⸗
ſchäftsordnungsfrage aufgreifen . Es iſt tatſächlich ſo — wenn
ich recht ſehe — daß hier auf dieſem Plenum der Landes⸗
ſynode augenblicklich der Antrag des VA vorliegt , die Ein⸗
gabe Lehmann abzulehnen . Wenn dieſer Antrag des VA an⸗
genommen wird , iſt die Sache erledigt . Wird er abgelehnt ,dann müßte meiner Anſicht nach der VA einen neuen Auf⸗
trag bekommen , einen Vorſchlag für die Abänderung des
Geſetzes zu machen . So iſt doch die geſchäftsordnungsmäßigeSituation ?

Nun möchte ich zur Sache ſprechen . Ich bitte , dem Antragdes VA ſtattzugeben und zwar aus folgenden Gründen : Wie
wir eben gehört haben , hat damals die Faſſung dieſes Ge⸗
ſetzes ja viel Überlegungen und , ich glaube ſagen zu dürfen ,
ernſteſte Uberlegungen hervorgerufen . Der Os hatte be⸗
antragt , ihm die Entſcheidung anheimzuſtellen , ob ein Kinder⸗
zuſchlag weitergezahlt werden ſoll oder nicht . Die Synode hat
beſchloſſen , das nicht zu tun , ſondern rechtlich an der Weiter⸗
zahlung des Kinderzuſchlags nichts zu ändern . Rechtlich kann
jeder verlangen , kann auch Pfarrer Lehmann verlangen , daß
ihm der Kinderzuſchlag weitergezahlt werden ſoll . Das iſtdie beſtehende Ordnung . Und ich habe meines Erinnerns
dabei ſelber ſtark mitgewirkt und geſagt : ich trete dafür ein ,
daß rechtlich nichts geändert wird und daß der Oberkirchenrat
nicht ermächtigt wird , von ſich aus die Zahlung einzuſtellen .Und ſo iſt es beſchloſſen worden . Aber wir kommen dadurchals Kirche manchmal in die Situation , daß wir Anſtoß er⸗
regen . Und wenn dann der Oberkirchenrat an den den Kinder⸗
zuſchlag rechtlich Beziehenden herantritt und an ihn die
Bitte richtet , zu verzichten und ſich damit einverſtanden zu
erklären , daß der Kinderzuſchlag nicht bezahlt wird , ſo be⸗
deutet dies : „Hilf , daß wir aus dem Anſtoß herauskommen . “
Das iſt keine Kritik der väterlichen Erziehung , ſondern das
iſt eine Bitte um Hilfe . Wenn der Vater ablehnt , ſo iſt das
ſeine Sache . Ich habe ein gutes Gewiſſen bei dieſer Sache . Ich
glaube nicht , daß Pfarrer Lehmann oder ein anderer , der in
dieſer Situation iſt , dadurch irgendwie von uns unchriſtlich
behandelt wird , wenn wir an ihn die Bitte richten , wenn wir
ihm nahelegen , wenn wir ihm ſagen : „ Statt daß du dein
Recht geltend machſt und wir dadurch in Schwierigkeiten
kommen , hilf uns und verzichte . “ Es geht nicht um eine Not⸗
lage . Die Kinderzuſchläge ſind nicht ſo, daß ſie ausreichend
ſind . Es geht nicht darum , daß das Kind in einen anderen
Beruf abgedrängt wird . Der Oberkirchenrat ſagt lediglich :
„Hilf uns durch deinen Verzicht , durch einen kleinen Beitrag ,aus unſerer unangenehmen Lage . “ Das iſt keine Zumutung !
Ich bitte , dem Antrag des VA zuzuſtimmen .

Abgeordneter Dr . Hahn : Ich bitte , dem Antrag des VA
zuzuſtimmen und zwar : weil ich meine , daß das , was vorhin
gegen dieſen Antrag vorgebracht wurde , nicht als übergeiſt⸗
lich beurteilt werden muß , ſondern als allzu profan . Denn
hier wurde nur vom ſtaatlichen Recht und zwar vom Arbeits⸗
recht aus argumentiert . Damit wurde das ſtaatliche Recht
als Rechtsnorm für den Bereich der Kirche erklärt . Wir
müſſen uns aber umgekehrt auf den Standpunkt ſtellen , daß



ſich das Recht der Kirche nach dem Bekenntnis richtet . Auch

ſehe ich in dem Antrag des VA einen kleinen Anſatz zur

Kirchenzucht . Wir können deshalb dem Antrag des VA zu—

ſtimmen .
Abgeordneter Dekan Dürr : Man hat Gedächtnisfeiern für

Gefallene verweigert , die aus der Kirche ausgetreten waren .

Die Leidtragenden ſind die Eltern . Und dennoch haben wir

dieſe Gedächtnisfeiern verweigert .
Landesbiſchof D. Bender : Gerade das iſt meine Frage , ob

die Kirchendiſziplin auf dieſe Weiſe richtig geübt wird .

Grundſätzlich kann ich nicht dieſelbe Entſcheidung treffen wie

Sie . Wie ich vor dem FA ausgeführt habe , hat die Kirche die

Pflicht , dem Vater zu helfen , daß er ſeiner Vaterpflicht nach⸗

kommen kann . Gerade im Falle von Pfarrer Lic . Lehmann

erliſcht dieſe Pflicht nicht damit , daß ſich das Kind von

unſerer Kirche trennt zum großen Schmerz des Vaters ſelbſt .
Eine Kirchendiſziplin , die dem Vater wegen des Übertritts

der Tochter zur katholiſchen Kirche die Kinderzulage entzieht ,

trifft ja nicht die Tochter ſondern den Vater .

Der Hinweis darauf , daß das „Kirchenvolk “ eine Weiter⸗

gewährung der Kinderzulage in dieſem Fall nicht verſtehen

würde , läßt nur die Frage ſtellen , ob das Kirchenvolk dann

geiſtlich richtig urteilt . Ich glaube nicht , ſondern glaube , daß

ſo nur aus Gründen der Rückſicht auf das Preſtige unſerer

Kirche geurteilt wird . Weil Gott dem Vater ein unabding⸗

bares Gebot der Sorge für ſeine Kinder gegeben hat , hat eine

chriſtliche Gemeinde ebenfalls dies Gebot zu ehren und den

Vater auch dort in der Erfüllung des Gebotes zu ſtärken , wo

dieſe Erfüllung ſchwer wird . Es gibt nicht nur eine menſch⸗

liche , es gibt noch viel mehr eine chriſtliche Nobleſſe .

Abgeordneter Kühlewein : Ich ſtelle den Antrag auf Schluß
der Debatte .

Präſident Dr . Umhauer : Wer iſt für den Antrag ? Die

Mehrheit iſt dafür .
Wir kommen zur Abſtimmung . Wer für den Antrag des

Vu iſt , den Antrag auf Anderung dieſes Geſetzes abzulehnen ,

den bitte ich, die Hand zu erheben . — Zwanzig . — Ich bitte

um die Gegenprobe ? Wer iſt gegen den Antrag des VA ?

—Fünfzehn . — Wer enthält ſich ? Vier .

Der Antrag des VA iſt angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Kley : 6. Anträge des Kirchen⸗

bezirks Wertheim betr . Gemeindepr inzip .

Das Evang . Dekanat Wertheim hat am 13. Oktober unter

Überſendung einer Ausfertigung der Entſchließung der Be⸗

zirksſynode Wertheim zum „ Gemeindeprinzip “ vom 5. 10.

1950 folgende Eingabe vorgelegt :

„ Gemeindeprinzip betr . : Nachdem die im Jahre 1935

unter dem Einfluß des nationalſozialiſtiſchen Führerprin⸗

zips beſeitigten Rechte der Gemeinde hinſichtlich der Pfarr⸗

wahl und der Wahl der ſynodalen Mitglieder des Erw . OK

wieder hergeſtellt worden ſind , iſt die Bezirksſznode der

Anſicht , daß es jetzt an der Zeit iſt , auch die vor 1933

übliche maßgebende Beteiligung der Bezirksſynoden bei der

Beſtellung der Dekane und Dekanatsſtellvertreter wieder

herzuſtellen . “
Da der kleine Verfaſſungsausſchuß unter anderem auch

dieſe Frage gegenwärtig bearbeitet , empfiehlt der VͤA der

Synode , die Eingabe des Ev. Dekanats Wertheim dem kleinen

VaA zur weiteren Bearbeitung zuzuleiten .

Präſident Dr . Umhauer : Wird das Wort zu dieſem Antrag

gewünſcht ? Dies iſt nicht der Fall . Wer für den Antrag iſt , den

bitte ich, die Hand zu erheben . — Bitte um die Gegenprobe .
— Eine Stimme dagegen . — Wer enthält ſich ?

Mit allen gegen eine Stimme angenommen .
Es folgt nun der Bericht über den Entwurf eines kirch⸗

lichen Geſetzes betr . Anderxung einiger Be ſt im⸗

mungen der Kirchenverfaſſung .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Oberkirchen —
rat hat einen Geſetzentwurf vorgelegt , den er bittet , anzu⸗
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nehmen . Ich will Ihnen zunächſt denſelben mitteilen ; er

lautet :
Die Landesſynode hat mit verfaſſungsändernder Mehr —

heit als kirchliches Geſetz beſchloſſen , was folgt :

81 .

8 98 Abſ . 3 KVeerhält folgende Faſſung :

Die Landesſynode iſt im erſten Jahr ihrer Amtszeit

einzuberufen . Sie vertagt ſich und tritt zu weiteren

Sitzungen auf Einladung ihres Präſidenten zuſammen .

82

§ 99 KWerhält folgende Faſſung :
Die Tagung der Landesſynode wird mit öffentlichem

Gottesdienſt eröffnet und' geſchloſſen . Die Sitzungen werden

mit Gebet eingeleitet und beendet .

88
Die Zeitabſchnitte , für welche die in § 130 KV auf⸗

geführten Vorlagen vom OK zu erſtatten ſind , beſtimmt

der Erw . Oberkirchenrat .

Das war alſo die Vorlage des OK. Ich halte es für not⸗

wendig , daß gegenüber dieſer Vorlage Ihnen die einſchlä —

gigen Beſtimmungen , die geändert werden ſollen , auch mit⸗

geteilt werden . Der 8§ 98 in der noch heute gültigen Faſſung

der Kirchenverfaſſung beinhaltet :
Die Landesſynode wird auf 6 Jahre gewählt . Sie bleibt

im Amt , bis die Wahl der neuen Synode durchgeführt und

rechtskräftig geworden iſt . Die Erneuerungswahl ſoll im

letzten Monat ihrer ſechsjährigen Amtsdauer ſtattfinden .

Die Landesſynode iſt im erſten und vierten Jahr ihrer

Amtsdauer zu je einer ordentlichen Tagung , bei dringen

den Bedürfniſſen überdies zu außerordentlichen Tagungen

auf Beſchluß der Kirchenregierung einzuberufen .
Die Einberufung der Steuerſynode erfolgt im Einver —

ſtändnis mit der Staatsregierung .
Dann § 99 KV:

Die Tagungen der Synode werden mit einem Gottes⸗

dienſt , die Sitzungen mit Gebet eingeleitet und geſchloſſen .

Es war dem VA die Ihnen zu Eingang vorgeleſene Faſ⸗

ſung eines Entwurfs des OK zugegangen . Der VA hat zu

dieſem Entwurf des OK Stellung genommen und kam zu

folgender Abänderung :
Die Landesſynode hat mit verfaſſungsändernder Mehr⸗

heit als kirchliches Geſetz beſchloſſen , was folgt :

8 1.

§ 98 Abſ . 3 KVeerhält folgende Faſſung :
Die Landesſynode iſt im erſten Jahr ihrer Amtsdauer

einzuberufen . Sie vertagt ſich und tritt zu weiteren Ta⸗

gungen auf Einladung ihres Präſidenten zuſammen .

8§2.
§ 99 KWeerhält folgende Faſſung :
Jede Tagung der Landesſynode wird mit öffentlichem

Gottesdienſt eröffnet . Die letzte Tagung der Amtsdauer

wird mit einem öffentlichen Gottesdienſt geſchloſſen . Die

Sitzungen werden mit Gebet eingeleitet und beendet .
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83 .

Die in § 130 KV aufgeführten Vorlagen haben minde⸗

ſtens zweimal innerhalb der Amtsdauer der Landesſynode

zu erfolgen . Den Zeitpunkt der Vorlagen beſtimmt der

Erweiterte Oberkirchenrat .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Zur Begründung darf ich folgendes vortragen :
Nach der heutigen Faſſung der Kirchenverfaſſung , und

zwar nach §S 98 KV, iſt die Landesſynode im 1. und 4. Jahr

ihrer Amtsdauer zu je einer ordentlichen Tagung einzu⸗

berufen . § 99 beſtimmt , daß die Tagungen der Landesſynode

durch öffentlichen Gottesdienſt eingeleitet und geſchloſſen
werden . Die Landesſynode wählt nach § 101 Abſ . 2 KV zu



Beginn jeder ordentlichen Tagung den Präſidenten , ſeinen
Stellvertreter und die Schriftführer .

Der Sinn dieſer Zweiteilung der Amtsdauer der Synode
lag wohl darin , der Synode die Möglichkeit zu geben , nach
3 Jahren ihrer Amtszeit ein neues Präſidium herauszu
ſtellen , wenn die Kräfteverhältniſſe der Gruppen , die damals
die entſcheidenden Triebkräfte in der Synode waren , ſich
ändern würden . Da nach der Geſchäftsordnung für die
Landesſynode (§ 8) nach jeder ordentlichen Wahl des Präſi⸗
denten die erforderlichen Ausſchüſſe beſtellt werden , endet
mit dem dreijährigen Ablauf der Amtszeit und der Schlie⸗
ßung der ordentlichen Tagung auch der Auftrag ſämtlicher
Ausſchüſſe , die bei Eröffnung der Synode im vierten Jahr
wieder neu zu bilden ſind .

Die Vorausſetzungen für dieſe Zweiteilung der Amtszeit
der Synode und die damit verbundene Neubildung des Prä⸗
ſidiums und der Ausſchüſſe ſind heute weggefallen . Es iſt
daher angezeigt , die Kirchenverfaſſung entſprechend zu än —
dern , bis dann in der zu erwartenden neuen Grundordnung
die Dinge im organiſchen Aufbau geregelt ſind . Dieſe Ande⸗
rung ſoll durch das vorliegende Geſetz geſchehen . §S 98 Abſ . 3
KV wird hier durch eine Beſtimmung erſetzt , welche die
Zweiteilung der Amtsdauer aufhebt und davon ausgeht , daß
die Landesſynode während ihrer Amtsdauer nach Bildung
des Präſidiums und der Ausſchüſſe in einzelnen Tagungen
ihre Aufgabe erfüllt .

Jede Tagung ſoll künftig mit einem öffentlichen Gottes⸗
dienſt eröffnet werden . Die letzte Tagung der Amtsdauer
wird mit einem ſolchen Gottesdienſt geſchloſſen .

Da nach § 130 KV „für jede ordentliche Landesſynode “
vorzulegen ſind der Hauptbericht , die Rechnungen über die
kirchlichen Fonds und die Nachweiſung ihres Vermögens⸗
ſtandes , ſowie der Voranſchlag und die Nachweiſung über die
Verwendung der allgemeinen Einnahmen , muß jetzt , nach⸗
dem dieſe Zweiteilung aufgehoben ift , Vorſorge getroffen
werden , daß dieſe Vorlagen auch künftig ordnungsgemäß der
Landesſynode zugehen . Die erforderliche Beſtimmung dafür
iſt in 8 3 des Geſetzentwurfs enthalten , wonach dieſe Vorlage
zweimal innerhalb der Amtsdauer der Landesſynode zu er —
folgen hat . Den Zeitpunkt hierfür beſtimmt der Erweiterte
Oberkirchenrat .

Mit dieſen Beſtimmungen iſt abermals ein Stück weltlich⸗
parlamentariſcher Übung aus unſerer kirchlichen Ordnung
beſeitigt .

Der Vͤä empfiehlt der Synode die Annahme dieſer Vor —
lage .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich will nicht gegen das Geſetz
ſprechen oder gegen den Vorſchlag , ſondern ich möchte nur
die Motive zurechtrücken . Es iſt nicht richtig , daß die Synode
nach der jetzt beſtehenden Verfaſſung die Möglichkeit haben
ſollte , etwaigen Veränderungen der Kräfteverhältniſſe durch
eine zweimalige Wahl des Präſidiums gerecht zu werden .
Denn die Kräfteverhältniſſe ändern ſich ja nicht . Es war alle
ſechs Jahre Wahl nach dem Verhältniswahlſyſtem , und nach
der entſprechenden Wahlliſte hatten für die evtl . ausſcheiden —
den Abgeordneten derſelben Liſte oder derſelben Gruppe an⸗
gehörige Nachfolger einzutreten . Alſo das Kräfteverhältnis
blieb konſtant die ſechs Jahre . Die Motive müſſen anderswo
geſucht werden . Und zwar ſind ſie zu ſehen in der Art , wie
unſere Verfaſſung ſich entwickelt hat . Sie iſt aus dem ſtaats —
politiſchen Denken hervorgegangen . Und da ſollte durch dieſe
Beſtimmung verhindert werden , daß das parlamentariſche
Organ —für dieſe Verfaſſung war es ein parlamen⸗
tariſches Organ — beſtimmend werde . Nach der bis 1919
geltenden Verfaſſung tagte die Landesſynode alle 5 Jahre
einmal . Und nun ging man daran , dieſe Tagungen in einem
Zeitraum von ſechs Jahren zweimal anzuordnen . Wir haben
uns von dieſem parlamentariſchen Denken gelöſt . Die Synode
ſoll alſo eine andere Aufgabe haben , ſie hat einen anderen
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Dienſt . Und von da her —ich habe die Frage noch nicht ge—
nügend durchdacht — mages richtig ſein , die Dinge ſo zu
regeln . Ich werde alſo auch dem Antrag zuſtimmen .

Aber es iſt ebenſo nötig , daß dem kleinen Verfaſſungs⸗
ausſchuß dieſer Beſchluß zugeleitet und einer Überprüfung
im Rahmen der Geſamtarbeit dieſes Ausſchuſſes unterzogen
wird . Es ſoll 1. jedenfalls verhindert werden , daß es ſo aus⸗
ſieht , als ob wir das letzte Wort in dieſer Frage für unſere
Zeit heute geſprochen hätten . Der kleine VA iſt nach meinem
Ermeſſen durch unſeren heutigen Beſchluß nicht daran ge⸗
bunden , das als unſer letztes Wort in dieſer Materie anzu⸗
ſehen . Und 2. ſoll verhindert werden , daß über die Motive
zur bisher geltenden Verfaſſung ein falſches Bild entſteht .

Das wollte ich damit ſagen .
Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen

nicht mehr vor . Ich habe bereits feſtgeſtellt , daß 43 von 49
Abgeordneten anweſend ſind . Alſo iſt die vom Geſetz vor⸗
geſchriebene Zweidrittelmehrheit überſchritten . Mindeſtens
Zweidrittel aller Synodalen müſſen anweſend ſein , und Zwei⸗
drittel von der Zahl der Abſtimmenden mindeſtens müſſen
für den Antrag ſein .

Ich bitte diejenigen Herren , die für den Antrag ſind , die
Hand zu erheben . Es ſind heute morgen 43 Mitglieder an⸗
weſend . Alle haben dafür geſtimmt . Der Antrag iſt von den
anweſenden Zweidrittel Mitglieder einſtimmig angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Nun ſchlage ich vor , daß wir in
der Tagesordnung einſchieben den Antrag Dr. Barner und
Genoſſen betr . die kirchliche Wiederaufbauwoche .
Der Antrag hat folgenden Wortlaut :

Die Synode wolle beſchließen : Die an den Oberkirchen —
rat gerichtete Bitte der Bezirksſynode Heidelbergn ) um
Verlegung der kirchlichen Aufbauwoche auf den Anfang des
Jahres 1951 wird befürwortet .

Abgeordneter Dr . Barner : Mein Antrag weicht von der
Bitte der Bezirksſynode Heidelberg an den OK inſofern ab,
als ich daraus den Satz : „ Die Sammlung für den kirchlichen
Aufbau möchte auf die erſte Hälfte des neuen Jahres verlegt
werden “ , nicht übernommen habe , ſondern dahin geändert
habe , daß die Sammlung auf Anfang des Jahres 1951 ver⸗
legt werde . Ich tat dies , damit wir bei der kirchlichen Auf⸗
bauwoche nicht mit einer andern Sammlung , die in der erſten
Hälfte des Jahres 1951 fällig ſein könnte , in Kolliſion
kommen . Ebenſo habe ich den andern Teil der Bitte der Be⸗

*) Die Eingabe der Bezirksſynode Heidelberg hat folgenden
Wortlaut :

„ Die Bezirksſynode hat am 11. Oktober einſtimmig beſchloſſen ,
den evangeliſchen Oberkirchenrat ergebenſt zu bitten , die Durch⸗
führung der Aufbauwoche nicht mehr in dieſem Jahr zu halten ,
ſondern in der erſten Hälfte des nächſten Jahres .

Begründet wurde dieſe Bitte damit :
1. Die Zahl der Sammlungen , die in dieſem Jahre in den Ge⸗

meinden durchgeführt wurden , hat unter Hinzurechnung der
für örtliche Bedürfniſſe durchgeführten Sammlungen ( Glocken
Baſar ) eine Höhe erreicht , die die Gebefreudigkeit der Ge—
meindeglieder aufs ſchwerſte beeinträchtigt . Von einer neuen
Sammlung ſind nur geringe Erträgniſſe zu erhoffen .

2. Es iſt faſt unmöglich , freiwillige Sammler und Sammlerinnen
in den Gemeinden zu gewinnen . In erſchreckendem Maße zeigt
es ſich, daß Frauen und Jugendliche von den üblichen Zu—
ſammenkünften fernbleiben , weil ſie fürchten , zur bernahme
von Sammelliſten genötigt zu werden . Die Stimmen ſehr
treuer Gemeindeglieder mehren ſich, die das größte Bedenken
gegen Häufung der Sammlungen erheben . Auf Grund dieſer
Erſcheinungen hat die Bezirksſynode weiter beſchloſſen , die
Kirchenleitung zu bitten , in Zukunft nicht mehr als zwei
landeskirchliche Hausſammlungen in einem Jahr anzuordnen .
Erträglich würde nach der Meinung der Synode das Zu—
ſammenlegen der Hausſammlungen für verſchiedene Werke zu
je einer Aktion . Die Synode bittet die Kirchenleitung , Ver⸗
ſtändnis für ihre Vorſchläge zu haben , die aus einem wirk⸗
lichen Notſtand hervorgehen . “
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zirksſynode Heidelberg nicht in meinen Antrag aufgenommen ,
daß in Zukunft jährlich nur zwei Hausſammlungen größeren
Ausmaßes ſtattfinden möchten , weil ich glaube , daß dies die
Landesſynode nicht beſchließen kann , bevor der OK mit dem
Hilfswerk und der Inneren Miſſion darüber Verhandlungen
geführt hat . Wenn es aber von der Synode gewünſcht wird ,
werde ich meinen Antrag dahin ergänzen , daß künftig jährlich
nur 2 Hausſammlungen großen Stils durchgeführt werden
ſollen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Schmechel : Sie haben
Kenntnis bekommen von der Eingabe des Evang . Dekanats
Heidelberg an den Oberkirchenrat vom 14. Oktober und von
dem Antrag der Synodalen Barner , Maier , Müller vom
19. Oktober , dieſe an den Oͥ gerichtete Bitte zu befürworten .
Mir iſt dieſer Antrag übergeben worden , wahrſcheinlich in
der Annahme , daß eine Beratung im FA möglich ſei . Das
iſt im Augenblick nicht der Fall . Ich kann alſo hier nicht als
ſtellvertretender Vorſitzender des FA ſprechen , ſondern ledig⸗
lich meine perſönliche Meinung ſagen . Und dieſe iſt die : So
ſehr ich bereit geweſen wäre , aus den ſachlichen Gründen
der Antragſteller mitzuhelfen an einer Löſung , die auch nach
meinem Urteil glücklicher wäre als die Wiederaufbauwoche
am Sonntag in drei Wochen , ſo ſehr habe ich doch die Be —
fürchtung , daß durch dieſe jetzige Behandlung des eigentlichen
Antrags , der am 14. Oktober überlegt worden iſt , und der
uns erſt geſtern zugeleitet wurde und deſſen ordnungsmäßige
Beratung im FA nicht möglich war , nichts mehr gebeſſert
werden kann . Ich habe das Bedenken , daß der OK ſchon Vor⸗
bereitungen für dieſe Wiederaufbauwoche getroffen hat . Der
ganzen Sache wird durch die ganze Art dieſes ſchnellen , kurz⸗
friſtigen Zurückziehens noch weniger gedient , als wenn wir
dieſe allerdings nicht ſehr glückliche Wiederaufbauwoche den⸗
noch durchführen . Deswegen bin ich der Meinung , man ſolle
einer Befürwortung nicht zuſtimmen , ſondern dieſe Eingabe
an die Synode dem OK als Material geben und ihm die
Entſcheidung überlaſſen , obwohl ich verſtehe , daß der OK
vielleicht ein Veto von uns akzeptierte . Ich bin nicht in der
Lage , auch nicht nach einer umfangreichen Debatte , zu ſagen ,
welcher Schaden größer iſt . Man kann nicht ſo verfahren :
Herein in die Kartoffeln , heraus aus den Kartoffeln ! l Man
muß hinnehmen , was bei der Wiederaufbauwoche heraus⸗
kommt .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Derſelbe Antrag , der von
Heidelberg geſtellt wurde , wurde auch von dem Dekanat
Hornberg vorgelegt . Auch dieſes Dekanat hat den Antrag
geſtellt , die Sammlung zu verlegen . Die Wiederaufbauwoche
iſt von Anfang an vom Unglück verfolgt worden . Sie ſollte
urſprünglich , wie Sie wiſſen , im Mai d. J . ſtattfinden . Die
Erteilung der ſtaatlichen Genehmigung , die nach dem Samm⸗
lungsgeſetz vorgeſchrieben iſt , wurde von uns beantragt . Im
letzten Augenblick ſtellte ſich heraus , daß das Innenminiſte⸗
rium die Genehmigung zur Abhaltung einer Sammlung für
das Rote Kreuz in detſelben Zeit , die auch wir für die
Sammlung in Ausſicht genommen hatten , gegeben hatte . Da
wir es für unzweckmäßig hielten , gleichzeitig mit dem Roten
Kreuz zu ſammeln , haben wir uns entſchloſſen , die Wieder⸗
aufbauwoche auf den November d. F. zu verlegen und haben
bei den ſtaatlichen Stellen die Genehmigung für die Ver⸗
legung auf den neuen Termin beantragt . Dieſe Genehmi⸗
gungen ſind jetzt erteilt worden . Letzte Woche wurde dann
berichtet , daß eine Sammlung für den Wiederaufbau katho —
liſcher Kirchen in der Woche vor unſerer Sammlung ge⸗
nehmigt worden ſei . Das ſtellte uns wieder vor neue Über⸗
legungen . Da in der Zwiſchenzeit alle Vorbereitungen für die
Wiederaufbauwoche getroffen worden ſind , ſind wir der Mei —
nung , daß die Sammlung durchgeführt werden ſoll . Sie
wiſſen alle , welches die Erwägungen waren , die angeſtellt
wurden , als auf der letzten Synode über die Wiederaufbau
woche beraten wurde . Sie wurden damals , wie auch in dieſen

Tagen , von der feſten Erkenntnis geleitet : Unſeren Groß⸗
ſtadtgemeinden muß in irgendeiner Art und Weiſe geholfen
werden . Die Synode hat ſich damals entſchloſſen , eine Wie⸗
deraufbauwoche zu veranſtalten . Ob die Hinderniſſe , die nun
aufgetreten ſind , ein Grund ſein können , die Durchführung
der Wiederaufbauwoche , für die große Vorbereitungen ge⸗
leiſtet worden ſind , noch einmal zu vertagen , das ſoll die
Synode prüfen und entſcheiden .

Abgeordneter Dr . Barner : Der Grund dafür , daß ich dieſe
Bitte der Bezirksſynode Heidelberg an den OK hier auf der
Landesſynode zum Antrag erhoben habe , liegt darin , daß wir
auf der Landesſynode im vergangenen Jahr durch einen
diesbezüglichen Beſchluß den OK veranlaßt haben , die kirch⸗
liche Aufbauwoche abzuhalten . Sollte die Aufbauwoche nun
in dieſem Jahr nicht mehr ſtattfinden , dann müßten wir von
der Synode aus dem Oͤ die Genehmigung geben , dieſe zu
verlegen . Es war auch von der Bezirksſynode Heidelberg ſo
gemeint , daß ihre Bitte an den Oͤ zugleich als Antrag auf
der Landesſynode eingereicht werde .

Abgeordneter Specht : Ich glaube , daß es keinen Zweck hat ,
jetzt in dieſem Augenblick noch über dieſe Frage zu disku⸗
tieren ; denn die Wiederaufbauwoche iſt in „Kirche und Ge⸗
meinde “ ſchon angezeigt für den 12 . —18 . November , und alle
Ausführungen kommen nächſten Sonntag ſchon in die Ge—
meinden . In dieſem Augenblick können wir die Sache nicht
mehr abblaſen und müſſen ſie laufen laſſen . Wir können
ſpäter wieder einmal darüber reden . Wenn die Sammlung
vorbei iſt , dann ſind wir um einige Erfahrungen reicher und
können ſagen , ob es zweckmäßig iſt , dieſe Sammlung Jahr
für Jahr durchzuführen . Aber jetzt muß ſie einmal durch⸗
geführt werden .

Abgeordneter Dr . Bier : Ich muß dem beipflichten , was
Pfarrer Specht ſoeben geſagt hat , und bitte , die Sache mit
Luſt und Liebe durchzuführen .

Abgeordneter Bernlehr : Ich darf dem, was Pfarrer Specht
geſagt hat , noch hinzufügen , daß in dem Kirchenblatt für
Südbaden bereits der Aufruf für die Frühjahrswiederauf —⸗
bauwoche ſtand und die Abbildungen der zerſtörten Kirchen .
Das iſt jetzt vielleicht wieder ſo. Wenn nun der Beſchluß ge—
faßt würde , die Aufbauwoche wiederum zu verlegen , alſo eine
zweite Verlegung in aller Sffentlichkeit bekannt würde , ſo
würde das einen denkbar ſchlechten Eindruck machen .

Darf ich dann noch hinzufügen : Ich möchte bitten , daß an
die Gemeinden , die intakten Gemeinden , noch einmal die
Erwartung ausgeſprochen wird , ihre brüderliche Verbunden⸗
heit mit den Gemeinden , die zerſtörte Kirchengebäude haben ,
dadurch zum Ausdruck zu bringen , daß ſie , ſoweit es in ihren
Kräften ſteht , eine beſondere Spende geben zum Aufbau der
Kirchen .

Präſident Dr . Umhauer : Nun zur Abſtimmung , wer den
Antrag Dr. Barner u. Gen . annehmen will , bitte die Hand
zu erheben . Der Antrag iſt mit großer Mehrheit abgelehnt .

IV.

Berichterſtatter Abgeordneter Haämmann : Pfarrer Dr.
Stürmer hat der Synode einen Katechismusentwurf
zur Beurteilung vorgelegt . Da die Frage der Einführung
eines neuen Katechismus z. Z. nicht zur Diskuſſion ſteht , ſah
der Hauptausſchuß keine Notwendigkeit der Behandlung der
Vorlage . Der HA ſchlägt vor , die Synode wolle dem OK dieſe
Arbeit als Stoff für ſpätere Abſichten einer Katechismus⸗
Neubearbeitung überweiſen .

( Der Antrag des HA wird einſtimmig angenommen . )
Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Nun zunächſt

der Antrag des Evang . Dekanats Wertheim betr . Miſch⸗
ehen .

Der Antrag des Kirchenbezirks Wertheim bittet , der Miſch⸗
ehenfrage und Lage erhöhte Aufmerkſamkeit zu ſchenken und



evtl . eine geeignete Perſönlichkeit zentral für den Dienſt im
ganzen Land hierfür anzuſtellen .

Der Hauptausſchuß war ſich der Wichtigkeit dieſes ſeel⸗ſorgerlichen Dienſtes wohl bewußt . Jedoch iſt eine zentraleLöſung dieſer Aufgabe ſowohl wirtſchaftlich wie finanziellund auch perſonell zur Zeit kaum tragbar und durchführbar .Andererſeits iſt bei der augenblicklichen Belaſtung der
Pfarrerſchaft eine zuſätzliche Arbeitsleiſtung kaum denkbar .Der HA nahm dankbar zur Kenntnis , daß ein Wort desHerrn Landesbiſchofs hierzu beabſichtigt iſt . Allgemein warman der Auffaſſung , daß hierzu freiwillige Kräfte in den Ge⸗
meinden , die ſich zur Mitarbeit bereit erklären und für ge⸗eignet befunden werden , eingeſetzt werden können , z. B. auchdie Flüchtlingsfürſorgerinnen . Der HA ſchlägt der Synodevor :

Die Synode wolle den Oberkirchenrat erſuchen , diePfarrämter und Gemeinden auf dieſe dringende Aufgabe
hinzuweiſen und evtl . Richtlinien für eine geeignete Zu⸗rüſtung freiwilliger Mitarbeiter und Hilfskräfte zu er⸗laſſen .
Abgeordneter Bernlehr : Darf ich nur hinzufügen , daß beiden Flüchtlingsfürſorgerinnen ſelbſtverſtändlich an die desHilfswerks gedacht war , nicht allgemeine Flüchtlingsfür⸗ſorgerinnen .
( Der Antrag wird einſtimmig angenommen. )
Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Der Antrag betr .

Sonntagsblatt „ Kirche und Gemeinde “ l :
Der Antrag des Kirchenbezirks Wertheim an die Synodegeht dahin , in „Kirche und Gemeinde “ möchten Annoncen

örtlicher Geſchäftskreiſe aufgenommen werden ; ſonſt ſeienkirchliche Kreiſe gezwungen , in anderen Sonntagsblättern zuinſerieren . Dadurch entſtehe ein unerträglicher Zuſtand ,welcher der Verbreitung des Blattes hinderlich ſei . Wenn der
Preßverband entgegenkomme , entſtehe die wichtige Verbin⸗
dung zwiſchen der evangeliſchen Bevölkerung und evange⸗liſchen Geſchäftskreiſen .

Der Hauptausſchuß nahm dazu folgende Stellung ein :Die kirchlichen Blätter , die z. Zt . in Nord⸗ und Südbaden
erſcheinen , haben hinſichtlich der preſſegeſetzlichen Beſtimmun⸗
gen eine verſchiedene Lage . Es iſt Bedingung für die Befrei⸗ung von der Körperſchaftsſteuer des vom Ev. Preßverband
herausgegebenen Blattes für Nordbaden , daß keine Annoncen
aufgenommen werden . Im ſüdbadiſchen Blatt wurde der Ver⸗
ſuch , Annoncen aufzunehmen , nach einiger Zeit wieder auf⸗
gegeben , da ſich die Geſchäftskreiſe der Gemeinden , die bei der
kleinen Zahl möglicher Anzeigen außerhalb Freiburgs be⸗
greiflicherweiſe nicht berückſichtigt werden konnten , hiergegen
verwahrten .

Es entſtünde eine derartige Fülle von Anzeigen in jeder
Nummer , ſo daß dies nur auf Koſten einer ſtarken Redu⸗
zierung des Textumfanges geſchehen könnte . Aber da anderer —
ſeits unſere Blätter eine verhältnismäßig hohe Abonnenten⸗
zahl bisher hatten , könnten die zahlreichen Wünſche der mei⸗
ſten Gemeinden bei der weiten Verbreitung des Blattes dochnie auch nur annähernd erfüllt werden .

Vor allem aber erhebt ſich die große Frage : Wo iſt die
Grenze für eine Anzeige , die in einem ev. Sonntagsblatt noch
oder nicht mehr tragbar iſt ? — Auch würde der Betrag , der
durch Anzeigen einkäme , die Körperſchaftsſteuer kaum weſent⸗
lich erſetzen , die dann bezahlt werden müßte .

Aus dieſen Gründen kann der HA nicht empfehlen , dem
Geſuch Wertheims zu entſprechen .

Der z. Zt . zu beobachtende Rückgang der Bezieherzahl läßt
ſich aus anderen Gründen erklären , z. B. aus der allgemeinen
wirtſchaftlichen Notlage vieler und aus dem Bedürfnis nach
illuſtrierten Blättern .

Um dem Bedürfnis der Einzelgemeinden aber einiger⸗
maßen abzuhelfen , d. h. um wenigſtens die Vorgänge in der
Einzelgemeinde zu regiſtrieren , wird empfohlen , daß noch

Dritte Sitzung
45

mehr als bisher von Seiten der Gemeinden von der Möglich⸗keit Gebrauch gemacht werde , in die Ortsbeilage alle all⸗gemein intereſſierenden Notizen aufzunehmen , jedoch keine
Anzeigen , da auch die Ortsbeilage den Preſſegeſetzen unter⸗liegt . Es wurde auch vorgeſchlagen zu prüfen , ob der Stellen⸗
vermittlungsplan der Juneren Miſſion noch ausgebaut wer⸗den kann .

Gleichzeitig aber f hlägt der HA vor , alles zu tun , damit
dieſe wichtige volksmiſſionariſche Möglichkeit , in viele Häuſerdas gedruckte Wort der Kirche zu bringen , noch intenſiver als
bisher betrieben werde . Dies kann auch dadurch geſchehen ,daß alle badiſchen Blätter ihre erzielten Überſchüſſe nicht fürallgemein kirchliche Bedürfniſſe verwenden bzw. den Pfarr⸗ämtern ausbezahlen , ſondern daß dieſer überſchuß insgeſamtdem Blatt ſelbſt wieder zufließt . Dieſes Gebarenallein entſpricht auch dem Sinn der erzielten Einnahmen .
Auf dieſe Weiſe könnte eine reichere Ausgeſtaltung der Blät⸗ter hinſichtlich der Originalartikel bekannter Perſönlichkeitenund auch hinſichtlich der Bebilderung erreicht und dadurch der
Gefahr der Abbeſtellung begegnet werden .

Deshalb ſchlägt der HA der Synode folgende Entſchließungvor , die für das geſamte Kirchengebiet gültig ſein ſoll : Die
Synode wolle beſchließen :

In „Kirche und Gemeinde “ Anzeigen aufzunehmen , kann
nicht empfohlen werden . Jedoch iſt es einmütige Auffaſſungder Synode , daß erzielte Überſchüſſe der Blätter nicht für
allgemein kirchliche Bedürfniſſe , ſondern allein für eine
beſſere Ausgeſtaltung der Blätter ſelbſt eingeſetzt werden
ſollen .

Abgeordneter Frank : Wer tatſächlich im Dienſt der Ge⸗
meinde ſteht und ſich auch um die allerlei Anliegen der Ge⸗
meinde , der Gemeindeglieder , der Flüchtlinge u. a. bemüht ,
iſt dankbar dafür , wenn ihm in den Zuſchüſſen , die ihm aus
dem Kirchenblatt gewährt werden , eine kleine Hilfe dar⸗
gereicht wird . Die Gemeinden ſind ja heute weithin nicht
imſtande , aus ihren Mitteln das zu tun . Und ich perſönlich
möchte darum dieſem Antrag widerſprechen , und bitten , daß
dieſe kleine Hilfequelle den Pfarrern weiter gewährt wird .

Abgeordneter Dr . Schmidt : Der Pfälziſche Kirchenbote , der
ſich ſehr weitgehender Verbreitung erfreut , hat ſeit mehr als
20 Jahren regelmäßig Inſerate . Ich nehme an , daß dafür er⸗
hebliche Erfahrungen vorliegen , und ich möchte vorſchlagen ,
daß von Karlsruhe aus Herr Dekan Wien in Speyer einmal
gefragt wird , wie die Verhältniſſe ſich dort geſtaltet haben .

Landesbiſchof D. Bender : Ich möchte doch ſagen , daß ich
grundſätzlich gegen eine Aufnahme der Inſerate bin . Das iſt
eine Sache der Vergangenheit , die damit zuſammenhängt ,
daß die Kirche eben in manchen Dingen ein wenig unſcharf
geſehen hat . Ich meine , wir ſollten aus der Gottſeligkeit , umdie es doch bei der Botſchaft der Kirchenblätter geht , nicht ein
Geſchäft noch machen . Dieſe Dinge ſollten auseinandergehal⸗ten werden . Und es iſt ja auch in der Ausſprache , die wir
ſchon einmal in der Synode über die Kirchenblätter hatten ,
ganz deutlich und klar zu dieſem Punkt geſprochen worden .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich möchte mich den Ausführungendes Herrn Landesbiſchofs gerne anſchließen . Aber bei dieſer Ge⸗
legenheit möchte ich die Frage ſtellen , ob es denn nicht es
gehört an ſich nicht zum Antrag , aber ichmöchte⸗ trotzdem die
Frage ſtellen — möglich iſt , daß uns das Kirchenblatt „Kircheund Gemeinde “ aufgeſchnitten geliefert werden kann. Ich
habe neulich mit Herrn Pfarrer Meerwein hierüber ge⸗
ſprochen , und er ſagte , daß das im Augenblick deswegen , nicht
möglich ſei , weil keine Rotationsdruckmaſchinezur Verfügung
ſtehe , ſondern eine Flachdruckmaſchine. Es iſt für mich die
Frage , ob nicht dieſe Flachdruckmaſchine irgendwie ergänztwerden kann , daß mit dem Schnitt des vierblättrigen Pa⸗
pieres dasſelbe in der Mitte geteilt wird und damit wir dann
dieſe beiden Hälften haben und nicht , wie bisher angeliefert,
ein Stück . Das iſt eine Anregung . Wir haben wiederholt
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ſchon Klagen darüber gehört , daß das Blatt ungeſchnitten ge⸗

liefert werde und man manchmal deshalb mit einer gewiſſen

Unmuße an das Blatt herangeht . Ich ſtelle mir vor , man

kommt abends ſpät nach Hauſe , lieſt die Zeitung und will

dann noch in das Gemeindeblatt ſehen . Es iſt aber nicht auf⸗

geſchnitten und man legt es daher zur Seite , nur deswegen ,
weil es nicht aufgeſchnitten iſt . Kann nicht Karlsruhe damit

entgegenkommen und das Blatt aufgeſchnitten liefern ?

Abgeordneter Dr . Fiſcher : Ich weiß aus der Praxis , daß
dies die Sache ſehr verteuern würde . Man hat die Papier⸗

formate genormt , Druckrahmen , Preſſe und alles iſt genormt .
Wollte man das Blatt hälftig drucken , müßte man zwei
Drucke machen , alſo müßte es zweimal durch die Maſchine

laufen , oder man müßte nachher die Druckbogen beſonders

ſchneiden und falzen . Das koſtet eine Arbeitskraft , die viele

Stunden daran ſitzt , und das koſtet ſomit Geld .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich würde nicht anregen , daß
das Blatt in zwei Drucken gedruckt wird , aber nachher extra

geſchnitten und hierfür ein zuſätzliches Meſſer an der Ma —

ſchine angebracht werde ( Zuruf : Dr. Fiſcher : Das kann man

nicht ! )
Landesbiſchof D. Bender : Nachdem wir uns ſagen laſſen

müſſen , daß das Schneiden , das ſehr einfach erſcheint , be—

ſondere techniſche Vorgänge benötigt , durch die das Blatt ver —

teuert würde , glaube ich, daß wir alle miteinander helfen , in

dieſem Punkt zu ſparen und jeder das Meſſer nimmt und

dieſes Schneiden ſelber vornimmt . Ich weiß , es iſt nicht ſehr

bequem .
Abgeordneter Dr . Lampp : Ich befürchte nur und weiß , daß

auf dem Land die Gefahr beſteht , daß das Kirchenblatt achtlos

zur Seite gelegt wird , wenn es nicht geöffnet geliefert wird .
Man hat mit der Landbevölkerung ſolche Erfahrungen ge—
macht .

( Der Antrag des HA wird mit allen gegen zwei Stimmen
bei einer Stimmenthaltung angenommen . )

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Da auf dieſer
Seſſion der Synode die Geſangbuchfrage nicht be⸗

handelt wird , ſah der HA keine Möglichkeit , zu den verſchie⸗
denen Punkten des Antrages des Kirchenbezirks Wertheim
Stellung zu nehmen . Die Eingabe ſoll deshalb dem OK zur
Beachtung bei der Behandlung der Eingänge der Bezirks —
ſynoden in dieſer Sache überwieſen und bis zur Entſcheidung
im Frühjahr vertagt werden .

Der Antrag Wertheims wurde jedoch zum Anlaß genom —
men , dem OK bzw. der Geſangbuchkommiſſion einige Vor⸗
ſchläge des HA zu unterbreiten .

Es wurde allgemein bedauert , daß durch die teilweis ſpäte
Anweiſung der Bezirksſynoden und andere Umſtände nun —
mehr eine peinliche Verzögerung der Verabſchiedung der Ge—
ſangbuchfrage eingetreten iſt . Nun entſteht wieder bis zur
Konfirmation die Frage : Sollen Geſangbücher gekauft oder
nicht mehr gekauft werden ? Eine Frage , die gerade bei der
Sitte unſerer badiſchen Gemeinden , dem Konfirmanden ein
Geſangbuch zu ſchenken , nicht übergangen werden kann . Und
damit hängt die Vorfrage zuſammen : Soll der Verleger noch —
mals eine Auflage des bisherigen Geſangbuches drucken
laſſen ?

Der HA vertrat einſtimmig die Auffaſſung , daß der Ver —
leger nicht angewieſen werden ſolle , nochmals drucken zu
laſſen . Jedoch ſollte den Pfarrämtern zur Orientierung hier⸗
über und für die Beantwortung auf eventuelle Fragen fol —
gende Auffaſſung mitgeteilt werden : Wer ein bisheriges Ge—
ſangbuch noch bekommen könne , möge es kaufen .

Ferner wurde folgendes vorgeſchlagen : Die liturgiſche
Kommiſſion ſolle prüfen , ob der „ Anhang “ in die Bezeich —
nung „ Zweiter Teil “ umbenannt werden könne . Ferner , ob
zwiſchen Württemberg und Baden wenigſtens in den Liedern
des Anhangs eine gewiſſe Einheitlichkeit erzielt werden
könne . Eine Drucklegung im Selbſtverlag der Kirche zwecks

einer billigeren Ausgabe ſoll vorgeſehen werden . Es wurde

noch gewünſcht , daß bis zur Frühjahrsſynode die Synodalen
inſtandgeſetzt werden , einige in die badiſche Vorlage zum

Geſangbuchanhang angenommene fremde Melodien noch

kennen lernen zu können . Dem Notendruck ſollte beſondere

Aufmerkſamkeit geſchenkt werden .

Der HA legt folgende zwei einſtimmig gefaßte Entſchlie⸗

ßungen der Synode mit der Bitte um Zuſtimmung vor .

Die Synode wolle beſchließen :
5

1. Die Geſangbuchfrage ſoll im nächſten Frühjahr zur

Erledigung gebracht werden .

2. Sobald wie möglich , jedoch ſpäteſtens auf Weihnachten
1951 ſoll die Herausgabe des neuen Geſangbuches erreicht

werden .
Und die zweite Entſchließung des HA:

Die Synode bittet den Oberkirchenrat zu prüfen , ob es

geeignet erſcheint , an die Pfarrer hinſichtlich der Anſchaf⸗

fung von Geſangbüchern zur Konfirmation eine Mitteilung

zu geben .
Soweit der Bericht des Hauptausſchuſſes .

Präſident Dr . Umhauer : Wir haben alſo über drei Dinge

abzuſtimmen :
Zunächſt der vorliegende Antrag von Wertheim ſoll dem

OK als Material überwieſen werden . Wer iſt für dieſen An⸗

trag ? Der Antrag iſt einſtimmig angenommen .

Zweitens : Die Synode wolle beſchließen :

1. Die Geſangbuchfrage ſoll im nächſten Frühjahr zur

Erledigung gebracht werden .
2. Sobald wie möglich , jedoch ſpäteſtens auf Weihnachten

1951 ſoll die Herausgabe eines neuen Geſangbuches er—

reicht werden .
Wird um getrennte Abſtimmung über die beiden Sätze ge⸗

beten ? Das iſt nicht der Fall . Der Antrag iſt angenommen .
Und nun kommt drittens eine Entſchließung des Haupt⸗

ausſchuſſes :
Die Synode bittet den OK zu prüfen , ob es geeignet

erſcheint , an die Pfarrer hinſichtlich der Anſchaffung von

Geſangbüchern zur Konfirmation eine Mitteilung zu

geben .
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen .
Nun kommen wir zu dem Ergänzungsantrag Eiſinger ,

Hauß , Bernlehr .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Ich verleſe noch
einmal dieſen Antrag :

Hohe Synode , wir beantragen , daß das neue Geſangbuch
in den Selbſtverlag der Ev. Landeskirche Badens genom⸗
men wird . Vielleicht läßt ſich in Verbindung mit der

priviligierten württembergiſchen Bibelanſtalt in Stuttgart ,
mit der unſere Landeskirche von Anfang an zuſammen⸗
arbeitet , die Drucklegung und der Einband verbilligen .
Hierzu iſt zu ſagen : Der erſte Teil dieſes Antrages iſt be⸗

reits im Bereich des HA behandelt worden , aber hier nur als

Vorſchlag an den OK genannt geweſen . Nun ſoll ein Beſchluß
der Landesſynode hierüber zuſtandekommen . Ich möchte vor⸗

ſchlagen , dieſen erſten Teil des Antrages als Beſchluß folgen
dermaßen zu formulieren :

Die Synode wolle beſchließen : Das neue Geſangbuch ſoll
in den Selbſtverlag der Landeskirche genommen werden .

Zur Begründung wird geſagt werden dürfen : Es iſt wohl
die Abſicht der Antragſteller , die ja auch dem Wunſch des HA
entſpricht , dieſe Frage nicht in weiteſtem Sinne offen zu
laſſen , ſondern der Kirchenleitung und dem Ev. Preſſeverband
hiermit eine Grundlage zu ſchaffen , alle Maßnahmen in die

Wege zu leiten , die zur Erreichung dieſes Zieles führen , im

Selbſtverlag der Kirche ein billigeres Geſangbuch zu er—
halten .

Zum 2. Teil dieſes Antrages möchte ich vorſchlagen , daß
er als Bitte der Synode an den OK weitergegeben wird .



Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich bedaure eigentlich , daß
ich dieſem Wunſche , in Verbindung mit der württember —
giſchen Bibelanſtalt in Stuttgart die Angelegenheit zu be—
treiben , nicht ſo freudig zuſtimmen kann , wie ich das
wünſchte . Das hat ſeinen Grund darin , daß nicht nur nach
meinem Urteil , ſondern auch nach dem Urteil anderer Leute
die ganz vorzügliche württembergiſche Bibelanſtalt in einem
Punkte leider zurückgeblieben iſt bis heute , trotz mancher An⸗
regungen , die gegeben ſind , und das iſt die graphiſche Aus⸗
ſtattung deſſen , was bei ihr herauskommt . ( Zuruf : Sehr
richtigl ) Wenn nun ſchon eine ſolche Verbindung aufgenom⸗
men würde , dann müßten dieſe Bedenken beſeitigt werden ,
Bedenken , die eben nicht nur bei mir , ſondern auch bei an⸗
deren ſachverſtändigen Leuten beſtehen . Wir haben in unſerem
badiſchen Land ſo vorzügliche drucktechniſche graphiſche Er —
zeugniſſe gehabt , daß wir aus der Tradition in dem Punkte
uns von der Landeskirche entfernen würden , wenn wir etwa
die württembergiſche Bibelanſtalt für die Ausſtattung des
Buches mit heranziehen . Denn wenn ſchon von dem Einband
die Rede iſt : in dem Punkt ſtehen die Bücher nicht an der
Spitze .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Mit meinem
Vorſchlag mit der Bitte , die Materie an den OK zu über⸗
weiſen , iſt gar nichts entſchieden . Es iſt lediglich damit die
Möglichkeit geſchaffen , daß der Herr Landesbiſchof im Früh —
jahr bereits zuverläſſige Mitteilungen machen kann . Des⸗
halb würde ich es doch begrüßen , wenn wir über die Mög⸗
lichkeit bis dahin beſſer orientiert wären , als daß jetzt im
Augenblick auf Grund allerlei anderer Erfahrungen etwas
geſagt oder nicht geſagt werden könne .

Abgeordneter Dr . Schmechel : Durch dieſe Mitteilung
meinerſeits iſt das ſchon geſchehen .

Abgeordneter Odenwald : Ich glaube , man ſollte Angebote
von badiſchen Druckereien verlangen , um einen Vergleich zur
württembergiſchen Bibelanſtalt zu haben . Sonſt iſt man den
Preisforderungen ohne weiteres ausgeliefert . Ich glaube , daß
wir doch in Baden leiſtungsfähige evangeliſche Firmen haben ,
die die Aufträge durchführen können .

Präſident Pr . Umhauer : Ich frage die Antragſteller , ob ſie
mit der Modifikation , wie ſie der Herr Berichterſtatter ge—
geben hat , einverſtanden ſind . Ich laſſe über den Antrag des
Herrn Pfarrer Hammann abſtimmen . Einſtimmig ange⸗
nommen .

Präſident Dr . Umhauer : Und nun bitte ich Herrn Pfarrer
Hammann , zu berichten über den ab geänderten Vor⸗
ſchlag der liturgiſchen Kommiſſion für die
Gottesdienſtordnung .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Hohe Synode !
Der HA hatte ſich mit dem abgeänderten Vorſchlag der litur⸗
giſchen Kommiſſion für die Ordnung des Gottesdienſtes zu
beſchäftigen . Dieſe Vorlage iſt in Ihren Händen . Mein Be⸗
richt gliedert ſich in 5 Abſchnitte :

I. Zum Grundſätzlichen ,
II . Ausſprache über einzelne Vorſchläge ,

III . Einführung der Ordnung ,
IV. Anderungen und Ergänzungen zum Wortlaut der

Vorlage ,
V. Beſchluß .

I. Zum Grundſätzlichen .

Der HA prüfte auch während dieſer Sitzungsperiode der
Synode in einer , das ſei beſonders vermerkt , brüderlichen
Ausſprache , in welcher jeder das Anliegen des andern zu
erfaſſen ſich bemühte , die Frage : Kann die Synode den Ge —
meinden , die bereit oder ſchon im Begriff ſind , Erweiterungen
ihrer Gottesdienſtordnung vorzunehmen , das Recht und die
Möglichkeit hierzu geben , oder ſoll es bei der bisherigen Ord —
nung verbleiben ? Man wurde ſich in der Auffaſſung einig ,
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daß dieſe Frage mit einem Ja beantwortet werden könne ,
wenn die Achtung vor der Entſcheidung
des Bruders das Leitmotiv bleibe . Die Ge —
meinden ſelbſt in ihren Körperſchaften haben in freier
Entſcheidung , aber gleichzeitig auch als Glied der geſamten
Landeskirche zu urteilen . Irgendwelche unfreie Nötigung
der Gewiſſen nach beiden Seiten hin muß abgelehnt werden .

Andererſeits aber verſchloß man ſich nicht der Meinung ,
daß das Anliegen endlich aus dem weiten , ſchillernden Ge—
biet der mehr oder weniger von Sachkenntnis erfüllten Dis⸗
kuſſion , der Stimmungen und Empfindlichkeiten herauszu⸗
heben ſei . Hier geht es um den geiſtlichen Aufbau der Ge⸗
meinde an zentralſter Stelle !

Der HA hielt die Vorlage der liturgiſchen Kommiſſion nach
einigen Abänderungen und mit Ergänzungen für einen ge⸗
eigneten Weg , dies einigermaßen zu erreichen .

Die Frage : Darf den Gemeinden , welche die Vorlage nicht
anzunehmen bereit ſind , dieſe „ Beunruhigung “ , die durch eine
ſolche Veröffentlichung entſtehen kann , zugemutet werden ,
glaubte der HA mit Mehrheit dahingehend beantworten zu
ſollen : Es iſt nicht ein evangeliſches Motiv , Gemeinden mit
einer ſolchen Frage möglichſt nicht zu beunruhigen . Und da es
ein dringendes Anliegen nicht weniger Gemeinden des Lan⸗
des geworden iſt , vom Gottesdienſt , feiner Wortverkündigung
und ſeiner liturgiſchen Erneuerung her das Gemeindeleben
aufzubauen , läßt ſich dieſe Situation nur unter dem apo⸗
ſtoliſchen Grundſatz einige Jahre hindurch ertragen , daß nach
Phil . 2, 3 „ in Demut einer den andern höher achte denn ſich
ſelbſt “, und daß in ſolcher gegenſeitigen Achtung der Entſchei⸗
dung Raum gewährt werde . In einer Zeit , da die Kirche der
Gegenwart um ihre ökumeniſche Verbundenheit weiß , wächſt
das Verlangen nach einer neuen Einheit der Anbetung im
Gottesdienſt .

Die Vorlage iſt nach der Meinung des HA in weſentlichen
Dingen geeignet , Unruhe und Mißdeutungen in der Dis⸗
kuſſion über dieſe Frage vermeiden zu laſſen . Deshalb be⸗
grüßte der HA mit Mehrheit dieſes Vorgehen . Die vorge—
ſchlagene Ordnung ſoll nun in aller Freiheit , aber auch in
Ruhe und in gegenſeitigem Vertrauen da, wo ſie über⸗
nommen wird , ihren Dienſt tun dürfen . Die über die Ord⸗
nung der bisherigen Gepflogenheit hinausgehenden Stücke
dürfen nur in der vorgeſchlagenen feſtgelegten Form und nicht
anders verwendet werden . Sonſt entſteht neue Willkür . Die
Gemeinden , welche zu dem Vorſchlag bereit ſind , ſind auch
verpflichtet , ihn einzuhalten .

Der HA erſucht die Synode , an den Oberkirchenrat die
Bitte zu richten :

Es möge geprüft werden , ob die hier vorgeſchlagene Ord —
nung nicht ſchon jetzt in großer Auflagezahl gedruckt wer —
den könne , um ſie ſpäter , mit den Erläuterungen verſehen ,
die auch den Sinnzuſammenhang gegenüber dem Ganzen
beachten , ins Geſangbuch legen zu können .

II . Ausſprache über einzelne Vorſchläge .
Es ſei mir geſtattet , hier diee Punkte in der Vorlage nicht

mehr zu erwähnen , die der HA übereinſtimmend oder ohne
weiteres gebilligt hat . Wenngleich manche Verſchiedenheit in
der Auffaſſung laut geworden iſt , ſo wurde es doch einmütig
begrüßt , daß innerhalb dieſes Höchſtvorſchlages eine Fülle
von Möglichkeiten in der Behandlung der einzelnen Punkte
vorgeſehen wurde , ſo daß die Ausſprache hierüber eigentlich
nur ein nochmaliges vorſichtiges Abwägen des Für und
Wider wurde .

1. Ich darf bitten , daß Sie hierzu die Vorlage aufſchlagen ,
auf Seite 2, rechte Spalte :

Zu dem von der Gemeinde geſungenen „ Amen “ nach dem
Votum : Gegenüber dem Einwand , daß dies die Andacht der
Gemeinde ſtöre , kann geſagt werden , daß das Amen der Ge⸗
meinde an dieſer Stelle ſofort als eine Mitbeteiligung und
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Zuſtimmung der Gemeindeglieder und als eine Beſtätigung
der Legitimation des Sprechenden angeſehen werden darf . Es
wurde auch daran erinnert , daß das gemeinſame Amen der

Gepflogenheit in vielen Gebetskreiſen entſpreche . Außerdem
wird mit dem gemeinſamen Amen an die in den Apokryphen
überlieferte alte Ordnung angeknüpft . 52. Zu dem Sündenbekenntnis —etwas weiter
unten Seite 2, rechte Spalte :

Es wurde eingewendet : Für jeden Sonntag vorgeſehen , ſei
dies eine allmählich läſtig werdende Wiederholung , es ent
ſpreche an Feſttagen auch nicht der ſeeliſchen Verfaſſung der
Gottesdienſtbeſucher und laſſe den Dank vermiſſen . Mit gro
ßer Mehrheit aber ſtellte der Hauptausſchuß heraus , daß nur
aus wirklicher Buße und Vergebung der Sünden heraus die
rechte Haltung zur Anbetung und zum Dank auch und gerade
an Feſttagen gewonnen werde .

3. Zu dem Glaubensbekenntnis —Seite 3in der
Vorlage , linke Spalte :

Es wurde darauf hingewieſen , daß ſpäter , aber erſt nach
Einführung des neuen Geſangbuches , die Möglichkeit ins
Auge gefaßt werden könnte , anſtelle des Glaubensbekennt —
niſſes das Glaubenslied „ Wir glauben all an einen Gott “
treten zu laſſen , aber dann allerdings unter Wegfall eines
noch beſonderen Predigtliedes .

Die weiteren Anregungen und Vorſchläge ſind aus meinem
Bericht Abſchnitt V „ Anderungen und Ergänzungen zum
Wortlaut der Vorlage “ zu entnehmen .

III . Einführung der Ordnung .
Auf das Bedenken , daß die Vorlage , welche eine Einfüh

rungszeit der neuen Ordnung für die nächſten 5 Jahre vor⸗
ſehe , die Einheit der badiſchen Landeskirche ſtark beeinträch —
tigen könne , kann nur geſagt werden , daß die gegenwärtige
Situation der liturgiſchen Frage ja auch alles andere als eine
Einheit darſtellt . Jedenfalls iſt der derzeitige Zuſtand
auf die Dauer untragbar . Deshalb ſah der HA in den
vorgeſehenen fünf Jahren einen gangbaren Weg . Auf Grund
dieſer Lage hat der HA der Vorlage zugeſtimmt , daß in un⸗
ſeren Gemeinden 5 Fahre hindurch da, wo die neue Ordnung
begrüßt wird , ein Zeitraum beſteht , in welchem dieſe Ord —
nung praktiziert werden kann . Nach 5 Jahren ſoll die Landes⸗
ſynode über dieſe Ordnung weiter beraten .
IV. Anderungen u. Ergänzungen zum Wortlaut der Vorlage .

Ich bemerke , daß der Wortlaut dieſer Anderungen und Er⸗
gänzungen im Auftrag des HA von den Herren Synodalen
Prof . D. Hupfeld , Prof . Dr . Hahn und mir zuſammen mit
Oberkirchenrat Dr . Heidland feſtgelegt wurde . Ich darf Sie
bitten , die Vorlage zur Hand zu nehmen .

III . der Vorlage „ Die Einführung der Ordnung “ aufSeite 3, rechte Spalte , welche als 1 veröffentlicht werden ſoll ,erhält folgende Faſſung :
1. Die Landesſynode legt die folgende Gottesdienſtordnungden Gemeinden vor . Zur Einführung dieſer Ordnung ſollkeine Gemeinde gezwungen werden .

Andererſeits ſollen die Gemeinden , die eine Erweiterungihrer Gottesdienſtordnung wünſchen , in ihrem Beſtrebennicht zurückgehalten werden . Um dabei der Willkür zuwehren , ſind die Erweiterungen an die nachſtehende Ord —
nung gebunden .

Über die Einführung in der Gemeinde ſelbſt entſcheidetder Kirchengemeinderat ( in zuſammengeſetzten und geteilten Kirchengemeinden der Alteſtenkreis bzw. Sprengelrat ) .Die Entſcheidung muß nicht ſofort erfolgen , ſondern kannim Lauf der nächſten Jahre herbeigeführt werden .
nt zur Einführung , ſo kann

dieſe auch ſchrittweiſe geſchehen . In jedem Fall muß eine
gründliche Vorbereitung in Religions⸗ und Konfirmanden⸗in Gemeindekreiſen , Kirchenchören uſw . voraus⸗
gehen .
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3. Bleibt wie bisher . Nur eine einzige Korrektur : in der
zweiten Zeile der Vorlage muß es heißen : „. . in der im
Nachſtehenden feſtgelegten Form . . . “

4. und 5. bleiben wie bisher .
I. der Vorlage „ Der Predigtgottesdienſt “ — in der Vor⸗

lage Seite 2, linke Spalte unten — ſoll II werden .
Auf Seite 2, rechte Spalte , 17. Zeile von oben „Sünden⸗

bekenntnis “ werde in der Klammer hinzugefügt : al⸗
gegeben iſt , oder durch eine entſprechende Anderung der Ein⸗
gangsgebete “ ) .

In der eingeklammerten Erklärung zum Kyrie muß es
heißen : „. . . ſei es von einem Konfirmanden⸗ oder Jugend⸗
chor , oder werden vom Pfarrer ſelbſt geſprochen . Es iſt aber
auch möglich , . . “ uſw .

Auf Seite 3, linke Spalte , 8. Zeile von oben : Gemeinde :
Halleluja . Hier ſoll hinzugefügt werden in Klammer ( „Beide
Formen der Notenbeilage ſind zugelaſſen . “)

Auf Seite 3, linke Spalte , zum Glaubensbekenntnis werde
in die Klammer nach dem „ Amen “ hinzugefügt : zuerſt ein
Gedankenſtrich und dann leſe ich den Text : — An Feſttagen
darf auch das nizäniſche Glaubensbekenntnis , das bereits in
verſchiedenen Gemeinden Eingang gefunden hat , verwendet
werden , da es zu den Bekenntniſſen der Landeskirche zählt . )
—Ich fahre im Bericht fort :

Das nizäniſche Glaubensbekenntnis ſelbſt ſoll ſpäter als
Sonderdruck zum Einlegen in das Kirchenbuch herausgegeben
werden .

In derſelben Spalte der Seite 3, weiter unten , ſoll hinter
dem Wort „ Hauptgebet “ eine Klammer mit folgendem Wort⸗
laut eingefügt werden :

( Gierauf kann ein ſtilles Gebet folgen . Die Aufforderung
dazu geſchieht mit den Worten : „ Wir beten weiter in der
Stille “. Darnach ohne Ankündigung „ Unſer Vater
II . Auf Seite 3, linke Spalte unten „ Das heilige Abend⸗

mahl “ ſoll Ziff . III werden .
Zu „Erſte Möglichkeit “ : Der erſte Satz bleibt wie bisher

bis zu der Klammerbemerkung „ Ordnung III “. Nun diktiere
ich weiter :

Es entfallen die Stücke Ziff . 2 —5 der genannten Ord⸗
nung . Nach dem Eingangslied beginnt der Pfarrer : „ Das
iſt gewißlich wahr “ . . . ( wie in der Vorlage ) .
Seite 3, rechte Spalte , in der 15. Zeile von oben , werde nach

„ Ordnung III “ in Klammer hinzugefügt :
( Die Präfation kann auch nach der älteſten liturgiſchen

Tradition in folgender Form geſchehen nach dem eucha⸗
riſtiſchen Lied :
Pfarrer : „ Erhebet eure Herzen ! “
Gemeinde : „ Wir erheben ſie zum Herrn ! “
Pfarrer : „ Laßt uns danken dem Herrn , unſerem Gott ! “
Gemeinde : „ Recht und würdig iſt es . “
Pfarrer : „ Recht iſt es und wahrhaftig würdig . . “ uſw⸗)

wie im Kirchenbuch II Seite 56.
Nun ein Abſatz : Und zu der Kommunio :
Pfarrer : „ Der Friede des Herrn ſei mit euch allen . “
Gemeinde ſingt : „ Und mit deinem Geiſt ! “
Zu „ Zweite Möglichkeit “ : Hinter dem Wort „ Bußpfalm

iſt in Klammer zu ſetzen : (63. B. 6, 25 Vers 1 —7 , 32, 38, 42,
43, 51, 102, 130, 139, 143 und Gebet Manaſſes ) .

Als nächſte Zeile :
An dieſer Stelle kann eine ganze kurze Beichtrede ge⸗

halten werden .
Das iſt gewißlich wahr und ein teuer wertes Wort . . .

uſw. , wie Vorlage .
Und nun noch zu Seite 4 der Notenbeilage : Über der vor⸗

letzten Notenzeile unten iſt hinter dem Wort „ Gruß “ anzu⸗
lügen : „ und Friede ( Abendmahlsfeier ) “ . Ferner ſind die
2. Form des Halleluja und die Reſponſorien der Abendmahls⸗
feier aufzunehmen .

Ich komme zum letzten Abſchnitt meines Berichts .



V. Beſchluß der Landesſynode !

Hochverehrte Synodale , der Beſchluß , den die Synode jetzt
zu treffen hat , iſt eine Entſcheidung von großer Tragweite !
Der HA ſieht die Vorlage als ein Geſchenk für unſere Ge—
meinden an, das nach langem Ringen um die heute mögliche
Form aus der Verantwortung vor dem Herrn der Kirche , aus
der Freiheit eines Chriſtenmenſchen , aus rechter Bruderſchaft
und in der Achtung vor der Gewiſſensentſcheidung des Mit
chriſten zuſtandegekommen iſt .

Dem Mühen der liturgiſchen Kommiſſion um ein Gerecht
werden der Lage unſerer badiſchen Gemeinden und um ein
wagefreudiges Anpacken gegenwärtiger Aufgaben ſei unſer
Dank ausgeſprochen .

Der Herr Chriſtus laſſe unſere ſchlichten Verſuche um die
Liturgie der ecclesia militans nun zu einer Einübung auf die
himmliſche Liturgie der ecclesia triumphans werden !

Der HA bittet die Landesſynode auf Grund ſeines ein
ſtimmig gefaßten Beſchluſſes :

Hohe Synode wolle beſchließen : „ Dem vorliegenden ab
geänderten Vorſchlag der liturgiſchen Kommiſſion für die
Ordnung des Gottesdienſtes mit den vom Hauptausſchuß
vorgeſchlagenen Anderungen und Ergänzungen wird zuge
ſtimmt . “

Abgeordneter Specht : Liebe Herren und Brüder ! Ich habevier Jahrzehnte lang in den Gottesdienſten nach einer alten ,
einfachen , ſchlichten Form und Ordnung in den Gemeinden
geſungen und gebetet . Und dieſe ſchlichte Form iſt mir in der
langen Zeit , in der ich ſie gebrauchte , recht lieb geworden .Von mir aus hätte ich nicht daran gedacht , eine andere Ord
nung oder Form des Lobpreiſes und der Anbetung Gottes zu
ſuchen , und ich ſage ganz offen , ich bin zunächſt den neuen
Vorlagen etwas kühl und innerlich unbeteiligt gegenüber
geſtanden . Anders wurde es erſt in der letzten Zeit , beſſer ge⸗ſagt , ſeit ich dieſen abgeänderten Vorſchlag , der heute vor uns
liegt , zu Geſicht bekam und mich damit beſchäftigte . Es iſtmir dabei ähnlich gegangen , wie offenbar dem Herrn Bericht —
erſtatter , daß ich aus dieſer Vorlage etwas ſpürte von der
herrlichen Freiheit eines Chriſtenmenſchen . Und ich möchte
beinahe ſagen , das gehört mit zu dem Beſten und Schönſten
dieſer Ordnung , daß ſie uns in einem Gewand entgegentritt ,an dem man aus jeder Falte etwas ſpürt von der Achtungvor dem Bruder , vor ſeinem Glauben , vor ſeinem Gewiſſen ,vor ſeiner Art und Weiſe zu beten und zu ſingen . Daß die

neue Ordnung uns nicht fordernd entgegentritt : „ Hier bin
ich, und nun haſt du mich zu gebrauchen ! “ ſondern daß ſie be
ſcheiden entgegenkommt , abwartend , gleichſam bittend : „ Pro⸗biere es doch einmal mit mir ! “ , darüber bin ich innerlich froh

und dankbar geworden . Dankbar , daß ich in einer ſolchen
Kirche ſein und dienen darf , die ihren Gliedern und Dienern

die Freiheit gewährt , zu der der Herr der Kirche , JeſusChriſtus , uns erlöſt und befreit hat . Dankbar auch den Brü
dern in der liturgiſchen Kommiſſion und in der Kirchen⸗
leitung , die es verſtanden haben , dieſes jüngſte geiſtliche Kind
unſerer Landeskirche ſo zu kleiden , daß man es lieb haben

kann. Und aus dieſem Empfinden heraus richte ich an die
Synode die herzliche Bitte : Geben Sie die hier vorliegende
Faſſung nun den Gemeinden frei . Vielleicht geht es vielen
ſo, wie es mir ergangen iſt , daß ſie aus der Beſchäftigungmit dieſer Vorlage ſie herzlich lieb gewinnen .
Abgeordneter Dr . Kuhn : Meine Herren ! An der Sitzunger liturgiſchen Kommiſſion haben nicht alle Mitglieder teil —

genommen . Ich bitte um Mitteilung , ob die nachträglich ein —geholten Stellungnahmen hier bei der uns vorgelegten Vor
age mit verwendet wurden .

Abgeordneter Specht : Herr Prof . Hupfeld war bei der Be⸗
ratung mit dabei .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich habe nicht gefragt , ob Herr
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Prof . Dr. Hupfeld hier zu der Vorlage gehört wurde , ſondernob er ſeine Stellungnahme zu dem Vorſchlag der liturgiſchenKommiſſion vor Fertigung der neuen Vorlage eingereichthabe und ob ſeine Stellungnahme mitverwendet wurde .
Prof . D. Hupfeld : Ich habe ſelber bei der Schlußredaktionmitgewirkt und habe vorher im HA alle meine Bedenken , dieich gehabt habe, vorgebracht , und die ſind berückſichtigt wor⸗den ( Zuruf : Herr Präſident , es handelt ſich um PfarrerWeber ) .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Und auch um Herrn ProfeſſorD. Hupfeld . Wir haben hier die Vorlage ; das iſt die Stellung⸗nahme des Ausſchuſſes . Lag bei deren Fertigung die Stel⸗
lungnahme des Herrn Prof . D. Hupfeld und des HerrnPfarrer Weber vor ? Wurden ſie mitverwendet ?

Prof . D. Hupfeld : Bei der urſprünglichen Vorlage war
meine Stellung nicht verwertet . Wie es mit der von HerrnPfarrer Dr . Weber ſteht , weiß ich nicht . Aber bei der jetztvorgelegten iſt jedenfalls meine Stellung voll verwertet .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Oberkirchenrat Heidland ,können Sie noch über die Verwertung der Stellung des
Pfarrers Weber etwas ſagen ?

Oberkirchenrat Dr . Heidland : Sie iſt erfolgt . Sein An⸗
liegen bezog ſich im weſentlichen auf das Kyrie , und wir
haben ausführlich darüber noch geſprochen .

Abgeordneter Schweikhart : Ich möchte mich zu dieſerFrage nun auch ganz kurz äußern . Meine Außerung ſtellt ein
retardierendes Moment dar . Ich habe Gründe dafür .

Bei unſerer letzten Zuſammenkunft auf dem Thomashofbei Durlach habe ich die folgende Erklärung abgegeben , die
ich hiermit wiederhole :

„1. Es liegt mir unſere badiſche Kirchenunion als Konſenſus⸗und Lehrunion beſonders am Herzen . Iſt ſie doch für uns
alle ein gutes Beiſpiel der Skumene im Kleinen .

2. Wenn ſich die Landesſynode behutſam und freundlich um
die neue Liturgie bemüht , ſo liegt auch nach meinem Er⸗
meſſen kein gewiſſenbeſchwerender status conkessionis vor ,d. h. es wird unſer badiſcher Bekenntnisſtand dadurch nicht
berührt .

3. Die Tatſache , daß in unſerem Kirchengebiet nicht wenige
Gemeinden und Pfarrer den derzeitigen liturgiſchen Be⸗
mühungen abwartend , ja ablehnend gegenüberſtehen , darf
nicht überſehen werden . Ich habe feſtſtellen können , daß
viele Gemeindeglieder , beſonders auf dem Lande , alle Re⸗
ſponſorien als befremdlich empfinden . Sie beten lieber in
der Stille mit dem Pfarrer , ſie wollen wirklich beten und
beten auch . Niemand hat das Recht , das zu beſtreiten . So
bitte ich herzlich darum , in unſeren Kreiſen nicht mehr
äußern zu wollen , ſolche Brüder und Schweſtern übten
nicht die rechte Anbetung vor Got , oder es mangele ihnen
das rechte geiſtliche Leben , auf daß nicht dieſe Glieder
unſerer Kirche ungebührlich und unbrüderlich abgewertet
werden . Alle Dinge , auch in Sachen der Liturgie , laſſet in
der Liebe geſchehen . “

Darüber hinaus teile ich mit , daß ich auf Grund eines
Briefes von Herrn Prof . D. Dr. Wolf ſagen darf , daß er im
Einklang mit Herrn Prof . D. Karl Barth der Überzeugung
iſt , man dürfe die liturgiſche Frage mit der konfeſſionellen
Frage nicht vermengen und vermiſchen . Es freut mich ſehr ,
daß Herr Prof . Wolf zu meiner Ihnen dargelegten Stellung⸗
nahme ſich ebenfalls bekannt hat .

Es geht mir nun darum , daß die Freunde der Gottes⸗
dienſtordnung von 1930 mitnichten im Raum unſerer Landes⸗
kirche abgewertet werden . ( Zwiſchenruf Abg. D. Dr. v. Dietze :
Denkt doch niemand dran ! )

Ebenfalls geht es mir darum , daß die für die
Freunde der Gottesdienſtordnung von 1930 wirklich garan⸗
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tiert bleibe . Denn beide Gottesdienſtordnungen , die von 1930
ebenſo wie die von 1950 , ſind in kirchenrechtlicher und auch
in geiſtlicher Hinſicht gleichberechtigt , und das bedeutet :
gleichwertig .

Ich bin tief beeindruckt von der Erklärung des Herrn
Landesbiſchofs , die er während der Verhandlungen im Haupt⸗
ausſchuß abgegeben hat . Er will die Freiheit der liturgiſchen
Geſtaltung nach beiden Seiten hin , für die Freunde der

Gottesdienſtordnung von 1930 und von 1950 gewährleiſtet
wiſſen .

Ich bitte darum , daß dieſe Freiheit auch deutlich bei den

Beſprechungen der liturgiſchen Frage im Lande , vor allem
bei den Veröffentlichungen in den beiden großen Kirchen —
blättern im Süden und im Norden zum Ausdruck komme .

Einer unſerer Synodalen , der bereits abgereiſt iſt , hat
einen Bericht für die Tageszeitungen geſchrieben , in dem nach
meiner Überzeugung der Tatbeſtand einſeitig geſchildert iſt .
Es heißt u. a. in dieſem Artikel :

Die neue liturgiſche Gottesdienſtordnung . Dieſe Ord —

nung ſieht eine reichere Ausgeſtaltung der Gottesdienſt⸗
liturgie vor , deren Faſſung auf Grund eingehender Vor —
beratung in den Gemeinden und Bezirksſynoden endgültig
beſtimmt wurde . Dieſe neue liturgiſche Ordnung wird zu⸗
nächſt nur für 5 Jahre vorgeſchlagen und ſoll ohne Zwang
durch Beſchluß der örtlichen Kirchengemeinderäte eingeführt
werden . Die dann gewonnenen Erfahrungen ſollen , falls
notwendig , nach Ablauf der 5 Jahre in einem endgültigen
Entwurf verwertet werden .

Sehen Sie , liebe Herren Synodalen , dieſe Darſtellung iſt
unbefriedigend , denn der nicht Eingeweihte kann aus ihr
nicht entnehmen , daß die Gemeinden , die bei der Gottesdienſt⸗
ordnung von 1930 bleiben wollen , auch das von der Landes
ſynode zugeſtandene Recht dazu haben .

Außerdem ſind in dem Vortrag , den der Berichterſtatter
der liturgiſchen Beratungen im Hauptausſchuß , Herr Pfarrer
Hammann , hier im Plenum gehalten hat , Tenor und Ten⸗
denz auf das Ziel hin ausgerichtet , die neue Liturgie im Be—⸗
reich unſerer Landeskirche — allerdings vorſichtig und rück —
ſichtsvoll — einzuführen . Nach meinem Ermeſſen iſt nicht
deutlich genug hervorgehoben , daß es Gemeinden gibt , die aus
Gründen , über die zu urteilen uns das Recht nicht zuſteht ,
die alte liturgiſche Ordnung der neuen vorziehen .

Ich habe mitnichten die Abſicht , die Einheit der Synode
in liturgiſchen Dingen zu ſprengen und ſozuſagen als litur⸗
giſcher Gegenſtürmer aufzutreten . Das liegt mir völlig fern .
Ich bitte Sie nur : machen Sie ernſt mit der Zuſicherung der
Freiheit für die Gemeinden , die bei der alten Gottesdienſt —
ordnung bleiben wollen . Sorgen Sie dafür , daß dieſe Ge—
meinden nicht in ein ſchiefes Licht , etwa in das der Rück —
ſtändigkeit oder der Unbelehrbarkeit ( und dergleichen mehr ) ,
kommen . Dieſes mein Anliegen iſt heute , da im politiſchen
Raum ſo verdächtig viel von Freiheit geredet wird , um ſo
wichtiger , auf daß bei uns in der Kirche Freiheit wirklich
Freiheit ſei .

Abgeordneter Günther : Ich ſchließe mich dem an , was
Herr Pfr . Schweithart eben ausgeführt hat . Auch darf ich
noch erwähnen , daß ich von meinem Sinsheimer Bezirk be⸗
auftragt wurde , unter allen Umſtänden die Neueinführung
der Liturgie abzulehnen .

Auch möchte ich noch erwähnen , wenn jedem Kirchen —
gemeinderat die Freiheit gegeben iſt , die neue Gottesdienſt⸗
ordnung einzuführen und wir 5 Jahre Zeit haben , wird ſie
wohl in vielen Gemeinden eingeführt werden , in manchen
aber auch abgelehnt . Haben wir dann nicht auch wieder die
große Variation , um nicht zu ſagen den Durcheinander , dem
wir ja zu ſteuern hofften ? Auf dieſe große Gefahr möchte
ich aufmerkſam machen . Auch möchte ich die Gewähr haben ,
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daß hernach keine Gemeinde über die Achſel angeſchaut wird ,
wenn ſie die neue Ordnung nicht eingeführt hat . In meiner
Gemeinde haben wir nach dem Eingangsſpruch das „ Ehre ſei
dem Vater “ , den Lobvers , das Halleluja , wir ſprechen ge—
meinſam das „ Unſer Vater “ , die Gemeinde das dreimalige
„ Amen “ ; an Feſttagen die Doxologie und gemeinſam das
Glaubensbekenntnis . Alles andere hat mein Kirchengemeinde —
rat heute vor 8 Tagen in einer Sitzung abgelehnt .

Profeſſor D. Hupfeld : 1. Ich hätte niemals zu der ganzen
Sache meine Zuſtimmung gegeben , wenn nicht von vorn —
herein der Satz am Anfang ſtehen würde : Es wird keine Ge—
meinde zu dieſer Ordnung gezwungen . 2. Ich möchte aller⸗
dings wünſchen , daß an einer Stelle dieſes Anliegen noch
deutlicher zum Ausdruck kommt ; und zwar möchte ich, Herr
Pfarrer Hammann , zu der Stelle Ihres Berichts :

„ Der HA erſucht die Synode , an den Oberkirchenrat die
Bitte zu richten , ob die hier vorgeſchlagene Ordnung nicht
ſchon jetzt in großer Auflagezahl gedruckt werden könne , um
ſie ſpäter , mit Erläuterungen verſehen , die auch den Sinn⸗
zuſammenhang gegenüber dem Ganzen beachten , ins Ge—
ſangbuch legen zu können “ ,

den Wunſch haben , daß man , wenn man etwas derartiges für
das Geſangbuch vorbereitete , beide Ordnungen , dieſe neue
und die bisherige , abdruckte , damit deutlich heraustritt , daß
die bisherige Ordnung für alle Gemeinden eine legale Ord —
nung bleibt . Dadurch würde man auch dem Anliegen von
Herrn Pfarrer Schweikhart voll gerecht werden . Und ich
glaube , Herr Pfarrer Günther iſt derſelben Meinung .Es gibt
viele Kirchen , die in ihre Geſangbücher vorn oder hinten
nicht nur zwei , ſondern ſogar noch mehr Ordnungen zur Aus⸗
wahl hineindrucken .

Ferner habe ich noch eine ganz kleine Bitte : Es wäre viel⸗
leicht ganz gut , wenn auf S. 3, wo von den Apokryphen die
Rede iſt , die beiden vom Herrn Landesbiſchof genannten
Stellen aus den Büchern Tobias und Judith hinzugeſetzt
werden , damit die Gemeindeglieder nicht vergeblich in ihrer
Bibel die betr . Stellen ſuchen .

Schließlich habe ich noch ein ganz nebenſächliches Anliegen ,
bei dem es nur um die Sauberkeit der Ausſage geht : Auf
Seite 3 des Ihnen zugegangenen Berichts ſteht bei „ Zweite
Möglichkeit “ — das iſt ja jene Möglichkeit , von der ich an⸗
nehme , daß ſie wirklich praktiziert werden wird —hinter
Votum : „ Bußpſalm “ . Nun hat hier Herr Pfarrer Hammann
auf meine Veranlaſſung zu den Pſalmen , die man gewöhnlich
als Bußpſalmen bezeichnet , noch einige andere Pſalmen hin⸗
zugeſetzt , die ebenfalls an dieſer Stelle ſinngemäß Verwen⸗
dung finden können . Aber ich glaube , wir können dieſe Pſal⸗
men nicht unter dem Titel „ Bußpſalm “ bringen ; denn der
Titel „ Bußpſalm “ hat ſeine ganz beſtimmte kirchliche Tra⸗
dition . Wir drucken am beſten : Bußpſalmen (6, 32, 38, 51,
102, 130, 143) oder andere Pſalmen , z. B. 25, 1 , 42, 43,

39 oder das Gebet Manaſſes .
Im übrigen möchte ich noch einmal betonen : Ich meine ,

daß die Tatſache , daß die jetzige Vorlage den Abſatz über die
Einführung der Ordnung als Punkt 1 an die Spitze geſtellt
hat und ausdrücklich hervorhebt : „ Zur Einführung dieſer
Ordnung ſoll keine Gemeinde gezwungen werden “ , in jeder
Weiſe das Recht der Gemeinden ſchont und dem wehrt , daß
die Gemeinden , die ſich nicht zur Einführung der neuen Ord⸗
nung entſchließen können , irgendwie disqualifiziert werden .
Der Preſſebericht , den Herr Pfarrer Schweikhart vorgelegt
hat , iſt in der Tat nicht zu verantworten . In ihm iſt das
Anliegen , das uns im HA, das den Herrn Landesbiſchof und
auch den Oberkirchenrat bewegt hat , einfach nicht zum Aus⸗
druck gebracht . Es wäre beſſer geweſen , wenn der Preſſe⸗
berichterſtatter ſeinen Bericht erſt dem HA vorgelegt hätte .
Denn weder die Liturgiſche Kommiſſion , noch der HA hätten
einen ſolchen Bericht gedeckt .
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Kreisdekan D. Maas : Nur eine kleine Ergänzung wollte
ich noch vorſchlagen . Ich habe in der Vorberatung vorge
ſchlagen , daß bei dem „Kyrie “ und bei dem „ Gloria “ nebender Form , nach der der Chor im Wechſel mit der Gemeinde
das Kyrie und das Gloria ſingt , eine andere trete , in der
an Stelle des Chors auch der Pfarrer als Sprechender treten
könne . Nun wurde das ſoeben nur für das Kyrie beſchloſſen
und in die Liturgie eingeſetzt , nicht aber für das Gloria . Ich
bitte darum im Bericht auch beim Gloria dieſe Form einzu
ſetzen, nach der der Pfarrer das „ Ehre ſei Gott in der Höhe “
ſpricht und die Gemeinde danach ſingend einſetzt : „ und
auf Erden Fried und den Menſchen ein Wohlgefallen “ .

Abgeordneter Frank : Nach dem Widerſtand , den die da—
malige Vorlage einer neuen Gottesdienſtordnung im ver —
gangenen Jahr da und dort im Lande gefunden hatte , iſt es
wohl beachtſam , mit welcher Behutſamkeit und mit welchem
Bedacht die liturgiſche Kommiſſion und der zuſtändige Refe⸗
rent , Oberkirchenrat Dr. Heidland , die neue Vorlage „ Die
Gottesdienſtordnung betr . “ ausgearbeitet haben und über
deren Beratung , Abänderung und Beſchlußfaſſung er im HA
wachte und auch heute im Plenum hier darüber wacht . Es
wird aber trotzdem nicht ausbleiben , daß bei dem Verſuch der
Einführung der erweiterten neuen Gottesdienſtordnung im
Lande hin und her ein paar Kirchenfenſter eingeworfen wer
den. Aber was ſchadet es, wenn da und dort in die muffige
Stickluft toter Gewohnheit ein friſcher Wind hineinfährt und
Menſchen innerlich genötigt werden , ſich mit der Frage der
Gottesdienſtordnung neu auseinanderzuſetzen . Es geht keines
wegs darum , Pfarrern und Gemeinden eine Saulsrüſtung
überzuſtülpen , unter der ſie ſeufzen , und unter der das innere
Leben einen harten Zwang erleidet . Im Gegenteil ! Die neue
Gottesdienſtordnung will eine Hilfe ſein , die zur Verlebendi —
gung des Gottesdienſtes zum Segen der Gemeinde und des
einzelnen Gliedes führen ſoll . Dabei ſcheint es mir eine
Grundvorausſetzung zu ſein , daß Pfarrern und Gemeinden
neu aufgeht , —eine ganze Reihe wiſſen es bereits was es
um das Weſen des Gottesdienſtes iſt . Es geht in jedem echten
Gottesdienſt um die Präſens , um die Gegenwart des leben
digen Herrn Chriſtus und um die Begegnung der Gemeinde
mit ihm in Gericht und Gnade . Wo ſich aber das ereignet ,kann es nicht anders ſein , als daß der unheilige Menſch , daßich unheiliger Menſch , in der Gliedſchaft der Gemeinde meine
Sünde bekenne und den Zuſpruch der Gnade höre , in das LobGottes einſtimme und ſein Richtung gebendes und aufrichtendes Wort über mein ohne Ihn verlorenes Leben höre . Vonhier aus kommt es zu einer freudigen Bejahung einer Got
tesdienſtordnung , die der Gemeinde alle dieſe Stücke in ver
mehrtem Maße anbietet . Ich möchte ſo ſagen : In dem Maße ,als Menſchen ſich die Augen für das Weſen des Gottesdienſtesöffnen laſſen , wächſt auch die Liebe zu einer Gottesdienſt —
ordnung , die reicher iſt als die bisherige . Wer Gottesdienſtan ſich erfahren hat , iſt dankbar bereit für den Gottesdienſtund ſeine Ordnung .
Und nun noch ein Letztes : Eine weſentliche Hilfe bei der

Einführung der neuen Gottesdienſtorduung kann den
Pfarrern erwachſen , die eine größere Zahl von Flüchtlingen

in ihrer Gemeinde haben , die aus anderen Landeskirchen
mit einer Gottesdienſtordnung kommen , die über unſere bis⸗

herige Ordnung hinausgeht . Dieſe Flüchtlinge vermiſſen
immer etwas in unſeren Gottesdienſten . Gerade ſie werdenin dem lebendigen Kreis der Gemeinde bei der Einführung
der erweiterten Gottesdienſtordnung in innerer Bereitſchaftmittun . Wir unſererſeits aber können mit der Einführung
der erweiterten Gottesdienſtordnung auch dazu mithelfen ,daß Menſchen, die Hab und Gut , Heimat und Heimatkirche

verloren haben, ein Stück weit innerlich heimiſch werden ,wenn ſie angeſichts der Not und Trübſal ihres Lebens in den
Gottesdienſten ihnen bekannte Klänge aus der ewigen Hei —mat hören .
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Abgeordneter Müller : Ich möchte der Synode folgendekurze Erklärung abgeben : Ich habe in der Sitzung des HAmeine Bedenken zu der Vorlage der liturgiſchen Kommiſſionzum Ausdruck gebracht . Sie beziehen ſich weniger auf die ein⸗zelnen Stücke , die zu unſerer ſeitherigen Liturgie hinzu⸗kommen ſollen , ſondern gründen ſich vielmehr auf die Be⸗ſorgnis , wie die Neuerung in den einzelnen Kirchengemein⸗den aufgenommen wird . Es iſt zu befürchten , daß vielfach indie Gemeinden Unruhe , Befremden und Mißtrauen zumSchaden der Kirche und des Kirchenbeſucheshineingetragenwird . Man ſieht da und dort trotz gegenteiliger Beteuerungendie liturgiſche Bewegung auf dem Weg nach Rom . Man be⸗
fürchtet, da die erweiterte Liturgie einen größeren Raumeinnimmt im Gottesdienſt , eine Zurückdrängung der Wort⸗

verkündigung , und man beſtreitet kurzerhand die Notwendig⸗keit einer Anderung unſerer ſeitherigen badiſchen Liturgie ,die beim Vergleich mit anderen Liturgien eine ſchöne Mitteeinhält . Nun iſt die Einführung der neuen Liturgie nach der
Vorlage und nach der beſonderen Betonung durch den Herrn
Landesbiſchof , für die ich beſonders dankbar bin , in das Er⸗meſſen der Einzelgemeinde geſtellt . Es iſt dazu weiter nichtsmehr zu ſagen . Dieſer Paſſus iſt von verſchiedenen Rednern
ganz beſonders ſtark hervorgehoben worden . Und gerade imHinblick auf dieſen Paſſus habe ich im HA der Empfehlungder Vorlage an die Synode zugeſtimmt . Ich möchte das
unterſtrichen haben . Deſfen ungeachtet werde ich mich bei der
endgültigen Abſtimmung hier im Plenum der Stimme ent⸗
halten . Einmal , weil ich an eine wirkliche geiſtliche Erneue⸗
rung der Gemeinde durch die erweiterte Liturgie nicht glaube ,und ſodann halte ich es für notwendig , daß hier auch die
Bedenken zum Ausdruck gebracht werden . Sollten ſich dieſe
Bedenken im Laufe der Zeit nicht bewahrheiten , ſo wird dies
niemand mehr freuen als mich .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Meine Herren ! Auf Seite 4 der
Vorlage finden wir Text und Vertonung . Für mich iſt die
Frage : Sind dieſer Text und die Vertonung letztlich und
ſollen ſie ſo bleiben oder ſind hier nicht Anderungen zu ver⸗
anlaſſen ? Z. B. beim Kyrie und dem Gemeinde⸗Teil . Es
wurde mir von Herrn Muſikdirektor Dr. Deffner geſagt , daß
dieſe Vertonung eine unorganiſche Sache ſei , und er habe
darüber auch bereits nach Karlsruhe berichtet . ( Zuruf : Nein ! )

Ich bitte , nun einmal zu dieſer Frage Stellung zu nehmen .
Im Gloria ſagte vorhin Herr Prof . D. Hupfeld „ und

Friede auf Erden “ . Aber hier ſteht es anders . Was ſoll nun
werden ? Soll es werden , wie es hier ſteht oder ſoll es nicht
ſo werden , wie wir es von Kindesbeinen an kennen und es
Herr Prof . D. Hupfeld wiederholt hatte ?

Oberkirchenrat Dr . Heidland : Zu dem Monitum von
Dr . Deffner iſt zu ſagen : Es bezieht ſich nicht auf die ganze
Form des Kyrie mit den griechiſchen und den deutſchen Tei —
len , ſondern es bezieht ſich nur darauf , daß in unſerem heu⸗
tigen Geſangbuchanhang die deutſchen Teile unmittelbar auf⸗
einander folgen und zwar in der Tonfolge , die ſie in Ver⸗

bindung mit den griechiſchen Teilen haben. Dagegen hat er
muſikaliſche Bedenken . Ich perſönlich teile dieſe W. ne
Wir haben darüber auch in der liturgiſchen Kommiſſion ge⸗
ſprochen . Aus eben dieſem Grund hat die B 05miſſion es nur als einen Notfall bezeichnet , wenn die 105ſchen Teile nacheinander geſungen würden . Es wäre 3 51wie es Herr Dr . Deffner , und nicht nur er, vorſch z
deutſchen Teile , wenn ſie unmittelbar nacheinander Hel8
werden , eine beſondere Melodie zu entwerfen , Ich 5aber dazu nicht raten ; denn dadurch käme eine zu 55 85
ſchiedenheit in die einzelnen Gemeinden hinein .

b. 89 5da den Vorwurf der Muſiker auf mich und glau be, a5 558 ehen leichter iſt, wenn wir die Tonfolge desaufs Ganze geſehen e⸗ iſ wen en, als wenn wir ſiedeutſchen Teiles in jedem Fall beibehalten, als
er mi

für den deutſchen Teil ändern , je nachdem , ob er m
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griechiſchen verbunden iſt oder nicht . Wir erleichtern der Ge—

meinde , wenn wir den deutſchen Teil in jedem Fall bei⸗

behalten , das Einleben in das ganze Reſponſorium .
Und das andere : Wortlaut und Melodie des „ Ehre ſei Gott

in der Höhe “ muß , wie richtig feſtgeſtellt wurde , in der Form
der Notenbeilage unſerer Vorlage gebraucht werden . Dieſe
Form iſt für Südweſtdeutſchland von beſonderer Bedeutung :
ſie ſtammt aus Straßburg und wurde dort 1525 eingeführt ,
iſt alſo ein Stück Reformation unſerer Heimat . Sie genießt
in der Liturgik hohes Anſehen und findet ſich auch im „Litur —
giſchen Handbuch “ .

Abgeordneter Eifinger : Auch ich möchte ſagen , daß ich bei
aller Liebe zur Liturgie dieſem Entwurf im Hauptausſchuß
nur deswegen meine Zuſtimmung geben konnte , weil zu ihm
eben dieſes Vorwort und damit die Zuſage der vollen Frei —
heit gegeben iſt und zwar , wie mir ſcheint , in ſehr deutlicher
Form . — Aber was Bruder Frank eben geſagt hat , das hat
bewieſen , daß das Wort , das Bruder Schweikhart vorhin ver —

leſen hat , trotzdem noch nötig war . Denn darum geht es ja
nun gerade bei der vollen zugeſagten Freiheit , daß über die⸗

jenigen Gemeinden , die ſich nicht oder noch nicht entſchließen
können , die neue Liturgie einzuführen , kein abwertendes
Urteil gefällt wird . Das aber hat Bruder Frank getan , wenn
er vorhin von dem „friſchen Wind “ redete , der in die muffige ,
dumpfe Atmoſphäre der Gemeinden hineinfahren müßte , die
die bisherige Liturgie beibehalten möchten . Das iſt es, was
immer wieder befürchtet wird im Lande draußen und das iſt
es, was dann — wenn ich das Wort des Herrn Landes —
biſchofs gebrauchen darf — die „ Hohlräume “ erzeugt , daß
bei den betr . Gemeinden der Eindruck entſteht : Wir werden
als minderwertig , als zurückgeblieben , als langweilig oder
etwas ſchwerfällig angeſehen , wenn wir das nicht haben
wollen . Und dabei iſt es nun doch wirklich nicht ſo, daß
es etwa nur die kirchenfremden und unlebendigen Ge—
meindeglieder ſind , die einer Anderung der Liturgie kritiſch
oder ablehnend gegenüberſtehen . Vielfach ſind es vielmehr
gerade ſehr lebendige Gemeindeglieder , die wirklich innerlich
am Gottesdienſt teilnehmen — aus Gemeinſchaftskreiſen
z. B. — die perſönlich ſtarke Hemmungen gegenüber der Ein —
führung der neuen Liturgie oder einzelner Stücke derſelben
haben . —Das Wort von Bruder Frank hat alſo gezeigt , wie
nötig das Wort von Bruder Schweikhart geweſen iſt .

Abgeordneter Schweikhart : Ich will noch ein Anliegen an⸗
merken . Bruder Frank ſprach auch von den Flüchtlingen , die
ſich mit der neuen Liturgie leichter anfreunden könnten und
ſo im Gottesdienſt ihre Seelenheimat beſſer gewinnen wür⸗
den . Ich habe auch Flüchtlinge in meiner Gemeinde . Sie
haben bei der alten Liturgie ihre Seelenheimat bereits ge—
funden . Dieſe Flüchtlinge kommen gerne und treu zum Got⸗
tesdienſt und haben ſich in der Kirche ihren beſonderen
„ Stuhl “ , d. h. den regelmäßig eingenommenen Platz aus⸗
gewählt , nicht nur die Frauen , ſondern auch die Männer . Sie
gehen bei der alten Liturgie ebenſo gut mit wie die Ein⸗
heimiſchen .

Zu der Frage der Flüchtlinge im allgemeinen möchte ich
noch anfügen : — wir in Nordbaden haben mehr Erfahrung
mit Flüchtlingen als die Südbadener — wir wollen und
müſſen den Flüchtlingen in jeder Weiſe geben , was möglich
iſt . Darüber hinaus aber wollen und müſſen wir unſere Ein⸗
heimiſchen nicht vergeſſen . So ſollen ſie z. B. im Gottesdienſt
ihre Seelenheimat behalten . Es gibt im Badener Land ſo
etwas wie die kleine Pfalz , die die neueren Liturgiebeſtre —
bungen ablehnt .

Abgeordneter Zitt : Ich bitte die Synode , wenn ſie nachher
abſtimmt , ſich zwei Dinge ernſtlich vor Auge und Herz zu
ſtellen : Das eine iſt , daß das liturgiſche Leben , das in unſerer
Kirche — und nicht nur in ihr aufgebrochen iſt , ſich nicht
mehr ausrotten läßt ohne Schaden für dieſe Kirche . Das
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andere iſt aber , daß dieſes Leben in ſeine geordnete Bahnen
und Formen gebracht werden muß . Wir haben „Liturgiker “ ,
die über das , was die Vorlage will , weit hinausgehen ; dieſen
Leuten muß eine klare Bahn und Richtung gewieſen werden .
Das iſt von Anfang an unſer Anliegen bei dieſer Vorlage
geweſen , daß wir den Extremen die Auswüchſe beſchneiden
und doch ihrem Anliegen gerecht werden , indem wir ſagen :
„ Das iſt die Richtung , in der gegangen werden muß . “

Abgeordneter Dr . Kuhn : Meine Herren ! Bei der Zuſage
der vollen Freiheit halte ich es aber doch für notwendig , daß
im Gegenſatz zu der Anſicht des Herrn OK Dr . Heidland auch
der Gemeinde - Teil , wenn er allein geſungen wird , ſeine
eigene Vertonung bekommt . Sehen wir doch aus dem Ent⸗
wurf der Gottesdienſtordnung für die Kirchengemeinde
Karlsruhe , daß dort vorgeſehen iſt , daß das Kyrie evtl . weg⸗
bleibe . Und in dieſem Fall iſt es notwendig , daß dann der
bleibende deutſche Textteil die Vertonung bekommt , der er
wirklich bedarf , wenn er allein daſteht .

Ich bitte deswegen , zu veranlaſſen , daß auch dieſer Teil für
den Fall , daß er allein bleibt , entſprechend vertont werde .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich möchte noch auf eine Klei⸗
nigkeit hinweiſen . Sie iſt aber vielleicht nicht unwichtig . Auf
Seite 2 des Berichts des HA heißt es : „ Weiter möge geprüft
werden , ob die hier vorgeſchlagene Ordnung nicht in großer
Auflagezahl gedruckt werden könne , um ſie ſpäter , mit den
Erläuterungen verſehen , die auch den Sinnzuſammenhang
gegenüber dem ganzen beachten , ins Geſangbuch legen zu
können . “ Bei der Behandlung der Geſangbuchfrage auf den
Bezirksſynoden iſt die Frage geſtellt worden , ob in das künf —
tige Geſangbuch beide Gottesdienſtordnungen , die jetzige und
die neue , oder nur die neue aufgenommen werden ſollten .
Durch die eingehenden Beſchlüſſe der Bezirksſynoden in die⸗
ſer Sache erhält der OK Unterlagen für die ihm anheim⸗
geſtellte Prüfung der Frage , ob er in den Sonderdruck beide
Gottesdienſtordnungen oder nur die neue aufnehmen ſoll .
Ferner meine ich, daß die neue Ordnung ſofort mit Erläute⸗
rungen verſehen gedruckt werden ſollte , was aus dem oben
angeführten Satz des HA nicht eindeutig hervorgeht . Wenn
man jemand etwas verſtändlich machen will , muß man es
ihm auch zugleich erläutern .

Profeſſor D. Hupfeld : Ich möchte dazu nichts äußern . Ich
möchte nur Herrn Kuhn beruhigen . Ich halte es für unprak⸗
tiſch , wenn wir jetzt eine ganze Menge von muſikaliſch ver⸗

ſchiedenen Formen einführen . Dieſe Form —auch die hal⸗
bierte , wenn ich ſo ſagen darf , — iſt durchaus ſingbar . Ich
habe das jetzt gerade in einem bayriſchen Gottesdienſt , in dem
ich am vorigen Sonntag zufällig war , erlebt . Die einzige
Schwierigkeit iſt das „k“ bei „Chriſte “ und „auf Erden
Fried “ . Ich habe vielfach die Frage gehört : wird dieſer uns

ungewohnte Ganztonſchritt von unſeren Landgemeinden ge⸗
packt werden ; wir ſind doch nun einmal an dieſer Stelle ein

„fis “ gewohnt . Urſprünglich habe ich in meinem Schreiben
an Herrn Oberkirchenrat Dr . Heidland vorgeſchlagen , das
„fis “ wenigſtens zur Auswahl zu ſtellen . Aber vielleicht iſt es

beſſer , daß man das läßt . Denn die Großartigkeit dieſer alten .
melodiſchen Form wird ſich unſerer Jugend leicht einprägen ,
weil ſie gewohnt iſt , in ſolchen Tonſchritten zu ſingen ; mit
der Zeit wird ſich auch die Gemeinde daran gewöhnen . Es
wird ſehr darauf ankommen , daß Herr Profeſſor Dr . Poppen
einen Orgelſatz herſtellt , der der Gemeinde das Singen des
„k“ erleichtert . Man ſollte hier doch keine Kompromiſſe ſchlie⸗
ßen und in unſeren Vorſchlag nicht unnötige Kompliziert⸗
heiten hineinbringen . Wir wollen es deshalb auch bei dem
Wortlaut : „ und auf Erden Fried “ bewenden laſſen . Man
kann auf die vorgeſchlagene Melodie nicht „ und Frieden auf
Erden “ ſingen . Wir müßten alſo an dieſer Stelle , wenn man
dieſen Wortlaut zur Auswahl zur Verfügung ſtellen würde ,
auf die aus dem 19. Jahrhundert ſtammende in unſerem
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Geſangbuch in der Liturgie des Kindergottesdienſtes ent⸗
haltene ſchwelgende Melodie zurückgreifen . Dadurch würdeaber die ganze von uns jetzt erarbeitete Liturgie ſtiliſtiſch
fragwürdig . Davor möchte ich warnen .

Präſident Dr. Umhauer : Die Rednerliſte iſt erſchöpft . Wir
wollen abſtimmen .

Der Antrag der Kommiſſion lautet folgendermaßen :
„ Der Hauptausſchuß bittet die Landesſynode auf Grund

ſeines einſtimmig gefaßten Beſchluſſes :
Hohe Synode wolle beſchließen : Dem vorliegenden ab —

geänderten Vorſchlag der liturgiſchen Kommiſſion für die
Ordnung des Gottesdienſtes mit den vom HA vorgeſchla
genen Anderungen und Ergänzungen wird zugeſtimmt . “
Wer für dieſen Antrag iſt , den bitte ich, die Hand zu er

heben : 31. Wer iſt gegen dieſen Antrag ? — 2. Wer enthält
ſich ? — 8.

Der Vorſchlag iſt angenommen mit 31
Enthaltungen und gegen 2 Stimmen .

Stimmen bei 8

Damit ſind wir am Ende unſerer Tagesordnung angelangt .
Der Herr Landesbiſchof wird uns nachher ſein Schlußwort
ſprechen . Ich möchte aber doch, bevor ich abtrete , noch einer
Dankespflicht genügen , die ich auch den Herrn Vorſitzenden
und Mitgliedern des HA und des VA ſchuldig bin . Ich habe
ja dem FA geſtern ſchon meine Huldigung dargebracht . Ich
bin der Auffaſſung , daß auch die beiden anderen Ausſchüſſeund ihre Vorſitzenden und Berichterſtatter unſeren herzlichen
Dank verdient haben .

Landesbiſchof D. Bender : Verehrte , liebe Brüder ! Bevor
ich mit ein paar kurzen Sätzen unſere Synodaltagung be
ſchließe , möchte ich unſeren Synodalen doch noch mitteilen ,
daß unſer verehrter Freund , Kreisdekan D. Maas , am31. Oktober auf einen 50jährigen Dienſt in unſerer Kirche
zurückblicken darf . Es iſt doch etwas beſonderes , daß wir ihn
noch als aktiven Pfarrer unter uns haben , —ein Anlaß auch ,
ihm herzlich für alle Treue zu danken , die er in 5 Jahrzehnten an das ihm befohlene Amt gewandt hat . Wir danken ihmfür ſeinen Dienſt als Kreisdekan an den Gemeinden ſeines
Sprengels , ganz beſonders auch für den väterlichen und zugleich brüderlichen Dienſt , den er in den vergangenen Jahrenauf vielen Freizeiten an unſeren Pfarrern getan hat .

Ein zweiter Dank gebührt dem Haus , das uns wieder ſogaſtlich aufgenommen und aufs beſte verſorgt hat . Immerwieder ſpüren wir den Hauch der Stille , die uns hier umgibtund uns ebenſo not iſt wie wohl tut .
Und nun noch ein ganz kurzer Rückblick : Wir haben die

Aufgabe , die uns geſtellt war , erledigen können dank der
fleißigen Arbeit aller Mitglieder der Synode . Zwei Schwer⸗punkte kennzeichnen die Arbeit : Der eine lag in der Ver⸗
abſchiedung des Haushaltsplans . Es ging ja hier nicht nur
umZahlen und nicht nur darum , daß der Haushalt , wie man
ſo ſagt , ordnungsgemäß ausbalanciert wird . Es ging auchnicht nur darum , daß man nach Wegen ſuchte einzuſparenund die Ausgaben der Kirche zu droſſeln . Es ging auch nicht
nur um die große Sorge , die uns dieſes Mal ganz beſonders

wieder eindrücklich gemacht worden iſt , wie nämlich die zerſtörten Kirchen möglichſt bald wieder aufgebaut werden könn
ten. Sondern es ging im Grund um das geſamte Leben

unſerer Kirche . So eine Beratung über den Haushalt iſt
eigentlich eine Generaldebatte über das Leben und die Arbeit
unſerer Kirche überhaupt . Anders kann es auch nicht ſein ineiner Kirche, wo das Geld zwar auch eine Rolle ſpielt , abereben nur eine ganz begrenzte .

Den anderen Schwerpunkt unſerer Beratungen bildete die
erweiterte Gottesdienſtordnung , die eben beſchloſſen und den
15 freigegeben wurde , die dazu willig und freudig
ind.

Ich ſelber bin froh und dankbar für dieſen Schritt , denunſere Synode in der Frage der Gottesdienſtordnung getan
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hat. Ich denke aber in dieſer Stunde beſdie, wie wir es eben von Bruder Müller gehört haben , dieSorge nicht zu unterdrücken vermögen , daß hier einliturgiſcherAſthetizismus oder , was noch gefährlicher wäre , eine Nei⸗gung zu katholiſierenden Formen im Spiele ſein könnte . DieBrüder, die Bedenken haben , möchte ich bitten , langſam imUrteil zu ſein und mir zu glauben , daß es uns darum ganzgewiß nicht geht . Es iſt unſer Gottesdienſt auf Erden , wennwir ihn recht verſtehen , ein Präludium zu dem himmliſchenGottesdienſt , dem wir entgegenhoffen und entgegengehen.Wenn ich ' s könnte , dann möchte ich unſeren Gemeinden mitEngelszungen erklären , was in unſerem Gottesdienſt geſchiehtund wie die Reſponſorien ( Vechſelreden ) nur ein ſchwacherWiderhall jenes großen Reſponforiums ſind , das an jenemTage anhebt , wo Gott mit dem Introitus anhebt : „ Wacheauf , der du ſchläfſt ! “ und die Antwort der Erlöſten ſein wird :„ Hier bin ich und die Kinder , die du mir gegeben haſt “, undGott fortfahren wird : „ Ei du frommer und getreuer Knecht ,gehe ein zu deines Herrn Freude “ und wir mit dem 126. Pſalmantworten : „Der Herr hat Großes an uns getan . Des ſind

onders an diejenigen,

wir fröhlich . “
Das bewegt mein Herz , daß unſere Gemeinden ſo den

Gottesdienſt verſtehen möchten . Dann iſt er eine Einübungauf den großen Tag , wo unſere Zunge ihn rühmt und unſerMund voll Lachens ſein wird , und wo das große hemmende
Schweigen und die innere Verlegenheit ganz von uns ge⸗nommen wird , und das große Hephata das Band der Zungeund das Band der Seele für immer löſt . Es iſt ſicher nicht
zufällig , daß in dieſem geſchichtlichen Augenblick unſere Kirchevon der Frage nach dem lebensvollen Gottesdienſt bewegtwird . Unſere Kirche ſteht ja immer in einer doppelten Be⸗
wegung : in der Bewegung hin zur Welt : „ Gehet hin in alle
Welt . “ Noch nie iſt ſo von Offentlichkeitswille und Verant⸗
wortung der Kirche für die uns umgebende Offentlichkeit , für
unſer Volk , für die Welt und für ihre armen und vergäng⸗
lichen Ordnungen geſprochen worden , noch nie iſt dieſe Ver⸗
antwortung ſo in unſer Gewiſſen geſchoben worden . Und
geſtern hat einer der Amerikaner , Bruder Littel , ein Metho⸗
diſtenpfarrer , mit dem wir noch ſprechen konnten , geſagt , er
verſtünde unſere Haltung in der Entſcheidung über das Ge⸗
läute , aber er müſſe ſagen , an unſerer deutſchen Kirche falle
ihm auf , wieviel vortreffliche innerlich gerichtete tief denkende
Menſchen da wären , aber was ihm an unſerer Kirche fehle
oder zu fehlen ſcheine , wäre , daß ſie mehr wirke in die ſie um⸗
gebende Geſellſchaft , und daß ſie ſtärker etwas von der Salz⸗
und Lichtkraft verrate , die Gott der Gemeinde auf Erden
nicht für ſich ſelbſt , ſondern für das Volk umher gegeben hat .
Aber wenn unſere Kirche ſich anſchickt , und ſie ſchickt ſich an,
dieſer ihrer Pflichten für die Welt bewußt zu werden , wenn
ſie alſo gleichſam hinausgeht in die Welt, dann kann ſie dasnur ohne die Gefahr , ſich ſelbſt zu verlieren und dadurch ver⸗
loren zu gehen , wenn ſie ihre feſte Heimat im Gottesdienſt
hat . Dienſt an der Welt , wenn er recht iſt, kommt aus dem
Dienſt Gottes an uns und führt auch wieder zu ihm . Und
darum iſt es gut , wenn Gott gleichſam in dieſem Augenblick,
wo wir unſerer Verantwortung für unſer Volt, für ſein
politiſches Leben , für ſein Rechtsleben, für alle die Fragen,
die unſer Volk angehen , Flüchtlingsfragen uſw. bewußt wer⸗
den , durch dieſe neue Gottesdienſtordnung einen üie 8zu der anderen Bewegung : „ Kommet her zu mir alle ! 90ins Heiligtum und bleibt im Allerheiligſten und lebt im be
Gottes , damit ihr aus dem Lobe Gottes und zum Lobe Gottes
nachher in der Welt ſein könnt .

8 danke Gott , daß er uns auch ſo brüderlich hat bleiben
laſſ d wenn wir , wie Friedrich Hauß geſagt hat , im

Wunden bekommen haben ,Kampfe dann und wann einige
5 öſorat 6 ür, daß

der Samariter ſchon daſteht , derdann ſorgt Gott dafür , daß der Sat in Finern
ihm in dieſe Wunden ein wenig Sl und Wein hineingießt.
Und davon haben wir in der Synode auch etwas gemerkt .
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Liebe Brüder , ich bin darüber beglückt , daß ſich alle Mühe

gegeben haben , in den Schranken zu laufen , und wenn dann

einmal da und dort in der Hitze des Gefechts und unter dem

Zuge unſeres Temperaments der Fuß etwas über den Strich

hinübergegangen iſt , man doch auch gemerkt hat , wie Gott

den andern am Zügel hielt und er ſeinen Fuß wieder in die

Schranke zog. Das iſt etwas Beglückendes . Was uns Gott

hier geſchenkt hat , iſt das Werk des heiligen Geiſtes , deſſen
wir uns erſt voll bewußt werden , wenn wir darauf achten ,

wie es in einem weltlichen Parlament zugeht , ſo wie wir in

unſerem Familienleben des Schutzes Gottes uns oft erſt

bewußt werden , wenn wir in Berührung mit anderen Fa⸗
milien kommen , die dieſen Schutz nicht haben und in denen

die böſen Geiſter ihr zerſtörendes Werk tun . Dem Herrn

Chriſtus ſei Dank , daß wir auch als Synode „ in Seinem

Reich unter Ihm leben “ durften und dürfen !

Präſident Dr . Umhauer : Die Synode vertagt ſich.

Landesbiſchof D. Bender ſpricht das Schlußgebet .



Vorlage des Ełweiterten Evang. Oberlirchenrats
on die Landessynode der Vereinigten Evong . -protestontischen Landeskirche Bodens

im Herbst 1950

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes
über die allgemeinen kirchlichen Ausgaben und Einno

1951 , 1952 und 1953

Die Landessynode hat am das
folgende kirdiliche Gesetz beschlossen :

Artikel 1

a) Die allgemeinen kirdilidien Ausgaben für die Redi -
nungsjahre 1951, 1952 und 1953 (1. 4. 1951 — 3
1954) werden auf Grund des angesdhlossenen Vor -
anschlags auf jährlich 11 807 744 DM
festgesetzt .
Die allgemeinen kirchlidien Einnahmen für
Rechnungsjahre 1951 1952 und 1953 1951 —
31. 3. 1954) werden auf Grund des angeschlossenen
Voranschlags auf jährlidi 10 412 990 DM
festgesetzt .

die

0) Der sich danadi ergebende Fehlbetrag

1394 754 DM
soll aus Betriebsmitteln und Soweit diese nidit aus -reichen , durdi Aufnahme eines Darlehens gedecktwerden .

von jährlich

Artikel 2
Als Steuergrundlagen für die Kirchensteuerjahre1952, 1953 und 1954 gelte u die Ursteuern , die durch dievon den zuständigen staatlichen Stellen gem . Art . 12Abs . 1 des Landes - und Ortskirckensteuergesetzes zuerlassenden Verordnungen über die Erhebung der19526r , 1953er und 1954er Kirchensteuer bestimmtwerden .

Der Steueérfuß Eirchensteuersatz ) beträgt für die1952er , 1953er und 1954er Kirchensteuer der Lohn -
steuerpflichtigen und der Veranlagten Einkommen —
steuerpflichtigen 10 v. H. der Lohnsteuer bzw . der Ein -kommensteéuer .

Artikel 3

sVoranschlagszeitraums die Ge -
8 nach Artikel 12 Abs . 1 des , Landes -kirchensteuergesetzes und nach Artikel 12 Abs . 1 desOrtskirchensteuergesetzes der Besteuerung zugrundezu legenden Ursteuern derart geändert , daſ der zu er -

wartende Steuerertrag nicht erreickt wird , S80 ist derErweiterte Evang . Oberkirckenrat ermächtigt , den inArtikel 2 bestimmten Steuerful durch einen neuenSteuerfestsetzungsbeschluſß abzuändern .

Werden v ährend de
Setzèe über die

Artikel 4
er Erweiterte Evang . Oberkirchenrat wird ermäch -tigt , den i

tikel ?1 — in Artikel 2 festgesetzten Steuerfuſt herab -Juset - 8 ie E ietzen , wenn die Entwicklung der Einnahmen , ins -desondere des Steuer aufkommens , eine Ermäfligungdes Steuerfußes zulälit

hmen für die Rechnungsjahre
(J. A. 1951 —31 . 3. 1954 ) .

Artikel 5
Der Evang . Oberkirdhenrat ist ermächtigt , mit Ge -

nehmigung des Erweiterten Evang . Oberkirchenratsim Wege von Kirdienanleihen für Rechnung der Evang .Landeskirchenkasse die Mittel aufzubringen , die nöti -genfalls zur vorübergehenden Verstärkung der Be -triebsmittel der Evang . Landeskirdenkasse benötigtwerden , und zwar bis zum Höchstbetrage von 2 Mil .lionen Deutsche Mark .

Artikel 6
Der Evang . Oberkirchenrat ist ermächtigt , die nach

Artikel 5 nötigen Mittel durdi Ausgabe von Schuld -
verschreibungen oder in andeérer geèeigneter Weise für
Rechnung der Evang . Landeskirchenkasse durch diese
beschaffen zu lassen . Die Bestimmung des Zinsatzes
und der Bedingungen für Schuldversdireibungen und
sonstige Darlehen bleibt dem Evang . Oberkirckenrat
überlassen .

Artikel 7
Der Evang . Oberkirchenrat ist ermächtigt , namens

der Vereinigten Evang - prot . Landeskirche Badens oder
einer seiner unmittelbaren Verwaltung unterstehenden
Stiktung oder Anstalt , für evang . Kirchengemeinden
und für im Sinne der Landeskirche arbeitende evange -
lische Körperschaften , Anstalten und Vereine zum
Ivecke der Aufnahme von Darlehen für die Erstellung
oder den Umbau kirckli - her Gebäude oder für eine
Umschuldung Bürgschaften nadh 88 765 ff. des Bürger⸗
lichen Gesetzbudies zu übernehmen .

Die Gesamtsumme der auf Grund gesetzlicher Er -
mächtigungen übernommenen und noch gültigen undder weiter zu übernehmenden Bürgschaftsverpflich-
tungen darf den Betrag von 1,5 Millionen DM nidit
überstéigen .

Artikel 8

Sollte bis zum 31. März 1954 das Gesetz über die all -
gemeinen kirchli - hen Ausgaben für das Rechnungsjahr
1954 (1. 4. 1954 — 31. 3. 1955 ) und ihre Dedkungsmittel
samt Voranschlag für den Haushaltszeitraum 1954/55
noch nicht durch die Landessynode beschlossen Ssein, 80
können alle Ausgaben persönlicher und sachlicherArt
in den gleichen Beträgen fortgezahlt werden , 8im vorliegenden Voranschlag nebst etwaigen Nach -

trägen dazu bewilligt worden sind .

Artikel 9

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1951 in Kraft .

Artikel 10

Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem Vollzug

dieses Gesetzes beauftragt .



Voronschla

für die Rechnungsjohre 1951 , 1952 und 1953

(J. 4. 1951 3J . 3. 1954 [ gekürztl )

Voranschlags - Voransdllags-
satz

07 5Ei 41 satzO2. Ausgaben 1951/54 5 innahmen
1951/54

jährl . jährl .D D

A. Lasten 1Ertrag der Landeskirdienstèuer 7750 0001 Anteile der Kirchkengemeinden an 2 Reinertrag der Zentralpfarrkasse 750 000der Kirckensteuer vom Einkommen 1171 000 3 [ Beiträge des Staates 1140 0002 Abgänge 100 000 4[ Beiträge der unmittelbaren Fonds3 insen von Schuldigkeiten 70 000 zum allgemeinen kirchl . Aufwand 35 9904 Gfkentliche Abgaben 400⁰0 5 [ Sonstige Beiträge 106 5005 Aufwendungen für Gebäude 70 00⁰ 6 Einnahmen aus der Hinterbliebenen -6 Leistungen aus besonderen Rechts - versorgung der Geistlidien —
verpflichtungen der Landeskirche 10 000 7 [ Einnahmen aus der Erteilung von7Prozeſfkosten 5 000 Religionsunterridit 1840008 Sonstige Lasten 2 000 8Uberschüsse kirchl . Fonds 100 000

Summe X Lasten 1432 000 9Aus Gebäuden und Grundstücken 800⁰0
10 Mietzinsen für vermieètete Dienst -

155581 und Mietwohnungen 700⁰
.5 6Ia ) Umlage der EKD 65 124 11 Zinse 8 1

12KRückersatz von Betreibungskosten —b) Kosten der Landessynode und der
Tagungen des Erweiterten Ober - 13 [ Niedergeschlagene , naditräglich wie -
kirchenrats 10 500 der flüssig gewordene Steuer -

c) Verwaltungsaufwand des OKR . 306 800 beträge 36 5d) 4 %ige Hebegebühr der Finanz . 14Aus dem Betrieb des Kirdienmusi —
I

8 8
280 500 kalischen Instituts 15 000

e) Sachl . Amtsunkosten und Verwal - 15 Aus dem Betrieb der Ev - sozialen 6518tungsaufwand der dem OKR . un - Frauenschule 2
500tergeordneten Dienststellen 633 320 16 Ersatzbeträge 139 50

III persönlicher Aufwand für den Be - 17Ersatz von Kosten aus der Tätigkeitzirksdienst der landeskirchl . Ver - des Dienstgerichts und des Ver —
mögensverwaltung 114 500 Waltungsgerichts 53

III
Aufwand kür die Ausbildung der 18 [ Sonstige Einnahmen eKünftigen Geistlichen 75 00⁰ Geèsamtsumme der Einnahmen 10 412 990IVI Aufwand für die Kirchenbezirke 69 000 Gesamtsumme der Ausgaben 11 807 744yVI Aufwand für die Gemeindeseelsorge

8im allgemeinen 5 016 000 Mehrausgabe 1394 754,
pp ppDpDpp ieV Aufwand für die Studentenseelsorge 19 300

VII Aufwand für den Religionsunterricht 490 500 die aus Betriebsmitteln und , soweit diese nicht aus -VIIa ] Aufwand für das Volksmissionarische reichen , durch Aufnahme eines Darlehens gedecktAmt der Landeskirche 6 000 llVIIb Aufwand für die Ev . Akademie der
Landeskirdie 12 000

VIII [ Für den Dienst an der Ev . Gemeinde -
jugend 144 500

IXI Für das Männerwerk der Landes -
kirche 39 500

XI Für die Frauenarbeit der Landes -
kirche 48 500

XII Für den Wohlfahrtsdienst 50 500
XIII Für die Pflege der kirdil . Musik 64 900

XIIII Für die Ev. - - soziale Frauenschule 50 000
XIVI Kuhegehälter 1 055 000
XVI Unterstützungen 69 300

XVII Hinterblieéhenenversorgung 947 000
XVIII Allgemeiner Aufwand 808 500

Summe B Zweckausgaben 10 375 744
Summe A Lasten 1432 000 8

Gesamtsumme der Ausgaben 11 807 744ETEFEEEEE
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Vorlage des Erweiterten Evang. Oberkircheniats
an die Landessynode der Vereinigten Evang . Protestantischen Landeskirche Badens

Anlage II .

im Herbst 1950 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Errichtung einer Evang . Kirchengemeinde Zell am Harmersbach betr .
Die Landessynode hat nach erfolgter staaflicher

Genehmigung als kirchliches Gesetz beschlossen , was
folgt :

Artikel 1.

Die Evangelischen , welche auf den Gemarkungen
der bürgerlichen Gemeinden Zell am Harmersbach ,
Biberach , Nordrach , Oberentersbach , Oberharmers -
bach , Unterentersbach und Unterharmersbach woh -
nen , werden mif Wirkung vom 1. Apri ! 1950 zu einer
Kirchengemeinde Zell am Harmersbach , deren Kirch -

spiel die genannten Gemarku
dJsschlossen .

Artikel 2.
Die Evang . Kirchengemeinde 2ll am HarmersbachVwird dem Kirchenbezifk Lahr 2

Dièeses Gesefz wird hiermif verkündetf .

ugeteilf .

Karlsruhe , den 1950.
Der Landesbischof :

Begründung :

Die in den Gemeinden Zell a. H. , Biberach , Ober - ⸗
enfersbach , Oberharmersbach , Unferentersbach und
Unterharmersbach wohnenden Mitglieder der Landes -
kirche walen seit 1926 zu einer Diasporagemeinde
2ell à. H. zusammengeschlossen , ebenso die Mitglie -
der der Landeskirche in Nordrach zu einer Diaspora -
gSmeinde Nordrach . Beide Diasporagemeinden EEhörten bisher zum Diehstbezirk des Evang . Pfarramts
Gengenbach . Durch den Zuzug von evangelischen
Flüchtlingen hafte der Diasporadienst des Evang .
Pfarra mts Gengenbach in den lefzfen Jahren eine
solche Erweiferung erfahren , daß ein zweifer Geist -
licher notwendig wurde . Im Vorjahr entschloß sich
daher der Oberkirchenrat , einen Vikar zur Hilfe -leistung nach Gengenbach zu versefzen . Der Dienst
Wurde dann nach einiger Zeit mit Genehmigung des
Oberkirchenrats in der Weise verteilt , daß der Vikar ,der zunächst in Gengenbach Wohnung genommenhaffe , seinen Wohnsitz nach Zell à. H. verlegfe und

von dort aus haupfsächlich diejenigen Gemeinden
Pfarrdiensflich Versah , die jetzf zur Evang . Kirchen -
gemeinde Zell a. H. zusammengeschlossen werden
sollen . In dièsem Gebiet Wohnen gegenwärtig etwa
800 Evangelische , deren kirchliche Versorgung Pei
den weifen Enffernungen , die zu den einzelnen Ge -
meinden und Höfen zurückzulegen sind , die Kraft

eines Geistlichen voll beansprucht . Die Errichtung
einer ständigen Pfarrstelle in Zell à. H. und — als Vor -
aussetzung hierfür — die Frhebung der bisherigen
Diasporagemeinden Zell a. H. und Nordrach zu einer
Evang . Kirchengemeinde Zell a. H. entspricht daher
einem dringenden Bedürfnis .

Die Badische Landesregierung in Freiburg haf am
31. 7. 1750 die nach Arfikel 11 Abs . 1 des Ortskirchen -
steuergesefzes erforderliche staafliche Genehmigung
Zzur Errichfung einer Evang . Kirchengemeinde Zell à. H.
erfeilt .

ngen umfaßt , zusammen -

.
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Anlage III .

Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats
an die Landessynode der Vereinigten

im He
Evang. protestantischen Landeskirche Badens

rbst 1950 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Errichtung einer Evang .

Die Landessynode hat nach erfolgter staaflicher
Genehmigung als kirchliches Gesefz beschlossen , was
folgt :

Artikel 1.
Die Evangelischen , welche auf den Gemarkungender bürgerlichen Gemeinden Malsch ( Treis Karls -

ruhe ) , Sulzbach ( Kreis Karlsruhe ) und Waldprechts -
Weier ( Kreis Rastaft ) wohnen , werden mif Wirkungvom 1. April 1050 zu einer Kirchengemeinde Malsch ,deren Kirchspiel die genennten Gemarkungen um -
faßt , zusammengeschlossen .

Artikel 2.
Die Evang . Kirchengemeinde Malsch soll durch

eine besondere Sataung gemäß 5 38 KVmit der Evang .

Kirchengemeinde Malsch betr .

KLirchengemeinde Durmersheim zu einer Gesamt -kirchengemeinde Durmersheim - Malsch Vereinigt wer⸗den , in welcher die Kirchengemeinde Malsch Filial -kirchengemeinde der Kirchengemeinde Dur mersheimwird .

Artikel 3.

Die Evang . Kirchengemeinde Malsch wird dem
Kirchenbezirk Karlsruhe - Stadf zugeteilt .

Dieses Gesefz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den 1750.

Der Landesbischof :

Begründung :

Die Mitglieder der Landeskirche in den Gemein -den Malsch und Waldprechtsweier bilden seit 1920
eins Diasporagemeinde Malsch und werden samt dem
Diasporaort Sulzbach vom Pfarramt Durmersheim
kirchlich Versorgt . Die Gottesdienste für die 3 Ortefinden regelmäßbig alle 14 Tage im Rathaussaal inMalsch statt . An den übrigen Sonnfagen wird , da derPfarrer nichf kommen kann , durch Laienkräfte Bibel -stunde gehalten . Dazu kommen lAtäglicher Kinder -gottesdienst und gelegentliche Abendveranstaltungendes Pfarrers , 2. B. Vorträge , Gemeindeabende und
Passionsandachten .

Der Kirchenvorstan
daß in Malsch eine KiWobei Sulzbach und
Sspiel eingegliedert
ihre Begründung :

I. in der Seelenzahl , denn gegenwärfig wohnen inden 3 Orten nach dem Bericht des Kirchenvor -
standes etwa 450 Evangelische ,
in dem regen kirchlichen Leben der Gemeinde ,in der Absicht der Gemeinde , in Malsch eine
vang . Kirche zu erbauen , sobald die Verhält -
misse dies zulassen .

d Malsch haf darum gebeten ,
rchengemeinde errichfef werde ,

Waldprechtsweier in das Kirch -
Werden sollen . Diese Bitte findet

Der Wunsch der Gemeindeglieder , ein eigenesGotteshaus zu besifzen , ist berechfigt . Denn an deneinzelnen Abenden der Woche muß der Rathaussaal
meist den Zwecken der bürgerlichen Gemeinde die -
nen , sodaß nur eine beschränkte Möglichkeif zur Ab⸗
halfung kirchlicher Veranstaltungen besfehtf . Die Ge -
meinde kann aber einem solchen Bauvorhaben nur
dann nähertfreten , wenn ihr durch Erhebung zur
Kirchengemeinde die Möglichkeif gegeben wird ,
Ortskirchensteuer zu erheben .

Der Herr Präsident des Landesbezirks Baden — Abt .
Kultus und Unterricht — in Käarlsruhe haf im Einver -
nehmen mif dem Herrn Präsidenten des Landesbe -
zirks Baden — Abt . Innere Verwaltung — am 5. 10.
1949 gem . Art . 11 Abs . 1 des Ortskirchensfteuergesefzes
die staafliche Genehmigung zur Errichtung der Kir -
chengemeinde Malsch erfeilt . Ferner haf das Badische
Ministerium des Kultus und Unterrichts in Freiburg
im Einvernehmen mit dem Bad . Ministerium des In -
nern àm 30. 8. 1950 die staafliche Genehmigung erteilt ,
daß die im Lande Baden ( Südbaden ) gelegene Ge-
meinde Waldprechftsweier als kirchlicher Nebenort
in das Kirchspiel der Evang . Kirchengemeinde Malsch

eingegliedert wird .

EE
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Anlage IV .

Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenräts
an die Landessynode der Vereinigten Evang . Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1950 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .
00

Die Anderung der Kirchenbezirke Wertheim und Boxberg betr .

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz be -
schlossen , was folgt :

Artikel 1.

Die Kirchengemeinde Lauda wird vom Kirchenbe -
zirk Wertheim losgetrennt und dem Kirchenbezirk
Boxberg zugeteilt .

Artikel 2.

Dieses Gesetz tritt am 1. Apri ! 1951 in Kraäft .

Der Oberkirchenrat wird mif dem Vollzug beauf⸗
tragt .

Dieses Gesetz wird hiermit verkündef .

Karlsruhe , den 1950 .

Der Landesbischof :

Begründung :

Der Antrag zu der Aenderung in der Zuteilung ,der von der Kirchengemeinde Lauda ausgehf , machtf
geltend ,

a) daß Lauda schon in den Jahren 1874 88 zum
Kirchenbezirk Boxberg gehörte ,

b) daß es von Wertheim ( 31 km ] viel weiter ent⸗
fernt sei als von Boxberg ( 12 km) ,

sei als mit den Orten des Wertheimer Bezirks ,
d) daß die Bahnverbindung zwischen Lauda und

den Orten des Boxberger Bezirks viel besser sei
als mit den Orten des Wertheimer Bezirks , weil
alle Orte deés ersferen an der Strecke Heidel -
berg - Würzburg liegen , die mehr Züge habe
als die Nebensfrecke Lauda - Wertheim ,

e) Lauda gehöre viel organischer zum Boxberger
Gebiet , weil fast alle evang . Schüler der Ge -
Werbeschule Lauda aus dem Schüpfergrund
stammen , 0 trag der Kirchengemeinde Lauds zu entsprechen .

t) der große Unferschied in der Seelenzahl der
beiden Kirchenbezirke würde durch den Voll -
zug dieser Aenderungegeminderi Werden .

Der Aenderungsvorschlag wird auch vom Bezirks -
kirchenraf Boxberg lebhaft untersfützt , weil die von

der Kirchengemeinde Laude angeführten und für die
Aenderung sprechenden Gründe anzuerkennen seien .c) daß die Fernsprech - Verbindung mit den Orten

des Boxberger Bezirks viel besser und billiger des Boxberger Bezirks viel stärker am kirchlichen Le-ben beteiligen , als dies im Wertheimer Bezirk möglich

Laude könne sich im Verband mif den Gemeinden

Wäre . Da die Gemeinde durch Zuzug von Flüchflingen
um ½% gewachsen ist , verdiene sie eine erhöhfe Be -
achtung .

Der Kirchenbezirxk Wertheim wehrf sich begreif -
licherweise gegen die Abtrennung von Lauda , kann
aͤber die ins Feld geführten Gründe nicht widerlegen .

Der FErweiferte Evang . Oberkirchenraf haf daher frofz
der Ablehnung des Wertheimer Bezirks in seiner
Sitzung vom 8. September 1950 beschlossen , dem An -





Anlage V.

Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats

an die Landessynode der Vereinigten Evang . protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1950 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Vorläufige kirchliche Gesetze betr .

Die Landessyvnode haf als ! kirchliches Gesefz be -

schlossen , was folgt :

Artikel 1.

Nachsfehenden seit der Tagung der Landessynode
vom 12 . - 15. Mai 1950 vom Erweiterten Evang . Ober -
kirchenraf gemäß 5 120 KV erlassenen vorläufigen
Gesetzen haf die Landessynode nachträglich ihre Ge -
nehmigung erteilf :

1. Die Frrichtung einer Evang . Kirchengemeinde
Odenheim betr . , vom 15. Juni 1950 , VBl . Nr . 5,

2. Die Besoldungsverhälfnisse
dienstefen befr . , vom 8. 8e
Ni 7.1

der kirchlichen Be -

ptember 1950 , VBl .

Artikel 2.

Diese Gesetze werden hiermit als endgülfig ver -
kündet .

Karlsruhe , den 1950 .

Der Landesbischof :

Gesetzestexte :

Die Errichtung einer Evang . Kirchengemeinde Odenheim hetr .

Der Erweiferte Evang . Oberkirchenraf haf gemäß
§ 120 KV nach erfolgter staaflicher Genehmigung als
Vorläufiges kirchliches Gesetz beschlossen , was folgt :

Artikel 1.

Die Evangelischen , welche auf den Gemarkungen
der bürgerlichen Gemeinden Odenheim und Tiefen -
bach und auf dem Gemarkungsteil Stifterhof der bür -
gerlichen Gemeinde Eichelberg wohnen , werden mit
Wirkung vom 1. April 1950 zu einer Kirchengemeinde
Odenheim zusammengeschlossen , deren Kirchspiel
die Gemarkungen Odenheim und Tiefenbach
den Gemarkungsteil Stiiterkof der Gemeinde Eichel-
berg umfaßt .

Artikel 2.
Die Evang . Kirchengemeinde Odenheim soll durch

eine besondere Satzung gemäßz § 38 KVmit der Evang .

Kirchengemeinde Elsenz zu einer Gesamfkirchenge -
meinde Elsenz - Odenheim vereinigt werden , in wel⸗
cher die Kirchengemeinde Odenheim Filialkirchen -
gemeinde der Kirchengemeinde FElsenz wird .

Artikel 3.

Die Evang . Kirchengemeinde Odenheim wird dem
Kirchenbezirk Sinsheim zugeteilt .

Dieses Gesefz wird hiermif verkündef

Karlsruhe , den 15. Juni 1950 .

Der Landesbischof :

D. Bender .

Die Besoldungsverhältnisse der kirchlichen Bediensteten betr .

Der Erweiferte Evang . Oberkirchenraf haf gemäß
§ 120 KV als Vorläufiges kirchliches Gesetz beschlos -
sen , was folgt :

Einziger Paragraph .

f
Die nach den kirchlichen Gesefzen vom 3. 3. 19493. 11. 1940 ( VBl. S. 10 und 51) und vom 15. 12. 19495,
5. 1550 ( VBl. 1940 8. 94 und 1950 S. 30) Pestehendè

6/ %ige Kürzung .

a) des Ruhegehalfs der Geistlichen und der Ver -
sorgungsbezüge der Witwen von Geistlichenund

b) der Bezüge der Geisflichen , der Beamfen und
Angestellten sowie

c) der Versorgungsbezüge der Beamten und ihrer
Hinferbliebenen

fällt mit Wirkung ab 1. Oktober 1950 weg .

Dieses Gesefz wird hiermif verkündef .

Karlsruhe , den 8. Sepfember 1950 .

Der Landesbischof :

D. Bender .





Anlage VI.

Der abgeänderte Vorschla

der Liturgischen Kommission für die Ordnung

des Gottesdienstes .

Der landessynode der Vereinigten Evang . - protestantischen

landeskirche Badens vorgelegt im Herbst 1950 .

Die Liturgisdie Kommission hat dem ihr von del
Landessynode erteilten Auftrag entsprochen und ihren
Entwurf einer Ordnung des Gottesdiensteés überprüft .
Sie hat ihn auf Grund der Außlerungen der Bezirks —
synoden vom Jahre 1949 abgeändert und dabei ver -
sucht , besonders folgende Anliegen zu berücksicktigen :

1. Die Ordnung soll keine Neueèrungen gegenüberdem jetzigen Bestand des Kirchenbuches von 1930 ent -
halten . Deshalb ist auf die feststéehende Formulierungdes Sündenbekenntnisses , die zweite Schriftlesung am
Altar , die Danksagung vor dem Segen und auf den
völligen Zusammensdhluß von P
Abendmahlsfeier Verzickhtet.
Ordnung des Predigt

redigtgottesdienst und
Die jetat Vvorgeschlagene

rdr gottesdienstes stellt lediglich eine
Ergänzung der bisher geltenden Ordnung für den
„Hauptgottesdienst an Sonn - und Feiertagen “ EKirdien —buch LS. 5) durch Stüdce dar , die
für „Erweiterte Gottèesdienste“bis 452) entnomme
darum , daß diese

aus den Ordnungen
EKirchenbuch I S. 448

n sind . Es handelt sidi also praktisch
ergänzten Stücke nicht nur für „ be -

sonders festliche Anlässe “ Kirchenbuch I S. XVI ) be -
5timmtbleiben , sondern für den sonntäglichen Gottes —-dienst freigegeben werden . Was zur Erklärung diesereinzelnen Stücke 2u sagen ist , wurde beréits in derersten Vorlage der Kommission ausgeführtdarum jetzt nicht mel
Desgleichen nahm
für die Abendmal

und bedarf
ur einer besonderen Erläuterung .

die Kommission bei der Ordnung
lsfeier, die im Kuschluſt an den Pre —Fortesdienst stattfindet , lediglichder bestehenden Formulare

2. Die Ergänzung des
ausschließlich solche

grögere Mitbe

einige Kürzungen
( Kirchenbudi II S. 14) vor .

de Predigtgottesdienstes umfaßt
Stücke , welche der80 emeinde eine

teiligung am gottesdienstlid en Geschehen

der Anbetung und des Bekennens einräumen . Wenn in
der Gegenwart der Ruf nadi einer stärkeren Zetäti -
gung der Gemeindeglieder im öffentlidien und kirch -
lichen Leben laut mufft diese AkKktivität im
Mittelpunkt des Gemeindelebens , im Gotteèsdienst , be —
ginnen .

3. Vom Heiligen Abendmahl glaubt die Kommission ,
daſi es in die Mitte des kircklichen Lebens gehört , das
heißflt , daß es weit häufiger empfangen und dabei vor
dem Miſtverständnis bewahrt werden mufk . es stelle ein
im Grunde überflüssiges Knhängsel des Predigtgottes -
dienstes dar . Durdi die an den bestehenden Formu —
laren vorgenommenen Kürzungen soll versucht werden ,
Predigtgottesdienst und Abendmahlsfeier noch stärker
aufeinander zu beèeziehen und beides zusammen doch
letztlidi als den einen christlidien Gottèesdienst er -
scheinen zu lassen , auc ' wenn vor der Abendmahls -
keier ein mehr oder weniger großer Teil der Gemeinde
das Gotteshaus verläſßt . Die Kommission glaubt auch ,
dafi die Bereitschaft der Gemeinde zum Empfang des
Heiligen Abendmahls wächst . wenn wie im Ur⸗
christentum und in der Frühchristenheit — die Freude
der Gemeinde über die Gegenwart ihres Herrn und die
frohe Erwartung seiner sicktbaren Wiederkunft wieder
stärker den Charakter der Feier prägt . Wird darum
die Beicite unmittelbar mit der Kbendmahlsfeier ver —
bunden , so sollte ein Liedvers nack der „ Danksagungfür die Sündenvergebung eingefügt werden , damit der
freudige Ton der Eucharistie aufklinge , 2. B. Lied 209 , 6.
Noch empfehlenswerter erscheint es , die Beichte über⸗
haupt von der Abendmahlsfeier 2zu trennen und un —
mittelbar vor den Predigtgottesdienst 2u legen . PDa-
durch wird die Beidite zugleich eine Vorbereitung für

W ird , 80



den Predigtgottesdienst , wie denn auch die Auf —

einanderfolge von Beichte , Predigt und Abendmahl den

Grundriß des frühchristlichen Gottesdienstes darstellt

und heute in vielen Kirchen der Christenheit Geltung

bèsitzt . Der Beiditgottesdienst ist wie die dem Predigt -

gottesdienst folgende Abendmahlsfeier auf das Wesent -

liche zu beschränken , so daſß alle drei Teile zusammen

bei einer Prédigtzeit von 20 Minuten nicht mehr als

1 % Stunden beanspruchen , die Teilnahme am Ganzen

also den Gemeindegliedern zumutbar ist . Auch der

selbständige Beichtgottesdienst am Vortag sollte in den

Gemeinden wieder heimisch Verden .

4. Die Einführung der Gottesdienstordnung darf

weder mit ZWwang geschehen , noch mit Zwang unter —

drückt werden . Die Kommission schlägt deshalb vor ,
daß die neue Ordnung lediglic zur schrittweisen Ein -

kührung empfohlen wird . Nadi einer Frist von künf

Jahren , in welcher den Gemeinden die Möglichkeit ge -

geben ist , die Ordnung zu erproben , soll erneut über

die Ordnung beraten werden . Das bedeutet praktisch ,
daß für die nächsten fünf Jahre die jetzt gültige Ord -

nung des Kirchenbudis IJ S .5 die Mindestform und die

von der Kommission vorgeschlagene Ordnung die

Höchstform des Gottesdienstes darstellt . Dabei wird

das Bild des gottesdienstlidien Lebens der Landeskirche

nicht nur diese beiden Ordnungen in ihrer Reinform

aufweisen , sondern mehrère Variationen zeigen , wie sie
innerhalb der Grenzen der Mindest - und der Höchst —
korm durch die schrittweise Einführung der Ergän —
zungsstücke möglich sind . Wichtig ist , daß diese Stücke
der Höchstform nur in der von der Kommission fest -

gelegten Form verwendeèt werden und die Einführung
anderer Stücke unterbleibt . So mag es zwar auf den
ersten Blick scheinen , als werde nun die bisherige Ein -
heitlichkkeit der Gottesdienstordnung aufgegeben . In
Wirklichkeit aber herrscht im gottesdienstlichen Leben
unserer Landeskirche eine ausgesprochene Willkür ,
und die neue Gottesdienstordnung bezweckt gerade ,
diese bestehende Unordnung wenigstens einmal in eine

geordnete Mannigfaltigkeit zu verwandeln . Das gottes -
dienstliche Leben , welches sich in vielen Gemeinden

regt und nach rechten Betätigungsformen drängt , soll
vor Wildwuchs bewahrt und in béstimmte Bahnen ge -
lenkt werden . Das eigentlich Wünschenswerte bleibt
jedoch nach wie vor die Wiederherstellung einer vollen
und echten Einheit . Diese Einheit wächst , wenn über⸗
haupt , nur durch eine solche Steuerung , die die neuen
Ansätze gottesdienstlichen Lebens nicht von vornherein
unterdrückt , sondern ihnen Raum zur geésunden Ent -
wicklung bietet .

I. Der Predigtgottesdienst .

ODie ergänzten Stücke sind fettgedruckt . )

Gemeinde : Eingangslied .

Votum Elm Namen des Vaters und des
Sohnes und des Heiligen Geistes “ ) .

Gemeinde : „ Amen “ ( gesungen , siehe Notenbeilage ) .

3 Eingangsspruch .

Gemeinde : „ Ehre sei dem Vater und dem Sohn und
dem Heiligen Geist , wie es war im Anfang ,
jetzt und immerdar und von Ewigkeit zu
Ewigkeit ! Amen . “
( Wird das „ Ehre sei dem Vater . . “ ein -
geführt , so singt der Kirchenchor nach dem
Halleluja vor dem Glaubensbekenntnis ,
andernfalls gelten die Rüichtlinien des Li -
turgischen Wegweisers , Kirchenbuch 1
S. XVII . )

ERR „ Demütiget euch vor dem Herrn , lasset

beten ! “
Adenbekenntnis ( in der Form , die im

Kirchenbuch J für die meisten Sonntage
und alle Festtage angegeben ist ) .

Gemeinde : „ Kyrie eleison — Herr , erbarme dich !

Christe eleison — Christe , erbarme dich !

Kyrie eleison — Herr , erbarm dich über

uns ! “
( Die Teile : „ Kyrie eleison “ , „ Christe elei -

Son “ , „ Kyrie eleison “ werden am besten

vom Chor übernommen , sei es vom Kir -

chenchor , sei es von einem Konfirmanden -

oder Jugendchor , es ist aber auch möglich ,
daß die deèeutschen Teile allein und un -
mittelbar nacheinander von der Gemeinde

gesungen werden - )

Efrö : Gnadenversicherung .

Gemeinde : „ Ehre sei Gott in der Höhe und Friede
auf Erden und den Menschen ein Wohl -

gekallen ! “
( Auch hier sollte der erste Teil , „ Ehre sei
Gott in der Höhe “ , vom Chor gesungen
werden . Das ganze Stück entfällt in der
Advents - und Passionszeit . )
Lobvers .

ODie Aufforderung des Pfarrers „ Lob —
singet . . . unterbleibt , wenn die Gemeinde
beèereits die Gnadenversicherung mit „ Ehre
sei Gott in der Höhe . . . “ beantwortet hat .
Wird an Festtagen die große Doxologie

vom Pfarrer geéesprochen oder vom Chor

gesungen , s0 geschieht dies nach dem
„ Ehre sei Gott in der Höhe “ . Auch hier -
nach entfällt die Aufforderung zum Lob —
vers . Die Orgel setzt zum Lobvers ohne

Vorspiel ein und endeèet auch ohne Nach -
spiel . Damit sich der Einsatz der Gemeinde
nicht verzögert , empfiehlt es sich , die Aus -
wahl der Lobverse auf einige wenige , aber
dafür besonders geèeignete — 2. B. 156, 2 —
zu beéschränken . jede Zeit des Kirchen -
jahres könnte ihren besondeéren Lobvers
erhalten , der sid dann der Gemeinde ein -
prägt . Auch sollte die Gemeinde schon am
Ende des Eingangsliedes im Gesangbuch
den Lobvers aufschlagen . )

„ Der Herr sei mit euch ! “

Gemeinde : „ Und mit deinem Geist ! “

— „ Lasset uns beten ! “
Kollekte ( ohne Amenh ) .

Gemeinde : „ Amen . “

BRRR Schriftlesung mit Sdiluſispruch und
Halleluja .

Gemeinde : Halleluja .
( Kirchenchor )

Pfr . und
Gemeinde : Glaubensbekenntnis

( Pricht der Pfarrer allein , so überläft er
das Amen der Gemeinde , die es dreimal
singt ; siehe Gesangbuch 537, Ziff . 9 zweite
Form . Spricht die Gemeinde mit , so endet
sie mit dem einmal gesprochenen Amen ) .

Gemeinde : Lied vor der Predigt .

Bfr⸗ Kanzelgrufl . Lesung des Predigttextes und
Predigt .

Cellel



Gemeinde : Lied nach der Predigt .
ODas Lied vor der Predigt sollte nicht den
Inhalt der Predigt vorwegnehmen , Son -
dern eine Bitte um den Heiligen Geist und
damit um das rechte Hören des Wortes
Gottes enthalten . Dagegen stellt das Lied
nach der Predigt die Antwort der Ge —
meinde auf das an sie ergangene Wort
Gottes dar . Um diese Antwort zur vollen
Geltung kommen zu lassen , empfiehlt es
sich , mehrere Strophen zu singen , die audh
keineswegs immer dem Lied vor der Pre -
digt entnommen sein müssen , sondern ent -
spbrechend dem Inhalt der Predigt aus
einem andern Lied ausgewählt sein soll -
ten . )

238 Hauptgebet
Geébet des Herrn .

Gemeinde : „ Denn dein ist das Reich und die Kraft
und die Herrlichkeit in Ewigkeit . Amen . “
ODie Mitbeteiligung der Gemeinde am Ge -
bet des Herrn kommt besser durch das
Singen der Doxologie als durch das laute
Mitsprechen des Gebeétes zum Ausdruc .
Keinesfalls darf die Doxologie gesungen
werden , wenn die Gemeinde das Gebet
laut mitspricht . )

3 — Friedensgruß .

Gemeinde : Schlußlied .

Pfr . : Abkündigungen
Segen ( ohne „ Amen “ ) .

Gemeinde : „ Amen , Amen , Amen . “

II . Das Heilige Abendmahl in Verbindung
mit dem Predigtgottesdienst .

Erste Möglichkkeit : Abendmahlsfeier mit Beichte im
Anschluß an den Predigtgottesdienst ( entsprechend
Kirchenbuch II S. 44, Ordnung III ) . Es entfallen die
Stücke Liff . 1 —5 der genannten Ordnung . An ihre
Stelle tritt nach einem Zwischenspiel der Orgel ein
Eingangswort des Pfarrers :

REr „ Das ist gewißlick wahr und ein teuer -
wertes Wort , daß Christus Jesus gekom -
men ist in die Welt , die Sünder selig zu
machen . So wir sagen , wir haben keine
Sünde , ( 1 . Joh . 1, 8 und 9) . — Darum
wollet euck nun vor dem heiligen Gott
demütigen . . “ ( Aufforderung zur Beidite
wie Kirchenbuch II S. 49. )
Darauf folgen wie im Kirchenbuch Beichte ,
Absolution , Danksagung . Vor der Präfa -

tion stimmt die Gemeinde ein eudliaristi -
sches Lied an . Das Weitere wie Ziff . 8 —16
der Ordnung III .

Zweite Möglichkeit : Beichte von der Abendmahls -
feier getrennt unmittelbar vor dem Predigtgottes -
dienst . Ihr zeitlidier Beginn ist 80 anzusetzen , daſt die
Handlung etwa 10 Minuten vor dem Predigtgottes -
dienst beendet ist . So können die nur am Preédigt -
Sottesdienst teilnehmenden Gemeindeglieder , ohne zu
stören , ihre Plätze einnehmen . Die Orgel schweigt .

ERR Votum .

Buffpsalm (6, 32, 38, 51, 102, 130, 143) .
„ Das ist gewifllich wahr und ein teuer⸗
Wértes Wort .
( ie oben mit Aufforderung zur Beichte ) .
Beichte
Absolution

Danksagung ( nadi Kirchenbudy .
Nach dem Predigtgottesdienst verläuft die Abend -

mahlsfeier nach der Ordnung II des Kirchenbudhes II
S. 44. nur daſ Liff . 2 Votum ) enttällt .

Dritte Möglidikeit : Selbständiger Beichtgottesdienst
am Vortag . Ordnung siehe Kirckenbuck II S. 44 Ziff . I.

III . Die Einführung der Ordnung .

I. Die Einführung der Ordnung wird den Gemein -
den von der Landessynode lediglich empfohlen . Uber
die Einführung in der Gemeinde selbst entscheidet der
Kirchengemeindeèrat . Die Entscheidung des Kirchen —
gemeinderats muß nicht unmittelbar auf die Genehmi -

gung der Ordnung durch die Landeéssynode hin er -
folgen , sondern kann im Laufe der nädisten Jahre
herbeigeführt werden .

2. Die Einführung geschieht schrittweise und nach
gründlicher Vorbereitung in Gemeindekreisen , Kon -
firmanden - und Religionsunterrickt .

3. Die über die Ordnung des Kirckenbuchs J S. 5 hin -

ausgehenden Stücke müssen in der im Vorstehenden
kestgelegten Form verwendet werden . Wo sie bereits
in andeèrer Form eingeführt sind , ist diese Form nach
der hier festgelegten umzuändern . Dies gilt auch für
die Melodien ( Vgl. das beigelegte Melodienblatt ! Die

jetzt vorgeschlagene Weise des „ Ehre sei Gott in der
Höhe . . . Imit anschließendem Lobvers ] kann audi
im Kindergottesdienst verwendet werden . Dies muft

sogar geschehen , wenn sie im Predigtgottesdienst ein -

geführt wird ) .

4. Uber diese Ordnung hinausgehende Verände -

rungen müssen unterbleiben und sind nötigenfalls

rückgängig zu machen .

5. Nach fünf Jahren wird die Landessynode über die

Ordnung neu beèraten .
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